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Vorwort

Wirtschaftspolitik greift in vielen Bereichen zum Mittel direkter Vereinbarungen
mit den Marktakteuren, um ihre Ziele zu verfolgen. So hat die Wohnungspolitik
1993 im Rahmen des so genannten Altschuldenkompromisses eine explizite Ver-
einbarung mit der Wohnungswirtschaft getroffen, die vorsieht, ostdeutschen
Wohnungsunternehmen eine Teilentlastung von den ihnen durch den Einigungs-
vertrag übertragenen Wohnungsbaualtschulden zu gewähren, wenn sie sich ver-
pflichten, innerhalb von zehn Jahren einen Teil ihres Wohnungsbestandes vor-
zugsweise an bisherige Mieter zu privatisieren.

Die vorliegende Arbeit interpretiert den Altschuldenkompromiss als einen
langfristigen und damit unvollständigen Vertrag. Seine Unvollständigkeit bein-
haltet die Möglichkeit künftiger Änderungen und Ergänzungen. Diese Möglich-
keit ist angesichts möglicher Änderungen im Vertragsumfeld durchaus gewollt.
Aufgrund von spezifischen Investitionen der Vertragspartner in physische wie in
intangible Vermögenswerte, insbesondere in Glaubwürdigkeit, ergeben sich da-
raus allerdings auch Erpressungspotentiale. Die Gefahr ihrer Ausnutzung durch
so genanntes opportunistisches Verhalten steht der Erreichung der ursprünglich
vereinbarten Ziele im Wege. Die Arbeit untersucht anhand einer transaktions-
kostenökonomischen Analyse, wie derartige Erpressungspotentiale beim Alt-
schuldenkompromiss entstehen, wie sie verteilt sind und welche Implikationen
dies für die Glaubwürdigkeit und die künftigen Handlungsspielräume der Woh-
nungspolitik hat.

Zum Gelingen der Arbeit haben viele mit ihrer Unterstützung und Ermuti-
gung beigetragen. Für Anregungen, Diskussionsbereitschaft und kritische Kom-
mentare danke ich insbesondere Frank Bickenbach, Katja Gerling, Dr. Ralph P.
Heinrich, Dr. Martin Hoffmeyer, Dr. Lars Kumkar, Professor Dr. Joachim
Scheide, Klaus-Dieter Schmidt, Professor Dr. Dr. h.c. Horst Siebert, Professor
Dr. Rüdiger Soltwedel, Dr. Frank Stähler, Hartmut Wolf sowie Professor Dr.
Klaus-Werner Schatz, auf dessen Anregung die Arbeit zurückgeht. Eine wert-
volle Hilfe waren auch Informationen, die die Kreditanstalt für Wiederaufbau
zur Verfügung gestellt hat, und Gespräche mit ihren Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern. Sabine Niemann und Hannelore Owe haben mit Sorgfalt und Geduld das
Manuskript bearbeitet. Ilse Büxenstein-Gaspar und Anja Schäfer haben dankens-
werter Weise die redaktionelle Bearbeitung übernommen. Mein besonderer
Dank gilt freilich Professor Dr. Klaus Mackscheidt und Professor Dr. Toni
Pierenkemper für die Betreuung der Arbeit.

Kiel, im Juni 2001 Birgit Sander
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A. Einführung

I. Das Altschuldenproblem in der ostdeutschen Wohnungs-
wirtschaft

Die ostdeutsche Wohnungswirtschaft war zu Zeiten der Deutschen Demokrati-
schen Republik (DDR) und zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung in einem de-
solaten Zustand. Die Mieten waren auf einem äußerst niedrigen Niveau einge-
froren und machten die Bewirtschaftung des Wohnraums durch die Wohnungs-
unternehmen und die wenigen privaten Vermieter in der Regel unrentabel. Ihnen
fehlten die Mittel sowohl für Instandhaltungsmaßnahmen als auch für Moderni-
sierungsinvestitionen. Dies führte zum Verfall der Wohnungen und Gebäude
und zu einer fortschreitenden Wertminderung der Bausubstanz.

War schon der geringe Substanzwert des Wohnungsvermögens eine schwere
Hypothek, mit der die ostdeutsche Wohnungswirtschaft sich auf den Weg in
marktwirtschaftliche Verhältnisse zu machen hatte, so wurde ihre Belastung mit
dem Übergang in die deutsche Einheit noch vergrößert. Mit dem Wohnungsver-
mögen wurden ihr auch die so genannten Wohnungsbaualtschulden übertragen,
und diese überstiegen in manchen Fällen den Substanzwert des Wohnungsbe-
standes bei weitem. Zudem wurden die Kreditzinsen für die Altschulden mit der
Einführung der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion im Juli 1990 auf
Marktniveau angehoben,1 obwohl die Bestandsmieten aus sozialen Gründen zu-
nächst unverändert niedrig blieben.

So reichten auch nach der Wende die Mieterträge in der Regel nicht, um eine
kostendeckende Bewirtschaftung zu sichern, um Investitionen zur Bestands-
verbesserung durchzuführen und um darüber hinaus den Kapitaldienst auf die
Altschulden zu leisten. Mitte 1993 betrug der Kapitaldienst für die mit Altschul-
den belasteten Wohnungsbestände durchschnittlich 3 DM/m2/Monat, während
die Mieteinnahmen bei durchschnittlich 4 DM/m2/Monat lagen.2 Damit waren
selbst drei Jahre nach der Wende nur die wenigsten Wohnungsunternehmen in

Gemeinsames Protokoll über Leitsätze zur Ergänzung des Vertrages über die
Schaffung einer Wirtschafts- und Währungsunion (BGBl. 1990a: 546).

Deutscher Bundestag (1993a: 61). Durch die Altschuldenhilfe konnte der Kapital-
dienst auf durchschnittlich etwa 1 DM/m2/Monat abgesenkt werden. Die Bestands-
wohnungen unterlagen auch weiterhin einer Mietpreisbindung. Die im Westen gel-
tende Mietpreisregulierung — das Vergleichsmietensystem — sollte 1995 eingeführt
werden.
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der Lage, kostendeckend zu wirtschaften und die dringend erforderlichen Sa-
nierungs- und Modernisierungsinvestitionen zu finanzieren.

In dieser Situation stellte sich eine zweifache Aufgabe. Zum einen musste das
Missverhältnis zwischen Altschulden und dem Wert der Wohnungssubstanz,
zum anderen das Missverhältnis zwischen erzielbaren Mieterträgen und den er-
forderlichen Ausgaben zur Deckung der laufenden Kosten und zur Durchfüh-
rung von Investitionen behoben werden. Außerdem galt es, die Eigentumsver-
hältnisse neu zu ordnen und insbesondere den Privatisierungsauftrag, der bereits
im Einigungsvertrag enthalten war, umzusetzen.

II. Der Altschuldenkompromiss als Lösungsinstrument

1993 wurde im Rahmen des Föderalen Konsolidierungsprogramms (BGBl.
1993a) der so genannte Altschuldenkompromiss zwischen der Bundesregierung
und der ostdeutschen Wohnungswirtschaft geschlossen. Er regelt die Wohnungs-
baualtschulden in den neuen Ländern und verknüpft diese Regelungen mit einer
Pflicht zur Privatisierung von Wohnungen. Kern des Altschuldenkompromisses
sind die Bestimmungen des Altschuldenhilfe-Gesetzes (AHG) von 1993 (BGBl.
1993b). Das AHG regelt die Gewährung von Altschuldenhilfen des Bundes an
ostdeutsche Wohnungsunternehmen in Form einer Teilentlastung von Woh-
nungsbaualtschulden und in Form von Zinshilfen.

Altschuldenhilfen werden jenen Unternehmen gewährt, die sich verpflichten,
sowohl Modernisierungsinvestitionen durchzuführen als auch in einem Zeitraum
von zehn Jahren mindestens 15 vH ihrer Wohnungen vorrangig an die Mieter zu
privatisieren und einen Teil der dabei erzielten Erlöse an den Bund abzuführen.
Von der Erfüllung dieser Verpflichtungen hängt es ab, inwieweit der Staat mit
der Gewährung von Altschuldenhilfen seine über die Lösung der Altschulden-
frage hinausgehenden Ziele erreicht, nämlich eine rasche Sanierung und Moder-
nisierung des ostdeutschen Wohnungsbestandes ebenso wie die Wohneigen-
tumsbildung bei den Mietern.

Der Altschuldenkompromiss begründet eine Kooperation zwischen Staat und
Wohnungsunternehmen. Wie bei jeder Kooperation gibt es einerseits gemein-
same Interessen, die verfolgt werden, andererseits divergierende Interessen, für
die auf der Basis und vor dem Hintergrund des gemeinsamen Anliegens eine
Einigung gesucht wird. Im Falle des Altschuldenkompromisses liegt das gemein-
same Interesse von Bund und ostdeutschen Wohnungsunternehmen in der Besei-
tigung der Investitionshindernisse, die aus den — hinsichtlich ihres Rechts-
charakters und der Haftung — ungeklärten Wohnungsbaualtschulden herrühren.
Die divergierenden Interessen liegen bei der Gestaltung der Privatisierungsver-
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pflichtung und dem Umfang der Erlösabführung. Während es dem Bund darum
geht, den Privatisierungsauftrag des Einigungsvertrages umzusetzen und die
Wohneigentumsbildung bei den Mietern voranzutreiben, möchten die Woh-
nungsunternehmen die Privatisierungsanforderungen sowie den zu ihrer Erfül-
lung erforderlichen Aufwand und die Erlösabführung gering halten.

III. Der Altschuldenkompromiss als Koordinierungsproblem

Das AHG begründet einen langfristigen, unvollständigen Vertrag zwischen dem
Staat und der ostdeutschen Wohnungswirtschaft. Zum einen ist er langfristig,
denn die Entstehung der Vertragspflichten und ihre Erfüllung fallen zeitlich aus-
einander. Zum anderen ist er unvollständig, denn das AHG enthält, obwohl es im
Prinzip Sanktionen vorsieht, keine Festlegungen darüber, welche Folgen es ha-
ben soll, wenn Wohnungsunternehmen ihre Verpflichtungen nicht vollständig
erfüllen, diese unzureichende Erfüllung jedoch nicht auf Versäumnisse des Un-
ternehmens zurückgeführt werden kann.

Der Altschuldenkompromiss stellt, so wie er ursprünglich ausgehandelt und
im AHG festgeschrieben wurde, ein Tausch- oder Kooperationsgleichgewicht
dar. Obwohl das AHG eine Laufzeit von insgesamt zehn Jahren für die Erfüllung
des Altschuldenkompromisses vorsieht, wurden die Regelungen zwischenzeit-
lich mehrmals ergänzt, präzisiert oder revidiert—jedes Mal in einer Weise, die
für die Wohnungsunternehmen eine Verminderung ihrer Pflichten und für den
Bund einen Abstrich an seinen Zielen, insbesondere an seinem Privatisierungs-
ziel, bedeutete.

Die Lösung der Altschuldenfrage durch den Altschuldenkompromiss wirft
mithin ein neues Problem auf, nämlich das der Sicherung des Kooperations-
gleichgewichtes oder, anders ausgedrückt, das der Durchsetzung der mit dem
AHG geschaffenen Verpflichtungen. Im Folgenden ist daher insbesondere zu
untersuchen, ob und inwieweit die nachträglichen Änderungen des Altschulden-
kompromisses geeignet sind, die ursprüngliche Ausgewogenheit des Kompro-
misses wiederherzustellen, falls diese etwa durch äußere Störungen gefährdet
war, oder ob die nachträglichen Änderungen die ursprüngliche Ausgewogenheit
gestört haben. Wäre Letzteres der Fall, zeigte sich die Wohnungspolitik erpress-
bar im Hinblick auf Nachforderungen der Unternehmen.

Die Gefahr derartiger Erpressungsversuche ist nicht von der Hand zu weisen,
denn die Wohnungspolitik hat mit der Ankündigung ihrer Ziele — der Privati-
sierung von Wohnungen an die Mieter und der Modernisierung des Wohnungs-
bestandes — in ihre politische Glaubwürdigkeit investiert und mit der Vergabe
von Fördermitteln — der Teilentlastung von Wohnungsbaualtschulden — Mit-
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Verantwortung für den wirtschaftlichen Erfolg der Wohnungsunternehmen
übernommen. Sie ist mit einem Zielkonflikt konfrontiert, wenn sie sowohl
glaubwürdig fördern, als auch glaubwürdig durchsetzen will. Dieser Zielkonflikt
kann angesichts der Unvollständigkeit des AHG von den Unternehmen für Er-
pressungsversuche ausgenutzt werden, sei es, um weitere Fördermittel zu erhal-
ten, sei es, um eine Verringerung ihrer Vertragspflichten zu erreichen. Die Woh-
nungspolitik befindet sich dann in einem Dilemma von Glaubwürdigkeit und
Erpressbarkeit.

Nicht nur in der Wohnungspolitik, sondern in der Förderpolitik allgemein
kann der Staat in dieses Dilemma von Glaubwürdigkeit und Erpressbarkeit ge-
raten. Die Erreichung der wirtschaftspolitischen Ziele ist öffentlich beobachtbar,
so dass er schon zum Erhalt seiner Glaubwürdigkeit großen Wert auf die Reali-
sierung der angekündigten Ziele ebenso wie auf die Durchsetzung vertraglicher
Auflagen für die Unternehmen legen muss. Zudem gelingt es ihm nur selten, für
die Vielzahl der Ziele, die er verfolgt, ein konsistentes Zielsystem zu formu-
lieren. Inkonsistente Ziele können jedoch zu inkonsistenten Verpflichtungen
führen und ihn dann in hohem Maße erpressbar machen. Dann besteht die Ge-
fahr, dass die Empfänger der Fördermittel Marktrisiken, die sie eigentlich selber
tragen müssten, auf den Staat und damit auf die Allgemeinheit abwälzen. Gelingt
ihnen dies, würde es die Glaubwürdigkeit des Staates zur Erreichung seiner an-
gekündigten Ziele beeinträchtigen und könnte ganz generell seine Glaubwürdig-
keit im Hinblick auf die Gestaltung eines zweckmäßigen und zuverlässigen Ord-
nungsrahmens für die Wirtschaft schmälern.

IV. Transaktionskostenökonomische Analyse effizienter Ko-
ordinierung

Der Staat greift — in der Wohnungspolitik wie auch in anderen Bereichen der
Wirtschaftspolitik — vielfach und aus den unterschiedlichsten Gründen in
Marktprozesse ein und schließt dazu langfristige, unvollständige Verträge mit
den Unternehmen. Die Erreichung der wirtschaftspolitischen Ziele hängt dann
entscheidend davon ab, ob das durch die Vereinbarungen geschaffene Koopera-
tionsgleichgewicht gesichert werden kann. Die Frage nach der Sicherung des
Kooperationsgleichgewichts lässt sich formulieren als die Frage nach der effi-
zienten Durchsetzung langfristiger, unvollständiger Vereinbarungen und ver-
langt nach einer transaktionskostenökonomischen Analyse. Die Transaktions-
kostenökonomie, wie sie insbesondere von Williamson (1985, 1990) initiiert und
inspiriert wurde, zeichnet sich gegenüber den neoklassischen und politökonomi-
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sehen Ansätzen der Wirtschaftstheorie dadurch aus, dass sie wirtschaftliche
Handlungen nicht als die isolierten Entscheidungen einzelner Akteure betrachtet,
sondern als Tauschhandlungen oder Transaktionen, an denen jeweils mehrere
Akteure beteiligt sind. Die transaktionskosteneffiziente Koordinierung der indi-
viduellen Handlungsentscheidungen mit Hilfe langfristiger, unvollständiger Ver-
träge ist das zentrale Anliegen der Transaktionskostenökonomie.

Die Transaktionskostenökonomie hat mit dem Konzept der Transaktionskos-
ten sowie mit den Konzepten beschränkt rationalen Verhaltens, residualer Ent-
scheidungsrechte, asymmetrischer Information, opportunistischen Verhaltens,
glaubwürdiger Bindungen, spezifischer Investitionen und relationaler Verträge
die zur Analyse von Durchsetzungsproblemen benötigten Instrumente ent-
wickelt. Eine transaktionskostenökonomische Analyse wirtschaftspolitischer Ko-
ordinierungsprobleme ist vor allem deswegen lohnend, weil sie es erlaubt, so-
wohl Investitionen in immaterielle Vermögenswerte wie Vertrauenskapital (d.h.
Glaubwürdigkeit) als Strategie zur Absicherung langfristiger, unvollständiger
Verträge zu untersuchen als auch die Entstehung oder Bildung von Vertragsnetz-
werken — zwei Strategien, die mit den Analyseinstrumenten der herkömmlichen
Ansätze zur Theorie der Wirtschaftspolitik nicht erfasst werden können, die aber
gerade dann von Bedeutung sind, wenn der Staat sich in Vereinbarungen mit
Unternehmen in die Rolle eines Vertragspartners begibt.

V. Gang der Untersuchung

Nachdem Kapitel A in die Problemstellung eingeführt hat, skizziert Kapitel B
den Transformationsprozess der ostdeutschen Wohnungswirtschaft. Es stellt die
Regelungen des AHG dar und erörtert die Rolle des Altschuldenkompromisses
im Hinblick auf die Lösung des Altschuldenproblems ebenso wie seine Stellung
im wohnungspolitischen Regulierungszusammenhang. Kapitel C entwickelt auf
der Grundlage der Transaktionskostenökonomie den analytischen Rahmen zur
Untersuchung von Koordinierungsproblemen. Es legt die Schwerpunkte auf die
Analyse selbstdurchsetzender Verträge und die besonderen Koordinierungspro-
bleme in der Wirtschaftspolitik. Kapitel D analysiert den Altschuldenkompro-
miss als einen langfristigen, unvollständigen Vertrag zwischen Staat und Unter-
nehmen und geht insbesondere auf die Ex-ante- und Ex-post-Maßnahmen zur
Durchsetzung der Privatisierungsverpflichtung der Unternehmen ein. Kapitel E
fasst die Ergebnisse zusammen und entwickelt daraus wirtschaftspolitische
Schlussfolgerungen.



B. Transformation der ostdeutschen Wohnungswirt-
schaft

I. Neuordnung der Eigentumsverhältnisse

Die Rahmenbedingungen für die Neuordnung der Eigentumsverhältnisse in der
ostdeutschen Wohnungswirtschaft haben der Staatsvertrag und der Einigungs-
vertrag von 1990 sowie das AHG von 1993 geschaffen.3 Der Staatsvertrag legte
fest, dass die Kommunalen Wohnungsverwaltungen (KWU) und die Volkseige-
nen Betriebe der Wohnungswirtschaft (VEB), ebenso wie die anderen ostdeut-
schen Wirtschaftsbetriebe, als Teil des volkseigenen Vermögens zu behandeln
und durch Umwandlung in rechtlich und wirtschaftlich selbständige Unterneh-
men aus dem Staatshaushalt auszugliedern seien (formale Privatisierung). Die
staatlichen Wohnungsbaukredite seien dabei substanzgerecht den Einzelobjekten
zuzuordnen (BGBl. 1990a: 542).

Die formale Privatisierung durch die Bildung rechtlich und wirtschaftlich
selbständiger Unternehmen trug dem Regelungszwang Rechnung, der aus der
deutschen Einigung erwuchs.4 Da es das Institut des Volkseigentums in der bun-
desdeutschen Rechtsordnung nicht gibt, musste geklärt werden, wer ab 1.7.1990
Eigentümer des bis dahin volkseigenen Vermögens sein sollte. Während das
Eigentum an den volkseigenen Betrieben der Industrie an die Treuhandanstalt
übergehen sollten, wurde das zur Wohnungsversorgung genutzte volkseigene
Vermögen aus dem Finanzvermögen ausgesondert und, soweit es sich in Rechts-
trägerschaft der KWU bzw. der VEB befand, einschließlich der anteiligen Schul-
den direkt den Kommunen übertragen. Mit dieser Sonderregelung für das kom-
munale Wohnungsvermögen folgte die Bundesrepublik einem Wunsch, den die
DDR in den Beitrittsverhandlungen geäußert hatte (Deutscher Bundestag
1990: 366). Durch den Einigungsvertrag erhielten die Kommunen das Woh-
nungsvermögen mit der Maßgabe, es „unter Berücksichtigung sozialer Belange
schrittweise in eine marktwirtschaftliche Wohnungswirtschaft'" zu überführen.5

Für einen breiteren Überblick über die Transformation der ostdeutschen Wohnungs-
wirtschaft siehe Jenkis (1996) und Sander (1994).

Die Bestimmungen des Einigungsvertrages zielen demgegenüber auf die materielle
Privatisierung des Wohnungsvermögens.

Art. 22 Abs. 4 S. 4 Einigungsvertrag (BGBl. 1990b: 20).
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Dabei solle die materielle Privatisierung „auch zur Förderung der Bildung
individuellen Wohneigentums beschleunigt durchgeführt werden". 6

Die Kommunen hatten die formale Privatisierung durchzuführen und Grund
und Boden mit aufstehenden Gebäuden auf von ihnen zu gründende kommunale
Wohnungsunternehmen in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft zu übertra-
gen (Vermögenszuordnung).7 Die Aufgabe der materiellen Privatisierung fiel
damit den kommunalen Wohnungsunternehmen zu. Hierzu waren im Einigungs-
vertrag allerdings keine konkreten Festlegungen getroffen worden: Es wurde
nicht geregelt, wie viele Wohnungen privatisiert werden sollen, welche Rolle
selbstgenutztes Wohneigentum im Verhältnis zu anderen Formen privaten Ei-
gentums erhalten soll, und es wurden an die Nichtbefolgung des Privatisierungs-
gebotes keine Rechtsfolgen geknüpft.8 Ebenso blieb es offen, wie die gemein-
sam mit den Vermögenswerten übertragenen Schulden getilgt werden sollen.

II. Reform der Mietpreisbildung

In der DDR unterlagen die Mieten einer scharfen Höchstpreisregulierung. So
wurden 1989 mit der Kaltmiete lediglich Erträge von durchschnittlich 1 DM/
m2/Monat erzielt (Sander 1994: 9). Damit konnten die Wohnungen nicht kosten-
deckend bewirtschaftet werden, und die wohnungswirtschaftlichen Investitionen
blieben weit unter dem Niveau, das erforderlich gewesen wäre, um eine quanti-
tativ und qualitativ angemessene Wohnraumversorgung oder auch nur einen
Erhalt der Bausubstanz zu gewährleisten.

Einerseits bestimmen Mieterträge das Investitionsverhalten der Unternehmen,
andererseits stellen sie für die Haushalte eine Kostenbelastung dar. Die Reform
der Mietpreisbildung vollzieht sich daher im Spannungsfeld zwischen den Anlie-
gen, einerseits die Erträge der Wohnungsunternehmen rasch und nachhaltig zu
steigern, damit sie den Investitionsrückstand abtragen und die Modernisierung

Art. 22 Abs. 4 S. 5 Einigungsvertrag (BGBl. 1990b: 20). Der Anteil selbstgenutzten
Wohneigentums lag zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung in den neuen Ländern bei
etwa 22 vH, in den alten Ländern bei etwa 40 vH.

Die kommunalen Wohnungsunternehmen haben in der Regel die Rechtsform einer
GmbH; die Kommune ist alleiniger Anteilsinhaber.

Im Hinblick auf den Privatisierungsauftrag des Einigungsvertrages wurden 1991 und
1992 im Auftrag des Bundesministeriums für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau (BMBau) 31 Modellvorhaben zur Wohnungsprivatisierung in den neuen Ländern
begonnen (BMBau 1993a). Ein Überblick über die Wohnungsprivatisierung vor In-
krafttreten des AHG findet sich in VHW (1992).
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der Wohnungen voranbringen können, dabei andererseits jedoch den Anstieg der
Kostenbelastung für die Mieter in einem sozialverträglichen Rahmen zu halten.

Die Ziele und Grundsätze der Mietpreisreformen in den neuen Ländern sind
im Einigungsvertrag festgelegt worden (BGBl. 1990b: 392). Grundanliegen war
es, die Mietpreisbildung in den neuen Ländern unter Berücksichtigung der dorti-
gen Einkommensentwicklung heranzuführen an das in den alten Ländern bereits
seit 1974 bestehende System der ortsüblichen Vergleichsmiete gemäß dem Miet-
höhegesetz (MHG). Die erforderlichen Anpassungen des Mietrechts wurden in
mehreren Schritten vorgenommen: Neben den grundsätzlichen Festlegungen des
Einigungsvertrages waren dies die erste und zweite Grundmietenverordnung von
1991 und 1993 sowie das Mietenüberleitungsgesetz (MÜG) von 1995.9

1. Einigungsvertrag

Durch die Bestimmungen des Einigungsvertrages zur Miethöhe wurden die Mie-
ten im Wohnungsbestand, d.h. im preisgebundenen Wohnraum, von den Vor-
schriften des MHG zunächst ausgenommen. Der Mietpreisstopp der DDR sollte
bis Ende 1991 weitergelten.10 Gleichzeitig wurde die Bundesregierung ermäch-
tigt, auf dem Verordnungswege dann sowohl die Anhebung der Mieten als auch
die Umlage der Betriebskosten auf die Mieter zu regeln {BGBl. 1990b: 392). Als
Ausgleich für die nicht kostendeckenden Mieten erhielten die Wohnungsunter-
nehmen bis Ende 1990 Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt. Ab 1991 fiel die
Aufgabe, die Unternehmen zu unterstützen, an die Länder, denn Subventionen
an Wohnungsunternehmen gelten als Verbrauchersubventionen. Die Länder
zahlten den Wohnungsuntemehmen bis zum Beginn der Mietpreisreformen so
genannte Bewirtschaftungshilfen, die aufgrund der begrenzten Landesmittel al-
lerdings nur knapp bemessen waren und nicht ausreichten, um die auflaufenden
Defizite zu decken.

Ansonsten legte der Einigungsvertrag fest, dass für die Mieten im nicht preis-
gebundenen Wohnraum dieselben Regelungen gelten wie in den alten Bundes-
ländern, d.h. bei der Begründung von Mietverhältnissen in neuerrichteten, pri-

9 Darüber hinaus gab es eine Betriebskostenvereinbarung sowie Anpassungen des
Wohngeldes zur sozialen Flankierung.

10 Im Einigungsvertrag (BGBl. 1990b: 498) ist festgelegt worden, dass die DDR-
Verordnung über die Aufhebung bzw. Beibehaltung von Rechtsvorschriften auf dem
Gebiet der Preise vom 25.6.1990 (GBl. 1990b: 472) für Mieten und Pachten, die sich
auf Wohnraum beziehen, weitergelten soll. In dieser Verordnung war festgelegt
worden, dass die am 30.6.1990 geltenden staatlichen Preisregelungen für Mieten und
Pachten sowie für Wasser, Energie, Verkehr, Post und Fernmeldewesen beibehalten
und die entsprechenden Subventionen weitergewährt werden sollen.
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vatfinanzierten Wohnungen kann die Miete frei vereinbart werden und künftige
Mieterhöhungen unterliegen dem im MHG verankerten Vergleichsmietenprinzip
unter Beachtung der Kappungsgrenze. Dasselbe galt, wenn zuvor unbewohn-
barer Wohnraum mit Hilfe privaten Kapitals saniert oder wenn mit privatem
Kapital Wohnraum in zuvor nicht zu Wohnzwecken genutzten Gebäuden ge-
schaffen wurde. Dieses Regelungen betrafen zunächst allerdings nur 4 vH des
ostdeutschen Wohnungsbestandes.

2. Erste und Zweite Grundmietenverordnung

Die Bundesregierung hat von der Ermächtigung des Einigungsvertrages zweimal
Gebrauch gemacht und zum 1.10.1991 sowie zum 1.1.1993 eine Grundmietener-
höhung durchgeführt. Durch die Erste Grundmietenverordnung konnten die
Mieten ab Oktober 1991 im Durchschnitt um 1 DM/m2 Wohnfläche angehoben
werden. In Abhängigkeit von der Ausstattungrder Wohnung und der Größe der
Wohngemeinde waren Zu- oder Abschläge von jeweils 0,15 DM/m2 vorgesehen.
Gleichzeitig wurde die Berechnung der Betriebskosten neu geregelt. Sie waren
nun verbrauchsbezogen abzurechnen und auf die Mieter umzulegen. Die kalten
Betriebskosten konnten in voller Höhe, die warmen Betriebskosten — Kosten
für Heizung und Warmwasser — bis zu einem Höchstbetrag von 3 DM/m2 auf
die Miete umgelegt werden. Angaben des Bundesbauministeriums zufolge er-
höhten sich durch die Erste Grundmietenverordnung die Warmmieten je nach
Ausstattung der Wohnung bei Altbauten auf 4-4,50 DM/m2 und bei Neubauten
auf 6-6,80 DM/m2.

Nach der Zweiten Grundmietenverordnung konnten die Grundmieten ab
1.1.1993 um einen Sockelbetrag von 1,20 DM/m2 monatlich angehoben werden.
Über diese pauschale Anhebung hinaus sollten so genannte Beschaffenheitszu-
schläge eine wohnwertorientierte Differenzierung der Mieten bewirken. In Ab-
hängigkeit von der Ausstattung der Wohnung und dem Zustand des Gebäudes
sollten Abschläge oder konnten Zuschläge vorgenommen werden. Aus den Re-
gelungen der Zweiten Grundmieten Verordnung ergab sich zum 1.1.1993 ein
Mieterhöhungsspielraum von in der Regel 2,10 DM/m2/Monat und zum 1.1.1994
von weiteren 0,60 DM/m2/Monat.

Neben der Mietanhebung durch Sockelbetrag und Beschaffenheitszuschläge
sah die Zweite Grundmietenverordnung des Weiteren vor, dass Vermieter, falls
sie nach dem 2.10.1990 erhebliche (d.h. umfangreiche, konkret nachweisbare)
Instandsetzungsmaßnahmen durchgeführt hatten oder begonnen hatten, dies zu
tun, Mieterhöhungen im Umfang bis zu 5,5 vH der auf die jeweilige Wohnung
entfallenden Kosten mit den Mietern vereinbaren konnten (so genannte freiwil-
lige Mieterhöhung nach Instandsetzung). Die höchstzulässige Grundmiete durfte
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dadurch um bis zu einem Drittel ansteigen. Die warmen Betriebskosten konnten
ab 1.1.1994 nur noch mit höchstens 2,50 DM/m2/Monat auf die Miete umgelegt
werden. Weitere Mietanhebungen auf dem Verordnungswege sind nicht durch-
geführt worden.

3. Mietenüberleitungsgesetz

Die Einführung des Vergleichsmietensystems zum 1.7.1995 war von den ost-
deutschen Bauministern und dem Bundesbauminister ursprünglich im Juni 1992
im so genannten Magdeburger Kompromiss anlässlich der Einigung über die
Zweite Grundmietenverordnung beschlossen worden (Söfker 1995: 16). Die
Mieterhöhungsmöglichkeiten nach den beiden Grundmietenverordnungen hatten
den Wohnungsunternehmen zumindest so lange hinreichende Ertragsspielräume
und damit Investitionsmittel verschaffen sollen, bis sie ab Juli 1995 beginnen
mussten, den Kapitaldienst für die bei ihnen verbleibenden Wohnungsbaualt-
schulden zu leisten.11 Die dann aus dem Kapitaldienst resultierenden Belastun-
gen sollten durch die mit der Einführung des Vergleichsmietensystems eröffne-
ten weiteren Mieterhöhungsmöglichkeiten ausgeglichen werden.

Das Mietenüberleitungsgesetz (BGBl. 1995: 748-751) hat derartige Mieterhö-
hungsmöglichkeiten geschaffen und diente als letzter vorbereitender Schritt bis zur
vollständigen Einführung des Vergleichsmietensystems für die den zuvor den
Grundmietenverordnungen unterliegenden Bestandswohnungen in den neuen Län-
dern. Es enthält eine Neufassung des mit dem Einigungsvertrag in das MHG einge-
fügten § 11 und ermöglicht damit grundsätzlich bereits die Anwendung des MHG.
Während sich bei vollständiger Anwendung des MHG die höchstzulässigen Miet-
erhöhungen in einem laufenden Mietverhältnis an der so genannten ortsüblichen
Vergleichsmiete orientieren, werden sie durch das MÜG — hierin erweist es sich
wie auch die beiden Grundmietenverordnungen als eine Übergangsregelung —
durch höchstzulässige, prozentuale Aufschläge auf die bisher geschuldete Miete
bestimmt. Mit dieser Regelung wird Rücksicht darauf genommen, dass der-Anteil
der frei vereinbarten Mieten, die aus Neuvermietungen resultieren und die Grund-
lage der Vergleichsmietenberechnung darstellen, in den neuen Ländern 1995 erst
einen Anteil von 4 vH des Wohnungsbestandes erreicht hatten (Eckart 1995: 492;
Söfker 1995: 19).

Das MÜG schaffte für die Wohnungen, die bisher den Grundmietenverord-
nungen unterlagen, einen Mieterhöhungsspielraum von 20 vH bezogen auf die

11 Die Zinshilfe durch Bund und Länder als Teil der Altschuldenhilfe nach dem AHG
war zeitlich begrenzt und lief zum 30.6.1995 aus (vgl. Abschnitt B .111.4.b).
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bisherige Grundmiete.12 Dieser Spielraum war in zwei Schritten auszuschöpfen:
Zum 1.8.1995 konnten die Mieten um 15 vH, zum 1.1.1997 um weitere 5 vH an-
gehoben werden. Dabei waren je nach Ausstattungsstandard und regionaler Lage
der Wohnung Ab- bzw. Zuschläge vorzunehmen, so dass eine wohn- und markt-
wertorientierte Differenzierung der Mietpreise erfolgte.

Mit dem Auslaufen der Regelungen des MÜG zum 1.1.1998 würde das MHG
und damit das Vergleichsmietensystem auch in den neuen Ländern voll wirksam.
Insgesamt dürfte das mit dem Einigungsvertrag- vorgegebene Ziel der Mietpreis-
reformen, nämlich die Mietpreisbildung auf sozial verträgliche Weise zu refor-
mieren, erreicht worden sein. So waren die Mieterhöhungen von Einkommens-
steigerungen begleitet, die absolut betrachtet über den Umfang der Mieterhöhun-
gen hinausgingen (Völker 1998: 12), und die Mietpreissteigerungsraten zeigten
eine kontinuierliche Abflachung (Renger und Sterzenberger 1997: 840). Dazu
hat vor allem beigetragen, dass die vollständige Einführung des Vergleichsmie-
tensystems zum 1.1.1998 mit relativ entspannten Verhältnissen auf dem ostdeut-
schen Wohnungsmarkt einherging und daher, nicht zu flächendeckenden oder
sprunghaften Mietsteigerungen führte (Kelle 1998: 12). Vielfach konnten die ge-
setzlichen Anhebungsspielräume am Markt sogar kaum durchgesetzt werden
(Kelle 1998: 11; Renger und Sterzenberger 1997: 840 f.). Umfangreiche Förder-
maßnahmen haben allerdings dazu beigetragen, dass die Unternehmen die Mo-
dernisierungsinvestitionen gleichwohl kontinuierlich und auf hohem Niveau
durchführen konnten (Kelle 1998: 10 f.; Völker 1998: 11 f.).

III. Lösung des Altschuldenproblems

1. Entstehung, Höhe und Verteilung der Wohnungsbaualtschulden

Die Wohnungswirtschaft der DDR war seit der Forcierung des so genannten
komplexen Wohnungsbaus Mitte der siebziger Jahre durch eine umfassende
staatliche Lenkung gekennzeichnet. Die Finanzierung der Bautätigkeit erfolgte
Ende der achtziger Jahre zu etwa einem Drittel aus dem Staatshaushalt und zu
etwa zwei Dritteln durch Staatsbankkredite (Tabelle l).1 3 Der Staat beteiligte

'2 Außerdem enthält das MÜG Regelungen zur Änderung des Wohngeldgesetzes und
des Wohngeldsondergesetzes sowie Regelungen (BGBl. 1995; Söfker 1995).

13 Bis Anfang der siebziger Jahre wurden Wohnungsbaukredite ausschließlich durch
die Sparkassen der DDR vergeben. Sie refinanzierten sich durch die Ausgabe von
Obligationen und Pfandbriefen, die sie jedoch mangels Akzeptanz nicht, wie geplant,
an die privaten Sparer verkaufen konnten. Aus diesem Grund wurde die Wohnungs-
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sich sowohl am staatlichen (volkseigenen) und am genossenschaftlichen Woh-
nungsneubau ebenso wie am Eigenheimbau der privaten Haushalte. Die Woh-
nungsbaukredite der Staatsbank — hier liegt der Ursprung der Altschulden —
waren mit 4 vH pro anno (p.a.) zu verzinsen und mit 1 vH p.a. zu tilgen. Die
Wohnungsbaukredite hatten eine Laufzeit von vierzig Jahren. Aufgrund der
staatlich festgelegten niedrigen Mieten konnten die Wohnungsunternehmen die
Annuität jedoch nicht selbst erwirtschaften. Die kommunalen Wohnungsunter-
nehmen erhielten für die Zahlung der Annuität in vollem Umfang Zuschüsse aus
dem Staatshaushalt. Die Wohnungsgenossenschaften hingegen mussten den Til-
gungsanteil selbst tragen und erhielten Zuschüsse nur in Höhe der zu leistenden
Zinszahlungen (Barthling-Schattevoy 1998: 68). Private Vermieter erhielten in
der Regel keine Subventionen.

Tabelle 1 — Finanzierung des Wohnungsneubaus in der DDR 1985-1989

Art der Mittela

Zuschüsse aus dem Staatshaus-
halt

davon für:
Staatlichen Wohnungsneubau
Grundstückserschließung
darunter für:

Mietwohnungsbauc

Eigenheimbau
Vorbereitungen des Baus"

Kredite
darunter für:

Staatlichen Wohnungsneubau-
Genossenschaftlichen Woh-

nungsneubau
Eigenheimbau

Eigenleistungen
Insgesamt
aStromgrößen, in Mill. Mark de

1985

2 553

383
1775

1707
67

395
6 550

3 700b

2 000
850

1040
10 143

1986

2 505

410b
1700b

1580b
120b

395b

6 619

3 840

1951
828
740

9 864

- DDR. — bGeschätzt. -

1987

2 452

430
1626

1465
160
396

6 285

3 576

1938
871
780

9517

1988

2 792

400
1 906

1 741
165
486

6 231

3 640

1663
928
820

9 843

1989

3 032

564
2 069

1962
107
400

6 234

3 560

1711
963
900

10v1.66

— cEinschließlich Aufschließungen
für den Bau gesellschaftlicher Einrichtungen in den Wohngebieten
Grundstücken, Umsetzungen, Verlagerungen

— dU.a. Iürwerb von

Quelle: Statistische Jahrbücher der DDR; Angaben des Ministeriums für Finan-
zen der DDR; Berechnungen des DIW (alle Angaben zitiert nach
Bartholmai und Melzer 1993: 35).

baufinanzierung schließlich auf Staatsbankkredite umgestellt (Barthling-Schattevoy
1998: 67).
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Tabelle 2 — Wohnungsbaukredite in der DDR 1985-1989

Kreditea

Staatlicher Wohnungs-
bau

Genossenschaftlicher
Wohnungsbau

Eigenheimbau
Werterhaltung und
Reparatur des pri-
vaten Hausbesitzes

Insgesamt
aStand zum Jahresende
rungsumstellung.

1985 1986

31,9 35,5

24,4 26,0
9,3 9,9

9,4 10,0
75,0 81,4

1987 1988

38,3 41,7

27,4 28,8
10,5 11,2

10,6 11,2
86,8 92,9

, in Mrd. Mark der DDR bzw. in Mrd. DM

1989

44,8

30,0
11,7

11,6
98,1

. — bNach

1990b

22,4

15,0
5,9

5,8
49,1

der Wäh-

Quelle: Jahresbericht 1989 der Staatsbank der DDR; Berechnungen des DIW
(alle Angaben zitiert nach Bartholmai fund Melzer 1993: 35).

Die kommunalen und genossenschaftlichen Betriebe der Wohnungswirtschaft
hatten zum Zeitpunkt der Gründung der Wirtschafts-, Währungs- und Sozial-
union bei der DDR-Staatsbank Kreditschulden in Höhe von etwa 74,8 Mrd.
Mark der DDR (Tabelle 2). Im Rahmen der Währungsumstellung wurde diese
Kredite abgewertet und im Verhältnis 2:1 auf D-Mark umgestellt. Daraus erga-
ben sich zum Stichtag 1.7.1990 für die kommunalen und genossenschaftlichen
Betriebe Wohnungsbaualtschulden in Höhe von 37,4 Mrd. DM. Sie wurden
seitdem in den Buchern der Deutschen Kreditbank AG, einem Tochterunterneh-
men der Treuhandanstalt, geführt — zu einem Teil auch in denen der Berliner
Bank AG — und im Auftrag des Bundes verwaltet.14

Die Deutsche Kreditbank betrachtete die Wohnungsbaukredite als Gegenwert
für die Spareinlagen der Bürger der DDR und refinanzierte sie kurzfristig, ob-
wohl es sich um langfristige Verbindlichkeiten handelt. Die Refinanzierung er^
folgte in verschiedenen Tranchen zu zeitlich und regional variierenden Zins-
sätzen. Sie reichten von 11,25-13,25 vH p.a. Im Durchschnitt lagen sie bei
12,4 vH p.a. und damit deutlich über den Sätzen für Hypothekarkredite, die sich
im betreffenden Zeitraum um 8 vH p.a. bewegten. Die Kreditsummen wurden
ebenso wie die auflaufenden Zinsen von der Deutschen Kreditbank den Woh-
nungsunternehmen zugeordnet. Diese stellten sie als Eventualverbindlichkeiten
in ihre Bilanzen ein. Sie sahen sich angesichts des Mietpreisstopps, der im Eini-

14 Die Deutsche Kreditbank AG und die Berliner Bank AG waren die Rechtsnachfolger
der Staatsbank der DDR.
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gungsvertrag festgelegt worden war, jedoch außerstande, die von den Gläubi-
gern geforderten Zins- und Tilgungszahlungen zu leisten.

Auf Initiative der Bundesregierung wurde den Wohnungsunternehmen im
April 1991 von den Gläubigerbanken ein Moratorium eingeräumt, demgemäß
Zins- und Tilgungszahlungen bis Ende 1993 ausgesetzt wurden. Durch die auf-
laufenden Zinsen stieg der Schuldenstand während des Moratoriums von 37,4
Mrd. DM auf rund 51 Mrd. DM. Die durchschnittliche Höhe der Altschulden be-
trug Ende 1993 rund 23 000 DM je Wohnung, der Kapitaldienst durchschnittlich
3 DM/m2/Monat. Dabei gab es allerdings eine starke Streuung (Tabelle 3): Bei
jüngeren Neubauten erreichten die Altschulden etwa 50 000 DM je Wohnung,
der Kapitaldienst etwa 7 DM/m2/Monat (Hannig 1996: 774). Demgegenüber be-
liefen sich die durchschnittlichen monatlichen Einnahmen aus der Grundmiete
Ende 1992 auf etwa 2,03 DM/m2, Ende 1993 auf etwa 3,90 DM/m2 (GdW 1992:
13, 31;GdW1994: 10,30).

Im Rahmen des AHG wurde das Moratorium der Tilgungszahlungen bis Mitte
1995 verlängert und den Unternehmen bis zu diesem Zeitpunkt eine vollständige
Übernahme der Zinsverpflichtungen (so genannte Zinshilfe) durch Bund und
Länder angeboten.

Tabelle 3 — Altschulden kommunaler und genossenschaftlicher Wohnungsun-
ternehmen in den neuen Bundesländern vor und nach dem Zins-
und Tilgungsmoratoriuma 1960-1989 (DM)

Baujahr

Summe der errichteten
Wohneinheiten

davon:
Kommunaler Bestand
Genoss.c Bestand

Verschuldung je WEb
1991 vor Moratorium

davon:
Kommunaler Bestand
Genoss.c Bestand

Verschuldung je WEt>
1993 nach Moratorium

davon:
Kommunaler Bestand
Genoss.c Bestand

1960-1964

343 873

145 861
198 012

5 060

5 135
5 005

6 780

6 881
6 707

1965-1969

255 280

182 926
72 354

8 238

8 200
8 322

11039

10 988
11 151

1970-1974

337 011

237 885
99 126

11 329

11 123
11 822

15 181

14 905
15 841

1975-1979

457 798

256 945
200 853

12 381

12 031
12 941

16 591

16 256
17 073

1980-1984

483 530

279 865
203 665

21585

20 760
22 718

28 924

27 818
30 442

aNach Baujahren. — WE: Wohneinheit. — cGenoss.: Genossenschaftlicher.

1985-1989

423 062

286 630
136 432

33-501

32 275
36 076

44 891

43 239
48 342

Quelle: Barthling-Schattevoy (1998: 68, nach Angaben der Staatsbank der DDR
und der Deutschen Kreditbank AG).
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2. Rechtscharakter der Wohnungsbaualtschulden

Der Rechtscharakter der Altschulden war von Anfang an umstritten. Die
Wohnungsunternehmen haben dem 1991 vereinbarten Moratorium nur unter der
Bedingung zugestimmt, dass damit keine Anerkenntnis ihrer Schuldnerposition
verbunden ist. Sie vertraten, gestützt auf zwei Rechtsgutachten (Harms 1992;
Leciejewski und Scholz 1991), die Auffassung, es handele sich bei den Woh-
nungsbaukrediten zwar um Schulden, nicht aber um Kredite im Sinne der bun-
desdeutschen Rechtsordnung, da es keine wirksamen, materiell rechtlichen kre-
ditvertraglichen Rechtsbeziehungen gebe. Hierfür mangele es insbesondere an
einer objektgenauen, d.h. an einer wohnungsbezogenen Zuordnung der Schul-
den. Es handele sich daher um Scheinverbindlichkeiten, verlorene Zuschüsse,
für die die Gläubiger weder Zins- noch Tilgungsansprüche geltend machen
könnten.

Die Bundesregierung vertrat demgegenüber, gestützt auf ein weiteres Rechts-
gutachten (Westermann 1994), die Auffassung, es handele sich bei den Woh-
nungsbaukrediten der DDR sowohl im rechtlichen als auch im wirtschaftlichen
Sinne um Kredite, da mit ihnen Wohnungen erstellt, also Vermögenswerte ge-
schaffen worden seien. Die Rechtsverhältnisse zwischen der Staatsbank und den
Kreditnehmern, die den Wohnungsbaualtschulden zugrunde liegen, würden auch
nach der Vereinigung rechtlich wirksame Forderungen der Rechtsnachfolger der
Staatsbank gegenüber den Rechtsnachfolgern der Kreditnehmer begründen.

Ungeachtet der unterschiedlichen Beurteilung des Rechtscharakters der Alt-
schulden kamen die verschiedenen Gutachten jedoch übereinstimmend zu der
Auffassung, den Wohnungsunternehmen sei — soweit es ihnen nicht ermöglicht
werde, kostendeckende Mieten zu erheben — zur Bedienung der Altschulden
durch Förderung ein Ausgleich für die nicht kostendeckenden Mieten zu gewäh-
ren (Hannig 1996: 773).

Es war jedoch nicht nur der Rechtscharakter der Altschulden strittig, auch die
im Einigungsvertrag geforderte unternehmensbezogene Zuordnung erwies sich
als problematisch. Sie entbehrte zunächst einer gesicherten Rechtsgrundlage,
denn der Begriff der „anteiligen Schulden" war weder durch die Bestimmungen
des EinigungsVertrages noch durch die spätere Rechtsprechung definiert worden.
Vor der Ermittlung der mit Altschulden belasteten Wohnungsbestände waren
vom Gesamtbestand der Wohnungsbaukredite ohnehin zunächst jene abzuson-
dern, mit denen im Rahmen des komplexen Wohnungsbaus auch Gemeinschafts-
einrichtungen wie Schulen und Kindergärten finanziert worden waren. Dies war
weitgehend unproblematisch. Den übrigen Kreditbestand den nach 1949 errich-
teten Wohnobjekten zuzuordnen erwies sich jedoch als überaus schwierig. Es
handelte sich dabei im Wesentlichen um die etwa 2,5 Millionen Wohnungen im
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Bestand der kommunalen und genossenschaftlichen Unternehmen. Es bestanden
sowohl bei der Unternehmens- als auch bei der objektbezogenen Zuordnung
zahlreiche ungeklärte Sachfragen: Schwierig war vor allem die Zuordnung von
Krediten an die ehemaligen kreisgeleiteten wohnungswirtschaftlichen Betriebe
auf die Kommunen und von diesen auf die zwischenzeitlich neugegründeten
Kommunalen Wohnungsunternehmen. Aufgrund von nur lückenhaft oder gar
nicht vorhandenen Unterlagen konnten bis zu 20 vH der Altschulden nicht mehr
eindeutig zugeordnet werden.

3. Wohnungsbaualtschulden als Investitionshemmnis

Für die Unternehmen bedeuteten die ihnen trotz der ungeklärten rechtlichen Ver-
hältnisse und ungelösten sachlichen Probleme in vollem Umfang zugeordneten
Altschulden eine erhebliche Beeinträchtigung ihres wirtschaftlichen Handlungs-
spielraums. Die Altschulden belegten die erstrangigen Beleihungsspielräume
und beschränkten damit die Kreditfinanzierungsmöglichkeiten und die Investi-
tionsmöglichkeiten der Unternehmen — die aufgrund der Schwierigkeiten bei
der Eigentumsübertragung ohnehin schon eingeschränkt waren. Die Banken ge-
währten kaum weitere Kredite für Instandsetzungen und Modernisierungen.
Überdies beschränkte die Kommunalaufsicht die Kreditaufnahme der KWU; oft
waren den Unternehmen aufgrund eines Mangels an eigenen Mitteln auch die
öffentlichen Fördermittel nicht zugänglich. Diejenigen Unternehmen, deren Be-
stand sich überwiegend oder gänzlich aus solchen Wohnungsbeständen zusam-
mensetzte, die besonders von Altschulden belastet waren, sahen sich von Über-
schuldung und Konkurs be'droht.15 Dies galt oft auch für Unternehmen, denen
die Eigentumsrechte an den von ihnen verwalteten Wohnungsbeständen noch
nicht übertragen worden waren.

15 Während sich, bezogen auf den ursprünglichen Schuldenstand vom 1.7.1990, rech-
nerisch eine durchschnittliche Belastung von 15 000 DM je betroffene Wohnung er-
gab, errechnete sich im Einzelfall je nach Alter und Bautyp der Gebäude eine Bela-
stung bis zu 87 000 DM. In vielen Fällen dürfte der Verkehrswert der Gebäude, ins-
besondere der Plattenbauten aus den achtziger Jahren, niedriger gewesen sein als die
auf ihnen lastenden Altschulden.
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4. Lösung des Altschuldenproblems durch den Altschuldenkompro-
miss

a. Ziele des Altschuldenhilfe-Gesetzes

Im Rahmen des Solidarpaktes wurde zur Lösung des Altschuldenproblems der
so genannte Altschuldenkompromiss16 geschlossen. Im Zentrum steht das AHG.
Es dient neben der Lösung der Altschuldenfrage als wohnungspolitisches Instru-
ment zur Stimulierung von Investitionen in den Wohnungsbestand der neuen
Länder sowie zur Förderung der Privatisierung dieser Wohnungen und der Bil-
dung selbstgenutzten Wohneigentums.17 Es verknüpft diese Ziele, indem es al-
len mit Altschulden belasteten Wohnungsunternehmen bestimmte Leistungen
anbietet — die so genannten Altschuldenhilfen in Form einer Teilentlastung und
einer Zinshilfe — und die Unternehmen, die die Teilentlastung in Anspruch neh-
men, zu Investitionen und Privatisierungen verpflichtet. Die Inanspruchnahme
der Zinshilfe ist dagegen nicht mit Verpflichtungen verbunden.

16 Als Altschuldenkompromiss werden im Folgenden zusammenfassend bezeichnet: die
Regelungen des AHG und des Altschuldenhilfe-Änderungsgesetzes (AHÄG), die die
gesetzlichen Regelungen ergänzenden Empfehlungen des Lenkungsausschusses und
Merkblätter der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) sowie die Vereinbarungen im
Solidarpakt, soweit sie die ostdeutsche Wohnungswirtschaft betreffen.

17 Die Formulierung des AHG (BGBl. 1993b: 986) legt nicht eindeutig fest, ob die Zie-
le gleichrangig sind oder nicht: „Den ... Wohnungsunternehmen ... werden zur ange-
messenen Bewirtschaftung des Wohnungsbestandes, insbesondere zur Verbesserung
der Kredit- und Investitionsfähigkeit, auf Antrag Altschuldenhilfen (...) gewährt. Da-
mit werden gleichzeitig die Voraussetzungen für die Privatisierung und Bildung indi-
viduellen Wohneigentums für Mieter verbessert." (§ 1 AHG; Hervorhebung durch d.
Verf.). Die Expertenkommission Wohnungspolitik (1994a: 196) hat die Entlastung
der Unternehmen von den wohnungswirtschaftlichen Altschulden als das Hauptziel,
die Förderung der Bildung selbstgenutzten Wohneigentums als ein „wichtiges Ne-
benzier des AHG qualifiziert. Barthling-Schattevoy (1998: 83, 84) geht dagegen
von gleichrangigen Zielen aus. Dort heißt es: „Das Altschuldenhilfe-Gesetz verfolgt
vorrangig zwei Ziele: Das erste Ziel ist die Verbesserung der Kredit- und Investi-
tionsfähigkeit von Unternehmen und privaten Vermietern von Wohnraum in den
neuen Bundesländern. ... Als zweites zentrales Ziel definiert das Altschuldenhilfe-
Gesetz die Verbesserung der Voraussetzungen für die Privatisierung und die Bildung
individuellen Wohneigentums für Mieter."
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b. Leistungen nach dem Altschuldenhilfe-Gesetz

Die mit Altschulden belasteten kommunalen Wohnungsunternehmen,18 Kom-
munen,19 Wohnungsbaugenossenschaften20 und privaten Vermieter21 der neuen
Länder können Leistungen nach dem AHG erhalten, wenn sie diese bis Ende
1993 beantragen. Wird ihnen eine Teilentlastung gewährt, müssen sie von
den per 1.1.1994 bestehenden Altschulden lediglich einen Sockelbetrag von
150 DM/m2 tragen; die darüber hinausgehenden Altschulden werden per
1.7.1995 „gekappt", d.h. vom Erblastentilgungsfonds und damit vom Bund über-

Kommunale Wohnungsunternehmen sind nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 AHG dann berech-
tigt, einen Antrag auf Altschuldenhilfe zu stellen, wenn ihnen die zu Wohnzwecken
genutzten Grundstücke oder das sonstige Wohnungsvermögen, die gemäß Einigungs-
vertrag auf die Gemeinden übergegangen sind, mit den zugehörigen Altverbindlich-
keiten übertragen worden sind oder die Übertragung mit Sicherheit zu erwarten ist.
Dabei gilt ein Wohnungsunternehmen dann als kommunal im Sinne des AHG, wenn
eine Beteiligung der Kommune in Höhe von mindestens 50 vH vorliegt (Barthling-
Schattevoy 1998: 85).

19 Die Kommunen sind nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 AHG selbst berechtigt, einen Antrag auf
Altschuldenhilfe zu stellen, wenn eine Übertragung der zu Wohnzwecken genutzten
Grundstücke oder des sonstigen Wohnungsvermögens nicht erfolgt ist, insbesondere,
weil die Übertragung betriebswirtschaftlich nicht sinnvoll ist — in der Regel also bei
einem Wohnungsbestand von unter 500 WE — oder wenn die Übertragung wegen
ausstehender Vermögenszuordnung und Sachrechtsbereinigung rechtlich noch nicht
möglich gewesen ist.

2 0 Die nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 AHG zur Beantragung von Altschuldenhilfen berechtigten
Wohnungsgenossenschaften sind die ehemaligen Arbeiterwohnungsbaugenossen-
schaften (AWG) und Gemeinnützigen Wohnungsbaugenossenschaften (GWG) und
sonstigen Wohnungsbaugenossenschaften, die am 2.10.1990 im Beitrittsgebiet be-
standen. Bei den Wohnungsgenossenschaften ist der Antrag auf Altschuldenhilfen
nicht an eine Grundstücksübertragung durch die Kommunen gebunden. Vielmehr
werden sie kraft Gesetz Eigentümer: Das ebenfalls im Rahmen des Solidarpaktes be-
schlossene Wohnungsgenossenschafts-Vermögensgesetz überträgt ihnen die Eigen-
tumsrechte an dem von ihnen bislang nur genutzten Grund und Boden ^Deutscher
Bundestag 1993b; BMBau 1993b). ^

2 1 Private Vermieter erhalten Teilentlastung nur, wenn ihre Belastung mit Altschulden
nach dem 30.6.1995 zu einer erheblichen Beeinträchtigung der Wirtschaftlichkeit des
Hausbesitzes führen würde (§ 4 Abs. 9 AHG). Es wird bei privaten Vermietern nicht
unterschieden zwischen natürlichen Personen und Kapitalgesellschaften. Antrags-
berechtigt im Sinne des AHG sind daher auch die wenigen am 2.10.1990 bestehen-
den Wohnungsunternehmen, die in der DDR die Rechtsform der GmbH oder AG
beibehalten hatten (Hannig 1996: 778). Da sich für die privaten Vermieter aus der
Inanspruchnahme der Altschuldenhilfen keine weiteren Verpflichtungen ergeben,
weder zur Privatisierung von Wohnungen noch zur Erlösabführung, noch in Form
von Belegungsbindungen — allerdings mussten auch sie die Altschulden gegenüber
der kreditgebenden Bank anerkennen und einen neuen, rechtswirksamen Kredit-
vertrag hierüber abschließen — beschränkt sich die Darstellung im Folgenden auf die
kommunalen Wohnungsunternehmen bzw. die Kommunen und die Wohnungsgenos-
senschaften. Zusammenfassend werden diese drei Gruppen, entsprechend § 3 Abs. 2
AHG, als „Wohnungsunternehmen" bezeichnet.
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nommen (§ 4 AHG).22 Die Teilentlastung wird unternehmensbezogen berech-
net,23 indem die gesamten Altschulden eines Unternehmens auf seine gesamte
Wohnfläche bezogen werden, soweit sie per 1.1.1993 der Mietpreisbindung un-
terlag (§ 4 Abs. 1 AHG).24 Darüber hinaus wird den Wohnungsunternehmen
und privaten Vermietern für die in der Zeit vom 1.1.1994 bis 30.6.1995, dem
Ende des Zinsmoratoriums, aufgelaufenen Zinsen in voller Höhe eine Zinshilfe
gewährt (§ 7 AHG). Bund und Länder teilen sich die Leistungen aus der Zins-
hilfe.25

c. Weitere Maßnahmen im Rahmen des Solidarpaktes

Darüber hinaus wurden im Rahmen des Solidarpaktes weitere Fördermaßnah-
men vereinbart. Der Bund hat jenen Unternehmen, die noch nicht im Grundbuch
als Eigentümer eingetragen waren, Übergangsbürgschaften im Umfang von
6 Mrd. DM verlängert sowie Bürgschaften in Höhe von 5 Mrd. DM für Wende-
wohnungen. Diese Bürgschaften waren 1990 gewährt worden und sollten ur-
sprünglich Ende 1993 auslaufen. Außerdem wurde das Wohnraummodernisie-
rungsprogramm der KfW um 30 Mrd. DM auf 60 Mrd. DM aufgestockt. Davon
waren 10 Mrd. DM mit einer Zinsvergünstigung von 3 Prozentpunkten aus-
gestattet und sollten zur Modernisierung von Plattenbauten eingesetzt werden.
Die übrigen 20 Mrd. DM waren mit einer Zinsvergünstigung von 2 Prozent-

22 Zu den Altverbindlichkeiten gehören auch die bis zum 3 1 . Dezember 1993 im Rah-
men des Zinsmoratoriums gestundeten Zinsen. Bei den so genannten Wendewoh-
nungen können maximal 1 000 DM/m2 an Altschulden geltend gemacht werden, so
dass sich unter Berücksichtigung des Sockelbetrages, der Kappungsgrenze von
150 DM/m2, eine Entlastung von maximal 850 DM/ m2 ergibt. Für eine detaillierte
Darstellung der diesbezüglichen Regelungen siehe Hannig (1996: 781 , 782) sowie
Barthling-Schattevoy (1998: 93, 94). Die aus der Inanspruchnahme der Teilent-
lastung resultierenden Verpflichtungen bleiben davon unberührt.

23 Die Bemessungsgrundlage zur Berechnung der Teilentlastung wird, abweichend von
der Vorgabe des Einigungsvertrages, nicht Objekt-, sondern unternehmensbezogen
ermittelt, da dies sowohl einfacher durchzuführen als auch für die Unternehmen
vorteilhafter ist (Sander 1994: 60).

24 Durch die Wahl dieses Stichtages soll vermieden werden, dass die Wohnungsunter-
nehmen gering belasteten Wohnungsbestand nachträglich ausgliedern, um auf den
verbleibenden hochverschuldeten Wohnungsbestand eine höhere Teilentlastung zu
erhalten (Deutscher Bundestag 1993a: 116; Barthling-Schattevoy 1998: 89). Die vor
dem 1.1.1949 fertiggestellten Wohnungen, für die Rückübertragungsansprüche nach
dem Vermögensgesetz gestellt worden sind, werden weder in die unternehmensbe-
zogene Ermittlung der Teilentlastung noch in die Berechnung des zu privatisierenden
Wohnungsbestandes einbezogen.

5 Im Vorfeld der Solidarpaktbeschlüsse war zunächst ein Entwurf zur Altschuldenhilfe
diskutiert worden, der eine Teilentlastung (Kappung) von Altschulden erst ab
350 DM/m2 vorsah, eine Zinshilfe, die bis Ende 1996 gewährt werden sollte und eine
generelle Erlösabführung von 50 vH (Deutscher Bundestag 1993a: 42 ff.).
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punkten ausgestattet. Darüber hinaus wurden die Abschreibungsmöglichkeiten,
die das Fördergebietsgesetz für Neubau- und Bestandsinvestitionen im
Mietwohnungsbau der neuen Länder in Höhe von 50 vH in den ersten fünf
Jahren gewährte, bis zum 31.12.1996 verlängert.

d. Verpflichtungen nach dem Altschuldenhilfe-Gesetz26

Die Wohnungsunternehmen müssen dem Antrag auf Leistungen nach dem AHG
den letzten Jahresabschluss einschließlich Prüfungsbericht, Investitionsplan, Fi-
nanzvorschau sowie ein Privatisierungs- und Unternehmenskonzept beilegen,
aus denen die beabsichtigten Privatisierungs-, Modernisierungs- und Instandset-
zungsmaßnahmen hervorgehen (§ 4 Abs. 5 AHG). Die Teilentlastung soll nur
solchen Unternehmen gewährt werden, die überzeugende Wirtschaftspläne vor-
legen und die sich verpflichten, innerhalb von zehn Jahren, also bis Ende 2003,
15 vH ihres Wohnungsbestandes zu privatisieren und die Wohnungen dabei
vorrangig den derzeitigen Mietern zum Kauf anzubieten (§ 5 Abs. 1 AHG).27

Außerdem müssen sie jährlich über den Stand ihres Investitionsprogramms und
die Ergebnisse der Privatisierung zu'berichten (§ 4 Abs. 7 S. AHG).28

Die Investitions- und Privatisierungsverpflichtung sind mit einer Rückzah-
lungssanktion belegt. Für den Fall, dass Investitionen oder Privatisierungen we-
sentlich hinter den vorgelegten Plänen zurückbleiben und die Unternehmen diese
Nichterfüllung zu vertreten haben, d.h. wenn sie Investitions- oder Privatisie-
rungsziel selbstverschuldet verfehlen, kann die gewährte Teilentlastung aufge-
hoben werden und die Unternehmen müssen die erlassenen Altschulden, ein-
schließlich der Zinsen, entsprechend der Mindererfüllung ihrer Verpflichtungen
im Nachhinein doch übernehmen (§ 4 Abs. 7 S. 2 AHG).

Von den Erlösen aus der Wohnungsprivatisierung müssen die Unterneh-
men — nach Abzug der Altschulden (150 DM/m2) sowie der in Verbindung mit
dem Verkauf entstandenen Sanierungsaufwendungen —je nach dem Zeitpunkt
der Privatisierung zwischen 20 vH und 90 vH an den Erblastentilgungsfonds ab-
führen (§ 5 Abs. 2 AHG). Je rascher sie die Wohnungen verkaufen, umso größer

2 6 Modifikationen der diesbezüglichen Regelungen werden in Abschnitt D.III behan-
delt.

2 7 Dabei werden die seit dem 3.10.1990 durchgeführten Privatisierungen angerechnet.
2° Im Hinblick auf den Wohnungsbestand der Genossenschaften, der nicht etwa öffent-

liches, sondern privates Vermögen darstellt, müsste genau genommen von „Veräuße-
rung" statt von „Privatisierung" gesprochen werden. In der Praxis wird diese Unter-
scheidung jedoch in der Regel nicht vorgenommen, auch nicht in den Empfehlungen
und Leitlinien des Lenkungsausschusses. Zur Vereinfachung wird daher auch im
Rahmen dieser Arbeit auf die Unterscheidung von Veräußerung und Privatisierung
verzichtet.
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Tabelle 4 — Abführung von Privatisierungserlösena 1994-2003 (vH)

Erlösab-
führung

aNach dem i

1994 1995

20 30

\HG von 1993.

Privatisierung bis

1996 1997

40 60

Ende

1998

60

2000

80

2003

90

Quelle: BGBl. (1993b)".

ist der ihnen verbleibende Erlösanteil (progressive Erlösabführungsstaffel) (Tabel-
le 4). Auch die Erlösabführungspflicht ist mit einer Rückzahlungssanktion belegt
für den Fall, dass die Erlöse nicht fristgerecht abgeführt werden. Weitere Belastun-
gen können den Wohnungsunternehmen dadurch entstehen, dass die Länder er-
mächtigt werden, Belegungsbindungen bis zur Hälfte des entschuldeten Woh-
nungsbestandes für die Dauer von 10 bis 20 Jahren zu erlassen (§ 12 AHG).

Die Inanspruchnahme der Teilentlastung ist mit der unwiderruflichen Aner-
kennung des gesamten Altschuldenbetrages — des Grundes und der Höhe
nach — verbunden. In Höhe dieses Betrages müssen die Unternehmen mit der
Gläubigerbank einen neuen Kreditvertrag abschließen (§ 2 Abs. 1 S. 2 AHG).,
Die endgültige Regelung der Altschulden durch das AHG ergibt sich daraus,
dass die Teilentlastung von Altschulden, die die Unternehmen erhalten, schuld-
befreiend ist, d.h., durch den Teilentlastungsbescheid erfolgt ein gesetzlicher
Schuldnerwechsel vom Wohnungsunternehmen zum Erblastentilgungsfonds (§ 4
Abs. 1 S. 1 und § 4 Abs. 7 S. 7 AHG).29 Damit sind die Altverbindlichkeiten
endgültig auszubuchen (Hannig 1996: 783). Die schuldbefreiende Wirkung
bleibt auch dann bestehen, wenn der Teilentlastungsbescheid infolge einer vom
Wohnungsunternehmen zu vertretenden Nichterfüllung seiner Verpflichtungen
nach dem AHG aufgehoben werden sollte (§ 4 Abs. 7 S. 3 AHG). In diesem Fall
entsteht durch den Aufhebungsbescheid ein neuer Anspruch des Erblastentil-
gungsfonds gegen das Wohnungsunternehmen.

Mit diesen Bestimmungen und Vereinbarungen hat das AHG verschiedene
wohnungspolitische Ziele miteinander verknüpft und für die Wohnungsunter-
nehmen ein Bündel aus Rechten und Ansprüchen einerseits sowie Pflichten an-
dererseits geschnürt. Aus den im Rahmen der Teilentlastung eingegangenen Ver-

29 Der gesetzliche Schuldnerwechsel ist eine Besonderheit der Altschuldenregelung. Er
setzt § 415 Bundesgesetzbuch (BGB) außer Kraft, dem zufolge die Wirksamkeit des
Schuldnerwechsels der Einigung des Wohnungsunternehmens mit dem Erblastentil-
gungsfonds sowie einer Zustimmung der Gläubigerbank bedürfte (Hannig 1996:
783).
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pflichtungen, insbesondere aus der Privatisierungsverpflichtung, erwachsen den
Unternehmen auch Belastungen. Vor der Antragstellung müssen sie also —
ebenso wie bei anderen unternehmerischen Entscheidungen — kalkulieren, ob
sie aus der Inanspruchnahme der Teilentlastung und der Übernahme der damit
verbundenen Verpflichtungen insgesamt eine Nettobelastung oder eine Nettoent-
lastung zu erwarten haben. Sie müssen auch eine Vorstellung davon entwickeln,
wie groß das Risiko ist, dass sie die angestrebte und erwartete Nettoentlastung
nicht erreichen. Generell gilt, dass eine Nettoentlastung der Unternehmen zu er-
warten ist und dass sie umso größer ausfällt, je höher die Altschulden pro m2

sind, je rascher die Wohnungen privatisiert werden und je höher der bei der Pri-
vatisierung erzielte Erlös ist.30

e. Umsetzung und Ergebnisse des Altschuldenhilfe-Gesetzes

Insgesamt wurde die ostdeutsche Wohnungswirtschaft, einschließlich der priva-
ten Vermieter, durch Leistungen nach dem AHG um rund 33 Mrd. DM entlastet
(Tabelle 5). Dabei verminderten sich die von ihr zu tragenden Altschulden
von insgesamt rund 54 Mrd. DM auf rund 26 Mrd. DM. Berücksichtigt man die
bis Ende 1999 von den Wohnungsunternehmen bislang abgeführten Privatisie-
rungserlöse von 1 018 Mill. DM (KfW 2000b), so beläuft sich die Entlastung der
ostdeutschen Wohnungswirtschaft Ende 1999 per saldo auf rund 32 Mrd. DM.31

Zur Erfüllung ihrer Investitionsverpflichtung wurden von den Wohnungsun-
ternehmen bis einschließlich 1998 rund 80 Mrd. DM zur Instandsetzung und
Modernisierung des Wohnungsbestandes aufgewendet (Tabelle 6).32 In die Be-
antragung der Altschuldenhilfe wurden auch die Investitionen der Jahre 1992
und 1993, die die Wohnungsunternehmen vor dem Erlass des AHG getätigt hat-
ten, einbezogen, um beurteilen zu können, ob sie die Instandsetzung und Moder-
nisierung bereits zügig in Angriff genommen hatten bzw. um verschiedene Zeit-

3 0 Die Expertenkommission Wohnungspolitik (1994a: 196 f.) hat berechnet, für welche
Konstellation der Parameter Altschuldenbelastung, Privatisierungserlös und Privati-
sierungszeitpunkt die Privatisierung nach dem AHG zu einer Nettobelastung bzw. zu
einer Nettoentlastung der Unternehmen führt.

•" Aufgrund der noch durchzuführenden Privatisierungen und der dann noch abzu-
führenden Erlöse wird sich der Gesamtumfang der Nettoentlastung noch vermindern.

3 2 Die Investitionsergebnisse der ostdeutschen Wohnungsunternehmen wurden von der
KfW für das Jahr 1998 letztmalig ausgewertet. Der Grund dafür ist, dass 640 Unter-
nehmen bereits im Jahr 1999 einen Schlussbescheid über die Erfüllung ihrer Investi-
tions- und Privatisierungsverpflichtungen erhalten haben und demzufolge der KfW
ihre Jahresabschlüsse nicht mehr vorlegen müssen. Soweit der KfW die Jahresab-
schlüsse von den Unternehmen eingereicht werden, die noch keinen Schlussbescheid
erhalten haben, werden diese nicht ausgewertet bzw. werden die entsprechenden
Auswertungen werden nicht veröffentlicht.
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Tabelle 5 — Gesamtumfang der wohnungswirtschaftlichen Altschulden und der
Leistungen nach dem Altschuldenhilfe-Gesetz (Stand: Ende 1999)

Unternehmerische
Wohnungswirtschaft

Mrd. DM

Private Vermieter

MM. DM

Altschulden insgesamt8 53,2
Teilentlastung 28,1
Zinshilfe 5,1
Altschuldenhilfen insgesamt 33,2

Maßgebliche Altverbindlichkeiten bei positivem Zinshilfebescheid.

568,8
37,6
61,0
98,6

Quelle: KfW (2000b).

Tabelle 6 — Umsetzung der Investitionsverpflichtung nach dem Altschulden-
hilfe-Gesetz 1992-1998 (Mill. DM)a

1992
1993
1994
1995
1996
1997
1998

Insgesamt
aStand der
men sowie
den. — x =

insgesamt

4 040
8719

12 937
14512
13 075
12 753
10 557

76 952

Auswertung: 15.3.1999.
sonstige Investitionen.
Ausweis nicht sinnvoll.

Investitionen"

Eigenmittel

•
•

4 701
4 808
4 795
5 207
4219

X

Fremdmittel

•
•

8 236
9 704
8 280
7 546
6 338

X

— "Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnah-
— • = Angaben nicht verfügbar bzw. nicht vorhan-

Quelle: KfW (2000a).

pfade, die sie für den Investitionsprozess gewählt haben, vergleichbar zu ma-
chen.

Nach Auskunft der KfW ergaben sich bei der Überprüfung der Investitions-
verpflichtung anhand der Unternehmenspläne und der vorgelegten Jahresab-
schlüsse in der Regel nur geringe Abweichungen der Istzahlen von den
jährlichen Planzahlen. Die Gründe für etwaige Abweichungen lagen in den
meisten Fällen in Verzögerungen — sei es aufgrund ungeklärter Eigentumsver-
hältnisse, sei es, dass Kommunen die ursprünglich eingeplanten Haushaltsmittel
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Tabelle 7 — Umsetzung der Privatisierungsverpflichtung nach dem Altschul-
denhilfe-Gesetz durch die ostdeutschen Wohnungsunternehmen bis
1999a

Insgesamt Erfüllung der Privatisierungsverpflichtung durch Veräußerung

an Mieter

Anzahl vH

im Rahmen mieter-
naher Privatisierungs-

formen

Anzahl vH

an Dritte

Anzahl vH

Privatisierungsverpflichtung
gemäß AHGb

Privatisierung bis 31.12.1993
Privatisierung 1994
Privatisierung 1995
Privatisierung 1996
Privatisierung 1997
Privatisierung 1998
Summe 1994-1998
Erfüllung der Privatisierungs-

verpflichtung insgesamt bis
1998 (vH)c

Privatisierung 1999 (geplant)1*
Summe der Privatisierung

1994-1999
Erfüllung der Privatisierungs-

verpflichtung insgesamt bis
Ende 1999 (vH)

362 148
44 562
11 913
49 206
63 145
34 491
55 940

214 695

71,59
16 135

230 830

76,04

7 657
13 757
15 697
11965
10 433
59 509

5 373

64 882

64
28
25
35
19
28

33

28

0
28 173
40 688
13 288
37 545

119 694

x
6 378

126 072

0
57
64
39
67
56

40

55

4 256
7 276
6 760
9 238
7 962

35 492

4 384

39 876

15
11
27
14
17

x
27

aStand der Auswertung: 31.12.1999. Die Daten basieren bis 1994 auf Angaben des jährlichen Berichts 1994
(2 079, davon geprüft: 2 079), für das Jahr 1995 auf Angaben des jährlichen Berichts 1995 (2 053, davon ge-
prüft: 2 036), für das Jahr 1996 auf Angaben des jährlichen Berichts 1996 (2 014, davon geprüft: 1 968), für das
Jahr 1997 auf Angaben des jährlichen Berichts 1997 (1 978, davon geprüft: 1 877) und für das Jahr 1998 auf
Angaben des jährlichen Berichts 1998 (1 168, davon geprüft: 615). — ^Die Privatisierungsverpflichtung des
Wohnungsunternehmens beläuft sich auf 15 vH des am 1. Januar 1993 beim Wohnungsunternehmen vorhan-
denen Wohnungsbestandes, abzüglich restitutionsbelasteter Wohnungsbestände. Die Anzahl der zu privati-
sierenden Wohneinheiten kann u.a. in Abhängigkeit von den Entscheidungen über die Rückübertragung an Alt-
eigentümer noch schwanken. — cSofern angegebene Veräußerungen nicht auf die Privatisierungsverpflichtung
des Wohnungsunternehmens anerkannt werden, führt dies zu einer Verringerung der Zahlen. Die Erfolgsquote
errechnet sich aus allen angegebenen Veräußerungen der Wohnungsunternehmen, so dass bspw. bei Kommunen
auch Veräußerungen, die über die Privatisierungsverpflichtung hinausgehen, berücksichtigt werden. — ''Bei den
Angaben für das Jahr 1999 wurden die Erfahrungswerte bezüglich der Realisierung der für die Jahre 1997 und
1998 mitgeteilten Plandaten berücksichtigt. — • - Angaben nicht verfügbar bzw. nicht vorhanden. — x = Aus-
weis nicht sinnvoll.

Quelle: KfW (2000c).

nicht in dem betreffenden Jahr einsetzen konnten oder dass Privatisierungser-
iöse, die zur Instandsetzung und Modernisierung eingeplant worden waren, auf-
grund von Verzögerungen bei der Privatisierung erst später zuflössen — und
signalisierten lediglich eine Verschiebung der jeweiligen Investitionsvolumina in
das folgende Jahr.
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In Erfüllung ihrer Privatisierungsverpflichtung haben die Wohnungsunterneh-
men von 1994 bis 1999 rund 231 000 Wohnungen veräußert und damit ihre
Privatisierungsverpflichtung zu rund 76 vH erfüllt (Tabelle 7). Ein Blick auf den
Privatisierungsverlauf lässt erkennen, dass das Privatisierungspotenzial damit in
absehbarer Zeit ausgeschöpft sein dürfte. 1999 wurde insgesamt nur etwa ein
Drittel des Privatisierungsergebnisses von 1998 erreicht. Besonders stark sind
zuletzt die Privatisierungen im Rahmen mieternaher Privatisierungsformen zu-
rückgegangen. Die Zahl der Privatisierungen an Mieter ist bereits seit 1997 rück-
läufig.

Der angestrebte Mietervorrang bei der Privatisierung konnte nicht erreicht
werden. Insgesamt wurde nur knapp ein Drittel der veräußerten Wohnungen von
den Mietern erworben. So hat die Privatisierungspflicht nach dem AHG nur
einen geringen Beitrag im Hinblick auf das Ziel der Wohneigentumsbildung ge-
leistet. Die bis 1996 durch die Umsetzung des AHG erreichte Steigerung der
Wohneigentumsquote in den neuen Ländern belief sich auf lediglich 1,5 vH
(Barthling-Schattevoy 1998: 246).33 Für 1998 wird der Anstieg der Wohneigen-
tumsquote durch die Privatisierung an Mieter auf 1,3 Prozentpunkte beziffert
(Dick und Parlasca 1998: 11).

5. Der Altschuldenkompromiss im wohnungspolitischen Zusammen-
hang

Der Altschuldenkompromiss in den neuen Ländern steht vor einem wohnungs-
politischen Hintergrund, der gekennzeichnet ist durch eine Vielzahl staatlicher
Eingriffe und eine hohe Regulierungsdichte. Dies gilt nicht nur für die Woh-
nungswirtschaft in den neuen Ländern, die mit der Vereinigung aus der sozialis-
tischen Planwirtschaft entlassen wurde, es gilt auch, wenngleich in geringerem
Maße, für die Wohnungswirtschaft in den alten Ländern.34 Die ostdeutsche
Wohnungswirtschaft wird daher nicht einer umfassenden und kompromisslosen

33 Barthling-Schattevoy (1998: 246) spricht von einer vernachlässigbaren Größe. Es sei
in diesem Zusammenhang jedoch zu beachten, dass kein Mieter zum Kauf gezwun-
gen werden könne und manche Anpassungsprozesse im Rahmen der Wiedervereini-
gung einen längeren Zeitraum benötigen als von Politik und Gesetz vorgesehen.

34 Eekhoff (1993: 18) bemerkt hierzu: „Trotz aller Beteuerungen, trotz aller gutgemein-
ten Schutzmaßnahmen handelt es sich immer um Eingriffe, die der Richtung nach die
gleiche Wirkung haben wie der langjährige Mietstopp in der DDR, der von allen
Experten und Politikern verurteilt wird."
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Liberalisierung unterzogen. Ziel der Transformation ist es vielmehr, sie in den
bundesdeutschen Regulierungsrahmen zu überführen.35

Der bundesdeutsche Regulierungsrahmen des Wohnungsmarktes prägt Ziele,
Gestaltung und Umsetzung des Altschuldenkompromisses. Er lässt sich wie folgt
skizzieren:36 Zentrales Anliegen der Wohnungspolitik ist ein sozialpolitisch mo-
tivierter Schutz der Mieter. Diese Zielsetzung macht den Wohnungsmarkt, der
gekennzeichnet ist durch lange Reaktionszeiten bei der Ausweitung des Angebo-
tes sowie durch hohe Transaktionskosten der Nachfrager beim Wohnungswech-
sel, strukturell anfällig für Eingriffe in die Preisbildung (Eekhoff 1993: 17): Bei
einem Nachfrageüberhang kann das Wohnungsangebot nicht kurzfristig ausge-
weitet werden. Daher neigt der Markt zu starken Preisreaktionen, die mit — zu-
nächst befristeten —Eingriffen in die Mietpreisbildung gemindert werden sol-
len.37 Stellen diese Eingriffe eine effektive Höchstpreisregulierung dar, kann das
Wohnungsangebot auch darauf nicht unmittelbar reagieren und nicht so rasch
verringert werden, dass der Ursache-Wirkungs-Zusammenhang deutlich zu er-
kennen wäre. Darüber hinaus erscheinen Eingriffe in die Mietpreisbildung aus
Sicht der politischen Akteure auch deswegen reizvoll, weil sie zunächst keinen
Einsatz von Haushaltsmitteln erforderlich machen.

Dennoch kommt es bei Eingriffen in die Mietpreisbildung nahezu zwangs-
läufig zu Folgeinterventionen, die schließlich doch zum Einsatz von Haushalts-
mitteln führen. Zum einen muss verhindert werden, dass die Höchstpreisre-
gulierung durch Kündigung bestehender Mietverträge umgangen werden kann,
zum anderen muss vermieden werden, dass die Höchstpreisregulierung zu einer

3 5 Der Kronberger Kreis hatte 1990, vor der deutschen Einigung, noch hohe Erwartun-
gen in die marktwirtschaftliche Ausrichtung der Wohnungspolitik in Ostdeutschland:
„Marktorientierte Wohnungspolitik hat es in der DDR nicht in jeder Hinsicht
schwerer als in der Bundesrepublik. Sie ist frei zum Neubeginn durch die vollstän-
dige Diskreditierung der eigenen Vergangenheit. Sie ist frei von den Schlacken der
wohnungspolitischen Vergangenheit der Bundesrepublik, die aus ihren Sackgassen
nur mühsam herausfindet. Sie ist frei, ein fast vollständig verstaatlichtes Wohnungs-
wesen nach schlüssiger Konzeption neu zu ordnen. ... Im Lichte sowohl der Erfah-
rungen der Bundesrepublik als auch der besonderen Situation der DDR ist es daher
angemessen und nicht unrealistisch, der DDR zu wohnungspolitischen Grundlinien
zu raten, die zusammengenommen ein Konzept ergeben, das in seiner marktwirt-
schaftlichen Orientierung die wohnungspolitische Praxis der Bundesrepublik eher
übertrifft als hinter ihr zurückbleibt: ..." (Frankfurter Institut 1990: 22).

3 6 Für eine Analyse und Kritik der deutschen Wohnungspolitik vgl. Eekhoff (1993),
Hämmerlein (1996), Expertenkommission Wohnungspolitik (1994b), speziell zum
Vergleichsmietensystem Kofner (1996), Wullkopf (1995).

3 7 Das Vergleichsmietensystem wurde 1971 als eine auf drei Jahre befristete Regelung
eingeführt. In diesem Zeitraum sollte das Wohnungsangebot — durch zweckmäßige
wohnungspolitische Maßnahmen — ausgeweitet werden und dieses regulierte Sys-
tem der Mietpreisbildung überflüssig machen. Es wurde freilich kurz vor dem Ende
der Befristung zur Dauerregelung gemacht (Eekhoff 1993: 18).
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! Angebotsverringerung führt, die die bestehenden Knappheiten verschärfen sowie
\ die Qualität des Wohnungsangebotes mindern würde (Selbstverstärkungseffekt)
• und damit dem Anliegen der Mietpreisregulierung zuwider liefe.3^ So kommt es
j im Gefolge der Mietpreisregulierung nahezu regelmäßig zu Sekundär- und Ter-
i tiärinterventionen in Form von Kündigungsschutzvorschriften einerseits und
: Wohnungsbauförderung andererseits. Dabei sollen die Fördermaßnahmen nicht
i nur die Schwächung der Investitionsanreize ausgleichen, sondern den Vermie-
i tern auch eine Kompensation für den Eingriff in ihre Eigentumsrechte geben.39

Im Reaktionsverbund der verschiedenen Teilmärkte des Wohnungsmarktes führt
' die Höchstpreisregulierung für Mietwohnungen außerdem zu einer Schwächung
; der Anreize zur Wohneigentumsbildung, die mit verteilungs- und vermögenspo-
j litischer Begründung dann ebenfalls haushaltswirksame Fördermaßnahmen nach
I sich zieht.40

i Aufgrund der zahlreichen Folgeeingriffe entsteht ein immer dichter und feiner
• gesponnenes Netz von Regulierungen einerseits und Fördermaßnahmen anderer-
| seits, die nach und nach das institutionelle Gefüge des Wohnungsmarktes prägen
I und deren enger innerer Zusammenhang sich als Interventionsspirale oder Inter-
i ventionskette beschreiben lässt.41 Dieses Netz von Regulierungen und Förder-
j maßnahmen weist zwei kennzeichnende Merkmale auf: Für Regulierungen zum
I Schutz der Mieter macht die Wohnungspolitik in der Regel von den staatlichen

Hoheitsrechten Gebrauch und verfügt bestimmte Eingriffe in die Preisbildung
| und den Kündigungsschutz am Mietwohnungsmarkt. Für kompensierende Ein-
j griffe zugunsten der Vermieter bevorzugt sie hingegen in der Regel ein koopera-
i tives, konsensgestütztes Vorgehen und verhandelt mit den Interessenvertretern
j der Wohnungswirtschaft über Art und Umfang der erforderlichen Fördermaß-
I nahmen. Dabei erreicht der Umfang der Fördermaßnahmen in der Summe ge-

3° Die nicht situationsgerechten Wirkungen geben Anlass zu weiteren Subventionen,
Transfers und Marktregulierungen (Eekhoff 1981: 75). Subventionen haben die Auf-
gabe, die Rationierungswirkungen der bei angespannter Marktlage effektiven
Höchstpreisregulierung zu mildern (Knappe und Funk 1993: 60) Infolge von Miet-
preisregulierung und Kündigungsschutzvorschriften entstehen oder verschärfen sich
dennoch die Zugangsprobleme für Wohnungssuchende, so dass für bestimmte, mit
Hilfe von Fördermitteln errichtete Wohnungen Belegungsrechte geschaffen werden,
um die Zugangsprobleme der am stärksten betroffenen Mietergruppen zu erleichtern.

39 Jeder Eingriff in Nutzungs- und Eigentumsrechte macht in der Regel weitere Vor-
schriften erforderlich, um zu verhindern, dass er nicht umgangen wird und um die
Ausgewogenheit zwischen Eigentumsgarantie und Sozialstaatsprinzip zu erhalten
(Wullkopf 1995: 163). Hierin liegt, ungeachtet der Übereinstimmung in der Wir-
kungsrichtung, allerdings ein fundamentaler Unterschied zur Wohnungspolitik in der
DDR.

4 0 Kofner (1996: 411) bezeichnet die Wohneigentumsförderung als Reparaturbetrieb
für die Mängel im Bereich der Regulierung des Marktes für Wohnungsnutzungen.

4 1 Eine detaillierte Darstellung findet sich etwa bei Kieps (1984: 88 ff.).
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Tabelle 8 — Finanzhilfen der Bundesländer an den Unternehmenssektor im
Sinne der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 1963-1988
(Mrd. DM)

Sektorspezifische Finanz-
hilfen
Land- und Forstwirt-

schaft, Fischerei
Bergbau
Schiffbau
Verkehr
Wohnungsvermietung
Luft- und Raumfahr-

zeugbau
Sonstige Sektoren

aSollwerte der Haushalte.

1993

36 017,3

8 837,7
1 537,0

151,3
7 576,1

16 227,4

_ b
1 687,8

1994

35 738,1

8 311,4
1 403,4

80,6
7 202,3

16 934,7

_ b
1 805,7

1995

35 340,3

7 066,2
1 192,9

118,5
7 781,2

17 321,3

_ b
1 860,2

— ''Keine Daten vorhanden.

1996

44 663,8

6 124,1
1 430,5

250,9
15 346,3
18 050,0

6,0
3 456,0

1997a

46 404,6

5 853,3
1 622,2

215,9
17 279,9
18 079,1

12,0
3 342,2

1998a

46 199,5

5 443,0
1 745,0

242,4
17 665,3
17 897,2

12,0
3 194,6

Quelle: Haushaltspläne der Bundesländer für das Jahr 1995 bzw. für die Jahre
1994/95 und 1995/96, für das Jahr 1996 bzw. für die Jahre 1996/96 oder
1996/97 sowie für das Jahr 1997 bzw. für die Jahre 1996/97 oder
1997/98, zitiert nach Boss und Rosenschon (2000: 21).

samtwirtschaftlich bedeutende Größenordnungen. So belaufen sich die Finanz-
hilfen der Bundesländer für die Wohnungsvermietung im Jahr 1998 auf knapp
18 Mrd. DM und damit auf rund zwei Fünftel der Finanzhilfen an den Unterneh-
menssektor (Tabelle 8).

Zur Vorbereitung der transaktionskostenökonomischen Analyse des Altschul-
denkompromisses ist an dieser Stelle Folgendes wichtig: Das oben skizzierte Re-
gulierungssystem führt bei den Akteuren, insbesondere bei den Anbietern, zu
einem Prozess des Lernens und der Erwartungsbildung. Sie lernen erstens, dass
den belastenden Maßnahmen in der Regel kompensierende Maßnahmen folgen;
sie lernen zweitens, dass sie auf Art und Umfang der Kompensation Einfluss
nehmen können und sie lernen drittens, dass jeder Regulierung und jeder Förder-
maßnahme weitere Maßnahmen folgen, solange die Eingriffe in die Mietpreisbil-
dung und das Kündigungsrecht aufrecht erhalten werden.

Die Wohnungswirtschaft in den neuen Ländern konnte den Lernprozess, der
dieser Erwartungsbildung zugrunde liegt, in verkürzter Form absolvieren, da sie
gegenüber der Wohnungspolitik durch den mit diesen Mechanismen bereits
vertrauten Gesamtverband der Wohnungswirtschaft (GdW), vertreten wird.42

42 Ein geringer Teil der Unternehmen ist organisiert im Bundesverband der Freien
Wohnungsunternehmen (BFW).
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Der Aufbau und Unterhalt einer verbandlichen Organisation der Interessenver-
tretung rechtfertigt sich ja nicht zuletzt durch die kontinuierliche Erwartung
künftiger Transaktionen und Vereinbarungen mit den Trägern der Wirtschafts-
politik.



C. Grundlagen der transaktionskostenökonomischen
Analyse

I. Grundlagen transaktionskosteneffizienter Koordinierung

Der Altschuldenkompromiss dient der Regierung als ein wirtschaftspolitisches
Instrument zur Stimulierung wohnungswirtschaftlicher Investitionen sowie zur
Förderung der Wohneigentumsbildung in den neuen Bundesländern. Die Errei-
chung dieser Ziele hängt entscheidend ab von der zweckmäßigen Formulierung
und der effizienten Durchsetzung des Vertrages. Die Vertrags- oder Transak-
tionskostentheorie hat sowohl die Wirkungsweise von Durchsetzungsmechanis-
men erklärt als auch abgeleitet, welche Mechanismen zur Durchsetzung be-
stimmter Transaktionen effizient sind. Um die transaktionskostenökonomische
Analyse des Altschuldenkompromisses vorzubereiten, sollen im Folgenden die
theoretischen Grundlagen der Transaktionskostenökonomie dargestellt und an-
hand von Beispielen aus der Wohnungswirtschaft illustriert werden.43

1. Transaktionen und Transaktionskosten

Im Zentrum der Transaktionskostenökonomie stehen Transaktionen (Tausch-
handlungen) und die Frage, wie die individuellen Handlungsentscheidungen der
Akteure auf kosteneffiziente Weise koordiniert werden können.44 Ausgangs-
punkt der Analyse ist die einzelne Transaktion als kleinste Einheit wirtschaftli-
cher Aktivität.45 Da eine Transaktion immer von mindestens zwei Akteuren

4 3 Die im Folgenden aufgeführten Beispiele aus der Wohnungswirtschaft dienen in
erster Linie dazu, auf die transaktionskostenökonomischen Phänomene und Probleme
hinzuweisen. Eine weitergehende Untersuchung der auf dem deutschen Wohnungs-
markt etablierten Koordinierungsstrukturen im Hinblick auf mögliche Koordinie-
rungsmängel würde über den Rahmen dieser Arbeit hinausgehen.

4 4 Die Begriffe Transaktion, Transaktionskosten und Transaktionsbeziehung sind weit-
gehend gleichbedeutend mit den Begriffen Tausch, Tauschkosten und Tausch-
beziehung. Die Grundlagen der Transaktionskostenanalyse haben Coase und
Williamson gelegt. Während Coase (1937) insbesondere auf die Existenz und Bedeu-
tung von Transaktionskosten hinweist, untersucht Williamson (1985) vor allem deren
Entstehung und Beherrschung.

4 5 Die These, dass einzelne Transaktionen als die kleinste Einheit ökonomischer Analy-
se gesehen werden sollten, geht zurück auf Commons (1934: 4-8), einen Vertreter
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durchgeführt wird, ist die Gestaltung ihrer Transaktionsbeziehung Hauptgegen-
stand der Analyse.46 Allgemein gesprochen handelt es sich bei Transaktionen
um den Tausch von Gütern, Leistungen oder Rechten (Milgrom und Roberts
1992: 21). Technisch gesprochen kann die Analyseeinheit „Transaktion" defi-
niert werden als die Übertragung eines Gutes oder einer Leistung über eine
technisch trennbare Schnittstelle hinweg (Williamson 1985: 1). Eine solche
Schnittstelle kennzeichnet Möglichkeiten der Arbeitsteilung und stellt die größte
nicht mehr teilbare Einheit ökonomischer Aktivität dar, die von verschiedenen
Akteuren ausgeführt werden kann (Milgrom und Roberts 1992: 604).

Typische Transaktionen im Bereich der Wohnungswirtschaft sind beispiels-
weise die Überlassung der Wohnungsnutzung durch die Begründung eines
Mietverhältnisses zwischen Mieter und Vermieter oder der Erwerb der Eigen-
tumsrechte an einer Wohnung oder einem Haus durch einen Kaufvertrag
zwischen Erwerber und Vorbesitzer. Bei der Schaffung von Wohneigentum wird
in der Regel mit dem Erwerb des Grundstücks sowie mit dem Bezug verschie-
denster Planungs-, Beratungs- und Bauleistungen eine Vielzahl einzelner Trans-
aktionen durchgeführt.

Transaktionskosten sind die Kosten der Koordinierung wirtschaftlicher Akti-
vitäten.47 Arrow (1983: 134) hat Transaktionskosten als die zum Betrieb eines
Wirtschaftssystems notwendigen Ressourcenaufwendungen bezeichnet. Sie las-
sen sich definieren als der Faktorverzehr, der notwendig ist für das Zustande-
kommen und die inhaltsgerechte Ausführung von Verträgen, also für die Defini-
tion, die Überwachung und Durchsetzung sowie für die Übertragung der mit Hil-
fe von Verträgen geschaffenen und gestalteten Rechte. Sie stellen den über die

des so genannten alten Institutionalismus (Williamson 1985: 6, Richter und Furubotn
1996: 38).

So betrachtet die Transaktionskostenökonomie einen Kauf nicht etwa als die isolierte
Aktion des Käufers oder des Verkäufers. Sie betrachtet eine solche Transaktion viel-
mehr als Tauschhandlung, bei der Kauf und Verkauf gleichzeitig stattfinden. Diese
Tauschhandlung (Transaktion) wird nur dann durchgeführt, wenn die Entscheidung
von Käufer und Verkäufer koordiniert werden. Da die neoklassische Theorie her-
kömmlicherweise lediglich die autonomen Entscheidungen einzelner Akteure be-
trachtet und außerdem von Informationsunvollkommenheiten absieht, kennt sie keine
Transaktionskosten und analysiert auch nicht den zur Koordinierung erforderlichen
Faktorverzehr.

^ Milgrom und Roberts (1992: 29) gliedern Transaktionskosten in Koordinierungs-
kosten einerseits, als die Kosten, die aus der Informationsbeschaffung über die sach-
lichen Merkmale einer Transaktion resultieren, und Motivationskosten andererseits,
als die Kosten, die zur Überwindung unvollkommener Information und zur Schaf-
fung fester vertraglicher Bindungen durch geeignete Anreiz- und Durchsetzungs-
systeme notwendig werden. Es erscheint jedoch sinnvoller, Transaktionskosten als
die gesamten zur Koordinierung erforderlichen Ressourcenaufwendungen zu be-
trachten und Motivationskosten als eine Untergruppe dieser Kosten. Dies entspricht
auch der Begriffsbildung bei Richter und Furubotn (1996: 47 ff.).
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produktionsbedingten und distributionsbedingten Kosten hinausgehenden Res-
sourcenverzehr dar und würden in einer Welt vollkommener Informationen
entfallen. (Grossekettler 1997: 105; North und Wallis 1994: 611 f.).48 Richter
und Furubotn (1996: 49) kennzeichnen Transaktionskosten als die Kosten der
Einrichtung, Nutzung, Erhaltung und Veränderung von Institutionen und weisen
darauf hin, dass Transaktionskosten nicht nur in der Wirtschaft auftreten, son-
dern ebenso bei der Einrichtung, Nutzung, Erhaltung und Veränderung von In-
stitutionen in der Politik und in anderen gesellschaftlichen Bereichen.49

Typische Transaktionskosten im Bereich der Wohnungswirtschaft sind etwa
Umzugskosten (wie der Aufwand an Zeit und Geld für das Auffinden und Ver-
gleichen von Alternativen und die Kosten für den physischen Transport) der
Wohnungseinrichtung, Verhandlungskosten für die Anbahnung und den Ab-
schluss eines Miet- oder Kaufvertrages, einschließlich der Notarkosten bei der
Abwicklung eines Grundstücks- oder Wohnungskaufs, Finanzierungskosten bei
Aufnahme eines Darlehens oder Sicherungskosten in Form der Hinterlegung
einer Mietkaution.

Transaktionskosten stellen die Kosten der Arbeitsteilung dar (Richter und
Furubotn 1996: 47)50 und sind von erheblicher gesamtwirtschaftlicher Bedeu-
tung. Zwar ist es schwierig, ihre Höhe zu beziffern, da es an einer operationalen
Definition dieser Kosten und an empirischen Messungen fehlt. Dennoch gibt es
überschlägige Schätzungen, denen zufolge die Markttransaktionskosten bei
Gütern aus einstufiger Produktion in Westdeutschland Anfang der neunziger

4 8 Produktions- und Distributionskosten werden unter dem Begriff Transformationskos-
ten zusammengefasst (Grossekettler 1997: 105).

Typische Markttransaktionskosten sind die Kosten der Anbahnung und des Ab-
schlusses sowie der Überwachung und Durchsetzung vertraglicher Vereinbarungen.
Typische Unternehmenstransaktionskosten sind Kosten der Errichtung, Erhaltung
oder Änderung einer Organisationsstruktur sowie Informationskosten (u.a. Kosten
der Entscheidungsvorgänge, Kosten der Überwachung der Ausführung von Anord-
nungen) und Kosten der physischen Übertragung von Gütern und Diensten über eine
trennbare Schnittstelle (Leerzeitkosten, Transportkosten). Politische Transaktions-
kosten sind die Kosten der Errichtung, Nutzung, Erhaltung und Veränderung der for-
malen und der informellen politischen Ordnung, wie der Wahlordnung, der Rechts-
ordnung, der Gerichtsbarkeit, der öffentlichen Verwaltung und des Militärs (Richter
und Furubotn 1996: 49 ff).

-"0 „In letzten Jahrzehnten haben Ökonomen erkannt, daß Spezialisierungsvorteile und
Arbeitsteilung nicht kostenlos zu haben sind" (North und Wallis 1988: 95). Dies legt
die These nahe, dass relationale Verträge zu sehen sind als das Korrelat einer weit-
gehenden Spezialisierung der Akteure in arbeitsteiligen Volkswirtschaften und dass
ihre Bedeutung tendenziell mit dem Grad der Arbeitsteilung und dem Entwicklungs-
stand eines Landes wächst. So werden im islamischen Recht traditionellerweise nach
Möglichkeit solche Verträge vermieden, die auf lange Dauer angelegt sind und
hinfällig werden, wenn die ursprünglichen Voraussetzungen entfallen. Dasselbe gilt
für Verträge, in denen Verpflichtungen und Leistungen nicht genau festgelegt sind
(Cahen 1968: 152, zitiert nach Lieberknecht 1997: 32).
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Jahre in einer Größenordnung von 50 bis 60 vH des Endverbraucherpreises
liegen und die gesamten laufenden Transaktionsleistungen bei 60 bis 70 vH des
Bruttosozialproduktes (Richter und Furubotn 1996: 58 f.). Hierin sind die Ein-
richtungskosten (set-up costs) des Wirtschaftssystems nicht eingeschlossen.

2. Arten von Transaktionskosten

Bei der Gestaltung von Koordinierungsmechanismen und der Beurteilung ihrer
Transaktionskosteneffizienz sind insbesondere fixe und variable sowie Ex-ante-
und Ex-post-Transaktionskosten zu unterscheiden. In der Regel besteht zwischen
den verschiedenen Arten von Transaktionskosten ein Trade-off in dem Sinne,
dass höhere fixe Transaktionskosten zu geringeren variablen Transaktionskosten
und höhere Ex-ante-Transaktionskosten zu geringeren Ex-post-Transaktionskos-
ten führen bzw. umgekehrt.

Neben der Variabilität und der zeitlichen Komponente von Transaktions-
kosten lassen sich Transaktionskosten danach unterscheiden, ob sie in Bezug auf
die jeweilige Transaktion endogen oder exogen sind, das heißt, ob sie von den
an der Transaktion beteiligten Akteuren durch die Gestaltung der Koordinie-
rungsmechanismen beeinflusst und gestaltet werden können, oder ob sie von
außen, durch bereits bestehende Institutionen und Regelungen oder sonstige De-
terminanten, vorgegeben sind. Eine wichtige Determinante exogener Transak-
tionskosten ist beispielsweise die Leistungsfähigkeit des Rechtssystems in einem
Land und damit das Maß an Rechtssicherheit oder Korruption, die dort herr-
schen. Weitere Beispiele sind staatliche Regulierungen, wie etwa Beurkundungs-
erfordernisse bei bestimmten Kaufverträgen oder die obligatorische Einhaltung
bestimmter Kündigungsstandards in Mietverträgen. Als Beispiel für endogene
Transaktionskosten können die Sicherungskosten gelten, die anfallen, wenn die
Parteien bei Abschluss eines Mietvertrages die Hinterlegung einer Kaution
vereinbaren.

a. Fixe versus variable Transaktionskosten

Transaktionskosten umfassen, neben den variablen oder laufenden Kosten des
Betriebs und der Nutzung von Koordinierungsmechanismen, auch die fixen Kos-
ten ihrer Errichtung, Erhaltung oder Veränderung. Dies gilt für ein umfassendes
System von Koordinierungsmechanismen, wie etwa die Wirtschaftsordnung
eines Landes ebenso wie für einzelne Institutionen51 — seien es einzelne Märk-

51 Im Rahmen dieser Arbeit werden Institutionen als Koordinierungsmechanismen defi-
niert. Diese Fassung des Begriffs erscheint zweckmäßig, da sie allgemein genug ist,
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te, einzelne Gesetze oder einzelne Verträge (Richter und Furubotn 1996: 49).
Entsprechend der Unterscheidung in Errichtung und Nutzung (einschließlich
Erhaltung und Anpassung) von Institutionen sind also fixe und variable Trans-
aktionskosten zu unterscheiden. Fixe Transaktionskosten sind Ressourcenauf-
wendungen, die einmalig bei der Errichtung und bei der Veränderung von Insti-
tutionen anfallen. Sie stellen Investitionen in Transaktionsanlagekapital dar. Va-
riable Transaktionskosten sind Ressourcenaufwendungen, die bei der Nutzung
und bei Maßnahmen für den Erhalt von Institutionen anfallen. Sie sind abhängig
von der Anzahl bzw. vom Volumen der durchgeführten Transaktionen und
stellen Transaktionsumlaufkapital dar (Richter und Furubotn 1996: 50 f., 55 f.).

Typische fixe Transaktionskosten im Bereich der Wohnungswirtschaft sind
die Aufwendungen zur Schaffung und Novellierung des Mietrechts, einschließ-
lich des Kündigungsrechts und der Erstellung von Mietspiegeln, zum Entwurf
von Standardmietverträgen oder zur Gestaltung und Änderung von Fördermög-
lichkeiten im Wohnungsbau. Auch die Aufwendungen zur Gründung von Inte-
ressenvertretungen der Vermieter und der Mieter stellen fixe Transaktionskosten
dar. Typische laufende Transaktionskosten resultieren aus der Anwendung der
Kündigungsvorschriften und der Regeln zur Mietpreisbildung, oder der Beantra-
gung von Fördermitteln.

b. Ex-ante- versus Ex-post-Transaktionskosten

Im Hinblick auf die zeitliche Dimension sind Ex-ante- und Ex-post-Transak-
tionskosten zu unterscheiden. Zweckmäßig ist es, als Ex-ante-Transaktionskos-
ten solche Kosten zu bezeichnen, die vor der Durchführung einer Transaktion im
Zusammenhang mit der Anbahnung und Gestaltung einer Vereinbarung anfallen
(Richter und Furubotn 1996: 379; Williamson 1988: 572), und als Ex-post-
Transaktionskosten solche Kosten, die nach Abschluss einer Vereinbarung auf-
gewendet werden müssen, um die Durchführung der Transaktion sicherzustellen.

Ex-ante-Transaktionskosten umfassen die Kosten der Anbahnung (Such- und
Informationskosten), die Kosten der Gestaltung der optimalen Anreize (Ver-
handlungs- und Entscheidungskosten) sowie die Kosten zur Absicherung der

um auch auf Koordinierungsprobleme zwischen politischen Akteuren und Marktak-
teuren angewendet zu werden, und speziell genug, um im Rahmen einer transaktions-
kostenökonomischen Analyse verwendet zu werden. Die Institutionenökonomie hat
eine allgemein verbindliche Definition dieses zentralen Begriffs bislang nicht gelie-
fert. Richter und Furubotn (1996: 7) definieren in Anlehnung an Schmoller (1900:
61) „die Institution ... als ein System formgebundener (formaler) und formungebun-
dener (informeller) Regeln einschließlich der Vorkehrungen zu deren Durchsetzung."
Kumkar (1998: 59) definiert eine Institution als „ein Arrangement zwischen wirt-
schaftlichen Einheiten, das als System von Normen und deren Garantieinstrumenten
die Methoden der Kooperation und/oder des Wettbewerbs zwischen diesen Einheiten
regelt...".
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Transaktionsziele (Kosten der Einrichtung von Überwachungs- und Durchset-
zungsmechanismen). Ex-post-Transaktionskosten umfassen die Kosten für Maß-
nahmen zur Absicherung der Transaktionsziele, die über die ex ante getroffenen
Maßnahmen hinausgehen. Dies sind Kosten, die anfallen, um Vertragslücken zu
füllen, Kosten des Betriebs von Überwachungs- und Durchsetzungsmechanis-
men, Kosten, die anfallen, um' Unzulänglichkeiten der Überwachungs- und
Durchsetzungsmechanismen zu beheben, sowie die Kosten, die dann anfallen,
wenn die Vereinbarungen angesichts grundlegend geänderter Umstände ange-
passt werden müssen, um die Erreichung der ursprünglichen Transaktionsziele
weitmöglichst zu gewährleisten.

Typische Ex-ante-Transaktionskosten in der Wohnungswirtschaft sind etwa
die Kosten der Wohnungssuche bzw. der Suche eines Nachmieters auf dem
Mietwohnungsmarkt oder die Einholung einer Baugenehmigung für die Neuer-
stellung von Wohnungen. Typische Ex-post-Transaktionskosten resultieren aus
der Abwicklung der Mietzinszahlung, sei es, dass Überweisungsaufträge einge-
richtet, geändert oder aufgehoben werden, sei es, dass die Mietzahlung vom
Überweisungs- auf das Lastschrifteinzugsverfahren umgestellt wird. Ex-post-
Transaktionskosten fallen ebenfalls an, wenn geklärt werden muss, falls dies
nicht bereits im Mietvertrag festgelegt worden ist, wer im Schadensfall die Re-
paraturkosten zu tragen hat oder ob vom Mieter ausgeführte Schönheitsreparatu-
ren vertragsgemäß erledigt worden sind.

Im Rahmen der Institutionenökonomie befasst sich die Prinzipal-Agenten-
Theorie (synonym: Vertretungskostentheorie) schwerpunktmäßig mit der Analy-
se der Ex-ante-Transaktionskosten, die Transaktionskostentheorie (synonym:
Theorie relationaler Verträge) dagegen schwerpunktmäßig mit der Analyse der
Ex-post-Transaktionskosten. Die Prinzipal-Agenten-Theorie untersucht insbe-
sondere die Kosten der Ex-ante-Anreizgestaltung. Dabei geht sie davon aus, dass
Agenten stets einen gewissen Spielraum haben, eigennutzorientiert zu Lasten des
Prinzipals zu handeln, und dass Spielräume für opportunistisches Verhalten so-
wie die dem Prinzipal daraus erwachsenden Nutzeneinbußen zwar begrenzt,
nicht aber eliminiert werden können (Richter und Furubotn 1996: 55).

Die nicht vermeidbaren Nutzeneinbußen des Prinzipals werden als Residual-
verluste bezeichnet. Die Begrenzung der Residualverluste durch Anreizmecha-
nismen, die eine glaubwürdige Verpflichtung des Agenten zur Vertragserfüllung
schaffen, ist das zentrale Anliegen der Vertretungskostentheorie. Die für Gestal-
tung und Gewährung der Anreize anfallenden Kosten stellen Kosten zur Bewäl-
tigung von Verhaltensunsicherheit dar.52 Jensen und Meckling ([1976]
1996: 318 f.) definieren Vertretungskosten als die Summe der Überwachungs-

52 Schelling (1960: 25) hat als erstes darauf hingewiesen, dass glaubwürdige Verpflich-
tungen nicht kostenlos zu haben sind.
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kosten des Prinzipals, der Kautionskosten des Agenten (bonding costs) sowie
der Residualverluste des Prinzipals, die ihm aus opportunistischem Verhalten
des Agenten erwachsen.53 Diese Kosten werden in der Summe als fix betrachtet:
Die Residualverluste können nur vermindert werden, wenn höhere Überwa-
chungs- und/oder Kautionskosten in Kauf genommen werden. Williamson zu-
folge kann die Summe der Vertretungskosten jedoch verringert werden „durch
die wohlüberlegte Wahl des Überwachungs- und Durchsetzungssystems", d.h.
durch geeignete Maßnahmen zum Management der Ex-post-Transaktionskos-
ten.54

Die Überwachungskosten fallen in der Regel beim Prinzipal an.55 Es kann je-
doch auch für einen Agenten lohnend sein, Ressourcen einzusetzen und Kau-
tionskosten aufzuwenden, um dem Prinzipal damit zu signalisieren, dass er
bestimmte, ihn schädigende Handlungen unterlassen wird (Richter und Furubotn
1996: 55). Diese Ressourcenaufwendungen können in Form spezifischer Investi-
tionen, beispielsweise in Reputation, vorgenommen werden. Ob eine Partei die
von ihr aufgewendeten Vertretungskosten letztlich selbst trägt oder ob sie sie auf
die andere Partei abwälzen kann, ist eine Verteilungsfrage und abhängig vom je-
weiligen Vertragsinteresse, d.h. der relativen Verhandlungsmacht der Parteien.

Die Transaktionskostentheorie schließt die Analyse von Prinzipal-Agenten-
Verhältnissen ein, denn auch wenn Vertragsparteien in einer hierarchischen Be-
ziehung zueinander stehen, können beziehungsspezifische Investitionen vorlie-
gen. Der Beitrag, den die Prinzipal-Agenten-Theorie zur Gestaltung relationaler
Verträge zwischen autonomen Akteuren leistet, liegt vor allem in der Erkenntnis,
dass opportunistisches Verhalten nicht gänzlich eliminiert werden kann und dass
Absicherungsmaßnahmen nur so weit lohnend sind, als die Kosten einer besse-
ren Absicherung durch Erträge in Form geringerer Residualverluste gerechtfer-
tigt sind.

5 3 Nach der Definition von Jensen und Meckling ([1976] 1996: 318 f.) umfasst die Ka-
tegorie der Überwachungskosten des Prinzipals sowohl die Kosten der Anreizgestal-
tung als auch die Kosten der Kontrolle, also sowohl Ex-ante- als auch Ex-post-Ele-
mente.

5 4 „Reducing these (maladaption) costs through judicious choice of governance struc-
ture (market, hierarchy or hybrid), rather than merely realigning incentives and
pricing them out, is the distinctive TCE (transaction cost economics) orientation"
(Williamson 1988: 572).

5 5 Jensen und Meckling ([1976] 1996: 319) argumentieren im Rahmen ihres Modells,
dass die Vertretungskosten, also auch die Kautionskosten, vollständig vom Prinzipal
zu tragen sind. Sie untersuchen die Vertretungsverhältnisse innerhalb eines Unter-
nehmens und gehen davon aus, dass der Kapitalmarkt die Vertretungskosten antizi-
piert und bei der Bewertung der Ertragskraft von Unternehmen in Rechnung stellt.
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Die Transaktionskostenökonomietheorie betrachtet, im Unterschied zur Prin-
zipal-Agenten-Theorie, den Vertrag „in seinem vollen Umfang"56 und legt be-
sonderen Wert auf die Analyse der Ex-post-Transaktionskosten (Williamson
1975, 1979, 1985; Klein 1980; Klein und Leffler 1981). Bei den Ex-post-Trans-
aktionskosten von Verträgen sind insbesondere Fehlanpassungskosten (costs of
maladaption) von Bedeutung. Sie treten bei langfristigen, unvollständigen Ver-
trägen auf, wenn ex post die ursprüngliche Korrespondenz zwischen den Trans-
aktionsmerkmalen und der Vertragsgestaltung, insbesondere der Gestaltung von
Absicherungs- und Durchsetzungsmechanismen, gestört wird (Williamson
1985: 21).57 Diese Frage, wie diese Kosten durch geeignete institutionelle Ar-
rangements minimiert werden können, ist der zentrale Untersuchungsgegenstand
der Transaktionskostenökonomie.

3. Transaktionstypen und Koordinierungsmechanismen

Die Transaktionskostentheorie formuliert das Problem der ökonomischen Orga-
nisation von Transaktionen und die Wahl effizienter Koordinierungsmechanis-
men als Vertragsproblem.58 Sie geht davon aus, dass Verträge und die in ihnen
gestalteten Koordinierungsmechanismen dazu dienen, die Durchführung von
Tauschvorgängen oder Transaktionen zu ermöglichen (Macneil 1978: 862;
Williamson 1985: 69). Die zentrale These der Transaktionskostentheorie besagt,
dass die Koordinierungsmechanismen zur jeweiligen Transaktion passen müs-
sen. Eine Transaktion ist dann optimal organisiert, wenn Anreize und Beschrän-
kungen oder, mit anderen Worten, die Koordinierungs- oder Durchsetzungs-

56 Williamson (1985: 164) hat hierfür den Begriff des „contracting in its entirety"
geprägt.

57 Neben den Fehlanpassungskosten unterscheidet Williamson folgende Arten von Ex-
post-Transaktionskosten (1985: 2 1 ; 1988: 572): Verhandlungskosten, die bei zwei-
seitigen Bemühungen um eine Korrektur von Ex-post-Fehlentwicklungen entstehen
(haggling costs to correct ex post misalignments), Einrichtungs- und Betriebskosten
im Zusammenhang mit der Uberwachungs- und Durchsetzungsstruktur (setup and
running costs of the governance structure) sowie Sicherungs- und Kautionskosten zur
Durchsetzung vertraglicher Zusagen (bonding costs). Die Unterscheidung dieser Ex-
post-Transaktionskostenarten ist jedoch problematisch. Zum einen bleibt der Unter-
schied zwischen Fehlanpassungskosten und Fehlentwicklungskosten unklar, zum an-
deren fallen die Kosten der Einrichtung von Uberwachungs- und Durchsetzungs-
strukturen zum größten Teil, wenn nicht sogar vollständig, bereits vor Vertrags-
schluss an und sind somit den Ex-ante-Transaktionskosten zuzuordnen.

58 „Transaction cost economics poses the problem of economic organization as a prob-
lem of contracting." (Williamson 1985: 20).
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mechanismen des Vertrages59 so in das individuelle Optimierungskalkül der Ak-
teure eingreifen, dass ihre Entscheidungen im Hinblick auf die beiderseitige
Erreichung der Vertragsziele koordiniert werden. Um diese Koordinierungsleis-
tung zu den geringstmöglichen Transaktionskosten zu erreichen, ist es entschei-
dend, sowohl die Koordinierungserfordernisse, d.h. die Durchsetzungsanforde-
rungen der geplanten Transaktion, zu berücksichtigen als auch die jeweils unter-
schiedliche Leistungsfähigkeit und die unterschiedlichen Kosten der Einrichtung
und Nutzung der verschiedenen Koordinierungsmechanismen.

Die Vielzahl der in der Realität zu beobachtenden Transaktionstypen und
Vertragsformen lässt sich nach dem Kriterium zunehmender Komplexität — die
Vertragstheorie hat hierfür den Begriff der Relationalität geprägt (Goldberg
1976, [1980] 1996; Macneil 1974, 1978) — klassifizieren und es lässt sich zei-
gen, welcher Typ von Transaktion mit welcher Vertragsform effizient durchge-
setzt werden kann. Nach dem Grad der Komplexität der durchzuführenden
Transaktion wird die jeweils effiziente Vertragsform als klassisch, neoklassisch
oder relational bezeichnet (Schaubild l).6 0 Die unterschiedlichen Vertragsfor-
men dienen dazu, den unterschiedlichen Bedarfen an Flexibilität Rechnung zu
tragen. Dabei steigt die Vorteilhaftigkeit einer flexiblen Vereinbarung mit dem
Grad der Komplexität der geplanten Transaktion (Macneil 1978: 865).

Am diskreten Ende des Kontinuums der Vertragsformen stehen rein klassi-
sche oder vollständige Verträge, mit denen einfache, standardisierte Transaktio-
nen geregelt werden. Hier ist die Vertragsgestaltung unabhängig von der Identi-
tät der Vertragsparteien. Alle Modalitäten der Vertragserfüllung werden bei Ver-
tragsabschluss verbindlich festgelegt. Die Verträge sind zeitpunktorientiert, d.h.,
die Vertragserfüllung erfolgt zeitgleich mit dem Vertragsabschluss und lässt sich
für alle Umweltzustände überprüfen. Es besteht kein Spielraum und kein Bedarf
für nachträgliche Anpassungen. Klassische Verträge sind das rechtliche Pendant
zum ökonomischen Konzept des vollkommenen Marktes, wie es Arrow und
Debreu als Zeit-Zustands-Präferenz-Theorie formuliert haben (Richter und
Furubotn 1996: 157).

5 9 Williamson (1985: 2) hat hierfür den Begriff der „governance structures" geprägt. Er
wird im Deutschen, je nach Sinnzusammenhang, zumeist wiedergeben mit Beherr-
schungs- und Überwachungssystemen, Beherrschung oder Kontrolle (Williamson
1990: 2). Im Rahmen der vorliegenden Arbeit werden zumeist die Begriffe Koordi-
nierungsmechanismen oder Absicherungs- und Durchsetzungsmechanismen verwen-
det. „Efficiency purposes are served by matching governance structures to the attri-
butes of transaction in a discriminating way." (Williamson 1985: 68, Hervorhebung
durch d. Verf.). Dies bedeutet, dass man sowohl von der Art der (einer gegebenen)
Transaktion auf den für sie effizienten Durchsetzungsmechanismus schließen kann
als auch umgekehrt, für jeden (gegebenen) Durchsetzungsmechanismus den Bereich
seiner Leistungsfähigkeit abstecken kann.

6 0 Macneil (1974, 1978), Picot und Dietl (1993), Richter und Furubotn (1996).
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Schaubild 1 — Vertragstypen nach dem Grad der Relationalität

Klassische
Verträge

Zunehmende

Neoklassische
Verträge

Relationale
Verträge

Zunehmende

Diskretion Relationalität

Verträge im Rechtssinn

Rechtlich nicht bindende Vereinbarungen

Quelle: Eigene Darstellung.

Neoklassische Verträge stehen hinsichtlich der Vollständigkeit ihrer Bestim-
mungen und den Möglichkeiten flexibler Anpassung zwischen klassischen und
relationalen Verträgen. Die ursprünglich getroffenen Vereinbarungen des Ver-
trages bestimmen den Spielraum für Anpassungsmaßnahmen und bleiben ver-
bindlich für seine Erfüllung (Macneil 1978: 890). Neoklassische Verträge sind
zeitraumorientiert mit einer bei Vertragsschluss festgelegten und begrenzten
Frist für die Vertragserfüllung. Die Identität der Vertragsparteien ist von mitt-
lerer Bedeutung. Neoklassische Verträge kommen zum Einsatz, um Transak-
tionen mittlerer Relationalität zu regeln, wie sie auf teilweise unvollkommenen
Märkten durchgeführt werden.

Relationale Verträge sind ebenfalls zeitraumorientiert, sehen aber eine unbe-
fristete Vertragsdauer vor. Sie sind hochgradig unvollständig und ausdrücklich
auf die Identität der Vertragsparteien zugeschnitten. Oft handelt es sich um im-
plizite Vereinbarungen, die lediglich aus gegenseitig übereinstimmenden Erwar-
tungen bestehen. Je komplexer die Transaktionen und je höher der Relationali-
tätsgrad der Vereinbarungen, desto schwächer ist in der Regel ihre Rechtsver-
bindlichkeit. Relationale Verträge werden vielfach als Verhältnisse oder Verein-
barungen (Richter und Furubotn 1996: 158), manchmal auch als symbiotische
Verträge oder Arrangements (Schanze 1991, 1993) bezeichnet. Eger (1995: 20)
spricht von Langfristverträgen, die sich dadurch auszeichnen, dass (i) Vertrags-
abschluss und Vertragserfüllung zeitlich auseinander fallen und dass (ii) für min-
destens einen Vertragspartner die Abwanderung zu einem alternativen Vertrags-
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partner, also die Auflösung der bestehenden Vertragsbeziehung und die Grün-
dung einer neuen, mit Kosten von größer als Null verbunden ist.

Relationale Verträge berücksichtigen einen hohen Anpassungsbedarf—bis
hin zum Auftreten von Unstimmigkeiten und deren Ausräumung — als norma-
len Bestandteil der Vertragsbeziehung (Macneil (1974: 738 f.). Den Bezugs-
punkt für Anpassungsmaßnahmen bilden dabei nicht einzelne Festlegungen oder
Regelungen, sondern die gesamte Beziehung der Vertragsparteien, so wie sie
sich bis zum Zeitpunkt der Anpassung entwickelt hat (Macneil 1978: 890). Da-
bei ist es unerheblich,.ob die ursprüngliche Vereinbarung förmlich und rechts-
verbindlich ist.61 Entscheidend ist vielmehr, dass die Parteien im Rahmen ihrer
Vertragsbeziehung selbst wirksame Dürchsetzungsmechanismen gestalten. Re-
lationale Verträge kommen zum Einsatz, um komplexe Transaktionen zu regeln,
wie sie etwa in Netzwerken oder Hierarchien stattfinden. Transaktionen, die re-
lationaler Verträge bedürfen, sind, da es auf die Identität der Vertragspartner an-
kommt, der Marktkontrolle weitgehend entzogen. Die bei einem Wechsel des
Vertragspartners anfallenden Kosten bilden eine Beziehungsaustrittsschranke.

Ungeachtet der fließenden Übergänge im Kontinuum der Vertragsformen be-
steht ein grundsätzlicher Unterschied zwischen Verträgen des klassischen Typs
und des relationalen Typs. Bei Verträgen des klassischen Typs können die ver-
einbarten Leistungspflichten nur durch einen neuen Konsens an veränderte Be-
dingungen angepasst werden. Hier gilt uneingeschränkt der Grundsatz: pacta
sunt servanda. Bei Verträgen des relationalen Typs gilt dieser Grundsatz nur für
die Rahmenvereinbarung, die die Grundlagen der Beziehung regelt. Einzelne
Leistungspflichten können dagegen auch einseitig bestimmt oder angepasst wer-
den.

Williamson (1985, 1990) verfeinert die Unterscheidung von Transaktionsty-
pen, indem er ein dreidimensionales Schema mit den Merkmalen Unsicherheit,
Häufigkeit und Spezifität zur Klassifizierung von Transaktionen entwickelt. Ins-
besondere der Blick auf die Spezifität von Investitionen, d.h. die Bindung von
Ressourcen an einen bestimmten Verwendungszweck und die Implikationen die-
ser Bindung für die Gestaltung von Verträgen, erweitert die transaktionskosten-
ökonomische Analyse um eine entscheidende Dimension.

Investitionen sind dann spezifisch, wenn durch die Investitionsentscheidung
Ressourcen in einen Verwendungszweck gelenkt werden, aus dem sie ex post
gar nicht oder nur unter Hinnahme von Vermögenswertminderungen herausge-
löst und einem anderen Verwendungszweck zugeführt werden können. Kommt
beispielsweise in einer Produktionsanlage eine hochspezialisierte Technologie
zum Einsatz, die nur zur Herstellung eines bestimmten Produktes eingesetzt wer-

61 Macneil (1978: 888) behauptet sogar, es sei unerheblich, ob es eine ursprüngliche
Vereinbarung als solche überhaupt gebe.
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den kann und für die sich, sollten die Absatzmöglichkeiten hierfür entfallen,
keine andere Nutzungsmöglichkeit finden lässt, so stellt diese Produktionsanlage
einen vollständig spezifischen Vermögenswert dar. Der ökonomische Wert der
Anlage ist vollständig abhängig davon, ob die ex ante angestrebte Nutzung ex
post tatsächlich realisiert werden kann.

In der Realität sind Vermögenswerte zumeist weder vollständig spezifisch
noch vollständig unspezifisch, sondern unterscheiden sich lediglich im Grad
ihrer Spezifität, d.h. in dem Maß, in dem sie bei einer Ex-post-Umwidmung an
Wert verlieren. Die Differenz zwischen dem erwarteten Ertrag aus der ange-
strebten, erstbesten Verwendung und dem Opportunitätsertrag aus der nächst-
besten, alternativen Verwendung" stellt eine Quasi-Rente dar.62 Je spezifischer
eine Investition, desto höher ist der Anteil der Quasi-Rente am Gesamtertrag.
Bei vollständig spezifischen Investitionen gibt es keine alternative Verwendung
der eingesetzten Ressourcen: Die Opportunitätserträge sind gleich Null, und der
gesamte Ertrag des Ressourceneinsatzes stellt eine Quasi-Rente dar.63 Das Be-
streben des Investors, die Umwidmung eines spezifischen Vermögenswertes und
die damit verbundene Wertminderung zu vermeiden, wird als die Bindungswir-
kung spezifischer Investitionen bezeichnet.

Im Bereich der Wohnungswirtschaft kommt es sowohl bei Mietern und Ver-
mietern als auch bei selbstnutzenden Wohneigentümern zu Investitionen, die in
hohem Maße standortspezifisch sind. Bei Wohnraumeigentümern, gleich ob
selbstnutzend oder gewerblich, gilt dies für die Immobilie als solche. Die Nut-
zung der Wohnung bzw. die Nutzung von Gebäude und Grundstück ist an den
einmal gewählten Standort gebunden und kann nicht an andere Standorte
übertragen werden. Der Grad der Spezifität steigt in dem Maße, in dem Gestal-
tung und Ausstattung der Wohnräume auf den persönlichen Geschmack des Ei-
gentümers zugeschnitten sind. Dieser kann bei einer Veräußerung die Aufwen-
dungen, die er hierfür getätigt hat, dann in der Regel nicht oder nur teilweise im
Verkaufspreis zur Geltung bringen. Dasselbe gilt, wenn Mieter Maßnahmen zur
Ausstattung ihrer Wohnung treffen, die, wie beispielsweise Einbauküchen, Bo-
den-, Wand- und Deckenverkleidung, bei einem Umzug nicht mitgenommen
werden können. Die Abstandszahlungen, die sie mit dem Nachmieter aushandeln

Das Konzept der Rente aufgrund spezialisierter Faktorleistungen geht zurück auf die
englischen Klassiker. Es wurde, am Beispiel der Produzentenrente, von Marshall
(1922: 124 f.) erstmals detailliert ausgearbeitet. Williamson (1985: 52 ff.) entwickel-
te es weiter zum Konzept der transaktionsspezifischen Aktiva.

*" Wird bei einer vollständig spezifischen Investition die angestrebte Nutzung unmög-
lich, entfällt mit der Quasi-Rente der gesamte Ertrag. Alle Investitionsaufwendungen
werden zu versunkenen Kosten; sie müssen unmittelbar und vollständig abgeschrie-
ben werden.
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können, spiegeln den Wert dieser Einrichtungsgegenstände in der Regel nur teil-
weise.64

Über die immobilienbezogenen spezifischen Investitionen hinaus kommt es
auch beim Aufbau der sozialen Beziehungen — über die Kenntnis der Einkaufs-
stätten, das Vertrauensverhältnis zum Arzt bis hin zu Freundschaften und Be-
kanntschaften in der Nachbarschaft — ebenfalls zu standortspezifischen Investi-
tionen, die bei einem Umzug aufgegeben werden müssen oder doch jedenfalls an
Wert verlieren, sobald die Entfernung zwischen altem und neuem Wohnort ein
gewisses Maß übersteigt. Die Kosten der Aufgabe der spezifischen Investitionen
(genauer: die Quasi-Renten, die bei einem Wohnungswechsel verloren gehen)
können als Teil der Umzugskosten im weiteren Sinne aufgefasst werden.

Allgemein bestimmt die Ausprägung der Merkmale Umweltunsicherheit,
Häufigkeit und Spezifität sowie ihre jeweilige Kombination den Transaktionstyp
und damit die Koordinierungsaufgaben, das heißt die Anforderungen an die ver-
traglich zu gestaltenden Anreiz- und Durchsetzungsmechanismen (Williamson
1985: 68 f.). Entscheidendes Kriterium für die Durchsetzungsanforderungen
einer Transaktion ist der Grad ihrer Relationalität. Die Relationalität einer Trans-
aktion — in der transaktionsökonomischen Literatur zuvor lediglich als Kom-
plexität verstanden — ergibt sich nach Williamson aus den Merkmalen Umwelt-
unsicherheit, Häufigkeit und Spezifität. Eine Transaktion ist umso relationaler, je
größer die Umweltunsicherheit ist, unter der sie durchgeführt wird, je häufiger
Tauschvorgänge zwischen den jeweiligen Akteuren stattfinden und je spe-
zifischer die mit der Transaktion einhergehenden Investitionen sind (Williamson
1985: 72).

Williamson entwickelt die Transaktionskostenökonomie insbesondere da-
durch weiter, dass er ihre Verhaltensannahmen explizit macht. Dies sind (i) Nut-
zenmaximierung bei beschränkter Rationalität und (ii) opportunistisches Verhal-
ten. Beschränkte Rationalität beruht auf unvollständigen Informationen und un-
vollständiger Voraussicht.65 Man spricht in diesem Zusammenhang auch von

6 4 In einer Situation der Wohnungsknappheit muss dies natürlich nicht gelten. Dann
kann der bisherige Wohnungsinhaber die Zwangslage des Wohnungssuchenden aus-
nutzen und Abstandszahlungen durchsetzen, die den vollen Wert der Einrichtungsge-
genstände widerspiegeln oder sogar darüber hinausgehen.

6 5 „Bounded rationality is defined as behavior that is 'intendedly rational, but only
limitedly so'." (Simon 1961: xxiv, zitiert nach Williamson 1988: 569). Die Theorie
der beschränkten Rationalität (bounded rationality) beruht auf zwei grundlegenden
Annahmen: Erstens, die kognitiven Fähigkeiten des Menschen sind begrenzt, insbe-
sondere seine Fähigkeiten zur Informationsverarbeitung, und zweitens, der Mensch
ist sich seiner kognitiven Grenzen bewusst. Demzufolge treffen beschränkt rationale
Akteure Entscheidungen unter Unsicherheit anhand eines vereinfachten Modells der
Realität. Dabei wenden sie nicht, wie die neoklassische Theorie postuliert, das Opti-
mierungsprinzip an, sondern das Prinzip der Anspruchserfüllung (March und Simon
1958: 139, 140, 150 f.). Experimentell beobachtete Erscheinungsformen beschränkt
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intendiert rationalem Verhalten. Beschränkte Rationalität führt dazu, dass
Verträge unvollständig sind — sei es, dass für die Vertragserfüllung relevante
Informationen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses nicht verfügbar sind, sei es,
dass relevante Informationen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses zwischen den
Parteien asymmetrisch verteilt sind.

Informationsasymmetrien zwischen den Parteien sind kennzeichnend für viele
Tauschbeziehungen, denn das Tauschinteresse beruht oft gerade darauf, dass die
weniger gut informierte Partei die Informationsvorteile der anderen Partei mit
Hilfe des Vertrages für sich nutzbar machen möchte. Informationsasymmetrien
kennzeichnen beispielsweise jene vertraglichen Beziehungen, die auf der Spezi-
alisierung der Parteien nach ihren komparativen (Kosten-)Vorteilen beruhen.
Informationsasymmetrien sind aber auch Ursache für Durchsetzungsprobleme,
wenn etwa Zahlungsfähigkeit oder Zahlungsbereitschaft eines Mieters geringer
sind, als es für den Vermieter anhand der hilfsweise herangezogenen Merkmale
Einkommen oder äußere Erscheinung beim Abschluss des Mietvertrags erkenn-
bar war, oder wenn eine zur Vermietung angebotene Wohnung Mängel aufweist,
die der potenzielle Mieter bei einer Besichtigung vor Abschluss des Mietvertra-
ges nicht erkennen kann.66 Der vereinbarte Mietzins entspricht dann nicht der
tatsächlichen Wohnungsqualität bzw. nicht der tatsächlichen Zahlungsbereit-
schaft und Vertragsauseinandersetzungen sind vorprogrammiert.

Opportunistisches Verhalten tritt auf, wenn ein Vertragspartner weitere als die
ursprünglich vereinbarten Leistungen fordern kann, und/oder die von ihm zu er-
bringenden Leistungen verweigern, vermindern oder anderweitig zu seinen
Gunsten verändern kann. Ein Anreiz zu opportunistischem Verhalten liegt dann
vor, wenn der Vertragspartner dieses Verhalten nicht durch Verweigerung, Ver-
minderung oder Veränderung der seinerseits zugesagten Leistung vergelten
kann.67 Ein opportunistischer Vertragspartner kann etwaige „Nachforderungen"

rationalen Verhaltens sind: Präsentationseffekte oberflächlicher Analyse, strategi-
sches Argumentieren, Strategieentwicklung auf der Basis von Reziprozität und Fair-
ness, Vermeidung zirkulärer Konzepte bei schrittweiser Argumentation (Strategie
reasoning), Ex-post-Rationalität und „learning direction theory", Verwendung so-
wohl adaptiver als auch analytischer Ansätze bei wiederholten Entscheidungen, Ver-
zicht auf quantitative Erwartungen und Optimierung in typischen Strategien wieder-
holter Spiele (Selten 1998).

°° Informationsvorteile des Vermieters, beispielsweise über eine besonders angenehme
Nachbarschaft, geringe Reparaturhäufigkeit aufgrund hoher Bauqualität u.a. können,
wenn der Vermieter sie nicht offenlegt oder nicht offenlegen kann, dazu führen, dass
besonders attraktive Wohnungen von potenziellen Mietern nicht als solche erkannt
werden und der Vermieter keinen der tatsächlichen Wohnqualität entsprechenden
Mietaufschlag durchsetzen kann. In der Folge werden die besten Wohnungen dann
nicht auf dem regulären Markt angeboten, sondern über Beziehungen vermittelt
(Knappe und Funk 1993: 60).

67 Verhaltensbedingte vertragliche Risiken, auch als 'contractual hazards' oder 'Strate-
gie hazards' bezeichnet, beruhen auf eigennutzorientiertem und intendiert rationalem
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bis zur Höhe der aus der Investition erwarteten Quasi-Rente schrauben. Anders
ausgedrückt: Er kann seinen Vertragspartner erpressen und sich dessen Quasi-
Rente aneignen, indem er den Ertrag oder Tauschgewinn, den sein Vertrags-
partner aus der Transaktion erwartet hat, bis auf dessen Opportunitätsertrag
herabdrückt.

Die Quasi-Rente des Investitionsertrages bzw. das Bestreben, den Verlust
dieses Ertragsbestandteiles zu vermeiden, machen den betreffenden Investor er-
pressbar und sperren ihn in die einmal eingegangene vertragliche Beziehung
ein.68 Er würde seine Quasi-Rente nämlich nicht nur dann verlieren, wenn der
Vertragspartner sich opportunistisch verhalten und diese Bindung zur einseitigen
Vorteilsnahme nutzen würde — sondern auch dann, wenn er die vertragliche Be-
ziehung aus eigener Initiative beenden würde.69 Sieht der Investor diesen Ein-
sperrungseffekt voraus, wird er von seinem Vertragspartner eine „Versicherung"
oder Absicherung gegen opportunistisches Verhalten fordern (Goldberg 1980:
340).70 Nur wenn es gelingt, diese Absicherung zu schaffen, und nur, wenn die
Kosten dieser Absicherung durch den erwarteten Transaktionsertrag gerecht-

Verhalten. Williamson (1985: 47 f.) charakterisiert opportunistisches Verhalten als
„... self-interest seeking with guile." Dies wird im Deutschen in der Regel wie-
dergegeben mit „Verfolgung des Eigeninteresses unter Zuhilfenahme von List"
(Williamson 1990: 34). Williamson (1985: 47 f.) fährt fort: „This includes but is
scarcely limited to more blatant forms, such as lying, stealing, and cheating.
Opportunism more often involves subtle forms of deceit. ... More generally, oppor-
tunism refers to the incomplete or distorted disclosure of information, especially to
calculated efforts to mislead, distort, disguise, obfuscate, or otherwise confuse. It is
responsible for real or contrived conditions of information asymmetry, which vastly
complicate problems of economic organization.". Masten (1999: 39) kennzeichnet
diese Verhaltensweisen als Bereitschaft zur Ausnutzung strategischer Vorteile.

6° Die angelsächsische Literatur hat für das Problem der Erpressbarkeit den Begriff des
„hold up", zu Deutsch: des Raubüberfalls, geprägt. Milgrom und Roberts (1992: 136,
598) kennzeichnen dieses Problem als „ ... (t)he general business problem in which
each party to a contract worries about being forced to accept disadvantageous terms
later, after it has sunk an investment, or worries that its investment may be devalued
by the actions of others ..." bzw. als „ ... (t)he problem that one who makes a rela-
tionship-specific investment is vulnerable to a threat by other parties to terminate
that relationship. This threat then permits these parties to obtain better terms than
were initially agreed.".

6 9 Er verliert nur den Quasi-Rentenbestandteil seines Ertrages, denn annahmegemäß
kann er bei Scheitern des Vertrages den unspezifischen Vermögenswert einer alter-
nativen Verwendung zuführen.

7 0 Eger (1995: 20) kennzeichnet den Einsperrungseffekt durch die Abwanderungs-
kosten, die bei der Wahl eines anderen Vertragspartners für die betreffende Vertrags-
partei anfallen würden. Die Abwanderungskosten umfassen neben der entgangenen
Quasi-Rente auch die Such- und Anbahnungskosten für einen neuen Vertrag.
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fertigt sind, wird eine Vereinbarung zustande kommen und nur dann wird die
Transaktion durchgeführt.71

Durch spezifische Investitionen werden ex ante ungebundene Ressourcen zu
ex post gebundenen oder spezifischen Ressourcen. Dies stellt eine fundamentale
Transformation dar (Williamson 1985: 61 ff.) und hat weit reichende Folgen für
die Investitionsanreize und die Gestaltung von Verträgen.72 Mit der Investitions-
entscheidung legt der Investor seine Ressourcenallokation auch für künftige Pe-
rioden fest. Ex post, nach der Investitionsentsctieidung kann er sich, da die In-
vestitionsaufwendungen, in dem Maße, in dem Spezifität vorliegt, versunkene
Kosten darstellen, allenfalls mit weiterem Ressourcenaufwand an veränderte
Markt- und Rahmenbedingungen anpassen" Er kann die in der Investition gebun-
denen Ressourcen nicht oder nur unter Verlust der Quasi-Rente aus dem einmal
gewählten Verwendungszweck herauslösen. Bei spezifischer Ressourcenbin-
dung ist für die Nutzungsdauer der Investition die Wanderung der Ressourcen in
eine andere Verwendung bzw. die Wahl eines anderen Vertragspartners er-
schwert.

Bei einem Vertrag, der spezifische Investitionen regelt, können verschiedene
Probleme auftreten. Kommt es dazu, dass die Vertragsbeziehung vorzeitig be-
endet wird, gehen die an diese Vertragsbeziehung gebundenen und nur mit dem
ursprünglichen Vertragszweck erreichbaren Quasi-Renten verloren. Tritt eine
Vertragsstörung durch opportunistisches Verhalten auf, können die Quasi-Ren-
ten zwar noch realisiert werden. Sie werden jedoch zu Gunsten des sich opportu-
nistisch verhaltenden Vertragspartners und damit zu Lasten des Investors umver-
teilt. In beiden Fällen werden die künftigen Anreize für spezifische Investitionen
geschwächt. Eine derartige Beeinträchtigung der Investitionsanreize zu vermei-
den, verleiht der Gestaltung wirksamer Absicherungs- und Durchsetzungsme-
chanismen eine Bedeutung, die über den unmittelbaren Schutz der Quasi-Renten
hinausreicht.

Vertragliche Absicherungs- und Durchsetzungsmechanismen sind dann effi-
zient, wenn sie den Schutz der in Frage stehenden Quasi-Renten mit dem ge-
ringstmöglichen Aufwand gewährleisten. Die grundlegenden Koordinierungs-
mechanismen und ihre relative Leistungsfähigkeit lassen sich für drei Ausprä-
gungen der Investitionsspezifität und zwei Ausprägungen der Transaktionshäu-

71 Um die Analyse zu verfeinern, kann man darüber hinaus annehmen, dass Investoren,
je nach Risikobereitschaft und Kostenempfindlichkeit, nach vollständiger oder teil-
weiser Absicherung streben.

7- Williamson stellt in seiner Argumentation nur darauf ab, dass aus einer Ex-ante-
Wettbewerbssituation bei der Wahl der Vertragspartner ex post die Situation eines
bilateralen Monopols wird.
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figkeit darstellen (Übersicht l).73 Im Prinzip gilt: Je weniger spezifisch die In-
vestition und je geringer die Häufigkeit von Transaktionen zwischen den Ver-
tragspartnern, desto größer sind die Anreize für Markttausch, desto größer ist die
Effizienz der Marktkontrolle und desto diskreter (oder „klassischer") ist der effi-
ziente Vertrag. Je höher die Spezifität der Investition und je größer die Wahr-
scheinlichkeit künftiger Transaktionen zwischen den Vertragspartnern, desto ge-
ringer sind die Anreize für Markttausch, desto geringer ist die Effizienz der
Marktkontrolle und desto relationaler ist der effiziente Vertrag (Richter und
Furubotn 1996: 185)..

Übersicht 1 — Transaktionsmerkmale und effiziente Koordinierungsmecha-
nismen

Häufigkeit

gelegentlich

wiederholt

Investitionsmerkmale

nicht spezifisch

Marktkontrolle
(klassische
Verträge)

gemischt spezifisch hochspezifisch

dreiseitige Kontrolle ^ ^ ^
(neoklassische ^ ^ ^ ^
Verträge) ^ ^ ^

. . . ,, ! vereinheitlichte
zweiseitige Kontrolle , K o n t r o l l e

(relationale Verträge)

Quelle: Williamson (1985: 79).

Je nach Transaktionstyp wird die effiziente Durchsetzung einer Transaktion
durch klassische, neoklassische oder relationale Verträge erreicht. Marktkontrol-
le gewährleistet dann eine effiziente Durchsetzung, wenn Transaktionen keine

73 Um die Grundregeln der Zuordnung des jeweils effizienten Durchsetzungsmechanis-
mus abzuleiten, lässt sich die Klassifizierung von Transaktionen vereinfachend auf
die Merkmale Spezifität und Häufigkeit beschränken. Williamson begründet diese
Vereinfachung damit, dass eine Analyse nur für solche Transaktionen lohnend sei,
bei denen die Umweltunsicherheit genügend groß ist, um eine adaptive, sequentielle
Entscheidungsfindung erforderlich zu machen (Williamson 1985: 72). Diese Verein-
fachung sei zulässig, denn könnte ein Vertrag unter Sicherheit, also: von vollständig
informierten und vollkommen rationalen Akteuren, geschlossen werden, gäbe es kein
Durchsetzungsproblem, da bereits bei Vertragsschluss allen Eventualitäten der Ver-
tragserfüllung Rechnung getragen werden könnte. Eine Diskussion der relativen Vor-
teilhaftigkeit marktlicher und nichtmarktlicher Kontrollmechanismen, die sowohl
verschiedene Ausprägungen von Häufigkeit und Investitionsspezifität als auch ver-
schiedene Grade in der Komplexität der Transaktion und der Unsicherheit des wirt-
schaftlichen Umfelds berücksichtigt, findet sich bei Kumkar (1998: 77 ff).
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spezifischen Investitionen erfordern:74 Jeder Vertragspartner kann glaubwürdig
mit dem Abbruch der Beziehung, d.h. mit der Wahl eines anderen Vertragspart-
ners drohen, denn ein solcher Wechsel führt für ihn nicht zum Verlust einer
Quasi-Rente. Die Marktalternativen schützen die Vertragspartner vor dem Op-
portunismus ihrer Kontrahenten.75 Verträge, deren Durchsetzung auf Marktkon-
trolle beruht, lassen sich als Spezialfall der dreiseitigen Kontrolle betrachten. Die
dritte Seite, sprich die Kontrollinstanz, ist hier kein spezieller Akteur, sondern
die Institution des Marktes an sich, die, unter den genannten Voraussetzungen,
zu vertretbaren Kosten (hier: Kosten des Wechsels) eine ausreichende Anzahl
von Transaktionsalternativen (hier: alternativer Transaktionspartner) bietet.

Mechanismen dreiseitiger Kontrolle gewährleisten eine effiziente Durchset-
zung bei Transaktionen, die mit gemischt- oder hochspezifischen Investitionen
einhergehen, jedoch nur gelegentlich von den Vertragspartnern durchgeführt
werden. Marktkontrolle ist hier nicht effizient, da ein Wechsel des Vertrags-
partners zu einem Verlust der erwarteten Quasi-Rente führen würde. Daher kann
nicht glaubwürdig mit dem Abbruch der Vertragsbeziehung gedroht werden. Die
Gestaltung eines speziell auf die Transaktion zugeschnittenen Durchsetzungs-
mechanismus wäre jedoch mit Kosten verbunden, die, da die Transaktion nur ge-
legentlich stattfindet, kaum wiedereingebracht werden könnten. Für eine kosten-
effiziente Durchsetzung muss daher in der Regel auf bestehende Institutionen
zurückgegriffen werden. Dies kann etwa der Bezug auf Standards sein, die von
keiner der Vertragsparteien kontrolliert werden,7^ oder die Einschaltung unab-
hängiger Dritter, seien es Sachverständige, Ombudsmänner, Schiedsgerichte
oder Gerichte.

Bei spezifischen Kontrollmechanismen, die die Vertragspartner selbst schaf-
fen, spricht man von zweiseitiger Durchsetzung oder Selbstdurchsetzung. Zwei-
seitige Durchsetzung ist effizient bei häufig wiederkehrenden Transaktionen, die
mit gemischt- oder hochspezifischen Investitionen einhergehen. Sie verursacht

Marktdurchsetzung kann auch bei Vorl iegen spezifischer Invest i t ionen t ransakt ions-
kosteneffizient sein, wenn die Umwel tuns icherhe i ten so ger ing sind, so dass vollstän-
dige Verträge geschlossen werden können (Kumkar 1998: 83 f.).

75 Williamson (1985: 74) , Richter und Furubotn (1996: 183).
76 Eine Vereinbarung kann beispie lsweise vorsehen, Lohnanpassungen in Abhäng igke i t

von der Entwicklung der Lebenshal tungskos ten durchzuführen. Aus d e m Index de r
Lebenshal tungskosten ergibt sich dann, welche L o h n h ö h e bzw. we lche L o h n e r h ö -
hung ver t ragskonform ist (Macnei l 1978: 868) . W ü r d e , gemessen a m Standard „In-
dex der Lebenshal tungskos ten" , ein zu geringer Lohn gezahl t oder ein zu hoher Lohn
gefordert und käme es darüber zu einer gericht l ichen Ause inanderse tzung , hät te die
Vertragspartei, die sich opportunis t isch verhalten wol l te , ke ine Auss icht d iesen
Rechtsstreit zu gewinnen. Die sichere Aussicht , in d e m Rechtss t re i t zu unter l iegen,
stellt eine g laubwürd ige Drohung dar und beugt oppor tun is t i schem Verhal ten vor.
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im Vergleich zur dreiseitigen Durchsetzung höhere Fixkosten, doch die Häufig-
keit der Transaktion erlaubt in der Regel deren Amortisation.77

Mit zunehmender Spezifität der Investitionen wird die Schaffung wirksamer,
zweiseitiger Durchsetzungsmechanismen aufwendiger, insbesondere wenn es
angesichts von Umweltunsicherheit schwierig ist, zu überprüfen, ob und inwie-
weit die Handlungen des Transaktionspartners den getroffenen Vereinbarungen
entsprechen. Lässt sich eine wirksame Absicherung mit den Mechanismen zwei-
seitiger Kontrolle und Durchsetzung nicht mehr zu vertretbaren Kosten er-
reichen, kann es vorteilhaft sein, die Transaktion im Rahmen vereinheitlichter
Kontrolle durchzuführen. Dies erfordert die Integration der Vertragsparteien
durch eine Vereinheitlichung des Eigentums an den zur Durchführung der
Transaktion erforderlichen spezifischen Vermögenswerte.78

Eine Vereinheitlichung des Eigentums kann das Problem der opportunisti-
schen Ausbeutung in der Regel allerdings nicht in dem Sinne lösen, dass sie es
aus der Welt schafft. Durch die Vereinheitlichung wird das Problem opportunis-
tischen Verhaltens vielmehr transformiert. Da die Integration zuvor autonomer
Parteien einhergeht mit der Bildung öder Vergrößerung einer Hierarchie, stellt
sich das Opportunismusproblem nun im Rahmen eines Prinzipal-Agenten-Ver-
hältnisses, etwa zwischen Unternehmenseigentümer und Management. Die Ver-
einheitlichung des Eigentums ist dann vorteilhaft, wenn die fixen und variablen
Kosten der Schaffung und Führung einer einheitlichen Organisation, einschließ-
lich ihrer internen Durchsetzungsmechanismen, geringer sind als die sonst anfal-
lenden fixen und variablen Kosten zweiseitiger Durchsetzung.

Die Anforderungen an kosteneffiziente Absicherung und Durchsetzung lassen
sich wie folgt zusammenfassen: Absicherungs- und Durchsetzungsmechanismen
sind dann effizient, wenn sie eine gestellte Koordinierungsaufgabe zu den ge-
ringstmöglichen Transaktionskosten lösen.79 Die Anforderungen, die die Absi-

7 7 Sollten die Durchsetzungskosten so hoch sein, dass sie trotz der Häufigkeit der
Transaktion nicht wiedereingebracht werden könnten, unterbleibt die Transaktion.

7 8 Standardbeispiele der Vereinheitlichung des Eigentums sind die Fusion zweier Un-
ternehmen und der Ankauf eines Unternehmens durch ein anderes. Übertragen auf
Transaktionen zwischen Staat und Marktakteuren würde die Bildung einheitlichen
Eigentums die Verstaatlichung eines Unternehmens bedeuten.

7 9 Bei der Bewertung verschiedener institutioneller Arrangements kommt es in der Re-
gel nur auf die Differenz zwischen den Nettokosten an. Ohnehin können sich empi-
rische Vergleiche kaum jemals auf eine direkte Messung der Transaktionskosten, ge-
schweige denn der Transaktionserträge stützen. Sie sind darauf auch nicht ange-
wiesen (Simon 1978: 6): „Im allgemeinen genügen viel gröbere und einfachere Ar-
gumente, um eine Ungleichheit zwischen zwei Größen nachzuweisen, als sie erfor-
derlich wären, um die Bedingungen zu zeigen, unter denen diese Größen marginal
gleich sind.". Dies erfordert weniger eine quantitative als eine qualitative institutio-
nelle Analyse, „ ... bei der diskrete Strukturalternativen miteinander verglichen wer-
den ..." (Simon 1978: 6).
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cherungs- und Durchsetzungsmechanismen zu erfüllen haben, resultieren aus
Unsicherheit, Spezifität und Häufigkeit der durchzuführenden Transaktion. Von
den Merkmalen der Unsicherheit und der Spezifität hängt es ab, was die Ab-
sicherungs- und Durchsetzungsmechanismen — mindestens — leisten müssen
(Leistungsanforderung). Von der Häufigkeit der Transaktion sowie der Höhe des
erwarteten Ertrages hängt es ab, was Absicherung und Durchsetzung —
höchstens — kosten dürfen (Kostenanforderung).

Dabei sind in der Regel Trade-offs zwischen fixen und variablen, Ex-ante-
und Ex-post-Transaktionskosten zu berücksichtigen. Generell gilt: Aufwendige
Durchsetzungsmechanismen rentieren sich nur, wenn der Ertrag der Transaktion
entsprechend hoch ist. Sind die Kosten der Absicherung und Durchsetzung hin-
gegen höher als die erwarteten Transaktionserträge, liegen Durchsetzungsgren-
zen vor (limits to enforcement). Ist dies bereits ex ante, vor der Planung und Ge-
staltung der Transaktion, erkennbar, unterbleibt die Transaktion. Wird es erst ex
post erkennbar, tritt Durchsetzungsversagen (synonym: Vertragsversagen) auf.80

Dann muss versucht werden, entweder die Durchsetzungsmechanismen oder die
Merkmale der Transaktion anzupassen.

II. Selbstdurchsetzende Verträge

1. Grundprobleme der Absicherung und Durchsetzung

Die Transaktionskostentheorie, wie sie insbesondere von Williamson (1985,
1990) initiiert und inspiriert wurde, zeichnet sich innerhalb der Institutionenöko-
nomie dadurch aus, dass sie die Bindungswirkung spezifischer Investitionen ins
Zentrum der Analyse stellt und explizit deren Implikationen für eine effiziente
Koordinierung, insbesondere für eine wirksame Absicherung und Durchsetzung
untersucht. Ihr Interesse gilt vor allem den Absicherungsproblemen bei solchen
Transaktionen, die mit gemischt spezifischen Investitionen einhergehen und bei
denen weder Markt noch Hierarchie die zweckmäßigste Koordinierungsform
darstellen, sondern langfristige, unvollständige Verträge, die auf Selbstdurchset-
zung angewiesen sind.81

" Marktversagen kann als ein Spezialfall des Vertrags- oder Durchsetzungsversagens
aufgefasst werden (Richter und Furubotn 1996: 146).

„A condition of bilateral dependency arises when incomplete contracting and asset
specificity arejoined. The joining of incomplete contracting with asset specificity is
distinctively associated with TCE (transaction cost economics)." (Williamson 1988:
572).
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Die Transaktionsziele, insbesondere die Quasi-Rentenbestandteile spezifi-
scher Investitionen, sind Erwartungsgrößen. Sie sind unsicher, und inwieweit sie
realisiert werden können, hängt zum einen von der Gestaltung der Absicherungs-
und Durchsetzungsmechanismen ab, zum anderen von Faktoren, die in Bezug
auf die Vertragsbeziehung exogen sind. Sind die Verträge langfristig, sind sie
aufgrund beschränkter Rationalität und aus Gründen der Transaktionskostener-
sparnis unvollständig und es treten regelmäßig Situationen auf, für die keine
oder keine ausreichenden Regelungen getroffen wurden.82 Sei es, dass Umwelt-
risiken eintreten, weiLsich exogene, für die Vertragserfüllung gleichwohl rele-
vante Faktoren in unvorhergesehener oder unvorhersehbarer Weise ändern, sei
es, dass die Akteure Maßnahmen ergreifen oder ergreifen wollen, von denen zu-
vor nicht festgelegt wurde, ob sie vertragskonform sind oder nicht. In jedem die-
ser Fälle kann die Quasi-Rente spezifischer Investitionen gefährdet sein.

Die Akteure antizipieren die Risiken unvollständiger Verträge in der Regel
und werden nur dann bereit sein, unter derartigen Bedingungen spezifische In-
vestitionen durchzuführen, wenn sie bei Abschluss der Vereinbarungen Vor-
kehrungen treffen können, d.h. Absicherungs- und Durchsetzungsmechanismen
gestalten können, die einen ausreichenden Schutz ihrer Quasi-Renten sowohl
gegen Umweltrisiken als auch gegen Verhaltensrisiken bieten. Erst diese Ab-
sicherung gewährleistet die notwendigen Anreize für den im Hinblick auf das
Transaktionsziel optimalen Umfang spezifischer Investitionen.

Wer spezifische Investitionen getätigt hat, ist glaubwürdig, denn sein eigenes
Interesse am Erhalt der Quasi-Rente bindet ihn an seine vertraglichen Zusagen.
Sein Eigeninteresse schränkt seine Verhaltensmöglichkeiten ein auf solche
Handlungen, die entweder explizit in den vertraglichen Vereinbarungen vorge-
sehen sind, oder die sich, sollten die Vereinbarungen unvollständig sein bzw.
sich als unzweckmäßig herausstellen, am Erhalt der Quasi-Rente und damit an
der Erreichung des Transaktionszieles orientieren. Diese Bindungswirkung be-
steht auch dann, wenn sich der Vertragspartner mangels wirksamer Absiche-
rungs- und Durchsetzungsmechanismen opportunistisch verhalten sollte. Anders
ausgedrückt: Wer spezifisch investiert, ist ein glaubwürdiger Vertragspartner. Er
erlangt seine Glaubwürdigkeit jedoch um den Preis der Erpressbarkeit. Je spezi-
fischer eine Investition, umso höher sind die Glaubwürdigkeit wie auch die Er-
pressbarkeit des Investors.

8 2 Macauly (1963: 63) weist darauf hin, dass Verträge auch deswegen unvollständig
sind, weil Geschäftspartner sich die Vorteile einer langfristigen Beziehung erhalten
wollen. Verträge, die alle nur möglichen und erdenklichen Umstände berücksichtigen
und detailliert regeln würden, könnten dies nicht leisten, weil sie als Ausdruck gerin-
gen oder mangelnden Vertrauens verstanden würden und zudem nicht hinreichend
flexibel seien.
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Wer spezifisch investiert, wird also angesichts des Dilemmas von Glaubwür-
digkeit und Erpressbarkeit, in das er sich begibt, eine Absicherung gegen oppor-
tunistisches Verhalten seines Vertragspartners verlangen. Dabei besteht jedoch,
da Transaktionen in der Regel nicht nur gegen Verhaltens-, sondern auch gegen
Umweltrisiken abgesichert werden müssen, ein grundlegender Konflikt zwi-
schen den Vorteilen einer hoher Absicherung gegen opportunistisches Verhalten
durch Rigidität in Form glaubwürdiger Selbstbindung und den Vorteilen von
Flexibilität in Form diskretionärer Handlungsspielräume. Einerseits ist eine
flexible Handhabung aufgrund von Umweltrisiken, das heißt aufgrund der zu-
meist prohibitiv hohen Kosten für das Schreiben vollständiger Verträge vorteil-
haft, oft sogar notwendig, denn sie erlaubt die nachträgliche Anpassung der Ver-
einbarungen. Andererseits schaffen oder erweitern die Möglichkeiten der flexib-
len Anpassung — sei es durch Interpretation, Ergänzung oder Änderung der ur-
sprünglichen Vereinbarungen — immer auch Spielräume für opportunistisches
Verhalten.83 Die Schärfe dieses Konfliktes ist abhängig vom Grad der Umwelt-
unsicherheit (Funke 1993; Lohmann 1992). Der Gefahr opportunistischen Ver-
haltens wirksam vorzubeugen und dennoch hinreichende Möglichkeiten zur fle-
xiblen Anpassung an sich ändernde äußere Bedingungen zu gewährleisten, ist
das zentrale Problem spezifischer Investitionen und ihrer Absicherung im Rah-
men relationaler Verträge.84

Bei der Absicherung spezifischer Investitionen sind die Vorteile von Flexibi-
lität umso größer, je höher die zu bewältigenden Umweltunsicherheiten sind.
Dann sind allerdings auch die Kosten der Absicherung gegen Verhaltensrisiken
höher. Bei ungeeigneten Anpassungsmaßnahmen kann es zu opportunistischem
Verhalten und zu Einbußen an Glaubwürdigkeit kommen. Dies erschwert die
Absicherung künftiger Transaktionen. Aus den Restriktionen des Trade-offs
zwischen Flexibilität und Rigidität, zwischen der Absicherung von Umwelt- und
Verhaltensrisiken resultieren aber auch Anreize, nach institutionellen Innovatio-
nen zu suchen, die es erlauben, die Absicherungs- und Anpassungserfordernisse
künftiger Transaktionen kostengünstiger zu bewältigen.

83 Dies gilt allerdings nicht für so genannte strategische Unvollständigkeiten (vgl. Ab-
schnitt C.II.3.C).

° Für eine Analyse des Trade-offs zwischen glaubwürdigen Verpflichtungen einerseits
und Flexibilität andererseits und die Bestimmung des optimalen „commitment" in
der Geldpolitik siehe Lohmann (1992).



52 Kapitel C. Grundlagen der transaktionskostenökonomischen Analyse

2. Grundsätze der Absicherung und Durchsetzung

Zur Beherrschung von Verhaltensrisiken in langfristigen, unvollständigen Ver-
trägen kommt es auf die Zuweisung der residualen Rechte an (synonym: residu-
ale Entscheidungs- und Kontrollrechte). Residuale Rechte sind diejenigen Rech-
te an der Verwendung und an den Erträgen der für die Transaktion notwendigen
Vermögenswerte, die durch den Vertrag nicht vollständig spezifiziert sind.85 Sie
stellen das Recht dar, die Vertragserfüllung in den Fällen zu bestimmen, die
durch die Vereinbarungen nicht oder nicht vollständig geregelt sind — sei es
durch Ergänzung, Interpretation oder Änderung der dort getroffenen Bestim-
mungen.86

Residuale Rechte verkörpern diskretionäre Handlungsspielräume. Sie sollten
aus Effizienzgründen in der Regel derjenigen Partei zugewiesen werden, die spe-
zifische Investitionen plant und ein Interesse am Schutz ihrer Quasi-Rente hat.87

Sie wird diskretionäre Handlungsspielräume nicht opportunistisch nutzen, son-
dern zur Realisierung der Quasi-Rente und zur Erreichung der Transaktionsziele.
Stimmen die Parteien ex ante einer solchen Gestaltung der residualen Rechte zu,
schaffen sie glaubwürdige Selbstverpflichtungen in Form bindender Beziehungs-
austrittsschranken. Tätigen beide Parteien spezifische Investitionen, kommt es
auf eine zweckmäßige, dem jeweiligen Ausmaß der spezifischen Investitionen
entsprechende Verteilung der residualen Rechte an. Die Verteilung der residua-
len Rechte bestimmt die Verteilung der Verhandlungsmacht in möglicherweise
durchzuführenden Nachverhandlungen. Diese wiederum bestimmt die Vertei-
lung der Ex-post-Erträge der Transaktion und damit die Ex-ante-Bereitschaft der
Parteien zu spezifischen Investitionen (Hart [1989] 1996: 357).

Eine zweckmäßige Zuweisung der residualen Rechte ist die entscheidende
Voraussetzung dafür, das richtige Maß an Flexibilität bei der Beherrschung von

Der Erwerb der residualen Rechte ist gleichzusetzen mit dem Eigentumserwerb an
einem Unternehmen bzw. mit der Integration zweier Unternehmen. „Wenn es für
eine Partei zu kostspielig ist, eine lange Liste der besonderen Rechte zu spezifizie-
ren, die sie an den Vermögenswerten der anderen Partei zu erwerben wünscht, so
mag es für diese Partei optimal sein, alle Rechte mit Ausnahme der im Vertrag
spezifisch erwähnten zu erwerben. Eigentum (an der Unternehmung) besteht im Kauf
dieser residualen Kontrollrechte" (Grossman und Hart 1986: 692, zitiert nach Richter
und Furubotn 1996: 264).

Bei Verträgen innerhalb eines Unternehmens, etwa bei Arbeitsverträgen, liegen die
residualen Rechte — in Form von Direktions- und Weisungsrechten — beim Inha-
ber. Jensen und Meckling ([1976] 1986: 321) sprechen in diesem Zusammenhang
von Unternehmen als Vertragsnetzwerken.

Bei dreiseitiger Durchsetzung liegen die residualen Rechte bei Dritten. Dies können
öffentliche Gerichte sein oder Institutionen der privaten Durchsetzung (private
ordering) wie Schiedsgerichte, Schlichtungsstellen oder Ombudsmänner.



//. Selbstdurchsetzende Verträge 53

Umweltrisiken zu erreichen.88 Verträge werden gleichwohl geschlossen im Ver-
trauen darauf, dass die dort gegebenen Zusagen erfüllt werden und grundsätzlich
ist Vertragstreue eine entscheidende Voraussetzung für die Leistungsfähigkeit
von Verträgen als Planungsinstrument und damit der ökonomische Wert dieser
Institution. Bei langfristigen unvollständigen Verträgen reicht das Prinzip des
„pacta sunt servanda" zur Absicherung der Transaktionsziele jedoch nicht aus.
Bei Vereinbarungen, die in die Zukunft reichen, kann es transaktionskostenspa-
rend und daher für beide Parteien vorteilhaft sein, die Vereinbarungen ex post
flexibel zu handhaben, um Informationen, die bei Vertragsschluss nicht verfüg-
bar waren, zu berücksichtigen und die Vereinbarungen entsprechend zu ergän-
zen oder zu ändern.

Flexibilität bei der Vertragserfüllung und die Möglichkeit von Ex-post-An-
passungen stehen potenziell im Konflikt zum Grundsatz der Vertragstreue. Ein
zu hohes Maß an Flexibilität würde den Grundsatz der Vertragstreue entwerten.
Die Leistungsfähigkeit vertraglicher Vereinbarungen beruht ja gerade darauf, die
Risiken der Ex-post-Ertragsänderungen aufgrund von Umweltrisiken auf die
Parteien zu verteilen.89 Sind die Umweltrisiken jeweils der Partei zugewiesen,
die komparative Vorteile bei ihrer Beherrschung hat (superior risk bearer),
macht nicht jede neue Information und nicht jede Veränderung vertragsexogener
Faktoren eine Änderung der ursprünglich getroffenen Vereinbarungen notwen-
dig. Vielmehr hat die beim Eintritt von Risiken ohne Vertragsanpassung drohen-
de Minderung der Ex-post-Erträge eine wichtige Anreizfunktion. Sie zwingt die
betroffene Partei dazu, nach Handlungsmöglichkeiten, gegebenenfalls nach In-
novationen zu suchen, mit denen sie die Minderung ihrer Ex-post-Erträge mini-
mieren kann. Die Beherrschung von Umweltrisiken erfordert daher eine ent-
sprechenden Einräumung flexibler Handlungsspielräume.

Auch bei adäquater Risikozuweisung lässt sich mit dem Argument der An-
reizeffizienz nicht nur ein Festhalten am ursprünglichen Vertrag rechtfertigen,
sondern, unter bestimmten Voraussetzungen, auch dessen Änderung oder Auflö-
sung (Trimarchi 1989: 163). Ex-post-Anpassungen können trotz adäquater Risi-
kozuweisung notwendig werden, um Lücken zu ergänzen und einen ex post auf-
getretenen Regelungsbedarf zu befriedigen oder um Festlegungen zu ändern, die

Sollte es den Vertragsparteien nicht gelingen, das richtige Maß an Ex-post-Flexibili-
tät im Rahmen zweiseitiger Durchsetzung zu finden, können — oder müssen — sie
auf Mechanismen der dreiseitigen Durchsetzung zurückgreifen. Dann müssen sie
unter Umständen jedoch auch die Merkmale der Transaktion anpassen und ihre Rela-
tionalität vermindern.

„Die Vertragsdurchführung kann für jede Partei Nachteile mit sich bringen, die sie
nicht erwartet hat und die den Vertrag zu einem Verlustgeschäft für sie machen. Nun
ist es aber gerade der Sinn des Vertrages, den Leistungsaustausch auch für den Fall
sicherzustellen, daß nachträglich gesehen für eine Partei das Interesse daran wegge-
fallen ist..." (Köhler 1989: 152).
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sich als unzweckmäßig erwiesen haben. Sie können ebenfalls notwendig werden,
wenn sich exogene Risiken als so groß herausstellen, dass auch der „superior
risk bearer" damit überfordert, unter Umständen sogar in seiner wirtschaftlichen
Existenz gefährdet wäre.90 Dies läuft in der Regel dem Interesse der Parteien an
einem Fortbestand der Vertragsbeziehung zuwider.

Die Grundsätze der zweiseitigen Absicherung und Durchsetzung relationaler
Verträge lassen sich wie folgt zusammenfassen: Wirksame Vorkehrungen gegen
Verhaltensrisiken müssen so gestaltet sein, dass für beide Vertragspartner die
langfristigen Nachteile des Vertragsbruchs — in der Regel die Beendigung der
Vertragsbeziehung — größer sind als die kurzfristigen Vorteile des Vertrags-
bruchs aus der Aneignung von Quasi-Renten. Dazu bedarf es einer adäquaten
Zuweisung der residualen Handlungsrechte sowie einer adäquaten Allokation
der vertragsexogenen Risiken. Abhängig davon, wie in einer Vertragsbeziehung
die Erpressungspotentiale einerseits und die Fähigkeiten zur Bewältigung exoge-
ner Risiken andererseits verteilt sind, entstehen komplexe wechselseitige Bin-
dungen und Absicherungsprobleme.

3. Strategien der Absicherung und Durchsetzung

Wer spezifische Investitionen getätigt hat, ist glaubwürdig, da er erpressbar ge-
worden ist. Wer spezifische Investitionen plant, wird sich vor dem Verlust seiner
Quasi-Rente schützen wollen und darum von seinem Vertragspartner verlangen,
dass er auf opportunistische Handlungsspielräume verzichtet und solche Hand-
lungsmöglichkeiten ausschließt, die ihm durch Aneignung der Quasi-Rente eine
einseitige Vorteilsnahme erlauben würden. Die grundlegende Strategie, um die-
sen Verzicht glaubwürdig zu machen, ist es, Sanktionsmöglichkeiten für oppor-

9 0 Das Zivilrecht kennt hier den Begriff der „unbilligen Härte" und stützt sich bei der
Anpassung von Verträgen auf die Lehre vom Wegfall der Geschäftsgrundlage. Ihr
zufolge „wird die Geschäftsgrundlage eines Vertrages begründet durch die nicht zum
eigentlichen Vertragsinhalt erhobenen, aber bei Vertragsschluss -zutage getretenen
gemeinschaftlichen Vorstellungen beider Vertragsparteien oder die dem Geschäfts-
gegner erkennbaren und von ihm nicht beanstandeten Vorstellungen der einen Ver-
tragspartei von dem Vorhandensein oder dem künftigen Eintritt oder dem Fort-
bestand gewisser Umstände, auf denen der Vertragswille sich aufbaut" (BGH
1982: 2184 ff., zitiert nach Köhler 1989: 149). Sie bezieht sich ausdrücklich auf
solche Fälle, in denen eine Vertragserfüllung zwar möglich wäre, jedoch zu Ergeb-
nissen führen würde, die von den Parteien so nicht gewollt waren oder so nicht für
möglich gehalten wurden (Köhler 1989: 149). Den Wegfall oder die Änderung der
Geschäftsgrundlage anzuerkennen, bedeutet, Ausnahmen vom Grundsatz der Ver-
tragstreue zu legitimieren. Diese Legitimation wird dadurch erreicht, dass die Anpas-
sung nach bestimmten, von der Rechtsprechung entwickelten Kriterien und Maßstä-
ben erfolgt und für die Vertragsparteien weitgehend berechenbar und verlässlich ist.
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tunistisches Verhalten zu schaffen. Im Rahmen selbstdurchsetzender Verträge
kann zu diesem Zweck der Einsperrungseffekt spezifischer Investitionen gezielt
als Instrument der Ex-post-Sicherung eingesetzt werden. Auf diese Weise wird
das Risiko der Erpressbarkeit, der einseitigen Bindung einer Vertragspartei, da-
durch entschärft, dass wechselseitige Bindungen geschaffen werden. Anders
ausgedrückt: Wer sich bewusst erpressbar macht, kann auf diese Weise seine
Versprechen und Zusagen glaubwürdig machen. Erpressbarkeit und Glaubwür-
digkeit sind Kehrseiten derselben Medaille und dies kann genutzt werden, um
die angestrebte Absicherung spezifischer Investitionen zu erreichen.

a. Geiseln und Pfänder

Zur Absicherung spezifischer Investitionen können Geiseln oder Pfänder als
Sicherungswerte ausgetauscht werden.91 Durch Stellung einer Geisel oder die
Hinterlegung eines Pfandes werden Investitionen getätigt, deren Wert spezifisch
ist im Hinblick auf die vorliegende Vertragsbeziehung. Wer eine Geisel oder ein
Pfand in der Hand hat, verfügt über die residualen Rechte an diesen Sicherungs-
werten. Er kann glaubwürdig mit ihrer Vernichtung bzw. Verwertung drohen
und sich auf diese Weise wirksam gegen opportunistisches Verhalten seines
Vertragspartners schützen.

Ein Spezialfall der Absicherung durch Geiseln oder Pfänder ist der Aufbau
von Glaubwürdigkeits- oder Reputationskapital. Investitionen in Glaubwürdig-
keit sind in der Regel hochspezifisch, denn sie haben einen ökonomischen Wert
zunächst nur in der Beziehung zu dem jeweiligen Vertragspartner. Dessen Ver-
trauen bzw. die dadurch möglichen Transaktionskostenersparnisse bei der Ab-
sicherung von künftigen Verträgen sind der Ertrag des Glaubwürdigkeitskapi-
tals. Dieser Ertrag stellt vollständig oder in nahezu vollem Umfang eine Quasi-
Rente dar. Der Vertragspartner verfügt über die residualen Rechte am Glaubwür-
digkeitskapital und kann, sollte sein Vertrauen durch opportunistisches Verhal-
ten enttäuscht werden, das Glaubwürdigkeitskapital entwerten. Wer in Glaub-
würdigkeitskapital investiert, gibt seinem Vertragspartner eine Sanktionsmög-
lichkeit in die Hand und macht sich damit erpressbar.

91 Ist die Vertragserfüllung für A mit spezifischen Investitionen verbunden, so muss
ihm B ein „Pfand" in die Hand geben, d.h. einen Wert, den er verliert, wenn er ver-
tragsuntreu werden sollte. B tätigt also, über seine sonstigen Vertragsleistungen
hinaus, gleichfalls eine spezifische Investition. Spezifische Investitionen wirken, egal
ob zum eigentlichen Zweck der Transaktion getätigt oder zur Absicherung des Ver-
tragspartners, als „barrier to exit", als eine Austrittsschranke, die den Investor in die
bestehende Vertragsbeziehung einsperrt: Bei Vertragsbruch durch opportunistisches
Verhalten würde er seine Quasi-Rente verlieren. Das Bestreben, diesen Verlust zu
vermeiden, wirkt als Beziehungsaustrittsschranke (Goldberg 1980: 340 ff.).
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Wenn Dritte die Vertragserfüllung beobachten können, beschränkt sich der
ökonomische Wert von Glaubwürdigkeitskapital nicht mehr auf den jeweiligen
Vertragspartner, sondern besteht auch gegenüber alternativen und künftigen
Vertragspartnern (Kreps 1990). Durch Beobachtbarkeit wird das Glaubwürdig-
keitskapital übertragbar. Dies rückt Reputationsstrategien in die Nähe der drei-
seitigen Durchsetzung, die darauf beruht, dass residuale Rechte an Dritte über-
tragen werden. Beobachten sie opportunistisches Verhalten, entziehen sie ihr
Vertrauen und stehen nicht mehr als künftige oder alternative Vertragspartner
zur Verfügung.

b. Zug-um-Zug-Geschäfte

Das gemeinsame Auftreten von spezifischen Investitionen und unvollständigen
vertraglichen Vereinbarungen schafft eine gegenseitige Abhängigkeit der Ak-
teure. Die Bedingungen der Unvollständigkeit und der Spezifität sind notwendig,
jedoch nicht hinreichend für ökonomisch relevante Abhängigkeitsverhältnisse.
Diese entstehen erst dann, wenn neben der Unvollständigkeit der Vereinbarun-
gen und der Spezifität der zur Vertragserfüllung erforderlichen Investitionen
außerdem eine Unteilbarkeit der spezifischen Investitionen vorliegt, d.h. wenn
das gesamte Investitionsvolumen bereits zu Beginn der Vertragserfüllung reali-
siert wird.

Kann die Investition jedoch, obschon spezifisch, zerlegt und in mehreren
Teilabschnitten vorgenommen werden, so hat die investierende Partei mit der
Entscheidung über künftige Investitionsabschnitte immer auch eine Handhabe
gegen Erpressungsversuche der anderen Vertragspartei: Sie kann, sollte sich die
Gegenpartei vertragswidrig verhalten und versuchen, sie zu übervorteilen, eben-
falls von ihren vertraglichen Zusagen abrücken und die Investition nicht wie ge-
plant fortführen. Damit vermindert sie das Erpressungspotential auf die nicht
wiedereinbringbaren Ertragsanteile, sprich die Quasi-Renten aus den bereits
durchgeführten Investitionsabschnitten. Zug-um-Zug-Geschäfte können als Teil
einer Reputationsstrategie eingesetzt und genutzt werden, um Reputation zu-
nächst im Rahmen einer Transaktion mit teilbarem Investitionsvolumen aufzu-
bauen.92 Diese kann dann später bei Transaktionen eingesetzt werden, die auf-
grund von Unteilbarkeiten zu ökonomisch relevanter Abhängigkeit führen und
erst mit Hilfe des dann vorhandenen Glaubwürdigkeitskapitals transaktionskos-
tensparend abgesichert werden können.

' Zug-um-Zug-Geschäfte können eine Strategie sein, bei der die durchzuführende
Transaktion an die — beschränkte — Leistungsfähigkeit der zur Verfügung stehen-
den Durchsetzungsmechanismen angepasst wird.
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c. Strategische Lücken und Klauseln

Lücken in vertraglichen Vereinbarungen resultieren, ebenso wie die Möglichkeit
von Ex-post-Anpassungen, nicht allein aus dem Streben nach Transaktionskos-
tenersparnis.93 Verträge können auch unvollständig sein im Hinblick auf Leis-
tungsparameter, die bei Vertragsschluss durchaus vollständig festgeschrieben
werden könnten. Ebenso kann ein Vertrag Klauseln enthalten, deren Funktion
nicht in erster Linie darin besteht, die dort vorgesehene Handlung — etwa eine
Sanktion — herbeizuführen. In diesen Fällen spricht man von strategischen
Lücken bzw. strategischen Klauseln. Ihre Funktion besteht darin, durch die Zu-
weisung diskretionärer Handlungsspielräume an eine der Parteien, deren Posi-
tion für den Fall von Nachverhandlungen so zu definieren, dass der Gegenpartei
aus der Kenntnis dieser Handlungsspielräume bestimmte Anreize für ihr Ver-
tragsverhalten in der Phase zwischen Vertragsabschluss und einer möglichen
Nachverhandlung gegeben werden (Huberman und Kahn 1988a, 1988b).94

Strategische Lücken und strategische Klauseln stellen Mechanismen zweisei-
tiger, d.h. von den Vertragsparteien selbst geschaffener Durchsetzungsmechanis-
men dar. Sie sind dann zweckmäßig, wenn bestimmte Aspekte der Vertragserfül-
lung zwar für die Parteien beobachtbar sind, nicht aber für Dritte. Dann können
mit Hilfe strategischer Lücken und Klauseln Anreizwirkungen erzielt werden,
die mit einem vollständigen Vertrag nicht erreicht werden könnten (Hviid 1998;
Bernheim und Whinston 1998). Strategische Lücken und Klauseln dienen insbe-
sondere zur Durchsetzung impliziter, d.h. im Vertrag nicht ausdrücklich geregel-
ter und damit rechtlich nicht durchsetzbarer Versprechen. Diese Funktion erfül-
len sie dann, wenn sie die diskretionären Handlungsspielräume derjenigen Partei
zuweisen, die sich gegen opportunistisches Verhalten der Gegenpartei absichern
muss.95

93 Die Analyse dieser Formen von Unvollständigkeit und Nachverhandlungsklauseln
gründet sich im Wesentlichen auf Coase (1937), Williamson (1975, 1985) und Simon
(1981).

"4 Ex-post-Verhandlungen über die Schließung strategischer Lücken oder die Handha-
bung strategischer Klauseln werden als strategische Nachverhandlungen bezeichnet.

"' Als Beispiele hierfür werden in der Literatur genannt: Kreditverträge, die für den
Fall des Zahlungsverzuges die Verwertung der kreditfinanzierten Aktiva durch den
Kreditgeber vorsehen, obwohl dieser bei deren Nutzung in der Regel komparative
Nachteile gegenüber dem Kreditnehmer hat, als Beispiel für Absicherung gegen
„moral hazard" (Huberman und Kahn 1988b: 471), der Vertrag eines risikoaversen
Unternehmers, der ein risikobehaftetes Projekt, über dessen Risiko-Ertragsprofil er
private Informationen hat, einem Investor übertragen will, der diese Informationen
erst nach Vertragsabschluss erlangen kann, als Beispiel für einen Vertrag, der gegen
„adverse selection" abgesichert werden muss (Huberman und Kahn 1988b: 473), ein
Vertrag zwischen einem Produzenten und einem Abnehmer, der nur Preis und Menge
des zu produzierenden Gutes festschreiben kann und der gegen „moral hazard" in
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III. Koordinierungsstrukturen und Koordinierungsleistungen
der Wirtschaftspolitik

Zur ökonomischen Analyse der Wirtschaftspolitik stehen verschiedene theore-
tische Ansätze zur Verfügung. Sowohl die Wohlfahrtstheorie, die Public-
Choice- oder Interessengruppentheorie als auch die Institutionentheorie, mit der
Regulierungstheorie und der Transaktionskostentheorie als ihren beiden wesent-
lichen Richtungen, streben danach, staatliche Eingriffe in die Wirtschaft zu
erklären.96 Die Wohlfahrtstheorie betrachtet den Staat als einen wohlwollenden
Diktator oder Sozialplaner und sieht seine Aufgabe darin, unter gewissen Be-
schränkungen bezüglich seiner Instrumente — er ist nicht allmächtig — und sei-
ner Informationen — er ist nicht allwissend — die soziale Wohlfahrt zu maxi-
mieren, insbesondere durch die Korrektur von Marktversagen bei natürlichen
Monopolen und externen Effekten. Dabei abstrahiert sie jedoch vom politischen
Prozess, also davon, dass politische Entscheidungen erst durch die Interaktion
einer Reihe verschiedener Individuen, Gruppen, Gremien und Ausschüsse zu-
stande kommen und dass die Informationen dieser Entscheidungsträger sowohl
unvollständig als auch asymmetrisch verteilt sind. Die Wohlfahrtstheorie ab-
strahiert also von der möglichen Eigennutzorientierung staatlicher Akteure eben-
so wie von Vertretungsproblemen auf Seiten des Staates. In der Public-Choice-
oder Interessengruppentheorie hingegen ist die Eigennutzorientierung der politi-
schen Akteure zentrale Annahme und Ausgangspunkt der Analyse.97 Dabei
abstrahieren die Ansätze der Public-Choice- oder Interessengruppentheorie
jedoch von Informationsasymmetrien sowohl zwischen verschiedenen staat-

Form unzureichender Qualitätsanstrengungen des Produzenten abgesichert werden
muss (Huberman und Kahn 1988a; 118) oder Arbeitsverträge, die mit Hilfe unvoll-
ständiger Bestimmungen über Beförderungsmöglichkeiten oder so genannte „fringe
benefits" gegen unzureichende Anstrengungen der Arbeitnehmer im Hinblick auf
nicht verifizierbare Leistungen (moral hazard) abgesichert werden sollen (Bernheim
und Whinston 1998: 903).

9 6 Während die Wohlfahrtstheorie eine normative Analyse betreibt und die Public-
Choice-Theorie positive Erklärungsansätze erarbeitet, verfügt die Institutionenöko-
nomie nicht über ein klar definiertes Effizienzkonzept, sondern beschränkt sich auf
den Vergleich diskreter, realisierbarer Strukturalternativen (Simon 1978: 6).

9 7 Dixit (1998: 142 f.) weist darauf hin, dass die von der Public-Choice-Theorie ge-
pflegte Unterscheidung von Verfassungen und politischen Akten, die innerhalb der
bestehenden Verfassung erfolgen, eher gradueller als grundsätzlicher Art ist, denn
sowohl Verfassungen als auch einzelne politische Akte stellen hochgradig unvoll-
ständige Verträge dar, die von eigennutzorientierten Akteuren opportunistisch mani-
puliert werden können. Auch können einzelne politische Akte durchaus — und hierin
unterscheiden sie sich ebenfalls nur graduell von Verfassungen — weit reichende
und langfristige Folgen haben, indem sie Fakten, Erwartungen, Organisationen, Inte-
ressengruppen und Institutionen schaffen.
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liehen Akteuren als auch zwischen staatlichen und privaten Akteuren und,
ebenso wie die Wohlfahrtstheorie, von Vertretungsproblemen im politischen
Prozess.

Die Regulierungstheorie behandelt im Wesentlichen — insofern ist sie der
Wohlfahrtstheorie verwandt — die Aufgaben des Staates bei der Korrektur bzw.
der Vermeidung von Marktversagen durch die Regulierung von Monopol- und
Netzwerkindustrien (Laffont und Tirole 1993). Sie berücksichtigt in ihren Ver-
haltensannahmen neben der Eigennutzorientierung privater und staatlicher Ak-
teure sowohl Informationsasymmetrien zwischen privaten und staatlichen Akteu-
ren als auch Vertretungsprobleme zwischen verschiedenen staatlichen Akteuren
und Institutionen (Laffont und Tirole 1991; Laffont und Martimort 1998; Dixit
1996, 1998). Sie verwendet zumeist prinzipal-agenten-theoretische Ansätze und
konzentriert sich auf die Analyse der Ex-ante-Anreizprobleme.98 Die Transak-
tionskostenökonomie arbeitet mit denselben Verhaltensannahmen wie die Regu-
lierungsökonomie, legt den Schwerpunkt jedoch auf die Bindungswirkung spezi-
fischer Investitionen, d.h. auf die Ex-post-Abhängigkeiten (Erpressbarkeit, „hold
up"), die entstehen, und auf die Analyse der Ex-post-Anpassungsprobleme.

Der Staat agiert als Träger der Wirtschaftspolitik aus Sicht der Transaktions-
kostenökonomie in einer Doppelrolle, in der er zum einen seine hoheitlichen
Befugnisse wahrnimmt, indem er als Gestalter der Spielregeln auftritt und den
institutionellen Rahmen des Wirtschaftsleben festlegt. Zum anderen tritt er als
Akteur auf, der innerhalb, dieser Regeln seine wirtschaftspolitischen Ziele ver-
folgt." Das besondere an dieser Doppelrolle ist,100 dass der Staat mit seinen
Entscheidungen zur Gestaltung der Spielregeln Koordinierungsstrukturen
schafft, die die exogenen Transaktionskosten der privaten Akteure bestimmen
und seine Entscheidungen damit weit reichende transaktionskostenökonomische
Implikationen haben. Um die transaktionskostenökonomische Analyse des Alt-
schuldenkompromisses vorzubereiten, soll diese Doppelrolle staatlichen Han-
delns im Folgenden untersucht werden. Dabei geht es insbesondere um die Fra-
ge, inwieweit diese Doppelrolle Ursache für Koordinierungsmängel oder Koor-
dinierungsversagen in der Wirtschaftspolitik sein kann.

° Zu den Ersten, die Regulierung als Vertretungsproblem analysiert haben, gehören
Green und Laffont (1979), Loeb und Magat (1979), Baron und Myerson (1982) und
Sappington(1982, 1983).

" Dixit (1996: 30 f.) kennzeichnet diese Doppelrolle, indem er den zeitlichen Aspekt
betont und auf die Gleichzeitigkeit des Spielens und der (Um-)Gestaltung der Spiel-
regeln hinweist: „...economic policy making is a dynamic game, whose conditions
are uncertain und changing, and whose rules are at least partially made by the
partieipants as they go along."

100 Bei der Gestaltung und Durchführung unvollständiger, selbstdurchsetzender Verträge
zwischen privaten Akteuren haben diese freilich auch eine Doppelrolle als Spieler
und Gestalter der Spielregeln inne.
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1. Koordinierungsstrukturen als Gegenstand der Wirtschaftspolitik

Die Wohlfahrt eines Landes hängt neben seiner Ressourcenausstattung auch von
seinem institutionellen Kapital, sprich von der Leistungsfähigkeit seiner Koordi-
nierungsstrukturen ab. Koordinieren bedeutet, „die Struktur der Anreize und
Fähigkeiten in einem Wirtschaftssystem so zu beeinflussen, dass die Pläne und
Verhaltensweisen der Systemmitglieder zur Realisation jener Ziele passen, die
letztlich von allen als Gemeinwohlziele betrachtet werden" (Grossekettler
1982: 216). Koordinierungsstrukturen stellen Kombinationen aus Institutionen
einerseits und Akteuren andererseits dar.101 Zweck von Koordinierungsstruktu-
ren ist es, die bei der Allokation knapper Ressourcen anfallenden Koordinie-
rungsaufgaben so zu lösen, dass Güter und Dienste zu möglichst geringen Ge-
samtkosten bereitgestellt werden können (Kumkar 1998: 66).

Der Staat trägt für die Leistungsfähigkeit der gesamtwirtschaftlichen Koordi-
nierungsstrukturen eine hohe Verantwortung. Mit Maßnahmen der Wirtschafts-
politik, ebenso wie mit Maßnahmen der Sozial-, Rechts-, Gesellschafts- und
Umweltpolitik, gestaltet er den institutionellen Rahmen für das Handeln der
Marktakteure. Wirtschaftspolitische Maßnahmen greifen dabei auf zwei Ebenen.
Zum einen bestimmt die Grundsatzentscheidung über das zu etablierende Wirt-
schaftssystem die wesentlichen Elemente der gesamtwirtschaftlichen Koordinie-
rungsstrukturen. Zum anderen bestimmt der Ordnungsrahmen für einzelne
Märkte die marktspezifischen Institutionen und Koordinierungsstrukturen. Die
gesamtwirtschaftlichen ebenso wie die marktspezifischen Koordinierungsstruk-
turen bilden den institutionellen Rahmen für die Transaktionen der Marktakteu-
re. Aus ihm resultieren die exogenen Transaktionskosten, also jene Kosten von
Transaktionen, auf die die unmittelbar Beteiligten keinen direkten Einfluss
haben.102

In Analogie zu Transaktionen zwischen Marktakteuren lassen sich wirt-
schaftspolitische Maßnahmen als Transaktionen zwischen den Trägern und den
Adressaten der Wirtschaftspolitik darstellen. Ebenso wie Markttransaktionen
sind die Planung und Durchführung wirtschaftspolitischer Maßnahmen mit
Transaktionskosten verbunden. Und ebenso sind sie anfällig für Koordinierungs-

' ° ' Institutionen benötigen, um ihre Koordinierungsfunktion erfüllen zu können, Akteu-
re, die über das notwendige institutionelle Know-how verfügen und sich ihrer zu
bedienen wissen. Wirtschaftspolitische Maßnahmen richten sich in erster Linie auf
die Gestaltung von Institutionen. Gleichwohl darf nicht übersehen werden, dass der
Staat auch Einfluss nimmt auf das institutionelle Lernen der Akteure.

Der Staat kann seine Verantwortung für die Leistungsfähigkeit der Koordinierungs-
strukturen beispielsweise dadurch wahrnehmen, dass er für bestimmte Aktivitäten,
wie etwa umweltbelastende Produktionen, die exogenen Transaktionskosten erhöht,
indem er sie unter Genehmigungsvorbehalt stellt und sie so zurückdrängt.
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versagen und benötigen zweckmäßige Absicherungs- und Durchsetzungsmecha-
nismen. Anders jedoch als Transaktionen zwischen Marktakteuren greifen wirt-
schaftspolitische Maßnahmen zumeist unmittelbar in die Funktionsfähigkeit des
Wirtschaftssystems bzw. einzelner Märkte ein — in der Regel mit dem Ziel,
diese zu verbessern. Sie stellen also übergeordnete Koordinierungsleistungen
dar. Bei der Gestaltung wirtschaftspolitischer Maßnahmen, insbesondere bei
ihrer Absicherung gegen Koordinierungsversagen, ist daher zu berücksichtigen,
dass jede neue Maßnahme die bereits bestehenden Strukturen modifiziert und ein
Koordinierungsversagen in der Wirtschaftspolitik weit reichende Folgen haben
kann, indem es die Leistungsfähigkeit einzelner Märkte oder des Wirtschaftssys-
tems insgesamt beeinträchtigt.

2. Koordinierungsstrukturen zur Absicherung spezifischer Investitio-
nen

Im Folgenden ist der Zusammenhang zu beleuchten, der besteht zwischen dem
zentralen Anliegen der Transaktionskostenökonomie, nämlich der transaktions-
kosteneffizienten Absicherung spezifischer Vermögenswerte, insbesondere de-
nen der privaten Akteure, und den Anforderungen an das wirtschaftspolitische
Handeln des Staates, die daraus resultieren.103 Hierbei ist zu unterscheiden
zwischen spezifischen Investitionen im Allgemeinen und standortspezifischen
Investitionen im Besonderen.

Die Spezifität von Investitionen stellt eine Marktunvollkommenheit dar, denn
ex ante ungebundene Ressourcen werden zu ex-post-spezifischen, an einen be-
stimmten Verwendungszweck bzw. in einem bestimmten Vermögenswert gebun-
dene Ressourcen. Sie können aus diesem Vermögenswert nicht oder nur unter
Verlust der Quasi-Rente herausgelöst und einer anderen Nutzung zugeführt wer-
den. Anders ausgedrückt: Spezifität bedeutet, dass für die Nutzungsdauer der In-

Im Rahmen dieser Arbeit wird gefragt, welche Koordinierungsstrukturen der Staat
für die privaten Akteure und für sein eigenes wirtschaftspolitisches Handeln schafft
bzw. schaffen sollte. Die umgekehrte Fragestellung, nämlich inwieweit die von
Privaten selbst geschaffenen Koordinierungsstrukturen zur Absicherung und Durch-
setzung ihrer Transaktionen aus Sicht der Wirtschaftspolitik zu bewerten seien, mar-
kiert wissenschaftsgeschichtlich einen wichtigen Punkt. Die transaktionskostenöko-
nomische Analyse industrieökonomischer Fragestellungen hat nämlich zu der Er-
kenntnis geführt, dass Unternehmensfusionen und Beherrschungsverträge zwischen
Unternehmen nicht notwendigerweise monopolistische Praktiken darstellen, mit
denen das Ziel der Marktbeherrschung verfolgt wird. Sie hat vielmehr nachgewiesen,
dass bestimmte Vertragsformen und Unternehmenszusammenschlüsse vertikaler Art
zur Absicherung transaktionsspezifischer Aktiva notwendig sein können und als
solche aus wettbewerbspolitischer Sicht zu tolerieren sind (Williamson 1985: 85 ff.).
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vestition die Wanderung der Ressourcen zum (ex post) besten Wirt bzw. in die
(ex post) beste Verwendung erschwert ist.

Gleichwohl verlangen spezifische Investitionen privater Akteure und die Not-
wendigkeit ihrer Absicherung im Allgemeinen kein aktives Eingreifen des Staa-
tes. Denn Transaktionen, die zur Bildung spezifischer Vermögenswerte führen,
sind typischerweise auf Selbstdurchsetzung angewiesen. Sie stützen sich also ge-
rade nicht auf die staatlich geschaffenen Durchsetzungsinstitutionen des Rechts-
wesens. Die Beteiligten können Selbstdurchsetzung erreichen, wenn der Ord-
nungsrahmen wirtschaftlichen Handelns, d.h. wenn die allgemeinen Handlungs-
freiheiten und Handlungsbeschränkungen, zweckmäßig gestaltet sind und neben
Haftung und Rechtssicherheit insbesondere die Vertragsfreiheit gewährleistet ist.
In Form relationaler Verträge können die privaten Akteure dann selbst adäquate
Koordinierungsstrukturen, d.h. Absicherungs- und Durchsetzungsmechanismen
schaffen, die auf transaktionskostengünstige Weise sowohl hinreichende Anpas-
sungsmöglichkeiten an veränderte äußere Bedingungen bieten als auch der Ge-
fahr opportunistischen Verhaltens der einen wie der anderen Partei wirksam vor-
beugen.

Grundsätzlich trägt die Wirtschaftspolitik dem Phänomen spezifischer In-
vestitionen und der Notwendigkeit ihrer Absicherung durch relationale Verträge
in der Regel also bereits dann ausreichend Rechnung, wenn sie sich auf die
zweckmäßige Gestaltung des allgemeinen Ordnungsrahmens konzentriert. Die
Stetigkeit dieses Rahmens, insbesondere die Gewährleistung von Vertragsfrei-
heit, schafft die grundlegenden Voraussetzungen dafür, dass Investitionskapital
auch dann in die langfristig ertragreichsten Verwendungen fließt, wenn diese
spezifisch sind.

Zu weitergehenden Anforderungen an die Wirtschaftspolitik und zu einer
möglicherweise aktiven Rolle bei der Absicherung privater Investitionen kommt
es dagegen, wenn diese standortspezifisch sind.104 Standortspezifisch sind in
erster Linie Investitionen in immobile Vermögenswerte, wie selbstgenutzte und
gewerblich genutzte Immobilien oder Industrieanlagen. Es können aber auch In-
vestitionen in intangible Vermögenswerte sein, wie etwa institutionelles Know-
how.105 Nutzungsmöglichkeiten und Ertrag standortspezifischer Vermögenswer-
te sind abhängig von denjenigen räumlichen, natürlichen, politischen oder sons-

10^ Der Begriff des Standortes ist im Folgenden nicht punktbezogen, sondern räumlich
zu verstehen und bezieht sich auf den Geltungsbereich nationaler Gesetze bzw. von
Gesetzen und Rechtsregeln untergeordneter Körperschaften und den Einflussbereich
der nationalen, bundesstaatlichen oder kommunalen Wirtschaftspolitik.

105 Beispiele für standortspezifisches institutionelles Know-how sind die Kenntnisse, die
zur Handhabung des deutschen Mietrechtes erforderlich sind, etwa bei der Erstellung
und Handhabung von Mietspiegeln, bei der Beantragung von Genehmigungen oder
der Gestaltung der Rechtsform eines Unternehmens unter steuerlichen Gesichtspunk-
ten.
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tigen Faktoren, die einen Standort und sein Entwicklungspotential charakteri-
sieren.106

Zu den standortprägenden Faktoren zählen neben den geographischen und
klimatischen Gegebenheiten insbesondere die Wirtschaftspolitik und ihr Einfluss
auf die Qualität der Verkehrsinfrastruktur, das Qualifikationsniveau der Arbeits-
kräfte, die Attraktivität der Kultur- und Freizeiteinrichtungen und die Qualität
des Wohnraumangebotes. Nicht zuletzt gehören dazu das Rechtswesen und der
Ordnungsrahmen wirtschaftlichen Handelns ebenso wie die Einschätzung und
Bewertung des wirtschaftlichen Entwicklungspotentials durch die am Standort
ansässigen und andere private Akteure.

Die jeweiligen Standortfaktoren sind bei standortspezifischen Investitionen
ein wichtiges Argument im Ertragskalkül der Investoren. Ihre Qualität bestimmt
ex ante die Standortwahl, ohne jedoch ex post von den Investoren beeinflussbar
zu sein. Eine Ex-post-Änderung in der Qualität der Standortfaktoren führt zu
einer Ex-post-Änderung des Investitionsertrages. So schlägt sich eine Ex-post-
Verschlechterung der Standortfaktoren in einer Minderung des Investitionser-
trages (genauer: der Quasi-Rente) nieder.107 Bei standortspezifischen Investitio-
nen werden Investoren mithin von der Wirtschaftspolitik abhängig und setzen
sich dem Risiko künftiger belastender Maßnahmen der Wirtschaftspolitik aus,
beispielsweise in Form von Steuererhöhungen, Subventionskürzungen oder ver-
schärften Umweltschutzauflagen.108 Dieses so genannte Regulierungsrisiko er-
wächst daraus, dass der Staat, anders als private Akteure, mit hoheitlichen Be-
fugnissen ausgestattet ist, die er nach Vertragsschluss zu Lasten der Investoren
nutzen kann. Gegen diese Risiko muss er sie absichern (North 1981; Diermeyer
etal. 1997; Weingast 1997).

Je standortspezifischer eine Investition, desto größer ist ihre Abhängigkeit
von den jeweiligen Standortbedingungen, einschließlich der Wirtschaftspolitik,
und desto größer das Absicherungsbedürfnis des Investors gegen Regulierungs-
risiken. In der Wohnungswirtschaft besteht das Risiko künftiger belastender
Maßnahmen etwa in Form einer Verschärfung der Mietpreisregulierung oder des

106 Zum Potenzialfaktorkonzept vgl. Adlung et al. (1977).

'" Ebenso ist eine Ex-post-Verbesserung von Standortfaktoren und eine entsprechende
Erhöhung des Ex-post-Investitionsertrages bzw. der Quasi-Rente denkbar. Dies kann
beispielsweise dann eintreten, wenn die Nutzungsmöglichkeiten von Grundstücken
durch raumplanerische Entscheidungen erweitert werden und zu entsprechenden
Wertsteigerungen führen.

° Ein Beispiel für die nachträgliche Verschlechterung der wirtschaftspolitischen Be-
dingungen und eine möglicherweise unzureichende Absicherung dagegen sind die
politischen Absichten einer Verkürzung der Restlaufzeit der deutschen Atomkraft-
werke. Eine Verkürzung der Restlaufzeit bedeutet für die betroffenen Unternehmen
eine Ertrags- und Vermögenswertminderung gegenüber ihrer ursprünglichen Pla-
nung. Dafür .verlangen sie — zu Recht — eine Entschädigung.
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Kündigungsschutzes zu Gunsten der Mieter, einer Einschränkung zuvor gelten-
der Fördermaßnahmen, oder es bestand, speziell in der Transformation der ost-
deutschen Wirtschaft, in einer verzögerten Einführung des Vergleichsmieten-
systems. Zumeist antizipieren Investoren ihre Ex-post-Abhängigkeit von den
wirtschaftspolitischen Bedingungen und machen ihre Investitions- und Standort-
entscheidung abhängig von der Vertrauenswürdigkeit der Wirtschaftspolitik, ins-
besondere vom Grad der Investitionssicherheit, den sie bietet. Kurz: Zu den Fak-
toren, die die Qualität eines Investitionsstandortes prägen, gehört ganz entschei-
dend die jeweilige Wirtschaftspolitik und ihre Fähigkeit, berechenbare Investi-
tionsbedingungen zu schaffen.

Doch nicht nur die Investoren sind abhängig von der Wirtschaftspolitik und
ihrer Vertrauenswürdigkeit. Da die meisten standortspezifischen Investitionen
einen mehr oder weniger hohen Grad an Standortrelevanz aufweisen — zumeist
gemessen an der Zahl der direkt und indirekt geschaffenen Arbeitsplätze — also
ihrerseits den Standort und seine wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten
prägen, ist umgekehrt auch die Wirtschaftspolitik abhängig von den Investoren
und ihrem Vertrauen. Fehlt dieses Vertrauen, weil Investoren die Wirtschaftspo-
litik für unberechenbar halten und ex post belastende Maßnahmen fürchten,
droht der Investitionsprozess ins Stocken zugeraten. Da dies den politischen Er-
folg der Regierung bei künftigen Wahlen in Frage stellen würde, sieht sich die
Wirtschaftspolitik veranlasst, wenn nicht gar gezwungen, um das Vertrauen der
Investoren zu werben und ihnen die angestrebte Ex-ante-Absicherung zu bieten.
Dabei haben die spezifischen Investitionen, die an einem Standort bereits getä-
tigt wurden, Signalwirkung, denn sie vermitteln jenen Investoren, die ihre In-
vestitions- und Standortentscheidung noch nicht getroffen haben, eine positive
und vor allem eine glaubwürdige Einschätzung der dortigen Bedingungen. Sie
sind für die Wirtschaftspolitik daher ein wichtiger Beleg und Ausweis ihrer Ver-
trauenswürdigkeit.

Aufgrund der wechselseitigen Abhängigkeit von Investoren und Wirtschafts-
politik kommt es zwischen diesen bei standortspezifischen Investitionen unver-
meidlich zu Vereinbarungen, die den Charakter relationaler Verträge haben. Da-
bei kann es sich um implizite Vereinbarungen, aber auch um explizite, rechts-
kräftige Verträge handeln, wie beispielsweise bei der Unternehmensprivatisie-
rung durch die Treuhandanstalt. Impliziten Charakter haben die Vereinbarungen
zwischen Wirtschaftspolitik und Investoren, wenn sich der Staat in der Wirt-
schaftspolitik auf die Gestaltung des Ordnungsrahmens beschränkt. Es bestehen
dann lediglich gegenseitig übereinstimmende Erwartungen bzw. es kommt zu ei-
ner stillschweigenden Übereinkunft darüber, dass der Staat seinerseits die Stabi-
lität und Zweckmäßigkeit der wirtschaftlichen Rahmenordnung gewährleisten
wird und dass die Investoren ihrerseits zur wirtschaftlichen Entwicklung des
Standortes beitragen werden, indem sie rentable Arbeitsplätze schaffen und
Steuern zahlen. Der Umfang der privaten Investitionen und der Grad ihrer Spezi-
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fität spiegelt dann das Maß an Vertrauen, das die Investoren in die Wirtschafts-
politik haben.

Bei diesen impliziten Vereinbarungen sind die Erpressungspotentiale gering.
Enttäuscht die Wirtschaftspolitik das Vertrauen der Investoren, schwächt sie die
Investitionsanreize und muss in der Folge eine Schwächung des Investitionspro-
zesses hinnehmen. Die Bedeutung des Investitionsprozesses für ihren politischen
Erfolg und die Notwendigkeit, um das Vertrauen der Investoren auch für künfti-
ge standortspezifische Investitionen zu werben-, gibt der Wirtschaftspolitik also
einen Anreiz, bei der-Ex-post-Nutzung ihrer hoheitlichen Befugnisse die kurz-
fristig möglicherweise erreichbaren fiskalischen Vorteile abzuwägen gegen die
langfristigen Nachteile durch Einbußen an Glaubwürdigkeit.109 In diesem Sinne
sichert die Abhängigkeit der Wirtschaftspolitik vom Investitionsprozess die In-
vestoren gegen Regulierungsrisiken. Umgekehrt verfügen auch Investoren ge-
genüber dem Staat nur über ein geringes Erpressungspotential, solange es die-
sem gelingt, seine politische Glaubwürdigkeit an die Qualität des Ordnungsrah-
mens zu binden und damit lediglich indirekt an die Rentabilität bzw. den Um-
fang der Investitionen oder die Anzahl der Arbeitsplätze am Standort.

Exkurs: Umgestaltung von Koordinierungsstrukturen im Transformationsprozess

Der Zusammenbruch der Systeme zentralwirtschaftlicher Planung in den vor-
mals sozialistischen Volkswirtschaften ist im Kern auf gesamtwirtschaftlich un-
zureichende Koordinierungsleistungen infolge unzweckmäßiger Koordinie-
rungsstrukturen zurückzuführen. Die wesentlichen Schwächen der Mechanismen
zentraler Planung liegen in zu schwachen Leistungsanreizen (low-powered
incentives) und in der Unmöglichkeit, glaubwürdige Bindungen der Planungsin-
stanzen für eine effiziente selektive Intervention zu schaffen.110 Ziel des Trans-
formationsprozesses ist es, durch eine umfassende Verbesserung der Koordinie-
rungsstrukturen den gesamtwirtschaftlichen Ertrag des Ressourceneinsatzes und
damit die gesellschaftliche Wohlfahrt zu steigern.111 Im Kern geht es darum, den

109 Da Regierungen in der Regel nach Wiederwahl streben, ist es gerechtfertigt, der
Wirtschaftspolitik bei der Gestal tung der Invest i t ionsbedingungen grundsätzl ich ein
langfristiges Kalkül zu unterstellen. Es kann allerdings bei akut auftretenden Pro-
blem schnell zugunsten einer kurzfristigen Sichtweise aufgegeben werden.

110 „Because promises to intervene selectively lack credibility, selective Intervention is
impossible. Were it otherwise, everything would be organised in one large firm. Be-
cause, however , selective intervention is impossible, hierarchies are unable to
replicate market incentives." (Will iamson 1993: 56).

111 Der Begriff der Koordinierungsstruktur bezeichnet die Gesamthei t der zur Koordi-
nierung eingesetzten Mechanismen und ihre relative Bedeutung. In sozialistischen
Volkswirtschaften war die hierarchische Koordinierung zwar vorherrschend. Gleich-
wohl gab es Bereiche, in denen marktl iche oder kooperat ive Koordinierung zum Ein-
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unterschiedlichen Aktivitäten den jeweils leistungsfähigsten Koordinierungsme-
chanismus zuzuordnen. Die Koordinierung der Neuzuordnungen stellt dabei eine
eigene und herausfordernde wirtschaftspolitische Aufgabe dar.112

Die Transformation führt zur weitgehenden Entwertung des in den Institutio-
nen des alten Systems gebundenen, fixen Transaktionskapitals. Dies betrifft so-
wohl die Organisationen, Normen und Regeln des alten Systems als auch das
Beziehungskapital,113 das die Akteure aufgebaut, und das institutionelle Know-
how, das sie erworben hatten. Für die Erneuerung des institutionellen Kapitals
sind in hohem Maße fixe, transformationsspezifische Transaktionskosten aufzu-
wenden. Dieser Transformations- bzw. Investitionsprozess braucht Zeit und
währenddessen fallen ceteris paribüs höhere laufende Aufwendungen für Ab-
sicherung und Durchsetzung von Transaktionen an.114 Bei der deutschen Verei-
nigung konnte die institutionelle Erneuerung zum großen Teil durch die Über-
nahme bundesdeutscher Institutionen und darum mit einem vergleichsweise ge-
ringen Aufwand an fixen und (aufgrund des geringeren Zeitbedarfs) einem eben-
falls vergleichsweise geringen Aufwand an laufenden Transaktionskosten bewäl-
tigt werden.

In der Transformation werden fixe Transaktionskosten oft auch aufgewendet,
um Institutionen mit Übergangscharakter zu errichten.115 Sie dienen dazu, Ko-
ordinierungsleistungen bereits dann zur Verfügung zu stellen, wenn die Errich-
tung der Institution, deren Funktion sie vorübergehend erfüllen, noch nicht abge-
schlossen ist116 oder ihre Errichtung noch nicht möglich ist bzw. noch nicht für

satz kamen. Umgekehrt ist es in marktwirtschaftlichen Systemen. Marktliche Koordi-
nierung ist zwar der wichtigste, aber nicht der einzige zum Einsatz kommende
Koordinierungsmechanismus.

1 1 2 „Die Frage der Zuordnung von Koordinationsmethoden zu Aktivitätsfeldern ist ord-
nungspolitischer Natur und kann als Verallgemeinerung der Frage aufgefaßt werden,
was der Markt tun könnte und was der Staat tun müsse" (Grossekettler 1982: 214).

113 Albach (1993) spricht in diesem Zusammenhang von „zerrissenen Netzen".
1 1 4 Sofern „alte Seilschaften" fortbestehen, bieten sie einzelwirtschaftliche Transaktions-

kostenvorteile, in dem Sinne, dass die Entwertung des alten Beziehungskapitals ver-
mieden wird ebenso wie der Fixkostenaufwand zum Neuaufbau von Beziehungskapi-
tal.

115 Das Grundgesetz beispielsweise bestimmt sich selbst als eine solche Übergangsinsti-
tution. Nach Art. 146 „verliert (es) seine Gültigkeit an dem Tage, an dem eine Ver-
fassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung be-
schlossen worden ist." Art. 5 des Einigungsvertrages legitimiert die gesetzgebenden
Körperschaften zu einer Volksabstimmung über eine das Grundgesetz ablösende
Verfassung. Es war zunächst strittig, ob sich aus den beiden genannten Bestimmun-
gen eine Verpflichtung zur Ausarbeitung einer durch eine Volksabstimmung zu legi-
timierenden Verfassung ergibt (Fangmann et al. 1991: 437) und ob das Grundgesetz
durch eine Verfassung abgelöst oder zu einer dauerhaften Einrichtung wird.

" ° Ein Beispiel hierfür ist das so genannte Investitionsvorranggesetz. Angesichts der
langwierigen Neuordnung der Eigentumsrechte, insbesondere aufgrund der langwie-
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vorteilhaft gehalten wird. Die Grundmietenverordnungen in der ostdeutschen
Wohnungswirtschaft sind Beispiele für solche Übergangsinstitutionen im Hin-
blick auf die Preisbildung am ostdeutschen Wohnungsmarkt.

In der Transformation haben Ex-post-Transaktionskosten, vor allem Fehlan-
passungskosten und Residual Verluste, ein besonderes Gewicht.117 Im Prinzip
können alle Kosten der institutionellen Neuordnung als Ex-post-Transaktions-
kosten des sozialistischen Systems betrachtet werden. Sie stellen Korrekturko-
sten der im alten System durch Fehlkoordinierungen verursachten Verzerrungen
dar. Die politischen Akteure müssen das für derartig umfassende Reformen not-
wendige Know-how — insbesondere im Hinblick auf den Zeitbedarf und die
Abfolge der Reformschritte — zumeist erst erwerben, sei es durch Versuch und
Irrtum, sei es durch Lernen aus den Erfahrungen in anderen Transformationslän-
dern.118 Da dieses Lernen zumeist während des Transformationsprozesses selbst
stattfindet, werden die Maßnahmen der institutionellen Neuordnung vielfach
nicht im optimalen Tempo und nicht in der optimalen Reihenfolge durchgeführt.
Die hieraus resultierenden Risiken sowie die Notwendigkeit zur Korrektur be-
reits ergriffener Maßnahmen führen zu transformationsbedingten Ex-post-Trans-
aktionskosten im engeren Sinne.

Im Zuge der deutschen Einigung wurde der gesamte Rechtsrahmen der Bun-
desrepublik, einschließlich der Wirtschaftsordnung, durch Staatsvertrag und den
Einigungsvertrag mit einigen Modifikationen und Übergangsvorschriften auf die
neuen Bundesländer übertragen. Dennoch mussten viele Regelungen zur Gestal-
tung der Einheit neu geschaffen werden. Um den Verhandlungsaufwand in
Grenzen zu halten und die Wiedervereinigung möglichst rasch zu vollziehen,
gliederte sich die DDR nach dem Ländereinführungsgesetz der DDR (Gbl.
1990a: 955 f.) in fünf Länder und trat nach Art. 23 des Grundgesetzes der Bun-
desrepublik bei. Gleichwohl war die Gestaltung des Beitritts durch Staatsvertrag
und Einigungsvertrag keine einfache Aufgabe. Es bestand ein Trade-off zwi-
schen höheren Verhandlungskosten ex ante und geringeren Anpassungskosten
ex post bei möglichst umfassenden, detaillierten Vereinbarungen einerseits und

rigen Klärung der Restitutionsansprüche, soll es Eigentumsrechte bereits vor der ab-
schließenden Klärung der Rechtsfragen handelbar machen.

117 Der Bericht des Untersuchungsausschusses „DDR-Vermögen" zur Vereinigungskri-
minalität gibt Hinweise auf die Größenordnung der so genannten Residualverluste.
Die Verluste, die durch kriminelles Verhalten entstanden sind, werden in diesem Be-
richt auf bis zu lOMrd. DM veranschlagt (Handelsblatt 1998a, 1998b). Dies dürfte
allerdings nur einen Teil der tatsächlichen Residualverluste ausmachen, da man
davon ausgehen muss, dass opportunistisches Verhalten in der Regel Formen an-
nimmt, die strafrechtlich nicht relevant sind.

"^ Diese Probleme werden auch als „timing" und „sequencing" des Transformations-
prozesses diskutiert (Falk und Funke 1993; Funke 1993; Jens 1993, Schmieding
1993; Lösch 1992).
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geringeren Verhandlungskosten ex ante und höheren Anpassungskosten ex post
bei weniger detaillierten Regelungen andererseits. Da die Verhandlungen unter
hohem Zeitdruck und großem Einigungsdruck geführt wurden, sind Unvollstän-
digkeiten und Unzulänglichkeiten in den Verträgen zur deutschen Einheit zu
sehen als ein Ausdruck der Entscheidung, nicht bekannte Ex-post-Kosten der
Korrektur und Anpassung in Kauf zu nehmen, um hohe, möglicherweise sogar
prohibitiv hohe Ex-ante-Kosten, d.h. ein Scheitern der Verhandlungen zu ver-
meiden — in der Erwartung, dass die Ex-post-Anpassungskosten später durch
die Wohlfahrtserträge der Transformation gerechtfertigt und gedeckt werden
können.

Während der Neuzuordnung von~ Koordinierungsmechanismen ist der private
Ertrag von Investitionen aufgrund besonderer Risiken in vielen Fällen geringer
als der soziale Ertrag, der sich insbesondere aus Anstoß- und Signalwirkungen
ergibt. Fällt den privaten Investoren jedoch nicht der Gesamtertrag ihrer Investi-
tionen zu, werden sie diese, gesamtwirtschaftlich gesehen, auf einem suboptima-
len Niveau durchführen. Dieses Problem entspricht dem des Marktversagens
aufgrund positiver externer Effekte. Hierfür stehen grundsätzlich zwei alternati-
ve Lösungsansätze (hier: Koordinierungsmechanismen) zur Diskussion: zum ei-
nen die Steuer-Subventionslösung im Sinne von Pigou (1920) als eine Form \
nichtkooperativer Koordinierung, zum anderen die Verhandlungslösung im Sin- |
ne von Coase (1960) als eine Form kooperativer Koordinierung.119 \

Bei der Transformation eines Wirtschaftssystems ist eine transaktionskosten- |
effiziente Lösung des Extemalitätenproblems weder auf dem einen noch auf dem i
anderen Wege ohne weiteres zu erreichen. Die für eine Steuer-Subventionslö- ;
sung erforderlichen Informationen über die Höhe sowie über die sektorale, die :
räumliche und die zeitliche Verteilung der auftretenden Extemalitäten kann sich •
die Wirtschaftspolitik auf zentralstaatlicher Ebene nicht oder nur zu prohibitiv :

hohen Informationskosten beschaffen. Die zur Internalisierung externer Effekt
erforderliche Koordinierung lässt sich durch Verhandlungen bzw. vertragliche
Vereinbarungen zwischen Verursachern und Begünstigten nur dann erreichen,
wenn die Eigentumsrechte an den sozialen Mehrerträgen (bzw. Mindererträgen)
definiert und handelbar gemacht werden können. In der Transformation ist die
Zahl der potenziell Begünstigten (bzw. Belasteten) jedoch so groß und die Ver-
teilung (Inzidenz) der sozialen Mehrerträge so weit gestreut, so dass die Kosten
direkter Verhandlungen zwischen Verursachem und Begünstigten (bzw. Belaste-

Das Problem der drohenden Verzögerung von Investitionen lässt sich auch als Ge-
fangenendilemma beschreiben. Das Gefangenendilemma ist ein Koordinierungspro-
blem, bei dem die Akteure nur durch Kooperation die pareto-effiziente Lösung er-
reichen können. Kooperationsbereitschaft kann nur unter der Bedingung erreicht
werden, dass positive Erwartungen über die Wahrscheinlichkeit künftiger Transak-
tionen bestehen.
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ten) prohibitiv hoch wären. Doch selbst wenn direkte Verhandlungen zwischen
Verursachern und Begünstigten (bzw. Belasteten) aufgrund hoher Trans-
aktionskosten nicht vorteilhaft sind, kann eine Verhandlungslösung dann trans-
aktionskostengünstig sein, wenn der Staat als Vertreter der Gesamtheit der durch
die Transformation Begünstigten auftritt.

Die Wirtschaftspolitik für die neuen Bundesländer hat eine kombinierte
Strategie aus Verhandlungslösung mit Vertretung einerseits und Steuerlösung
andererseits entwickelt. Um die risikobedingte Zurückhaltung der Investoren zu
überwinden, bietet sie ihnen zum Ausgleich der dortigen Standortnachteile, d.h.
für transformationsbedingte Risiken, eine Kompensation in Form von Fördermit-
teln. Zur Gestaltung der Fördermaßnahmen werden vielfach vertragliche Verein-
barungen, so genannte Förderverträge, eingesetzt — so etwa bei der Unterneh-
mensprivatisierung durch die Treuhandanstalt, bei der Investitionsförderung
durch Zuschüsse und Zulagen und auch bei der Beseitigung von Investitions-
hemmnissen in der Wohnungswirtschaft. In der Regel enthalten die Vereinba-
rungen Auflagen für die Verwendung der Fördermittel. Zur Finanzierung der
Fördermaßnahmen im Rahmen des Aufbau Ost wird eine Sondersteuer in Form
des Solidarzuschlages erhoben.

3. Koordinierungsstrukturen im politischen Prozess

Bei der Schaffung effizienter Durchsetzungsmechanismen geht es im Wesent-
lichen um die Frage, welcher Aufwand zur Absicherung von Transaktionsrisiken
notwendig und tragbar ist. Dies umfasst auch die Frage, welche Gestaltungsmög-
lichkeiten sich in der Anbahnungsphase einer Transaktion bieten, die für eine
transaktionskostengünstige Erreichung der angestrebten Ziele genutzt werden
können. Dies sind die Bildung von Vertretungsverhältnissen, die Wahl der Ver-
tragspartner, die Wahl der Verhandlungspartner und die Festlegung des Ver-
tragszieles. Im Folgenden sollen diese Möglichkeiten der Gestaltung wirtschafts-
politischer Transaktion, also für die Gestaltung von Transaktionen zwischen
staatlichen Akteuren einerseits und Marktakteuren andererseits, diskutiert wer-
den. Dabei werden die zur Verfügung stehenden Gestaltungsalternativen zu-
nächst allgemein für wirtschaftspolitische Fragestellungen, dann speziell für den
Fall des Altschuldenkompromisses untersucht.

a. Bildung von Vertretungsverhältnissen

Die Bildung von Vertretungsverhältnissen kann dazu beitragen, Transaktions-
kosten zu verringern. Dies gilt insbesondere, wenn der Staat mit wirtschaftspoli-
tischen Maßnahmen die Handlungen von Marktakteuren steuern will. Aufgrund
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der Vielzahl der durchzusetzenden Transaktionen fallen vergleichsweise hohe
laufende Kosten der Kontrolle und Durchsetzung an. In der Regel besteht ein
Trade-off zwischen der Intensität der Kontrolle, also der Höhe der Kontroll-
kosten und der Höhe der so genannten Residualverluste, d.h. der Verluste, die
insoweit entstehen, als es zu einem vereinbarungs- oder weisungswidrigen Ver-
halten kommt. Je intensiver die Kontrolle, desto geringer die Residualverluste,
desto höher allerdings die Kontrollkosten. Für einen gegebenen Stand der Kon-
trolltechnik ist davon auszugehen, dass neben den fixen Kosten, die einmalig für
die Einrichtung eines-Kontrollmechanismus anfallen, die laufenden Kosten mit
der Zahl der zu kontrollierenden Fälle steigen.120

Sowohl der Staat als auch die Adressaten der Wirtschaftspolitik haben die
Möglichkeit der Vertretungsbildung. Auf Seiten des Staates werden Vertretungs-
verhältnisse ohnehin gebildet, da „der Staat" als solcher keine handlungsfähige
Person oder Organisation darstellt. Als Akteure der Wirtschaftspolitik treten Par-
lamente, Regierungen, die Verwaltungen der Gebietskörperschaften (Bund, Län-
der und Gemeinden) sowie die Zentralbank als Trägerin der Geld- und Kredit-
politik auf (Luckenbach 1986: 223). Darüber hinaus werden wirtschaftspoli-
tische Aufgaben von Körperschaften des öffentlichen Rechts wie der Treuhand-
anstalt oder den Förderbanken des Bundes und der Länder wahrgenommen. Auf
Seiten der Unternehmen werden vielfach Verbände als Instrument der Interes-
senvertretung gegenüber der Wirtschaftspolitik und der Öffentlichkeit gebil-
det.121 Auch auf Seiten der Verbraucher findet Interessenvertretung durch ver-
bandliche Organisationen statt, etwa durch Verbraucher- und Mieterschutzver-
bände.122

Werden Vertretungsverhältnisse gebildet, um Kontrollaufgaben an Vertreter
zu delegieren, entstehen einerseits Kosten der Kontrolle dieser Vertreter (Vertre-
tungskosten im Sinne der Agency-Theorie), andererseits können Kosten einge-
spart werden, wenn der Vertreter im Hinblick auf die zu erfüllende Kontrollauf-
gabe über Spezialisierungsvorteile verfügt. In der Wirtschaftspolitik werden sol-
che Vertretungsverhältnisse auf Seiten des Staates gebildet, indem, ganz allge-
mein, Aufsichtsbehörden die Verwaltungen kontrollieren oder, speziell in der

120 Die Straßenverkehrsordnung soll das Verhalten der Verkehrsteilnehmer so koordi-
nieren, dass die Teilnahme am Straßenverkehr sicher ist. Residualverluste (hier: in
Form verminderter oder nicht erreichter Verkehrssicherheit) ergeben sich aus der
Missachtung von Verkehrsregeln. Ceteris paribus ist die Missachtung von Verkehrs-
regeln umso seltener und ist die Verkehrssicherheit umso höher, je intensiver die
Kontrollen. Der Trade-off zwischen Kontrollkosten und Residualverlusten kann
durch Fortschritte in der Kontrolltechnik verbessert werden.

121 In der Lohnpolitik agieren Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften als Träger der
Wirtschaftspolitik.

122 So haben auch Vertreter des Mieterschutzbundes an den Beratungen zum Alt-
schuldenkompromiss teilgenommen.
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Transformationspolitik, indem die Treuhandanstalt die Erfüllung von Investi-
tions- und Beschäftigungszusagen der Erwerber privatisierter Unternehmen kon-
trolliert, indem Finanzämter und Wirtschaftsministerien, Landesförderinstitute
und Landesförderbanken die Verwendung von Fördermitteln kontrollieren oder
indem die KfW die Erfüllung der Verträge nach dem AHG kontrolliert. Auch
auf Seiten der Marktakteure werden Vertretungsverhältnisse gebildet und Kon-
trollaufgaben delegiert. So etwa kontrollieren Kammern und Verbände die Ein-
haltung der Handwerksordnung und ähnlicher Regelwerke, und so haben bei-
spielsweise in der chemischen Industrie Unternehmen mit so genannten Selbst-
verpflichtungen Kontrollfunktionen im Rahmen der Umweltpolitik übernom-
men.

Auf Seiten des Staates stellt sich bei der Bildung von Vertretungsverhältnis-
sen vor allem die Frage, auf welcher Ebene die Entscheidungsträger angesiedelt
sein sollen (Übersicht 2).123 Je höher die Ebene, auf der Entscheidungen getrof-
fen werden, desto eher ist die Einheitlichkeit der Politik gewährleistet, desto
höher sind allerdings die Informationskosten, da entscheidungsrelevante Infor-
mationen in der Regel dezentral vorhanden sind. Je niedriger die Ebene, auf der
Entscheidungen getroffen werden, desto größer ist in der Regel die Sachnähe der
Akteure und desto besser ist ihr Informationsstand, desto größer ist jedoch auch
der Aufwand, um ihre Entscheidungen zu koordinieren, wenn ein hinreichendes
Maß an Einheitlichkeit der Politik gewährleistet sein soll. Die Entscheidungs-
ebene sollte also hoch gewählt werden, wenn es auf die Einheitlichkeit der Wirt-
schaftspolitik ankommt, und niedrig, wenn es auf differenzierte, „maßgeschnei-
derte" Maßnahmen ankommt.

Bei der Bildung von Vertretungsverhältnissen oder der Einschaltung von
bereits bestehenden Vertreterorganisationen geht es nicht nur um das Abwägen
zwischen Vertretungs- und Kontrollkosten bzw. um die relative Vorteilhaftigkeit
von Einheitlichkeit und Differenziertheit der Wirtschaftspolitik, sondern auch
um das Einsparen von Verhandlungskosten. Wollte der Staat bzw. der Bund sei-
ne Endziele direkt ansteuern und sich unmittelbar an die eigentlichen Adressaten
seiner Politik wenden, wären in vielen Fällen die Verhandlungskosten prohibitiv
hoch. Daher kann es für den Staat vorteilhaft sein, Vertreterorganisationen auf

123 Auf staatlicher Seite steht den Akteuren im Rahmen ihrer Kompetenzen die Möglich-
keit offen, das Instrument hoheitlicher Maßnahmen einzusetzen. Können sie mit dem
Rückgriff auf dieses Instrument drohen, verfügen sie über Verhandlungsmacht. In
der Umweltpolitik beispielsweise hat der Bund die Richtlinienkompetenz inne. Dem-
entsprechend hat das Bundesverfassungsgericht die Erhebung von Verpackungs-
steuem und Abfallabgaben durch die Kommunen für nichtig erklärt mit der Begrün-
dung, diese ordnungsrechtlichen Maßnahmen stünden im Widerspruch zur bundes-
staatlichen Kompetenzordnung (FAZ 1998a). In umweltpolitischen Verhandlungen
mit den Unternehmen verfügen die Kommunen über dieses Drohpotential nun nicht
mehr.
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Übersicht 2 — Trade-offs bei der Zuweisung von Entscheidungskompetenzen
innerhalb einer Organisation

Entschei-
dungs-
kompe-

tenz

Entschei-
dungs-
ebene

Zahl der
Vertre-

tungsver-
hältnisse3

Speziali-
sierungs-
vorteile

Vertre-
tungs-
kosten

zentral hoch gering gering gering
dezentral niedrig hoch hoch hoch

aHier gleichbedeutend mit Zahl der Hierarchiestufen.

Informa-
tions-
kosten

hoch
gering

Spezialisierungs-
vorteile

Einheit-
lichkeit '

Differen-
ziertheit

hoch gering
gering hoch

Quelle: Eigene Darstellung.

Seiten der Marktakteure als Intermediäre einzuschalten und geeignete Zwischen-
ziele anzustreben. Ein solches indirektes Vorgehen lässt vor allem dann Vorteile
erwarten, wenn entsprechende Organisationen bereits bestehen, die Fixkosten
ihrer Errichtung also bereits angefallen sind, und wenn ein zuverlässiger Zusam-
menhang von End- und Zwischenzielen besteht. Weitere Vorteile können sich
ergeben, wenn in den betreffenden Vertreterorganisationen bereits das notwendi-
ge Know-how vorhanden ist.

Auch unter dem Gesichtspunkt der Verhandlungsmacht können die Parteien
die Bildung von Vertretungsverhältnissen in Betracht ziehen, denn mit der Wahl
der Verhandlungspartner bestimmt sich die Verteilung der Verhandlungsmacht
und damit die Ex-ante-Verteilung der Transaktionserträge. Die Parteien können
ihre Verhandlungsmacht stärken und eine gute Verhandlungsposition erlangen,
wenn es ihnen gelingt, Verhandlungs-Know-how zuzukaufen, indem sie Ver-
treter bestimmen, die über mehr Verhandlungsgeschick und -erfahrung verfügen
als sie selbst. Hierbei müssen sie abwägen, inwieweit die voraussichtlichen Ver-
tretungskosten durch die erwartete Verbesserung der Verhandlungsergebnisse
gerechtfertigt werden.124 Durch die Bildung solcher Vertretungsverhältnisse
werden Verhandlungs- und Vertragsebene getrennt.

Angesichts des Trade-offs zwischen Vertretungskosten und Spezialisierungs-
vorteilen sowie zwischen Differenziertheit und Einheitlichkeit, geht es bei der
Gestaltung einer transaktionskostensparenden Wirtschaftspolitik um die Wahl
des optimalen Zentralisierungs- bzw. Dezentralisierungsgrades.125 Die Wahl des

124 So handeln leitende Angestellte ihre Vergütungen in der Regel individuell aus. Sie
haben gegenüber ihrem Arbeitgeber eine bessere Verhandlungsposition als einzelne
Anbieter oder Angestellte, für die sich die Vertretung in Lohnverhandlungen durch
Gewerkschaften eher lohnt.

125 Im Minderheitsbericht des Untersuchungsausschusses „DDR-Vermögen" zur Verei-
nigurigskriminalität wird u.a. eine zu starke Zersplitterung von Zuständigkeiten als
Grund für das Ausmaß von Wirtschaftsdelikten genannt {Handelsblatt 1998a).

i
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optimalen Zentralisierungsgrades, sprich die Bildung zweckmäßiger Vertre-
tungsverhältnisse, wird sowohl bei der Wahl der Verhandlungspartner relevant
als auch bei der Wahl der Vertragspartner.

b. Wahl der Vertragsziele

Die Form, in der ein wirtschaftspolitisches Anliegen als Ziel oder Gegenstand
vertraglicher Vereinbarungen mit Marktakteuren formuliert wird, ist eine weitere
wichtige Bestimmungsgröße der Transaktionskosten, denn es besteht ein Trade-
off zwischen den Kosten der Vertragssicherung einerseits und dem Grad der Si-
cherheit über die Erreichung der wirtschaftspolitischen Ziele andererseits. Ver-
tragliche Vereinbarungen, die aufgrund mangelnder Voraussicht, asymmetri-
scher Informationen der Parteien oder fehlender bzw. unzureichender Überprüf-
barkeit durch Dritte unvollständig sind,126 verursachen Ex-ante- und Ex-post-
Transaktionskosten, da geeignete Anreiz- und Durchsetzungsmechanismen zur
Absicherung der Vertragsziele geschaffen und eingesetzt werden. Diese Absi-
cherungskosten können dadurch beeinflusst werden, dass eine geeignete Stufe
der wirtschaftspolitischen Ziele (End- oder Zwischenziel) als Vertragsziel ge-
wählt wird.

Wird das Endziel zum Vertragsziel gemacht, haben die Marktakteure — die
in diesem Zusammenhang als die Agenten oder Erfüllungsgehilfen der Wirt-
schaftspolitik betrachtet werden können — die Zielgröße in der Regel nicht un-
ter ihrer alleinigen Kontrolle und ihr Anteil an der Zielerreichung oder Zielver-
fehlung ist nicht genau feststellbar: Abweichungen vom angestrebten Ziel kön-
nen auf eine mangelhafte Erfüllung der vertraglich vereinbarten Pflichten ebenso
zurückzuführen sein wie auf äußere Einflüsse. Letzteres verschafft den Marktak-
teuren Handlungsspielräume, die sie opportunistisch, in Form geringerer Leis-
tungsanstrengungen, nutzen können (moral hazard). Je größer diese Spielräume,
desto höher sind die Kosten zur Absicherung der Vertragsziele durch zweck-
mäßige Anreiz- und Durchsetzungsmechanismen.127

'2° Die Theorie unvollständiger Verträge nimmt an, dass Umstände, die zwar den betei-
ligten Parteien bekannt sind, jedoch von Außenstehenden nicht überprüft werden
können, nicht Gegenstand des Vertrages sein können. Sie können allenfalls Gegen-
stand von Vereinbarungen oder Versprechen sein, die auf Selbstdurchsetzung ange-
wiesen sind (Richter und Furubotn 1996: 247 f., 255 f.).

127 Ein Beispiel hierfür bietet etwa die Treuhandanstalt, die mit dem Treuhandgesetz da-
rauf verpflichtet wurde, „die früheren volkseigenen Betriebe wettbewerblich zu
strukturieren und zu privatisieren" (BGBl. 1990b, II, Art. 25 Abs. 1: 897). Sie hatte
komplexe Ziele, ein entsprechend umfangreiches Budget und große Handlungsspiel-
räume. Angesichts der zum Teil widersprüchlichen Ziele wird die Leistung der Treu-
handanstalt im. Wesentlichen anhand ihrer Zwischenziele (in erster Linie akquiriertes
Investitionsvolumen sowie geschaffene oder erhaltene Arbeitsplätze, in zweiter Linie
Budgetsaldo) beurteilt. Die Treuhandanstalt ihrerseits hat mit dem so genannten Ver-
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Wird ein Zwischenziel zum Vertragsziel gemacht, haben die Marktakteure in
der Regel mehr Kontrolle über die Erreichung des Ziels. Zufallsbedingte, äußere
Einflüsse spielen eine geringere Rolle, so dass auch die opportunistisch ausnutz-
baren Handlungsspielräume geringer sind. Folglich sind Gestaltung und Durch-
setzung des Vertrages mit geringeren Kosten verbunden. Es besteht jedoch ein
Trade-off zwischen der relativ kostengünstigen Erreichung des Zwischenzieles
und einer größeren Unsicherheit über die Erreichung des Endzieles. Je stabiler
die Zielbeziehungen, desto eher ist es empfehlenswert, Zwischenziele zum Ver-
tragsgegenstand zu machen.

c. Wahl des Spezifitätsgrades

Zentrales Problem bei der Gestaltung von Investitionen ist die Wahl der Techno-
logie, denn es besteht ein grundlegender Trade-off zwischen den höheren Risi-
ken und Erträgen spezialisierter Technologien und den geringeren Erträgen und
Risiken weniger spezialisierter Technologien. Die Transaktionskostenökonomie
hat dieses Problem zunächst im Kontext unternehmerischer Investitionsent-
scheidungen erläutert (Williamson 1985: 54): Ein Unternehmen, das ein be-
stimmtes Produkt herstellen will, hat die Wahl zwischen unterschiedlichen Pro-
duktionstechnologien. Es kann eine spezialisierte Einzweck-Technologie einset-
zen oder eine unspezialisierte Mehrzweck-Technologie. Die Einzweck-Techno-
logie verspricht — aufgrund ihrer Spezialisierung — Kostenvorteile. Sie ist je-
doch mit dem Risiko versunkener Kosten verbunden: Ändert sich die Markt-
nachfrage so, dass sich das betreffende Produkt nicht wie ursprünglich geplant
absetzen lässt, kann die Produktion nicht oder nicht vollständig angepasst wer-
den. Die für den Einsatz der spezialisierten Technologie vorgenommene Investi-
tion wird dadurch abgewertet, im Extremfall vollständig entwertet, und das Un-
ternehmen kann die erwartete Quasi-Rente der Spezialisierungsvorteile nicht re-
alisieren.

Zwar könnte sich ein Unternehmen beim Einsatz spezialisierter Technologien
gegen den Verlust seiner Quasi-Rente schützen, indem es seinen Absatz durch
langfristige Verträge sichert. Doch auch hier besteht ein Risiko: Wird die Ver-
tragserfüllung durch opportunistisches Verhalten gestört, so wird die Vertragser-
füllung unterbrochen oder vorzeitig beendet, ohne dass das Transaktionsziel, die

tragsmanagement eigene Strukturen zur Überwachung und Durchsetzung der rund
80 000 von ihr mit Investoren und Erwerbern geschlossenen Verträge geschaffen. Zu
den Aufgaben des Vertragsmanagements, die seit 1995 von der Bundesanstalt für
vereinigungsbedingte Sonderaufgaben (BvS) wahrgenommen werden, gehört es
auch, Unternehmenskonzepte zu prüfen und Sanierungsaktionen durchzuführen. Das
Vertragsmanagement soll für die gesamte Laufzeit der Verträge, auch über 1999
hinaus, fortgeführt werden {ywd 1998).
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erwartete Quasi-Rente, erreicht wird.128 Anders dagegen bei einer Mehrzweck-
Technologie: Auf Änderungen der Marktnachfrage kann das Unternehmen mit
einer Anpassung des Produktionsprogramms reagieren und auf Vertragsstörun-
gen mit dem Wechsel des Vertragspartners, da es keine Quasi-Rente zu verlieren
hat. Es trägt ein wesentlich geringeres Investitionsrisiko, denn es kann die
Kosten zur Bewältigung von Risiken begrenzen auf die Kosten, die durch die
Umstellung des Produktionsprogramms bzw. den Wechsel des Vertragspartners
entstehen. Die Entscheidung, in welche Produktionstechnologie ein Unterneh-
men investieren soll, hängt davon ab, ob die erwarteten Kosten vorteile einer spe-
zialisierten Technologie die Ertragsrisiken bzw. die Aufwendungen rechtferti-
gen, die zur Beherrschung der Risiken notwendig sind.

Dieses Entscheidungsproblem tritt auch in der Wirtschaftspolitik auf und lässt
sich folgendermaßen formulieren: Die wirtschaftspolitischen Entscheidungsträ-
ger stehen vor der Wahl, ob sie die ihnen zur Verfügung stehenden Mittel für
allgemeine oder für spezifische Zwecke einsetzen wollen. Sie müssen, wenn bei-
spielsweise strukturelle Anpassungsprobleme zu bewältigen sind, darüber ent-
scheiden, ob sie sich auf die Gestaltung wettbewerblicher Marktordnungen und
personenbezogener Maßnahmen der sozialen Sicherung beschränken, oder ob sie
gezielt bestimmte Industrien, Standorte oder Unternehmen unterstützen. Eine ge-
zielte Unterstützung verspricht bestimmte Vorteile oder Transaktionserträge, et-
wa in Form rascher Erfolge, in Form einer höheren Sozial Verträglichkeit, wenn
der Abbau von Arbeitsplätzen erforderlich ist und auch in Form einer höheren
„Merklichkeit" (d.h. einer besseren Wahrnehmbarkeit) der Wirtschaftspolitik,
die sich zumeist in wahltaktische Vorteile ummünzen lässt.

Eine gezielte Unterstützung ist jedoch mit Risiken verbunden. Es besteht das
Risiko, dass es zu Fehlinvestitionen kommt. Würden Unternehmen gefördert, die
am Ende doch nicht aus eigener Kraft am Markt bestehen können, käme deren
Schließung dem Versenken der gewährten Fördermittel gleich und der erwartete
Erfolg eines raschen Strukturwandels bei hoher Sozialverträglichkeit bliebe aus.
Der Staat wäre versucht, dies zu verhindern, indem er Mittel nachschießt und die
Förderung verlängert — und noch größere Risiken übernimmt.129 Ob die Träger
der Wirtschaftspolitik sich für eine gezielte Förderung oder für allgemeine Maß-
nahmen entscheiden, hängt davon ab, ob die erwarteten Erträge einer gezielten
Förderung — die staatlichen Akteure werden dabei wahltaktische Vorteile eben-
so einkalkulieren wie Wohlfahrtsgewinne — hoch genug sind, um die damit ver-

In der ökonomischen Theorie der Verträge spricht man von Durchsetzungsproble-
men, in der Rechtswissenschaft von Vertragsstörungen.

In der Tat ist mit dem Argument, versunkene Kosten zu vermeiden, gefordert wor-
den, die Fördermittel für die neuen Bundesländer aufzustocken (DIW, IfW und IWH
1996: 86).
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bundenen Risiken zu rechtfertigen bzw. die Kosten, die zu einer Beherrschung
dieser Risiken notwendig sind.130

Dieses Entscheidungsproblem stellt sich auch in der Transformationspolitik:
Soll die Wirtschaftspolitik zum Aufbau der neuen Bundesländer die verfügbaren
Mittel auf den Ausbau der Infrastruktur oder auf die Förderung von privaten
Investitionen in Unternehmen konzentrieren? Soll sie Investitionen von Unter-
nehmen allgemein fördern oder soll sie die Förderung auf bestimmte Wirt-
schaftsbereiche konzentrieren? Speziell in der Wohnungspolitik für die neuen
Länder stellt bzw. stellte sich die Frage, ob der Staat die Altschulden generell
übernehmen sollte oder ob die Wirtschaftspolitik sich auf fallweise Verhandlun-
gen einlassen sollte, um einen Altschuldenerlass gezielt als Mittel der Förderung
einzusetzen.

4. Koordinierungsversagen im politischen Prozess

Kann der Staat die Attraktivität und Verlässlichkeit der Investitionsbedingungen
allein mit Maßnahmen zur Gestaltung des ordnungspolitischen Handlungsrah-
mens nicht oder nicht rasch genug erreichen, wie etwa im Transformationspro-
zess, kann er spezielle Maßnahmen ergreifen und die Bedingungen für standort-
spezifische Investitionen durch explizite Verträge mit den Investoren gestal-
ten — sei es individuell oder branchenweise. Gegenstand der Vereinbarungen ist
in der Regel die Vergabe von Fördermitteln, gegebenenfalls auch eine Kapital-
beteiligung der öffentlichen Hand, gegen Zusagen über die Einhaltung von Auf-
lagen seitens der Investoren.

Mit der Gewährung der Fördermittel und der Umsetzung der Vereinbarung
fließen neben den privaten auch öffentliche Mittel in eine (standort-)spezifische
Verwendung. Sofern die öffentlichen Mittel dauerhaft gewährt werden und die
Empfänger sie nicht zurückzahlen müssen, kommt es zu so genannten Co-In-
vestments, d.h. zu Investitionen, bei denen Staat und Marktakteure gemeinsam in
dieselben — in der Regel privaten — spezifischen Vermögenswerte investieren.
Explizite Förderverträge zwischen den staatlichen Trägern der Wirtschaftspolitik

1 3 0 Dabei kommt es in der Regel nur auf die Differenz zwischen den Nettokosten ver-
schiedener institutioneller Arrangements an. Empirische Vergleiche können sich
kaum jemals auf eine direkte Messung der Transaktionskosten, geschweige denn der
Transaktionserträge stützen. Sie sind darauf in der Regel auch nicht angewiesen, son-
dern gelingen oft schon mit recht einfachen Mitteln: „Im allgemeinen genügen viel
gröbere und einfachere Argumente, um eine Ungleichheit zwischen zwei Größen
nachzuweisen, als sie erforderlich wären, um die Bedingungen zu zeigen, unter de-
nen diese Größen marginal gleich sind." Dies erfordert weniger eine quantitative als
eine qualitative institutionelle Analyse, „bei der diskrete Strukturalternativen mitein-
ander verglichen werden ..." (Simon 1978: 6).
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einerseits und Marktakteuren andererseits dienen also zur Regelung von Trans-
aktionen, die mit der Bildung (standort-)spezifischer Vermögenswerte einher-
gehen. Obgleich explizit, haben sie, ebenso wie derartige Vereinbarungen
zwischen privaten Akteuren, den Charakter relationaler, auf Selbstdurchsetzung
angewiesener Verträge:

- Sie sind langfristig, d.h., sie reichen in die Zukunft, so dass Versprechen oder
Zusagen oft erst nach Vertragsschluss erfüllt werden. •

- Sie sind aufgrund unvollständiger und asymmetrischer Informationen (be-
schränkter Rationalität) der Akteure unvollständig.

- Sie sind aufgrund der Eigennutzorientierung der Akteure anfällig für Koordi-
nierungsversagen in Form opportunistischen Verhaltens. Bei expliziten För-
derverträgen zwischen staatlichen Akteuren und Marktakteuren wird mithin
das Problem der Erpressungspotentiale für den politischen Prozess relevant.

a. Ursachen

Verträge zwischen den staatlichen Trägern der Wirtschaftspolitik und Marktak-
teuren sind ebenso, womöglich sogar in noch höherem Maße als Verträge im
Geschäftsleben, anfällig für Koordinierungsversagen in Form opportunistischen
Verhaltens. Da Vermögenswertspezifität ein inhärentes Merkmal des politischen
ebenso wie des wirtschaftlichen Prozesses ist, sind es zunächst und vor allem die
im Rahmen der vertraglichen Beziehung getätigten spezifischen Investitionen
der Parteien, die Erpressungspotentiale begründen.131 Darüber hinaus sind auch
Verträge zwischen den staatlichen Trägern der Wirtschaftspolitik und Marktak-
teuren unvollständig aufgrund der unvollkommenen Voraussicht über künftige
Ereignisse, aufgrund der Unmöglichkeit bzw. der hohen Kosten vollständig spe-
zifizierter Verträge, aufgrund der unvollständigen und asymmetrisch verteilten
Information sowie aufgrund der Unmöglichkeit objektiver Beobachtung und
Verifizierung der Vertragserfüllung. Die Parteien verfügen darum über diskre-

131 Dixit (1998: 146) beschreibt das Risiko des Koordinierungsversagens in der Wirt-
schaftspolitik als Wechselwirkungen, die sowohl wirtschaftliche Leistung als auch
den Prozess der Wirtschaftspolitik beeinflussen. Er misst diesen Wechselwirkungen,
d.h. dem Risiko des Koordinierungsversagens, ein höheres Gewicht zu als dem
Phänomen der auch im politischen Prozess auftretenden Vermögenswertspezifität:
„There are similar aspects of asset specificity within the political process itself, but
more importantly, these also interact with the Performance of the economy. Thus: 1)
Economic Investments in specific assets may be deterred by fear of political hold-up
(policy switch). 2) Politicians with specific assets (in locations, industries etc.) and
their pivotal supporters with economic specific Investments (human or physical capi-
tal specific tq an industry) may together conspire to cause lock-in of policy."
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tionäre Handlungsspielräume, die sie angesichts ihrer Eigennutzorientierung op-
portunistisch zu nutzen versucht sind (North 1990; Dixit 1996, 1998).

Neben diesen generellen Ursachen treten bei Verträgen zwischen Staat und
Marktakteuren weitere Faktoren hinzu, die die Opportunismusgefahren ver-
größern. Zum einen verfügen die Träger der Wirtschaftspolitik in Regierung und
Verwaltung über hoheitliche Befugnisse und damit in besonderem Maße über
diskretionäre Handlungsspielräume. Dies erhöht das Regulierungsrisiko für die
Marktakteure, also das Risiko opportunistischen Verhaltens seitens der staat-
lichen Akteure. Zum anderen verfolgt die Wirtschaftspolitik, vor allem in der
Transformation, eine Vielzahl unterschiedlichster Ziele und nur selten gelingt es
ihr, sie zu einem konsistenten Zielsystem zusammenzufügen. Zielkonflikte, wie
sie insbesondere zwischen dem Allokationsziel und dem Verteilungsziel be-
stehen, werden oft nicht ex ante gelöst und die nicht konsistenten Ziele werden
mit jeweils bindenden und folglich ebenfalls miteinander konfligierenden Ver-
pflichtungen unterlegt (inconsistent commitments). Inkonsistente Ziele und Ver-
pflichtungen erhöhen das Opportunismusrisiko für die politischen Akteure, also
das Risiko opportunistischen Verhaltens seitens der Marktakteure. Sie geben
letzteren Anreize, die verschiedenen Ziele gegeneinander auszuspielen und ver-
schärfen so das Dilemma von Glaubwürdigkeit und Erpressbarkeit, in dem die
politischen Akteure stehen. Diese haben aufgrund ihrer Möglichkeit, die Spielre-
geln selbst zu setzen, sogar Anreize, sich abzeichnende Zielkonflikte nicht ex
ante zu lösen, sondern zunächst abzuwarten, ob und mit welcher Schärfe Ziel-
konflikte tatsächlich auftreten, um bei der Ex-post-Lösung dann unter Umstän-
den auf die staatlichen Hoheitsrechte zurückzugreifen und sie gegebenenfalls zu
Lasten Dritter zu nutzen.

Mit inkonsistenten Zielen und Verpflichtungen ist die Politik insbesondere in
der Wirtschaftsförderung konfrontiert. Gewährt sie Fördermittel unter Auflagen,
benötigt sie Glaubwürdigkeit sowohl im Hinblick auf die Realisierung der ange-
kündigten Förderziele als auch im Hinblick auf die Durchsetzung der Auflagen.
Damit sind der oben skizzierte Zielkonflikt und die sich daraus ergebende Di-
lemmasituation vorprogrammiert. Da die Erfüllung der angekündigten Ziele öf-
fentlich beobachtbar ist, muss die Wirtschaftspolitik mit Rücksicht auf den Er-
halt ihrer Glaubwürdigkeit großen Wert auf die Erreichung dieser Ziele legen.
Werden die Förderziele verfehlt, drohen nicht nur die den Unternehmen ge-
währten Fördermittel zu „versinken", sondern darüber hinaus auch Glaubwür-
digkeitsverluste der Wirtschaftspolitik. Dies gibt den staatlichen Akteuren ex
post Anreize, sich auf Nachverhandlungen über eine Fortführung oder Auf-
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Stockung der Förderung und/oder über eine Erleichterung der Förderauflagen
einzulassen.132

Grundsätzlich steigen die Opportunismusgefahren bei selbstdurchsetzenden
Verträgen zwischen politischen und privaten Akteuren

- mit dem Ausmaß der Informationsasymmetrien und der Unvollständigkeit der
Vereinbarungen,

- mit der fehlenden Beobachtbarkeit und Verifizierbarkeit der Vertragser-
füllung,

- mit dem Umfang hoheitlicher Befugnisse auf Seiten der politischen Akteure
sowie

- mit der Schärfe der Zielkonflikte auf Seiten der politischen Akteure.

Neben diesen Faktoren, die das Risiko des Koordinierungsversagens unver-
meidlich erhöhen, gibt es einige weitere, hybride Faktoren, bei denen es von
ihrer Gestaltung abhängt, inwieweit sie zum Risiko des Koordinierungsversa-
gens beitragen oder ob sie, ähnlich wie spezifische Investitionen, so gestaltet und
instrumentalisiert werden können, dass sie es begrenzen.133

Der wichtigste dieser hybriden Faktoren, dessen Wirkung von der jeweiligen
Vertragsgestaltung abhängt,134 liegt darin, dass der Staat nicht als Person agie-
ren kann, sondern nur durch Vertreter der Regierung, der Verwaltung oder des
Rechtswesens. Dabei bestehen zumeist komplexe Vertretungsverhältnisse (agen-
cy relationships) sowohl vertikaler und horizontaler Art als auch in Form von
Verhältnissen mit so genannter gemeinsamer Vertretung (common agency),135

bei denen ein Akteur, beispielsweise eine politische Partei, als Vertreter (agent)
für mehrere Prinzipale, zum Beispiel mehrere Wählergruppen, auftritt (Dixit
1998: 146 f.).136 Entscheidungskompetenzen und Vollzugszuständigkeiten in

132 Hier können Nachverhandlungen zu den Privatisierungsverträgen der Treuhandan-
stalt als Beispiel dienen ebenso wie die Nachverhandlungen zur Altschuldenhilfe für
die ostdeutschen Wohnungsunternehmen oder die vielfach verlängerten Strukturan-
passungshilfen in der Stahlindustrie und im Schiffbau.

133 Vgl. die Ausführungen zur Absicherung durch Geiseln und Pfänder in Abschnitt
C.II.3.a.

134 Genau genommen hängen die Effekte der politischen Vertretungsstrukturen auf die
Koordinierungsleistung selbstdurchsetzender Verträge nicht eigentlich von der Ver-
tragsgestaltung ab, sondern davon, welche politischen Akteure ausgewählt und mit
der Gestaltung und Durchsetzung der Verträge beauftragt werden.

' " „Common agency" ist ein zentrales und charakteristisches Element demokratischer
Gesellschaften (Dixit 1998: 147).

136 Dixit (1998: 146) geht davon aus, dass die Vertretungsverhältnisse von Seiten des
Staates generell komplexer sind als in der Wirtschaft. Diese These ist jedoch äußerst
anfechtbar. Zum einen bestehen auch in Unternehmen, zumal wenn sie verflochten
und als Großunternehmen global tätig sind, anders strukturierte, aber durchaus ahn-
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diesen Vertretungsverhältnissen können zweckmäßig oder unzweckmäßig ge-
staltet sein — sei es, dass sie zu umfassend, sei es, dass sie zu stark aufgesplittert
oder nicht eindeutig definiert sind — und den privaten Akteuren dann Gelegen-
heit zur einseitigen Vorteilsnahme oder zu einer nicht vorgesehenen Einfluss-
nahme auf den politischen Prozess bieten.

Ein weiterer hybrider Faktor ist die Wahlzyklusbeschränkung der politischen
Akteure. Sie haben aufgrund begrenzter Amtszeiten vielfach einen kürzeren
Zeithorizont als die privaten Akteure.137 Dies gibt aber nicht notwendigerweise
einen Anreiz zu opportunistischem Verhalten, denn in der Regel streben Amtsin-
haber nach Amtserhalt, so dass sich ihr Planungshorizont durchaus über den
nächsten Wahltermin hinaus erstrecken kann. Sofern die politischen Akteure
nicht in Zielkonflikten stehen und gleichzeitig in ihrem Streben nach Amtserhalt
von ihrer Glaubwürdigkeit und Vertragstreue abhängig sind, haben sie Anreize,
auf die kurzfristigen Vorteile opportunistischen Verhaltens zu verzichten. Sind
sie jedoch, wovon realistischerweise auszugehen ist, in Zielkonflikte verstrickt,
lässt sich ohne weitere Annahmen — insbesondere ohne Annahmen darüber, in
welchem Maße die Aussichten zur Amtsfortführung von starken wirtschaftlichen
Interessengruppen abhängt — kaum abschätzen, wie sich die vorhandene oder
fehlende Aussicht zur Amtsfortführung auf ihre Vertragstreue auswirkt.

Begrenzte Amtszeiten haben noch einen weiteren Aspekt. Politische Akteure
können sich immer nur selbst und immer nur für die Dauer ihrer Amtszeit bin-
den, nicht jedoch ihre Amtsnachfolger. Die mit einem Amtswechsel mögliche
Politikänderung beinhaltet, soweit dadurch die Fortführung selbstdurchsetzender
Verträge in Frage gestellt ist, für die Inhaber standortspezifischer Vermögens-
werte ein erhebliches Risiko. Für neue Amtsinhaber kann es jedoch, je nach
ihrer politischen Agenda, reizvoll sein, in bereits bestehende derartige Verträge
einzusteigen und sie fortzuführen, weil es ihnen die Gelegenheit gibt, rasch Re-
putation aufzubauen.

b. Formen

Koordinierungsversagen in relationalen, auf Selbstdurchsetzung angewiesenen
Verträgen bedeutet, dass die Quasi-Rente spezifischer Investitionen nicht den In-

lich komplexe Vertretungsverhältnisse. Zum anderen kommt es auch nicht auf den
Komplexitätsgrad an, sondern darauf, ob die Vertretungsverhältnisse in ihrer Struktur
und Komplexität dem jeweiligen politischen oder ökonomischen Zweck angemessen
sind.

137 Zwar kann die Amtsdauer politischer Akteure nicht Gegenstand der Vertragsgestal-
tung sein, wohl aber die Frage, welche Akteure mit welcher voraussichtlichen Amts-
dauer an der Gestaltung und Durchsetzung von Verträgen beteiligt werden. Unter
diesem Gesichtspunkt ist auch zu bedenken, welche Funktionen in der Verwaltung
mit Beamten auf Lebenszeit besetzt werden sollten oder nicht.



///. Koordinierungsstrukturen und Koordinierungsleistungen 81

vestoren als den Inhabern der jeweiligen Vermögenswerte zufällt, sondern dass
sie durch opportunistisches Verhalten (hold-up) ihrer Vertragspartner „beraubt"
wird. Dadurch kommt es zu einer Umverteilung der Ex-post-Erträge der Trans-
aktion zwischen den Parteien zu Lasten der einen und zu Gunsten der anderen
Partei. Dabei ist insbesondere diejenige Partei mit dem Risiko opportunistischen
Verhaltens konfrontiert, die in größerem Umfang spezifische Investitionen getä-
tigt und folglich höhere Beziehungsaustrittskosten hat.

Während bei Verträgen zwischen privaten Akteuren opportunistisches Ver-
halten in der Regel zu Lasten des jeweiligen Vertragspartners geht und zur Um-
verteilung der in Frage stehenden Quasi-Rente lediglich zwischen den am Ver-
trag Beteiligten führt, kann es bei Verträgen zwischen staatlichen und privaten
Akteuren aufgrund der hoheitlichen Befugnisse, mit denen die staatlichen Akteu-
re ausgestattet sind, zu einer weiteren Form des Koordinierungsversagens kom-
men.138 Hoheitliche Befugnisse geben staatlichen Akteuren die Möglichkeit —
und damit einen Anreiz — bei ex post auftretenden Vertragsproblemen den Weg
des geringeren Widerstandes zu gehen und den Vertrag nicht oder nicht nur zu
Lasten des Vertragspartners, sondern gegebenenfalls auch zu Lasten von nicht
direkt am Vertrag beteiligten Dritten, der Allgemeinheit, anzupassen.139

Wird beispielsweise in der Förderpolitik der Konflikt zwischen der Förderung
der Unternehmen und der Durchsetzung von Auflagen akut, können die Unter-
nehmen in Nachverhandlungen mit dem Verlust von Arbeitsplätzen und/oder
dem Ausbleiben von Investitionen drohen. Diese Drohung ist in der Regel
glaubwürdig, denn die staatlichen Akteure können, da ihnen die hierfür notwen-
digen Informationen und Kenntnisse zumeist fehlen, die Argumentation der Un-
ternehmen nicht überprüfen und damit nicht widerlegen. Der Zugriff auf öffent-
liche Mittel macht es ihnen zudem vergleichsweise leicht, eine Fortführung oder
Aufstockung der Förderung mit den Unternehmen zu vereinbaren.140 Begünstigt
wird eine derartige Einigung dadurch, dass die Wirtschaftspolitik ihre Förderzie-
le und ihre politische Glaubwürdigkeit gerne anhand leicht messbarer Größen
wie der Zahl geschaffener oder erhaltener Arbeitsplätze oder dem Umfang des

Liegt bei den staatlichen Akteuren eine Kombination aus hoheitlichen Befugnissen
und inkonsistenten Zielen bzw. Verpflichtungen vor, steigt die Gefahr des Koordi-
nierungsversagens.

13^ Die Allgemeinheit der Bürger ist auch bei wirtschaftspolitischen Maßnahmen in
Form von Verträgen und Vereinbarungen immer indirekt beteiligt. Denn letztlich
fungieren die Bürger als Prinzipale ihrer staatlichen Vertreter in Politik und Verwal-
tung. Sie haben ihnen Mandat und Legitimation gegeben.

In vielen Wirtschaftszweigen unterliegt die Beihilfengewährung inzwischen aller-
dings der EU-Wettbewerbsaufsicht. Dies beschneidet die Befugnisse der nationalen
staatlichen Akteure, die nun unter Umständen nicht mehr ausreichen, um selbständig
über die Gewährung, Fortführung oder Aufstockung von Fördermitteln sowie über
Erleichterungen bei gegebenenfalls bestehenden Auflagen zu entscheiden.
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Investitionsvolumens definiert. Diese Größen sind leichter messbar und der Öf-
fentlichkeit leichter zu vermitteln als die eigentlich relevanten, jedoch kom-
plexen oder nicht verfügbaren Informationen über die langfristige Rentabilität
der betreffenden Arbeitsplätze bzw. Investitionen und die erst künftig erkennba-
ren Kosten und Folgen dieser Politik.

Bei der Ex-post-Anpassung von Verträgen können staatliche Akteure ihre
hoheitlichen Befugnisse nutzen, um sich einen zumindest kurzfristig transak-
tionskostengünstigen und, im Hinblick auf die Öffentlichkeit, glaubwürdigkeits-
schonenden Ausweg aus dem Dilemma von Erpressbarkeit und Glaubwürdigkeit
zu schaffen. Antizipieren die privaten Akteure dies, besteht ein Potential zur
Kollusion, zur stillschweigenden, Wettbewerbs- und ordnungswidrigen Zusam-
menarbeit der Vertragsparteien, bei der es den Privaten gelingen kann, auch
außerhalb der Wahlen Einfluss auf den politischen Prozess zu nehmen und die
staatlichen Akteure zur Bedienung ihrer speziellen Interessen zu bewegen
(Laffont und Tirole 1991: 1094). Diese Form des beiderseitigen opportunisti-
schen Verhaltens, bei der es den Privaten gelingt, die diskretionären, auf hoheit-
lichen Befugnissen beruhenden, Handlungsspielräume ihrer Vertragspartner zu
vereinnahmen und sie sich bei Ex-post-Vertragsanpassungen zu Nutze zu ma-
chen, wird in der Literatur auch als „Capture" oder „Capture-Problem" be-
zeichnet.141

Posner (1974: 346 f.) unterscheidet, je nach der Ausprägung des politischen
Systems, drei Formen des „Capture": Im „unternehmerischen" System werden
begünstigende gesetzliche Regelungen verkauft, im „Zwangssystem" werden sie
aufgrund glaubwürdiger Androhung von Arbeitsniederlegung und anderer For-
men öffentlicher Unruhe gewährt und im „demokratischen" System werden sie
nach dem Gewicht der Begünstigten bei den Wahlen gewählt. Die oben darge-
stellte Variante des „Capture" durch „Erpressung" (hold-up) bei langfristigen
unvollständigen Verträgen ähnelt dem von Posner skizzierten Erwerb vorteilhaf-
ter Regulierung durch Ausübung von Zwang, allerdings mit einem entscheiden-
den Unterschied: Während es Posner (1974: 347) zufolge an guten Theorien —
glaubwürdiger — Drohungen fehlt, liefert die Transaktionskostentheorie die von

141 Stigler (1971: 3) hat unter Zuhilfenahme von Olsons (1965) Theorie des kollektiven
Handelns erklärt, wie Industrien Regulierung regelrecht erwerben und wie diese in
erster Linie zu ihren Gunsten gestaltet und gehandhabt wird („ ... how regulation is
acquired by the industry and is designed and operated primarily for its benefit."). Die
Auseinandersetzung mit dem Einfluss von Interessengruppen auf den politischen
Prozess geht zurück auf Marx, der behauptet hatte, dass Großunternehmen die gesell-
schaftlichen Institutionen kontrollieren (Laffont und Tirole 1991: 1089). Später hat
auch die Regulierungstheorie diese Frage aufgegriffen und gezeigt, dass es nicht nur
großen, sondern auch kleinen Unternehmen und Verbrauchern gelingen kann ihre In-
teressen zu organisieren und im politischen Prozess durchzusetzen (Stigler 1971;
Posner 1974; Peltzman 1976).
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ihm vermisste Erklärung mit dem Hinweis auf die Bindungswirkung spezifischer
Investitionen und der sich daraus ergebenden Erpressbarkeit der Investoren.

c. Folgen

Die unmittelbaren Folgen von Koordinierungsversagen durch opportunistisches
Verhalten bestehen in der Ex-post-Umverteilung von Quasi-Renten zwischen
den am Vertrag beteiligten Parteien, gegebenenfalls auch zu Gunsten oder zu
Lasten Dritter. Die mittelbaren Folgen beschränken sich jedoch nicht auf diese
Verteilungswirkung. Eine Übervorteilung eines Vertragspartners durch Enteig-
nung seiner Quasi-Rente schwächt seine Anreize für künftige Investitionen in
spezifische Vermögenswerte und hat damit weit reichende, allokative Folgen —
sei es, dass das Investitionsvolumen geringer ausfällt, sei es, dass die Absiche-
rungskosten künftiger spezifischer Investitionen steigen. Kann eine bessere Ab-
sicherung nicht erreicht werden und bevorzugen Investoren bei der Anlage ihrer
Mittel künftig weniger spezifische Vermögenswerte, können zudem strukturelle
Veränderungen auftreten. Diese mittelbaren Folgen treten auch dann ein, wenn
die Investoren die Gefahr opportunistischen Verhaltens aufgrund unzureichender
Absicherung antizipieren, also auch ohne dass Koordinierungsversagen tatsäch-
lich eintreten müsste.

Werden in der Wirtschaftspolitik, etwa bei Programmen zur Unternehmens-
förderung, langfristige, unvollständige und auf Selbstdurchsetzung angewiesene
Verträgen zwischen staatlichen Akteuren und Markakteuren geschlossen, kann
ein Koordinierungsversagen entweder zu Lasten der Marktakteure gehen (mit
den oben dargestellten Folgen einer Schwächung der Investitionsanreize und des
Investitionsprozesses) oder es kann zu Lasten der wirtschaftspolitischen Akteure
gehen oder auch zu Lasten Dritter, der Allgemeinheit. Sind es jedoch die Markt-
akteure, die sich ex post im Rahmen der Vertragsdurchführung oder -anpassung
einseitige Vorteile verschaffen können, erreichen sie gesamtwirtschaftlich
gesehen ein zu hohes Maß an Investitionssicherheit und können dann Marktrisi-
ken und/oder die Folgen von Missmanagement auf den Staat und damit auf die
Allgemeinheit abwälzen. Dies führt für die Wirtschaftspolitik zu einem
schleichenden Verlust von Glaubwürdigkeit im Hinblick auf eine zweckmäßige
Gestaltung der ordnungspolitischen Rahmenbedingungen. Der Wiederaufbau
von Glaubwürdigkeit braucht jedoch in der Regel Zeit. Währenddessen steht
dieses transaktionskostengünstige Instrument der Absicherung nicht oder nur in
eingeschränktem Maße zur Verfügung.

Letztlich ist die Allgemeinheit von einem Koordinierungsversagen in der
Wirtschaftspolitik am stärksten betroffen, denn zum einen stellen auch die
Marktakteure bzw. Investoren einen Teil dieser Allgemeinheit dar, zum anderen
werden die Träger der Wirtschaftspolitik immer nur im Auftrag der Allgemein-
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heit tätig werden, so dass ein Koordinierungsversagen eine unzureichende Er-
füllung dieses Auftrages bedeutet. Die Folgen eines Koordinierungsversagens
sind jedoch oft erst langfristig erkennbar und kommen in der Regel in Sympto-
men sehr allgemeiner Art zum Ausdruck, wie einem zu hohen Staatsanteil oder
einer generellen Schwächung der Leistungsanreize. Sie können verschiedenste
Ursachen haben und lassen sich in der Regel nicht ohne weiteres auf bestimmte
Fälle des Koordinierungsversagen zurückführen.

Koordinierungsversagen in der Wirtschaftspolitik kann aufgrund der langfris-
tigen Bindungen, die-mit relationalen, auf Selbstdurchsetzung angewiesenen
Verträgen geschaffen werden, Pfadabhängigkeiten schaffen (Dixit 1998: 139),
die wirtschaftspolitische Korrekturen sehr erschweren. Oft wird erst nach Ver-
tragsschluss erkennbar, welche Umwelt- und Verhaltensrisiken mit vertraglichen
Vereinbarungen verbunden sind. Dann werden Maßnahmen zur Ex-post-Anpas-
sung notwendig, deren Kosten so hoch sein können, da sie das Ex-ante-Vorteil-
haftigkeitskalkül verletzen, dass der Wahl und der Gestaltung dieses Koordi-
nierungsmechanismus zugrunde lag. Zudem können Zeitinkonsistenzprobleme
auftreten, wenn etwa eine Ex-post-Vertragsanpassung für beide Parteien vorteil-
haft ist und darum wohlfahrtserhöhend zu sein scheint. Kann sie jedoch antizi-
piert werden, beeinflusst bzw. schwächt sie bereits ex ante die Leistungsanreize
und kann damit langfristig wohlfahrtsmindernde Wirkungen haben (Bickenbach
etal. 1999: 20 f.).142

d. Absicherung

Auch bei Transaktionen in der Wirtschaft besteht die Notwendigkeit der beider-
seitigen Absicherung, wenn es zwischen Marktakteuren und den Trägern der
Wirtschaftspolitik zu langfristigen, unvollständigen Verträgen kommt, die auf
Selbstdurchsetzung angewiesen sind. Angesichts der oben skizzierten Folgen
von Koordinierungsversagen müssen die Analyse und Ausgestaltung politischer
Koordinierungsstrukturen die Gefahr des Regulierungsopportunismus in Be-
tracht ziehen und auf die Gestaltung wirksamer Absicherungsmechanismen aus-
gerichtet sein (Bickenbach et al. 1999: 19 f.). Ebenso ist jedoch zu beachten,
dass umgekehrt auch die Wirtschaftspolitik, insbesondere angesichts ihrer viel-
fältigen Zielkonflikte, in hohem Maße erpressbar ist und die Gefahr besteht, dass
es den Unternehmen gelingt, nicht nur die erforderliche Absicherung gegen Re-
gulierungsrisiken zu erreichen, sondern darüber hinaus auch Marktrisiken auf

Wird beispielsweise im Rahmen von Nachverhandlungen die Unterstützung oder
Rettung (bail-out) eines konkursbedrohten Unternehmens vereinbart, kann dies
durchaus im aktuellen Interesse der Beteiligten im Unternehmen, bei den Konsumen-
ten und in der Wirtschaftspolitik liegen. Antizipiert das Unternehmen diese Möglich-
keit jedoch, sind seine Anreize, eine konkursreife Lage zu vermeiden, geschwächt.
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den Staat und damit auf die Allgemeinheit abzuwälzen. Kurz: Zweckmäßige
wirtschaftspolitische Koordinierungsstrukturen benötigen außerdem eine wirksa-
me Absicherung gegen Vereinnahmungsversuche (Capture) seitens der Unter-
nehmen und ihrer organisierten Interessen.

Hierfür stehen im Prinzip dieselben Strategien zur Verfügung wie bei der Ab-
sicherung von Verträgen zwischen privaten Akteuren: die Schaffung glaubwür-
diger Bindungen, insbesondere durch wechselseitige spezifische Investitionen,
die Durchführung von Zug-um-Zug-Geschäften sowie die Gestaltung strategi-
scher Lücken und Klauseln. Über diese Möglichkeiten der Vertragsgestaltung
hinaus kommt es, angesichts der komplexen horizontalen und vertikalen Vertre-
tungsstrukturen auf Seiten der Politik, außerdem auf die Schaffung geeigneter
Vertretungsstrukturen in Politik und Verwaltung an, insbesondere auf den opti-
malen Grad an Zentralisierung bzw. Dezentralisierung (Spezialisierung) von Be-
fugnissen bei der Vertragsdurchführung.143

Vertretungsverhältnisse zu gestalten bedeutet, Transaktionskosten zu instru-
mentalisieren. Denn für Vertretungsstrukturen — wie für spezifische Investi-
tionen — gilt, dass sie nicht nur opportunistische Handlungsspielräume schaffen,
sondern sich auch instrumentalisieren und zur Beschränkung dieser Handlungs-
spielräume einsetzen lassen. Der Gedanke, dass Transaktionskosten nicht nur zu
minimierende Reibungsverluste darstellen, sondern auch eine wünschenswerte
und darum anzustrebende „Bremswirkung" entfalten können, ist bereits in dem
Vorschlag von Williamson (1985) enthalten, wechselseitige spezifische Investi-
tionen zur Vertragsabsicherung durchzuführen, und wird sowohl in der Regulie-
rungs- als auch in der ordnungstheoretischen Literatur wieder aufgegriffen
(Ribhegge 1991; Dixit 1996; 1998; Grossekettler 1997; Laffont und Martimort
1998; Bickenbach et al. 1999).144

Bei der Schaffung geeigneter Vertretungsstrukturen kommt es auf den jeweils
adäquaten Grad an Zentralisierung bzw. Dezentralisierung (Spezialisierung) bei
der Zuweisung von Kompetenzen an: Eine zentrale oder gebündelte Zuständig-
keit schützt vor allem die Marktakteure vor Regulierungsopportunismus, eine
dezentrale oder spezialisierte Zuständigkeit kann dagegen die staatlichen Akteu-
re in Politik und Verwaltung vor der Vereinnahmung durch organisierte Interes-

1 4 3 Dixit (1998: 147) kennzeichnet die beiden grundsätzlichen Möglichkeiten der Ab-
sicherung als „commitment and delegation": irreversible Ex-ante-Maßnahmen, die
glaubwürdige Bindungen herstellen einerseits und eine zweckmäßige Zuweisung der
residualen Rechte an nichtinteressengebundene Akteure andererseits.

1 4 4 Grossekettler (1997: 106) spricht in diesem Zusammenhang von Transaktionskosten
als Soziokatalysatoren: „Der Einsatz von Transaktionskosten zur Aktivierung (d.h.
zum Starten oder Beschleunigen) erwünschter Prozesse bzw. zur Inhibierung (d.h.
zur Verzögerung oder Blockade) unerwünschter Prozesse kann man daher auch als
Soziokatalyse (Hervorhebung im Original, d. Verf.) bezeichnen."
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sen (Capture) schützen (Laffont und Martimort 1998). Die Zentralisierung von
Zuständigkeiten kann beispielsweise genutzt werden, um eine sonst nicht gege-
bene Teilbarkeit von Investitionen im Verantwortungsbereich der zuständigen
(Regulierungs-)Instanz und damit eine Sanktions- oder Disziplinierungsmöglich-
keit im Falle des Regulierungsopportunismus zu schaffen (Wolf 1998). Ist ledig-
lich eine (administrative oder politische) Instanz für die Durchführung gleichar-
tiger Verträge mit einer Mehrzahl von Marktakteuren zuständig, die die Quasi-
Renten ihrer individuellen, jeweils unteilbaren, aber zu verschiedenen Zeitpunk-
ten stattfindenden Investition schützen wollen und dabei die Vertragsdurchfüh-
rung gegenseitig beobachten können, so zieht Regulierungsopportunismus ge-
genüber einem Marktakteur unvermeidlich eine Investitionszurückhaltung der
übrigen Marktakteure nach sich.145

Umgekehrt kann sich eine zentrale Instanz, bei der verschiedene Zuständig-
keiten gebündelt sind, weniger gut gegen Einflussnahme von außen schützen,
weil sie aufgrund der Breite ihres Auftrages und der Vielzahl ihrer Ziele flexible
Verfahrensregeln anwenden muss (Laffont und Martimort 1998: 683). Dies er-
leichtert das Geschäft der organisierten Interessen, weil sie aus der Flexibilität
der Verfahrensregeln Vorteile ziehen und ihre Einflussnahme effektiver gestal-
ten können, als wenn sie es mit mehreren Instanzen zu tun hätten. Die Zuwei-
sung verschiedener Kompetenzen und Zuständigkeiten auf verschiedene Instan-
zen erhöht dagegen die Transaktionskosten der Einflussnahme auf den politi-
schen Prozess und wirkt so einer Vereinnahmung (Capture) im Sinne der Durch-
setzung organisierter Interessen entgegen. Insbesondere wenn die Wirtschaftspo-
litik eine Vielzahl von Zielen verfolgt und diese nicht widerspruchsfrei formulie-
ren kann, ist es angezeigt, die Zuständigkeit für die einzelnen Ziele jeweils ver-
schiedenen Instanzen zuzuweisen.

Neben der adäquaten Zuweisung der Zuständigkeiten sollte jede Instanz nach
den drei komplementären Grundsätzen der Unabhängigkeit, der Verantwortlich-
keit und der Transparenz gestaltet werden (Bickenbach et al. 1999: 21 f.). Je ge-
ringer die Transparenz — die Öffentlichkeit — der jeweiligen Politik, desto
größer ist sowohl das Risiko des Regulierungsopportunismus, also der opportu-
nistischen Ausbeutung der Unternehmen durch den Staat als auch das Risiko des
„Capture", also mangelnder Durchsetzungsschwäche der Politik gegenüber orga-
nisierten Interessengruppen. Soweit die Transparenz verschiedener Politiken un-
terschiedlich ist, können inkonsistente Verpflichtungen dort angepasst werden,
wo Transparenz und Öffentlichkeitseffekte am geringsten sind. Transparenz
kann allerdings die Unvollständigkeit und die asymmetrische Verteilung von

145 Hierbei handelt es sich um eine Variante der Absicherung durch Zug-um-Zug-Ge-
schäfte. Während Zug-um-Zug-Geschäfte eine Teilbarkeit von Investitionen-in zeit-
licher Hinsicht schaffen bzw. nutzen, schafft die Zentralisierung von Zuständigkeiten
Teilbarkeit innerhalb eines bestimmten Verantwortungsbereiches.
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Informationen zwischen verschiedenen Akteuren nicht überwinden, sondern
allenfalls mildern. Sie kann nur in begrenztem Maße vor Regulierungsopportu-
nismus schützen. Zum einen ist die Schaffung von Transparenz mit Transak-
tionskosten verbunden, zum anderen sind die Adressaten, denen die zu schaffen-
de Transparenz Informationsmöglichkeiten bieten soll, beschränkt rational und
können, angesichts der Komplexität politischer Prozesse, die angebotenen Infor-
mationen in der Regel nicht vollständig aufnehmen und verarbeiten.



D. Der Altschuldenkompromiss als wirtschaftspoli-
tisches Instrument der Koordinierung

I. Der Altschuldenkompromiss als relationaler Vertrag

1. Lösung des Altschuldenproblems durch Verhandlungen

Die Unsicherheit über den Rechtscharakter der Wohnungsbaualtschulden war
ein Hindernis für Investitionen im ostdeutschen Wohnungsbau, an dessen Besei-
tigung die Wohnungspolitik ebenso wie die Wohnungswirtschaft ein großes In-
teresse hatten. Zunächst sollte die Lösung der Altschuldenfrage auf dem Rechts-
wege erfolgen, und man hatte versucht, die Frage, wer die Altschulden zu tragen
habe, durch juristische Gutachten klären zu lassen.149 Diese Gutachten kamen
jedoch zu entgegengesetzten, einander widersprechenden Beurteilungen. Sowohl
die Auffassung, der Staat müsse die Wohnungsbaualtschulden übernehmen, als
auch die Auffassung, die Unternehmen der Wohnungswirtschaft müssten sie tra-
gen, wurde mit stichhaltigen Argumenten vertreten. Den Weg der rechtlichen
Klärung weiterzuverfolgen wäre vermutlich auf ein verfassungsgerichtliches
Verfahren hinausgelaufen.

Für beide Parteien war vor allem die schnelle Klärung der Altschuldenfrage
dringlich. Die Wohnungspolitik hatte sich auf eine rasche Verbesserung der
Wohnungsversorgung in den neuen Ländern verpflichtet. Damit stand für sie ein
Teil ihrer politischen Glaubwürdigkeit, ihres Reputationskapitals, auf dem Spiel.
Für die Wohnungsunternehmen stand der Wert des Wohnungsbestands, ihres
Anlagekapitals, auf dem Spiel, das langfristig in einer spezifischen Verwendung
gebunden ist. Der Wert des Wohnungsbestands bestimmt den Unternehmenswert
und ist abhängig von kontinuierlichen Sanierungs- und Instandsetzungsmaßnah-
men. Dabei ging es für die ostdeutschen Wohnungsunternehmen nach der Wen-
de nicht nur um die laufenden Maßnahmen zur Bestandswerterhaltung, sondern
außerdem darum, die zu DDR-Zeiten weitgehend unterbliebenen Sanierungen
und Instandsetzungen nachzuholen.

In dieser Situation hatten die Parteien abzuwägen zwischen der Gewissheit,
die durch eine höchstrichterliche Entscheidung herbeigeführt worden wäre, und
dem Risiko, infolge dieser Entscheidung voll als Gläubiger für die Altschulden
einstehen zu müssen. Zudem mussten sie den Zeitbedarf einkalkulieren, den eine

149 Harms (1992), Leciejewski und Scholz (1991), Westermann (1994).



/. Der Altschuldenkompromiss als relationaler Vertrag 89

gerichtliche Klärung erfordert hätte. Die Tatsache, dass beide Parteien Wert auf
eine rasche Klärung legten und zudem in gleichem Maße mit dem Risiko einer
vollständigen Zuweisung der Altschulden rechnen mussten, hat den Konsens
über ein alternatives Verfahren zur Klärung der Altschuldenfrage ermöglicht.
Hätte eine der Parteien ein deutlich geringeres Risiko gesehen, allein für die Alt-
schulden haften zu müssen, wäre es für sie — soweit ihr Risikovorteil die Ko-
sten und den Zeitaufwand eines Gerichtsverfahrens gerechtfertigt hätte — loh-
nend gewesen, auf einer gerichtlichen Klärung zu bestehen. Im Hinblick auf
Vertragsinteresse und Dringlichkeit der Anliegen ist damit beim Altschulden-
kompromiss von einer ausgewogenen Verteilung der Verhandlungsmacht zwi-
schen den Parteien auszugehen.

Beim Altschuldenkompromiss konnten also durch eine Verhandlungslösung
im Vergleich zu einer gerichtlichen Auseinandersetzung Kosten- und Zeiterspar-
nisse bei der Klärung der alten Schuldverhältnisse erzielt werden. Vorteile, die
in diesem Fall nicht nur dem Staat und der Wohnungswirtschaft als den beiden
unmittelbar beteiligten Parteien zufallen, sondern auch nichtbeteiligten Dritten:
den Wohnungsinhabern, die schneller eine Verbesserung der Wohnqualität er-
fahren, den Arbeitnehmern, die von den konjunkturellen Impulsen der Woh-
nungsbauinvestitionen in Form eines größeren Arbeitsplatzangebots profitieren,
und denen, die von einer Entlastung der knappen gerichtlichen Entscheidungska-
pazitäten profitieren.

2. Optionen des Altschuldenhilfe-Gesetzes

Das AHG bildet eine Rahmen- oder Generalvereinbarung zwischen dem Bund
und der ostdeutschen Wohnungswirtschaft über die Förderung der ostdeutschen
Wohnungsunternehmen durch die Gewährung von Altschuldenhilfen unter Auf-
lagen über die Durchführung von Modernisierungsinvestitionen und die Privati-
sierung von Wohnungen. Die gesetzlichen Bestimmungen eröffnen den Woh-
nungsunternehmen verschiedene Optionen (Schaubild 2). Unternehmen, die nur
die Zinshilfe in Anspruch nehmen, müssen lediglich die Altschulden anerkennen
und darüber einen neuen Kreditvertrag abschließen sowie gegebenenfalls Bele-
gungsbindungen für die begünstigten Wohnungen nach dem Belegungsbin-
dungsrecht der Länder akzeptieren. Unternehmen, die sowohl die Zinshilfe als
auch eine Teilentlastung von Altschulden erhalten wollen, müssen sich ver-
pflichten, (i) die Altschulden anzuerkennen und darüber einen neuen Kreditver-
trag abzuschließen, (ii) Instandsetzungs- und Modernisierungsinvestitionen
durchzuführen und (iii) einen Anteil von 15 vH ihres Wohnungsbestandes im
Laufe eines Zeitraumes von zehn Jahren (1993-2003) zu privatisieren, und zwar
vorzugsweise an bisherige Mieter. Darüber hinaus können ihnen ebenfalls Ver-
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Schaubild 2 — Optionen des Altschuldenhilfe-Gesetzes

Zinshilfe plus Teilentlastung
von Altschulden

AHG—"

Inanspruchnahme

Nichtinanspruchnahme

Anerkennung der Altschulden
Belegungsbindungen
Investitionsverpflichtung
Privatisierungsverpflichtung

Zinshilfe

Anerkennung der Altschulden
Belegungsbindungen
Keine Investitionsverpflichtung
Keine Privatisierungsverpflichtung

Keine Zinshilfe
Keine Teilentlastung

Keine Anerkennung der
Altschulden
Keine Belegungsbindungen
Keine Investitionsverpflichtung
Keine Privatisierungsverpflichtung

• = Entscheidung. — •

Quelle: Eigene Darstellung.

= Fortsetzung.

pflichtungen aus dem Belegungsbindungsrecht der Länder entstehen. Wenn die
Unternehmen ganz auf die Inanspruchnahme von Leistungen nach dem AHG
verzichten, müssen sie weder die Altschulden anerkennen noch Verpflichtungen
zu Investitionen oder Privatisierungen eingehen noch Belegungsbindungen für
ihre Wohnungen in Kauf nehmen.

Wichtig ist aus Sicht der Unternehmen folgendes: Sie entscheiden selbst, nach
Maßgabe ihrer individuellen Belastung mit Altschulden und ihrer Einschätzung
der Privatisierungsmöglichkeiten auf dem für sie relevanten Teilmarkt, über die
Inanspruchnahme von Altschuldenhilfen und die Übernahme der damit verbun-
denen Verpflichtungen. Ihre Entscheidung beruht auf einem Vorteilhaftigkeits-
kalkül und muss, wie jede unternehmerische Entscheidung, unter Unsicherheit
(d.h. unter Unsicherheit über die Kosten der Erfüllung der Verpflichtungen) ge-
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troffen werden. Die Erträge aus dem Fördervertrag in Form von Teilentlastung
und Zinshilfe sind für die Unternehmen — anders als bei einer typischen Investi-
tionsentscheidung— vergleichsweise sicher und fallen bereits zu Vertragsbe-
ginn an. Die Kosten aus der Erfüllung der Verpflichtungen sind dagegen ver-
gleichsweise unsicher und fallen erst in Zukunft an.

Aus Sicht des Staates ist Folgendes wichtig: Die Unternehmen erhalten För-
dermittel nicht als „free money", sondern als Gegenleistung für Maßnahmen, die
sie sonst möglicherweise gar nicht, nicht im vereinbarten Umfang, nicht in der
vereinbarten Form oder nicht innerhalb des vereinbarten Zeitraumes durchge-
führt hätten. Diese Maßnahmen stellen für den Staat ein instrumentelles
Zwischenziel bei der Förderung der Anpassungsprozesse in der Wohnungswirt-
schaft dar: Instandsetzungs- und Modernisierungsinvestitionen sollen den Wert
des wohnungswirtschaftlichen Anlagevermögens sichern bzw. steigern und zur
Verbesserung der Wohnqualität beitragen. Wohnungsprivatisierungen, insbeson-
dere an die bisherigen Mieter, sollen eine Verbesserung der Eigentumsstruktur,
insbesondere durch die Bildung privaten, selbstgenutzten Wohneigentums be-
wirken.

Im Folgenden wird untersucht, inwieweit die Vereinbarungen zur Altschul-
denhilfe, also des AHG einschließlich seiner Änderungen und Ergänzungen, ge-
eignet sind, das politische Ziel der Wohneigentumsbildung durch Mieterprivati-
sierung im Sinne einer Veräußerung von Bestandswohnungen an bisherige Mie-
ter zu erreichen. Hierfür werden zunächst die Transaktionseigenschaften des Alt-
schuldenkompromisses und die sich daraus ergebenden Koordinierungserforder-
nisse herausgearbeitet, um dann mit Hilfe des transaktionskostenökonomischen
Analyseinstrumentariums zu untersuchen, ob die vertragliche Gestaltung den
vorliegenden Transaktionseigenschaften gerecht wird und zweckmäßige Koordi-
nierungsstrukturen etabliert.

3. Transaktionsmerkmale

Über die Inanspruchnahme von Altschuldenhilfen und die Übernahme der damit
verbundenen Verpflichtungen werden individuelle Verträge zwischen den ein-
zelnen Wohnungsunternehmen und dem Bund, vertreten durch die KfW, ge-
schlossen. Die Durchsetzungsanforderungen dieser Verträge resultieren (i) aus
der Häufigkeit von gleichartigen Transaktionen der Vertragspartner, (ii) aus der
Spezifität der im Rahmen der Vertragsdurchführung entstehenden oder zu schaf-
fenden Vermögenswerte und (iii) aus der Unsicherheit, unter der die Verträge er-
füllt werden müssen. Bei häufigen Interaktionen der Vertragspartner gewinnt die
Vertragsbeziehung selbst den Charakter eines spezifischen Vermögenswertes,
der die Möglichkeit künftiger Transaktionen mit dem jeweiligen Vertragspartner
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verkörpert. Unsicherheit, sowohl im Hinblick auf künftige Umweltzustände als
auch im Hinblick auf das künftige Verhalten der Vertragspartner, macht es erfor-
derlich, die Quasi-Rente spezifischer Vermögenswerte durch geeignete Anpas-
sungs- und Durchsetzungsmechanismen abzusichern.

a. Häufigkeit

Die Frage nach der Häufigkeit einer Transaktion ist die Frage nach der Wieder-
einbringbarkeit der Durchsetzungskosten. Die Kosten eines Durchsetzungsme-
chanismus können umso eher wieder eingebracht werden, je häufiger er einge-
setzt werden kann, also je häufiger eine bestimmte Transaktion durchgeführt
wird und dasselbe Durchsetzungsproblem zu lösen ist.150 Der Tausch, der im
Altschuldenkompromiss vereinbart wurde — Altschuldenhilfe gegen Investitio-
nen und Wohnungsprivatisierung —, stellt eine einmalige, nichtstandardisierte
Transaktion dar. Es ist jedoch mit in den Blick zu nehmen, dass Regierung und
Wohnungswirtschaft in vielen Belangen der Wohnungspolitik „Vereinbarungen"
treffen151 und dass der Altschuldenkompromiss, obwohl er einmaligen, idiosyn-
kratischen Charakter hat, Merkmale aufweist, die auch für andere Transaktionen
zwischen den Trägern der Wohnungspolitik und der Wohnungswirtschaft
typisch sind.

Der Altschuldenkompromiss steht für einen Typ von Transaktion, der eine
Wohnungspolitik wiederholter Markteingriffe charakterisiert.152 Die Ersteingrif-
fe, Mietpreisregulierung und Kündigungsschutz, finden auf der Nachfrageseite
statt und sind sozialpolitisch motiviert. Sie bewirken auf der Angebotsseite eine
Renditeeinbuße auf das eingesetzte Kapital und machen Folgeinterventionen
notwendig, die darauf abzielen, die Kapitaleigner oder Investoren für die durch
den Ersteingriff verursachte Renditeeinbuße zu entschädigen. Eine solche Ent-
schädigung bietet den Anreiz, Kapital in eine Verwendung zu lenken, die sonst
einen geringeren Ertrag bieten würde als alternative Verwendungen.

Beispiele für derartige kompensatorische Eingriffe in der Wohnungspolitik
sind die Vergabe von Fördermitteln etwa in Form von Steuervergünstigungen,
Sonderabschreibungen, zinssubventionierten Krediten oder, im Falle des Alt-
schuldenkompromisses, der Teilentlastung von Wohnungsbaualtschulden. In der

1 5^ Außerdem hängt die Wiedereinbringbarkeit der Durchsetzungskosten natürlich da-
von ab, wie hoch der Ertrag aus der Transaktion ist und mit welcher Sicherheit er
eintritt.

1 5 1 „Verhandlungen" mit der Wohnungswirtschaft hat es beispielsweise auch über Zeit-
punkt und Ausmaß der in Ostdeutschland zulässigen Mietanhebungen gegeben.

1 5 2 Argumente des Markversagens, die häufig zur Begründung wohnungspolitischer In-
terventionen angeführt werden, sind alles in allem wenig stichhaltig (Eekhoff 1987,
1993; Borchers 1983).
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Regel werden die Fördermittel unter Auflagen vergeben. Die Durchsetzung die-
ser Auflagen, gegebenenfalls auch der zweckentsprechenden Verwendung der
von der öffentlichen Hand zur Verfügung gestellten Mittel, ist das gemeinsame
Durchsetzungsproblem der hier skizzierten Transaktionen.

b. Spezifität

Die mit dem Altschuldenkompromiss zu regelnde Transaktion ist nichtstandardi-
siert, weder im Hinblick auf die jeweiligen Akteure als Leistungsträger noch im
Hinblick auf die in Frage stehenden Leistungen. Im Hinblick auf die Leistungs-
träger besteht ein bilaterales Monopol (Monopson), da die jeweilige Leistung
nur von jeweils einem qualifizierten Akteur erbracht werden kann. So ist die öf-
fentliche Hand für die Realisierung der Wohnungsprivatisierung unabweislich
auf die Veräußerungsbereitschaft und die Mitwirkung der Wohnungsunterneh-
men angewiesen, da diese die vollen Eigentumsrechte an den Wohnungen inne-
haben. Eine Umwandlung in Eigentumswohnungen kann nur erreicht werden,
wenn es gelingt, die Veräußerungsbereitschaft der Unternehmen mittels geeigne-
ter Anreize — auf rechtsstaatliche Weise — zu wecken.

Die Unternehmen ihrerseits sind auf die Träger der Wohnungspolitik ange-
wiesen, denn die Belastungen, die sie zu tragen haben — die Bedienung der Alt-
schulden trotz eines geminderten Substanzwert des Wohnungsbestandes und
einer geminderte Rendite auf Bestandsinvestitionen —, sind Folgen staatlicher
Eingriffe: Die Altschulden wie auch die Substanzwertminderungen aufgrund un-
terlassener Investitionen stellen eine Erblast des sozialistischen Wirtschaftssys-
tems dar; die Preisbindung für Mietwohnungen, die ebenfalls Teil der sozialis-
tischen Wohnungsbewirtschaftung war, besteht, wenngleich in milderer Form,
als eine sozialpolitisch motivierte Intervention des Staates auch in der bundes-
deutschen Wohnungspolitik.

Zudem führen die im Altschuldenkompromiss vereinbarten Leistungen zu
spezifischen Investitionen der Vertragspartner.153 Die Wohnungspolitik muss
bei der Entscheidung über die Gewährung von Altschuldenhilfen im Umfang
von rund 33 Mrd. DM (Teilentlastung und Zinshilfe) die Knappheit ihrer Mittel
und demzufolge Verwendungskonkurrenz berücksichtigen. Sie will mit diesen
Mitteln Investitionen in der ostdeutschen Wohnungswirtschaft anschieben und
erwartet davon einen höheren ökonomischen und politischen Ertrag als von
alternativen Verwendungsmöglichkeiten. Einen ökonomischen Mehrertrag er-
wartet sie, da aufgrund der intensiven Vorleistungsverflechtungen der Woh-

Der Grad der Spezifität der einzelnen Leistungen lässt sich allerdings nicht be-
stimmen, da über die alternativen Verwendungen der eingesetzten Ressourcen und
deren alternativen Ertrag nur Vermutungen angestellt werden können.
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nungswirtschaft die Förderung von Wohnungsbauinvestitionen einen größeren
Impuls auf die gesamtwirtschaftliche Nachfrage Ostdeutschlands bewirken kann
als eine Förderung anderer Wirtschaftsbereiche.154

Mit der Ankündigung des Investitions- und insbesondere des Privatisierungs-
zieles, kommt es darüber hinaus zu spezifischen Investitionen in ihre politische
Glaubwürdigkeit. Zum einen kommen wohnungspolitische Entscheidungen zur
Verbesserung der Wohnsituation in der Regel einer Vielzahl privater Haushalte
zugute. Zum anderen lässt insbesondere die durch die Altschuldenhilfe beschleu-
nigte Wohneigentumsbildung für den Bund eine Quasi-Rente (d.h. einen Mehr-
ertrag) in „politischer Münze" erwarten — vorausgesetzt, dass die politischen
Akteure die Wertschätzung der Bürger für Wohneigentum richtig eingeschätzt
haben oder dass sie deren Wertschätzung mit Hilfe von Informations- und Wer-
bemaßnahmen herbeiführen können. Auf diese politischen und ökonomischen
Mehrerträge gegenüber anderen Verwendungsmöglichkeiten müsste die Politik
bei einer Umwidmung der Mittel verzichten.

Wie für den Bund bzw. die Wohnungspolitik führt der Altschuldenkompro-
miss auch für die Wohnungsunternehmen zu spezifischen Investitionen. Sie
veräußern im Rahmen der Privatisierung einen Teil ihres Anlagenbestandes. Die
Inanspruchnahme der Teilentlastung verpflichtet sie zu Privatisierungsanstren-
gungen, die sie sonst nicht, nicht in diesem Umfang oder nicht auf diese Weise
unternommen hätten. Dabei sind die Privatisierungserlöse aufgrund der An-
strengungen, die sie zur Erfüllung der Auflagen, insbesondere zur Beachtung des
Mietervorrangs, machen müssen, geringer, als wenn sie die Wohnungen ohne
Auflagen veräußern könnten. Allerdings stellt auch die Teilentlastung, die den
Unternehmen neben den Verkaufserlösen im engeren Sinne zufließt, eine Kom-
ponente des Gesamtertrages der Privatisierung dar. Die Wohnungsunternehmen
werden die Teilentlastung also nur dann in Anspruch nehmen, wenn sie von der
Privatisierung nach dem AHG insgesamt höhere Erträge erwarten als von einer
anderweitigen Veräußerung der Wohnungen oder von einer weiteren Bewirt-
schaftung der zur Privatisierung ausgewählten Wohnungsbestände.

Darüber hinaus investieren die Wohnungsunternehmen mit den Bemühungen,
die sie zur Erfüllung der Privatisierungsauflage entwickeln, in ihre vertragliche
Beziehung mit der Wohnungspolitik. Sie haben, nicht zuletzt aufgrund der be-
reits getätigten spezifischen Investitionen in den Wohnungsbestand, ein Interesse
daran, auch künftig nicht nur als förderbedürftig, sondern ebenso als förderwür-
dig zu gelten und darum ihren Ruf als vertrauenswürdige Vertragspartner zu

1 5 4 Während die ostdeutsche Bauwirtschaft nahezu vier Fünftel ihrer Vorleistungen aus
den neuen Ländern bezieht und dadurch Nachfrage in anderen ostdeutschen Wirt-
schaftszweigen schafft, beträgt dieser Anteil bei Ausgaben für den privaten Ver-
brauch nur knapp die Hälfte und bei Ausrüstungsinvestitionen nur knapp zwei Fünf-
tel (Stäglin und Filip-Köhn 1994: 5).
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pflegen. Entsprechendes gilt umgekehrt für die Wohnungspolitik. Solange der
wohnungspolitische Regulierungsrahmen mit einer Vielzahl von Eingriffen in
das unternehmerische Kalkül fortbesteht, die Wohnungspolitik aber dennoch Be-
einträchtigungen des Investitionsprozesses vermeiden will, muss auch sie sich
als vertrauenswürdiger Partner bei der Umsetzung des Altschuldenkompromis-
ses zeigen.

c. Unsicherheit

Unsicherheit ist, zusammen mit Vermögenswertspezifität, die zentrale Ursache
für Durchsetzungsprobleme bei langfristigen Verträgen. Unsicherheit erwächst
aus unvollständiger Information und führt zu unvollständigen Vereinbarungen.
Unvollständigkeiten bieten zwar im Hinblick auf Umweltunsicherheiten eine
vorteilhafte oder sogar notwendige Anpassungsflexibilität, sie vergrößern jedoch
das Ausmaß der Verhaltensunsicherheit. Beim Altschuldenkompromiss bestehen
Unsicherheiten insbesondere im Hinblick auf Verlauf und Ergebnis der Woh-
nungsprivatisierung, denn sie sind von zwei Faktoren abhängig, über die zu dem
Zeitpunkt, zu dem die gesetzlichen Regelungen getroffen wurden, nur unvoll-
ständige Informationen vorlagen. Dies sind zum einen die Wohnungsmarktent-
wicklung im Fortgang des Transformationsprozesses und damit die Nachfrage
seitens möglicher Erwerber, vor allem seitens der Mieter (Umweltunsicherheit),
und zum anderen die Privatisierungsanstrengungen der Wohnungsunternehmen
(Verhaltensunsicherheit).

Zwischen Staat und Wohnungsunternehmen liegen asymmetrische Informa-
tionen nach Vertragsschluss vor, so dass das Problem des moralischen Risikos
relevant wird. Die Wohnungsunternehmen haben gegenüber dem Staat Informa-
tionsvorteile sowohl im Sinne versteckter Informationen als auch im Sinne ver-
steckten Handelns. Zum einen können sie aufgrund ihrer Marktkenntnisse (hid-
den information), die sie mit dem Staat nicht teilen, Privatisierungsmöglichkei-
ten und -hindernisse besser einschätzen. Zum anderen haben sie Möglichkeiten
versteckten Handelns, denn aufgrund von Kontrollkosten kann weder der Staat
noch eine dritte Partei genaue Kenntnis darüber erhalten, inwieweit sie Anstren-
gungen entwickeln, um die bestehenden Privatisierungsmöglichkeiten zu nutzen
und gegebenenfalls bestehende Privatisierungshindernisse zu überwinden.155

Um die Informationsunvollständigkeiten hinsichtlich des Privatisierungspo-
tenzials zu vermindern, wurden in Vorbereitung des AHG Erhebungen und Be-
fragungen bei den Mietern durchgeführt. Auf dieser Grundlage bestand anfangs
zwischen Staat und Wohnungsunternehmen eine weitgehende Übereinstimmung

155 Williamson (1975: 69) unterscheidet im Hinblick die Art und Weise der Leistungser-
füllung „consummate cooperation" versus „perfunctory cooperation", zu deutsch et-
wa: engagierte Leistungserfüllung versus Dienst nach Vorschrift.
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darin, dass das Kaufinteresse der Mieter groß genug sei, um die Privatisierungs-
quote von 15 vH ganz überwiegend durch Veräußerungen an bisherige Mieter zu
erfüllen.156 Da die gesetzliche Regelung jedoch nicht unmittelbar an der Nach-
frage der Erwerber anknüpfen kann, bleibt nur das zu erreichende Privatisie-
rungsergebnis, um die Privatisierungspflicht zu konkretisieren. Und auch dies
geschieht beim AHG in unvollständiger Weise. So bestimmt das Gesetz mit der
Festlegung einer Privatisierungsquote von 15 vH lediglich den Gesamtumfang
der Privatisierung, nicht jedoch den Umfang der zur Erfüllung der Privatisie-
rungspflicht erforderlichen Mieterprivatisierungen.

Die Unbestimmtheit der Privatisierungspflicht ist sowohl ein Instrument zur
Berücksichtigung von Umweltunsicherheiten als auch Ausdruck und Folge
asymmetrischer Information.157 Die Unbestimmtheit trägt der Tatsache Rech-
nung, dass die Wohnungsunternehmen die Nachfrage der Mieter nach Wohnei-
gentum durch Nutzung ihrer Informationsvorteile, d.h. durch eine geeignete Un-
ternehmenspolitik (Auswahl der Bestände, Information, Werbung, Preisgestal-
tung) zwar beeinflussen können, sie aber nicht vollständig kontrollieren. Fakto-
ren, die die Privatisierungsergebnisse beeinflussen, ohne dass die Unternehmen
sie direkt kontrollieren könnten, sind etwa die Entwicklung der Haushaltsein-
kommen und der regionalen Arbeitsmärkte. Eine vollständige gesetzliche Be-
stimmung der Privatisierungsverpflichtung in dem Sinne, dass eine bestimmte
Anzahl an Wohnungen an Mieter zu veräußern sei, könnte zudem bei den Mie-
tern Unsicherheit schaffen und wäre auch aus diesem Grund nicht zweckmäßig.

Informationen über die mögliche bzw. die tatsächliche Intensität der Privati-
sierungsanstrengungen der Wohnungsunternehmen sind asymmetrisch verteilt;
sie sind nur bei den Unternehmen selbst vorhanden. Die Unbestimmtheit des
AHG hinsichtlich der Mieterprivatisierung eröffnet den Wohnungsunternehmen
die Möglichkeit, sich opportunistisch zu verhalten, in dem Sinne, dass sie sich,
soweit ihnen das nicht nachzuweisen ist, mit ihren Privatisierungsanstrengungen
zurückhalten können. Um diese Verhaltensunsicherheit zu begrenzen, bestimmt
das AHG, dass die Wohnungsunternehmen ihr Vorgehen bei der Privatisierung
gegenüber der KfW dokumentieren müssen. In dem Maße, in dem sie die KfW
als Vertreterin der Gegenpartei über ihre Privatisierungsanstrengungen informie-

156 Barthling-Schattevoy (1998: 246) unterscheidet zwischen Privatisierungen an Mieter
als so genannte zielkonforme Verkäufe einerseits und Privatisierungen an andere,
unternehmerische Erwerber als so genannte nichtzielkonforme Verkäufe anderer-
seits.

1 5 ' Die Unvollständigkeit von Vereinbarungen stellt einerseits eine Lösung dar im Hin-
blick auf Umweltunsicherheiten und begrenzte Rationalität. Andererseits schafft sie
jedoch Probleme, nämlich Anreize zu opportunistischem Verhalten, die ihrerseits
wieder gelöst werden müssen. Entsprechendes gilt für den Einsperrungseffekt spe-
zifischer Investitionen. Wi!liamson-(1998: 77) formuliert diesen Sachverhalt als Auf-
forderung: „... organization needs to be studied as both problem and solution."
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ren, können im Prinzip auch Dritte, etwa Gerichte, darüber informiert werden.
Gleichwohl ist davon auszugehen, dass die Privatisierungsanstrengungen der
Unternehmen weder von der Gegenpartei noch von Dritten vollständig überprüft
werden können. Die Intensität der Privatisierungsanstrengungen kann daher
nicht unmittelbar zum Gegenstand der gesetzlichen Bestimmungen gemacht
werden.

Die Unbestimmtheit der Privatisierungsverpflichtung ist allerdings nicht nur
Folge von Umweltunsicherheit und dem daraus resultierenden Wunsch nach
bzw. der Notwendigkeit von flexibler Anpassung.158 Sie ist auch Ausdruck und
Folge eines potentiellen Zielkonfliktes der Wohnungspolitik. Denn die beiden
Ziele des AHG— Mieterprivatisierung~ einerseits und Stärkung der Kredit- und
Investitionsfähigkeit der Wohnungsunternehmen andererseits — können auf-
grund der Auflagen, die für die Privatisierung gemacht werden, miteinander in
Konflikt geraten.

Die präzise Formulierung und strikte Erfüllung der Privatisierungsauflagen —
sowohl hinsichtlich des Gesamtumfangs als auch hinsichtlich des Mietervor-
rangs — könnte unter Umständen nur mit hohen Preiszugeständnissen bei der
Privatisierung erreicht werden, so dass ein Unternehmen durch die Inanspruch-
nahme der Altschuldenhilfe dann eine Nettobelastung anstelle der angestrebten
Nettoentlastung erführe.159 Die Schärfe, mit der dieser Zielkonflikt auftritt, ist
zum Zeitpunkt der Vereinbarungen jedoch nicht bekannt, sondern hängt von der
Entwicklung exogener Faktoren ab. Die Unbestimmtheit der Vertragsbestim-
mungen erlaubt es, eine Präzisierung erst dann vorzunehmen, wenn erkennbar
ist, ob und mit welcher Schärfe der Konflikt tatsächlich auftritt.160

Unsicherheit über die Vertragserfüllung besteht jedoch nicht nur aufgrund der
Unbestimmtheit der Privatisierungspflicht, sondern außerdem aufgrund der Un-
gleichzeitigkeit des Leistungstausches. Während der Bund die Altschuldenhil-
fen, die nach Umfang, Zeitpunkt und Begünstigten präzise bestimmt sind, bis

158 In einer Arbeitshilfe des BMBau (1993b: 28) zum Vollzug des AHG heißt es: „Der
Gesetzgeber hat — ebenso wie bei der Ausgestaltung der Härteklausel im Falle der
Wendewohnungen — bewußt darauf verzichtet, bereits jetzt definitive Kriterien für
die Beurteilung der 'Vertretbarkeit' einer Nichterfüllung gesetzlicher Verpflich-
tungen festzulegen. Es ist insbesondere auch aus Sicht der Antragsteller günstiger,
die präzise Ausgestaltung der Härtefallregelung der Entscheidungspraxis der Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau sowie der Empfehlungspraxis des Lenkungsaus-
schusses insbesondere unter Berücksichtigung der ökonomischen Rahmenbedingun-
gen auf gesamtwirtschaftlicher und regionaler Ebene zu überlassen (Hervorhebungen
im Original, d. Verf.)."

159 Die Expertenkommission Wohnungspolitik (1994a: 197 f.) hat berechnet, für welche
Parameterkonstellationen sich eine Nettobelastung der Unternehmen ergeben kann.

'60 Qjes gilt nicht nur für die Unbestimmtheit der Privatisierungspflicht, sondern auch
für die Unbestimmtheit der Klausel des Nichtvertretenmüssens in der Sanktionsbe-
stimmung (vgl. Abschnitt D.III.3).
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zum 1.7.1995 leistet,161 verfügen die Wohnungsunternehmen über einen Zeit-
raum von zehn Jahren (bis Ende 2003) um die Privatisierungspflicht zu erfüllen.
Auf ein nicht vertragsgemäßes Verhalten der Unternehmen kann der Staat, so-
weit er keine Maßnahmen zur Absicherung und Durchsetzung der Privatisie-
rungsverpflichtung trifft, nicht mit einer Leistungszurückhaltung seinerseits, das
heißt, nicht mit einer Verweigerung von Altschuldenhilfen reagieren. Die Woh-
nungsunternehmen dagegen können in jeder Phase der Vertragserfüllung, genau
genommen sogar bei jeder einzelnen Privatisierung, über ihre Privatisierungsan-
strengungen entscheiden.

Der Grund für die Ungleichzeitigkeit von Leistung und Gegenleistung liegt in
der zweifachen Zielsetzung des Alfschuldenkompromisses: Gleichrangig neben
dem Privatisierungsziel steht das Ziel, die Wirtschaftlichkeit der Wohnungsun-
ternehmen zu verbessern. Zum einen unterstützt eine rasche Entlastung von
Altschulden dieses Ziel besser als es eine zeitlich gestreckte, mit den Privatisie-
rungsfortschritten synchrone Schuldbefreiung täte. Zum anderen muss der zur
Privatisierung erforderliche Zeitbedarf in Rechnung gestellt werden. Gerade die
angestrebte Einzelprivatisierung von Wohnungen ist zeitaufwendig, nicht zu-
letzt, weil vor der Privatisierung in der Regel noch grundlegende Instandset-
zungs- und Modernisierungsmaßnahmen durchgeführt werden müssen.

Während die Wohnungspolitik also in erheblichem Maße mit Verhaltensrisi-
ken der Unternehmen konfrontiert ist, besteht für die Unternehmen hinsichtlich
der Leistungen des Staates nur ein geringes Risiko, solange die gesetzlichen
Grundlagen der Altschuldenhilfe nicht angetastet werden. Die staatlichen Leis-
tungen, auf die die Unternehmen, falls sie bestimmte Voraussetzungen erfüllen,
einen Rechtsanspruch haben, sind durch das AHG vollständig bestimmt und ihre
Erbringung kann durch Gerichte überprüft werden (dreiseitige Durchsetzung).
Ein Risiko über das Verhalten des Staates (Regulierungsrisiko) besteht für die
Unternehmen allerdings, falls es zu einer Änderung der gesetzlichen Grundlage
kommt. Dieses Risiko liegt nicht in einer nachträglichen Minderung der
Altschuldenhilfe oder einer Erhöhung der Leistungspflichten, sondern in einer
nachträglichen Ungleichbehandlung der von den Unternehmen erbrachten
Leistungen. Dass dieses Risiko nicht ganz von der Hand zu weisen ist, zeigten
bereits 1998 die wohnungspolitischen Vorstellungen der Grünen, denen zufolge
die Privatisierungspflicht nach dem AHG abgeschafft werden sollte (FAZ
1998b). Das würde bedeuten, den Unternehmen, die ihre Privatisierungspflicht
noch nicht vollständig erfüllt haben, die weitere Erfüllung zu erlassen. Jene
Unternehmen, die ihre Pflicht bereits erfüllt haben, würden ihre Anstrengungen
dann teilweise entwertet sehen.

161 Zinshilfe ist geleistet worden für den Zeitraum vom 1.1.1994-30.6.1995. Die Teil-
entlastung von Altschulden erfolgte per 1.7.1995.
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Festzuhalten bleibt: Die Vertragsgestaltung beim Altschuldenkompromiss muss
einer Transaktion gerecht werden, die ungleich komplexer ist als die des stan-
dardisierten, klassischen Tausches. Unsicherheit und Spezifität stellen vergleichs-
weise hohe Anforderungen an die Leistungsfähigkeit der Durchsetzungsmecha-
nismen; die Einbettung des Altschuldenkompromisses in eine Wohnungspolitik, in
der bereits ähnliche Durchsetzungsprobleme zu lösen waren und in der die Er-
wartung künftiger Transaktionen der Beteiligten besteht, erlaubt den Einsatz ver-
gleichsweise aufwendiger, spezialisierter Durchsetzungsmechanismen.

4. Koordinierungserfordernisse und Vertragsform

Das AHG legt die Grundlage für langfristige, unvollständige Verträge zwischen
Staat und Wohnungsunternehmen. Bei diesen Verträgen, die durch die Beantra-
gung und Zusage von Altschuldenhilfen zustande kommen, handelt es sich um
Förderverträge, bei denen den ostdeutschen Wohnungsunternehmen Fördermit-
tel, hier insbesondere die Teilentlastung von Wohnungsbaualtschulden unter
Auflagen, hier insbesondere über die Privatisierung von Wohnungen vorrangig
an die bisherigen Mieter, zur Verfügung gestellt werden. Die Merkmale dieser
Transaktion weisen den Altschuldenkompromiss sowohl als neoklassischen wie
als relationalen Vertrage aus: Er entspricht dem Typ des neoklassischen Ver-
trages insoweit, als die Vereinbarungen aufgrund der Gesetzesform rechtsver-
bindlich sind und mit einer auf zehn Jahre festgelegten Erfüllungsfrist zeitraum-
bezogen sind.

Dennoch weist er überwiegend die typischen Merkmale eines relationalen
Vertrages auf: Es handelt sich um eine nichtstandardisierte Transaktion, bei der
die Identität der Vertragspartner von großer Bedeutung ist. Beide Parteien haben
die Erwartung, auch künftig aufeinander als Vertragspartner angewiesen zu sein,
und für beide Parteien ist die Vertragserfüllung mit spezifischen Investitionen
verbunden, für die sie angesichts von Unsicherheiten eine Absicherung verlan-
gen. Allerdings sind die Parteien auf unterschiedliche Weise und in unterschied-
lichem Maße mit Unsicherheit konfrontiert. Die Wohnungsunternehmen sind
vornehmlich mit Umweltunsicherheit konfrontiert, nämlich der Unsicherheit hin-
sichtlich der Marktentwicklung und der Privatisierungsmöglichkeiten; die Woh-
nungspolitik hingegen vornehmlich mit Unsicherheit über das Verhalten der
Wohnungsunternehmen, insbesondere hinsichtlich der Intensität ihrer Privatisie-
rungsanstrengungen .

Infolge der Informationsasymmetrien zwischen Wohnungspolitik und Unter-
nehmen sind die Leistungspflichten der Parteien in den Vereinbarungen des Alt-
schuldenkompromisses unterschiedlich präzise bestimmt und unterschiedlich
abgesichert. Die Leistungen des Staates sind so festgelegt, dass ihre Erfüllung
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durch Gerichte überprüft werden kann und für die Wohnungsunternehmen recht-
lich durchsetzbare Ansprüche darstellen: Im AHG ist eindeutig festgelegt, wel-
che Altverbindlichkeiten Gegenstand der Regelungen sind, unter welchen Vo-
raussetzungen ein Wohnungsunternehmen zur Teilentlastung berechtigt ist, in
welcher Höhe und zu welchem Zeitpunkt der Erblastentilgungsfonds Zahlungen
zu leisten hat, und es ist festgelegt, für welche Altverbindlichkeiten, in welcher
Höhe und an wen der Staat eine Zinshilfe zu leisten hat.

Besondere Koordinierungsanforderungen stellt die Wohnungsprivatisierung
nach dem AHG. Sie ist aufgrund nichtbeobachtbarer, diskretionärer Handlungs-
spielräume der Unternehmen (Verhaltensunsicherheit) bei gleichzeitig hoher
Unsicherheit über die Marktentwicklung (Umweltunsicherheit) sowie angesichts
der Ungleichzeitigkeit des Leistungstausches und des potentiellen Zielkonfliktes
zwischen Privatisierung und Investitionen in besonderem Maße auf Selbstdurch-
setzung angewiesen. Angesichts dieser Transaktionsmerkmale sind die Erpres-
sungspotentiale ungleich verteilt. Insbesondere braucht die Wohnungspolitik ei-
ne Absicherung gegen opportunistisches Verhalten der Unternehmen. Zur Er-
reichung der mit dem Altschuldenkompromiss angestrebten wohnungspoliti-
schen Ziele kommt es also entscheidend auf die Gestaltung der Absicherungs-
und Durchsetzungsmechanismen zur Wohnungsprivatisierung an.

II. Ex-ante-Maßnahmen zur Absicherung und Durchset-
zung

Aus transaktionskostenökonomischer Sicht ist zu fragen, (i) ob die Anreiz- und
Durchsetzungsmechanismen ex ante so gestaltet worden sind, dass sie für beide
Parteien eine glaubwürdige Bindung zur Erfüllung ihrer jeweiligen Verpflich-
tungen und Leistungszusagen schaffen, also opportunistischem Verhalten vor-
beugen, und (ii) ob sie damit für die Wohnungspolitik die Erfüllung des Privati-
sierungszieles sicherstellen. Dabei kann die Frage nach der Leistungsfähigkeit
der Anreiz- und Durchsetzungsmechanismen auch auf die Perspektive der Woh-
nungspolitik abstellen und formuliert werden als die Frage, inwieweit es ihr ge-
lingt, glaubwürdige Leistungszusagen zu machen, ohne opportunistischem Ver-
halten der Unternehmen in Form einer Mindererfüllung ihrer Leistungspflichten
oder in Form von Nachbesserungsforderungen nachgeben zu müssen.
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1. Bildung von Vertretungsverhältnissen

Vertretungsverhältnisse verursachen einerseits Absicherungsbedarf und damit
Vertretungskosten. Andererseits erlauben sie es, Kosten einzusparen, wenn der
Vertreter im Hinblick auf die zu erfüllende Aufgabe über komparative Vorteile
verfügt. Zudem gilt für Vertretungsverhältnisse ähnlich wie für spezifische
Investitionen, dass sie nicht nur Ursache von Durchsetzungsproblemen sind,
sondern dass sie auch instrumentalisiert und zur Lösung dieser Probleme einge-
setzt werden können. Die zweckmäßige Bildung von Vertretungsverhältnissen
spielt sowohl bei der Anbahnung des Altschuldenkompromisses als auch bei der
Gestaltung der Absicherungs- und Durchsetzungsmechanismen eine Rolle.

Beim Altschuldenkompromiss sind Vertrags- und Verhandlungsebene durch
die Bildung von Vertretungsverhältnissen getrennt worden. Die Verhandlungen
sind zentral geführt worden zwischen dem Bundesbauministerium, den Vertre-
tern der Fachministerien der Länder, den Interessenvertretern der Wohnungs-
wirtschaft und den Interessenvertretern der Mieter. Das Ergebnis der Verhand-
lungen, der Altschuldenkompromiss, stellt ein standardisiertes Vertragsangebot
dar, das sich an die Wohnungsunternehmen richtet. Die Wohnungsunternehmen
prüfen individuell und entscheiden dezentral, ob die Vertragsbedingungen für sie
vorteilhaft sind. Nimmt ein Unternehmen das Angebot an, kommt ein rechtskräf-
tiger Vertrag zwischen dem Unternehmen und der KfW als Mandatarin des Bun-
des zustande. Mit der KfW hat der Staat eine bereits bestehende Vertreteror-
ganisation in die Abwicklung der Verträge zum Altschuldenkompromiss einge-
schaltet. Sie verfügt über Know-how sowohl bei der Durchführung von Förder-
programmen im Allgemeinen als auch speziell bei der Durchführung von Pro-
grammen zur Förderung von Wohnungsbauinvestitionen.162

Die Wohnungswirtschaft kritisiert den Altschuldenkompromiss wegen der
Undifferenziertheit der Privatisierungsauflage.163 Dies sei unzweckmäßig ange-
sichts des heterogenen Wohnungsbestandes, der unterschiedlichen Eigentums-
formen der Unternehmen und der räumlichen Unterschiede in der wirtschaft-
lichen Entwicklung der neuen Länder (GdW 1993: 5). Diese Kritik übersieht
jedoch Transaktionskostenargumente. Differenzierte Vereinbarungen hätten auf
zentraler Ebene nur mit erheblich größerem Informations- und Zeitaufwand ex
ante erreicht werden können, und sie hätten einen größeren Kontroll- und Über-

Im Gegensatz dazu musste bei der Unternehmensprivatisierung in den neuen Bundes-
ländern die Treuhandanstalt erst errichtet werden, und sie musste das für die Privati-
sierung notwendige Know-how erst erwerben.

163 Der Altschuldenkompromiss enthält Sonderregelungen für die Wendewohnungen
und die Wohnungsgenossenschaften. Jedoch gilt auch in diesen Fällen eine Privati-
sierungsquote von 15 vH.
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wachungsaufwand ex post zur Folge gehabt. Das Vertragsangebot des Altschul-
denkompromisses ist vielmehr so gestaltet, dass die heterogenen Verhältnisse
der Wohnungsunternehmen auf transaktionskostengünstige Weise berücksichtigt
werden. Die notwendige Differenzierung wird erreicht, indem die Unternehmen
dezentral — in Kenntnis ihrer jeweiligen Altschuldenbelastung, ihrer Marktein-
schätzung und anhand ihres individuellen Vorteilhaftigkeitskalküls — ent-
scheiden, ob sie die Leistungen des AHG in Anspruch nehmen und die damit
verbundenen Verpflichtungen eingehen wollen oder nicht.

Alternativ hätte der Bund seine wohnungspolitischen Ziele in den neuen Län-
dern dadurch verfolgen können, dass er Vereinbarungen über Altschulden und
Investitionen mit den Kommunen, den Anteilseignern der kommunalen Unter-
nehmen oder mit den kommunalen Zweckverbänden als Vertretern der Kom-
munen getroffen hätte. Über Fragen der Mieterprivatisierung hätte er mit den
Mietern selbst oder mit einer Vertreterorganisation der Mieter Vereinbarungen
treffen können. Diese Alternativen hätten gegenüber dem tatsächlichen Vor-
gehen jedoch eindeutig Nachteile gehabt. Den Kommunen, erst recht den ihnen
übergeordneten kommunalen Zweckverbänden, fehlt das wohnungswirtschaft-
liche Know-how, über das die Verbandsvertreter verfügen. An Mieter oder Mie-
tervertreter hätte der Bund, da er nicht Eigentümer der Wohnungen war, weder
ein Privatisierungsangebot richten können, noch hätte er, da er nicht unmittelbar
in die Eigentumsrechte der Mieter eingreifen kann, diese zum Kauf von Woh-
nungen verpflichten können. Die Wahl des optimalen Zentralisierungsgrades
führt beim Altschuldenkompromiss damit zu einer monopsonartigen Verhand-
lungssituation zwischen Vertretern des Bundes und der Länder auf der einen Sei-
te und Vertretern der Wohnungswirtschaft auf der anderen Seite.

Zur Durchsetzung der Verpflichtungen, die für die Wohnungsunternehmen
bei der Inanspruchnahme von Leistungen nach dem AHG entstehen, ist zum ei-
nen die KfW mit Entscheidungsbefugnissen betraut worden (§11 Abs. 1 AHG);
zum anderen ist ein so genannter Lenkungsausschuss eingerichtet worden (§11
Abs. 3 AHG). Die KfW bearbeitet die Anträge der Wohnungsunternehmen. Sie
prüft, ob die Voraussetzungen zur Gewährung von Altschuldenhilfen erfüllt
sind, und sie erteilt, falls dies der Fall ist, die Teilentlastungsbescheide. Durch
den Antrag des Wohnungsunternehmens einerseits und den Teilentlastungsbe-
scheid der KfW andererseits kommt ein öffentlich-rechtlicher Vertrag zwischen
der KfW als Mandatarin des Bundes und dem jeweiligen Wohnungsunterneh-
men zustande. Nach Vertragsschluss kontrolliert die KfW die Erfüllung der In-
vestitions- und der Privatisierungsverpflichtung, sie entscheidet über die Ab-
führung von Erlösen sowie gegebenenfalls über die Verhängung der Rückzah-
lungssanktion (§11 Abs. 1 AHG). Bei diesen Entscheidungen ist sie gebunden
an die Bestimmungen des AHG und die Empfehlungen des Lenkungsaus-
schusses.
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Der Lenkungsausschuss dient „zur Wahrung einer einheitlichen Prüfungs-
und Verfahrenspraxis" (§ 11 Abs. 3 AHG) und hat insbesondere die Aufgabe,
unbestimmte Regelungen des Altschuldenkompromisses zu präzisieren und über
alle nicht explizit geregelten Fragen der Durchführung zu entscheiden. Er hat die
Kompetenz, Empfehlungen, so genannte Leitlinien, auszusprechen. Sie haben
den Charakter von Verwaltungsrichtlinien (Hannig 1996: 776). Die Beschlüsse
des Lenkungsausschusses werden in der Regel im Konsens herbeigeführt. Der
Ausschuss wird vom Bundesbauministerium einberufen; seine Beschlüsse sind
vom Bundesbauminister zu bestätigen und werden von der KfW umgesetzt. Der
Lenkungsausschuss hat 19 Mitglieder, die einvernehmlich von Bund und Län-
dern bestellt werden. Ihm gehören an: je ein Vertreter des Bundeskanzleramtes,
des Bundesministeriums für Finanzen, des Deutschen Mieterbundes, des Deut-
schen Städtetages, der Deutschen Hypothekenbank, des Berliner Mietervereins,
der Süddeutschen Baurevision und des Gesamtverbandes der Wohnungswirt-
schaft, zwei Vertreter des Bundesministeriums für Raumordnung, Bauwesen und
Städtebau (Bundesbauministerium bzw. BMBau), sechs Vertreter der ostdeut-
schen Bundesländer und Berlins und drei Vertreter der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau. Der Ausschuss wird vom Bundesbauministerium einberufen; die Be-
schlüsse werden von der KfW umgesetzt.

Die Besetzung des Lenkungsausschusses und die Anwendung des Konsens-
prinzips zielen darauf ab, sowohl den Interessen der beiden unmittelbar ver-
pflichteten Parteien — Bund und Wohnungsunternehmen — bei der Durchset-
zung des Altschuldenkompromisses Rechnung zu tragen als auch Einigungen zu
Lasten mittelbar betroffener Dritter vorzubeugen: Es werden sowohl die Auswir-
kungen auf die Kreditwürdigkeit der Unternehmen und die Interessen der Kre-
ditgeber berücksichtigt (Beteiligung der Süddeutschen Baurevision und der
Deutschen Hypothekenbank, die den Großteil der privaten wohnungswirtschaft-
lichen Kredite hält) als auch auf die Interessen der Mieter (Beteiligung des
Deutschen Mieterbundes und des Berliner Mietervereins). Außerdem sind die In-
teressen der Gebietskörperschaften vertreten (Beteiligung des Deutschen Städte-
tages, der ostdeutschen Länder und Berlins sowie des Bundeskanzleramtes) und
die wohnungspolitischen ebenso wie die fiskalischen Interessen des Bundes (Be-
teiligung des Bundesbauministeriums und des Bundesfinanzministeriums). Die
Vertreter der KfW sind, im Unterschied zu den anderen Mitgliedern, lediglich
stimmrechtslose „Gäste". Dennoch hat ihr Wort bei den Beratungen des Len-
kungsauschusses ein erhebliches Gewicht, denn die KfW kann aufgrund ihrer
Tätigkeit die Praktikabilität verschiedener Lösungsmöglichkeiten in der Regel
am besten beurteilen.164

164 Gespräch mit einem Mitarbeiter der KfW vom 2.7.1998.
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Im Lenkungsausschuss werden die residualen Entscheidungsrechte ausgeübt.
Über Anpassungen, Änderungen, Interpretation und Ergänzung der Vereinba-
rungen, so wie sie ursprünglich im AHG getroffen wurden, suchen die Parteien
den Konsens. Dies entspricht den Erfordernissen einer Transaktion, bei der ge-
meinsame spezifische Investitionen (co-investments) abzusichern sind. Eine
theoretisch exakte Ableitung der Lösung würde bei der Zuweisung der residu-
alen Rechte zudem Unterschiede im Spezifitätsgrad der Investitionen berück-
sichtigen. In der Praxis werden jedoch aufgrund von begrenzter Rationalität und
von Transaktionskosten einfache, vermeintlich unpräzise Lösungsmuster ange-
wendet.

Die Bündelung der Ex-post-Kompetenzen zur Durchsetzung der Investitions-
und Privatisierungsverpflichtung beim Lenkungsausschuss ermöglicht Trans-
aktionskostenersparnisse. Zwar hätte es angesichts des potentiellen Zielkon-
fliktes zwischen dem Investitions- und dem Privatisierungsziel zweckmäßig sein
können, die Ex-post-Kompetenzen zur Durchsetzung dieser beiden Verpflich-
tungen zu trennen, etwa indem je ein unabhängiger Ausschuß eingerichtet wird.
Das hätte für die Wohnungsunternehmen die Kosten der Einflussnahme erhöht
und es ihnen schwerer gemacht, aus diesem Zielkonflikt Vorteile zu ziehen und
beispielsweise Erleichterungen bei der Privatisierungsauflage zu erreichen.

Allerdings ist die Schärfe, mit der der Zielkonflikt zwischen Privatisierung
und Investitionen auftritt, ex ante, zum Zeitpunkt der Vereinbarungen, nicht be-
kannt. Eine Trennung der Ex-post-Kompetenzen mit dem Ziel einer strikten und
kompromisslosen Durchsetzung beider Vertragsziele würde, wenn der Zielkon-
flikt mit hoher Schärfe akut wird, zu hohen Durchsetzungskosten führen. Eine
präzise Zielgewichtung bereits ex ante vorzunehmen und damit die im Konflikt-
fall geltende Kompromisslinie erkennen zu lassen, hätte den Wohnungsunter-
nehmen wiederum Spielräume für strategisches Verhalten eröffnet. Die Bünde-
lung der Durchsetzungskompetenzen beim Lenkungsausschuss läßt ohnehin den
grundsätzlichen Willen zum Kompromiss erkennen. Sie erlaubt es jedoch, eine
Zielgewichtung und die sich daraus ergebende Kompromissformel — bei der die
Kosten einer kompromißlosen Durchsetzung abgewogen werden gegen die Kos-
ten eines Kompromisses, die sich aus Einbußen bei der Zielerreichung erge-
ben — ex post festzulegen, also erst dann, wenn der Konflikt tatsächlich auftritt.

2. Teilabführung von Privatisierungserlösen

Das AHG bestimmt, dass die Unternehmen einen Teil der bei der Veräußerung
von Wohnungen erzielten Erlöse an den Erblastentilgungsfonds abzuführen ha-
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ben (Tabelle 9).165 Der abzuführende Anteil des Erlöses ist umso größer, je
später die Privatisierung erfolgt (progressive Erlösabführung). Mit dieser Abfüh-
rungspflicht werden zwei Ziele verfolgt. Zum einen sollen die Unternehmen an
der Finanzierung der Altschuldenhilfe beteiligt werden. Zum anderen soll die
progres- sive Staffelung der Abführungssätze bzw. die degressive Staffelung der
den Unternehmen verbleibenden Erlöse Anreize geben, die Privatisierung rasch
in Angriff zu nehmen und zügig durchzuführen.

Tabelle 9 — Abführung von Privatisierungserlösen nach dem Altschulden-
hilfe-Gesetz 1994-2003

Privatisierung bis Ende

1994 1995 1996 1997 2000 2003

Erlösabführung nach dem
AHG1993(vH) 20 30 40 60

Informationsrente (in vH
des Privatisierungserlöses)a 70 60 50 30

aDifferenz zum höchsten Abführungssatz (d.h. Differenz zu 90 vH).

80

10

90

0

Quelle: BGBl. (1993b), eigene Darstellung.

Ertragsvorteile, die die Unternehmen ceteris paribus bei einer rascheren Pri-
vatisierung erzielen, stellen eine Informationsrente dar,166 also einen Mehrertrag
gegenüber dem Ertrag, den sie mit der alternativen Handlungsmöglichkeit „pri-
vate Informationen nicht nutzen oder nicht vollständig" erzielen würden. Unter-
stellt man, dass private Informationen der Unternehmen über Privatisierungs-
möglichkeiten zwar „kostenfrei" vorhanden sind, dass ihre Nutzung aber mit
Kosten in Form von Privatisierungsanstrengungen verbunden ist, so muss der
Mehrertrag (Informationsrente), der ihnen bei einer Nutzung dieser Informa-

„Das Wohnungsunternehmen hat folgende Erlösanteile aus der Veräußerung von 15
vom Hundert seines zahlenmäßigen Wohnungsbestandes (...), die 150 Deutsche
Mark je Quadratmeter verkaufter Wohnfläche zuzüglich der in Verbindung mit dem
Verkauf entstandenen Sanierungskosten übersteigen, bis zur Höhe des Teilentlas-
tungsbetrages nach § 4 an den Erblastentilgungsfonds bei Veräußerung abzuführen"
(§ 5 Abs. 2 AHG).

Akteure, die über vorvertragliche private Informationen verfügen, werden diese nur
dann offen legen bzw. sie werden nur dann darauf verzichten, sie opportunistisch zu
nutzen, wenn sie für diese Anstrengung bzw. für diesen Verzicht eine Kompensation
erhalten (Milgrom und Roberts 1992: 600).

. .
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tionen zufällt, mindestens so groß sein, dass er sie für diese Kosten kompen-
siert.167'168

Das Instrument der Erlösabführung lässt sich als Durchsetzung mittels eines
Pfandes interpretieren (Sander 1997: 35). Mit der Festschreibung der Erlösab-
führungspflicht sichert sich der Bund Anteile von bis zu 90 vH der Privatisie-
rungserlöse, die dem Erblastentilgungsfonds zugeführt werden. Die Unterneh-
men können dieses Pfand teilweise auslösen und bis zu 80 vH der Privati-
sierungserlöse einbehalten, wenn sie ihre Privatisierungspflicht nicht nur voll-
ständig und fristgerecht, sondern darüber hinaus besonders rasch erfüllen.169

Im Unterschied zur Privatisierungsverpflichtung macht das AHG keinerlei
Vorgaben hinsichtlich Umfang und zeitlicher Verteilung der Investitionen. Viel-
mehr legen die Unternehmen ihre Investitionen und mithin ihre Investitionsver-
pflichtung selbst, im Rahmen ihrer Unternehmensplanung, fest. Sie verpflichten
sich, ein Unternehmenskonzept zu erstellen, das, neben der Privatisierung,170 ei-
ne zügige Modernisierung und Instandsetzung der Wohnungsbestände vorsieht,
und die Umsetzung des Unternehmenskonzeptes jährlich von der KfW überprü-
fen zu lassen. Weitere Anreizmechanismen im Hinblick auf Investitionen sieht
das AHG nicht vor.

Allerdings erhalten die Unternehmen Investitionsanreize aus dem institu-
tionellen Umfeld. Gemeinsam mit dem AHG wurde im Rahmen des Solidar-
paktes das Wohnraummodernisierungsprogramm der KfW um 30 Mrd. DM auf
60 Mrd. DM aufgestockt. Aus diesem Programm erhalten die Unternehmen An-
reize zu Modernisierungsinvestitionen in Form zinsverbilligter Kredite.

167 Alternativ könnte man annehmen, dass der Informationsvorteil der Unternehmen da-
rin besteht, Informationen über Privatisierungsmöglichkeiten kostengünstiger be-
schaffen zu können und dass sie eine Informationsrente als Anreiz benötigen, um die
Kosten dieser Informationsbeschaffung aufzuwenden.

168 Die starke Progression in der Erlösabführung — bei Veräußerungen zwischen dem
1.1.2001 und dem 31.12.2003 sollten den Unternehmen ursprünglich nur 10 vH der
Privatisierungserlöse verbleiben — sollte außerdem Spekulationen auf Preissteige-
rungen am Wohneigentumsmarkt vorbeugen.

169 Die Verpflichtung zu einer raschen Privatisierung dient der Umsetzung von Art. 22
Abs. 4 des Einigungsvertrages (BGBl. 1990b), dem zufolge „die Privatisierung auch
zur Förderung der Bildung individuellen Wohneigentums beschleunigt durchgeführt
werden soll".

170 Das Unternehmenskonzept hat neben der Investitionsplanung auch die geplanten Pri-
vatisierungen zu spezifizieren (§ 4 Abs. 5 Satz 2 AHG).
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3. Informations- und Berichtspflichten

Die Gewährung von Altschuldenhilfe erfolgt unter der Voraussetzung, dass die
Unternehmen bei Antragstellung sowohl ein Unternehmenskonzept vorlegen,
das einen raschen Abbau des Instandsetzungs- und Modernisierungsbedarfs (In-
vestitionsplan) sowie eine realistische Finanzierung der Maßnahmen erkennen
lässt (Finanzvorschau), als auch ein Privatisierungskonzept erstellen, das die ge-
plante Erfüllung der Privatisierungsverpflichtung bis zum Jahre 2003 zeigt, und
mittels eines Wirtschaftsprüferberichts nachweisen, dass ihre rechtlichen und
wirtschaftlichen Verhältnisse eine ordnungsgemäße Geschäftsführung erlauben
(§ 4 Abs. 5 AHG).

Nach Vertragsschluss haben sie der KfW jährlich einen Bericht über die Um-
setzung ihres Investitionsprogramms und die Ergebnisse der Privatisierung vor-
zulegen (§ 4 Abs. 7 AHG). Zudem müssen sie, wenn sie die Möglichkeit des
Nichtvertretens in Anspruch nehmen wollen, ihre Privatisierungsanstrengungen
gegenüber der KfW durch geeignete Unterlagen nachweisen. Die Berichtspflich-
ten des AHG dienen dazu, Informationsasymmetrien zwischen den Wohnungs-
unternehmen und der KfW abzubauen und die nichtbeobachtbaren Handlungs-
spielräume der Unternehmen bei der Entfaltung ihrer Privatisierungsbemühun-
gen einzuschränken. Die Erfüllung dieser Berichtspflichten ist aufgrund des er-
forderlichen Umfangs der Unterlagen zeit- und kostenaufwendig und stellt in der
Regel eine Belastung dar, die von den Unternehmen getragen werden muss.

4. Rückzahlungssanktion

Das AHG belegt sowohl die Investitions- als auch die Privatisierungsverpflich-
tung der Unternehmen mit einer Rückzahlungssanktion. Die Sanktionsbestim-
mung besagt, dass eine Mindererfüllung der jährlichen Investitions- oder der
Privatisierungspläne, die die Unternehmen mit ihrem Unternehmenskonzept
bzw. mit ihrem jährlichen Bericht festgelegt haben, die anteilige Rückforderung
der erhaltenen Altschuldenhilfen nach sich ziehen kann1^ und dass eine nicht
fristgerechte Erfüllung des Gesamtumfangs der Privatisierungspflicht die anteili-

171 „Das Wohnungsunternehmen hat jährlich über den Stand seines Investitionspro-
gramms und die Ergebnisse der Privatisierung zu berichten. Ergibt sich aus dem
Bericht eine wesentliche Abweichung vom Investitionsplan oder dem Privatisie-
rungskonzept, kann der Bescheid über die Gewährung der Teilentlastung ganz oder
teilweise aufgehoben und die entsprechende Erstattung des Teilentlastungsbetrages
einschließlich vom Erblastentilgungsfonds gezahlter Zinsen an diesen angeordnet
werden, es sei denn, dass das Wohnungsunternehmen dies nicht zu vertreten hat"
(§ 4 Abs. 5 Satz 7 AHG, Hervorhebung durch d. Verf.).

. ,
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ge Rückforderung der Altschuldenhilfen nach sich zu ziehen hatP^- In beiden
Fällen enthält die Sanktionsbestimmung eine Öffnungsklausel, die die Mög-
lichkeit des Nichtvertretenmüssens schafft: Eine Mindererfüllung der Investi-
tions- und/oder Privatisierungsverpflichtung kann nur dann mit der Sanktion
belegt werden, wenn das Wohnungsunternehmen die betreffende Mindererfül-
lung zu vertreten hat. Gemäß § 11 AHG obliegt es dem Lenkungsausschuss,
Empfehlungen darüber auszusprechen, ob, wann und wie die Möglichkeit des
Nichtvertretenmüssens im Rahmen von Nachverhandlungen konkretisiert wer-
den soll. Der Beschluss darüber wird vom Bundesbauminister getroffen. Damit
ist zur Handhabung der Sanktion und ihrer Öffnungsklausel ein Verfahren der
privaten, zweiseitigen Durchsetzung vorgesehen.

Mit der Möglichkeit des Nichtvertretenmüssens wird ein Ausnahmetatbestand
von der Sanktionsverhängung und damit ein Ausnahmetatbestand für die Investi-
tions- bzw. die Privatisierungspflicht geschaffen. Das AHG lässt jedoch offen,
anhand welcher Kriterien geprüft wird, ob ein Unternehmen die Mindererfüllung
seiner Verpflichtungen zu vertreten hat oder nicht. Dabei bleibt nicht nur offen,
welche Kriterien anzulegen sind, sondern auch, ob, wann und wie diese Krite-
rien festgelegt werden. Diese Unbestimmtheit der Öffnungsklausel ist eine be-
wusst gelassene, strategische Vertragslücke. Sie ermöglicht Nachverhandlungen
über Ex-post-Maßnahmen der Durchsetzung.

Der Bund, genauer: der Erblastentilgungsfonds, leistet die Altschuldenhilfe,
indem er die Inhaber der Schuldtitel, in diesem Fall die privaten Gläubigerban-
ken, kompensiert, und zwar mit schuldbefreiender Wirkung für die Wohnungs-
unternehmen.173 Aus dieser Verwendung können die Mittel für die Altschulden-
hilfe nicht herausgelöst, d.h., sie können von den bisherigen Gläubigern, den
Banken, nicht zurückgefordert werden. Hier jedoch kommt die Rückzahlungs-
sanktion ins Spiel: Sollten Wohnungsunternehmen, die eine Teilentlastung von
Altschulden erhalten haben, ihr Privatisierungs- und/oder Investitionsziel verfeh-
len und dies auch zu vertreten haben, so kann der Bund die Altschuldenhilfe

Erfüllt das Wohnungsunternehmen die sich aus den Absätzen 1 und 2 ergebenden
Verpflichtungen [der Wohnungsprivatisierung und der Erlösabführung, d. Verf.]
nicht fristgerecht, ist der Bescheid über die Gewährung der Teilentlastung ganz oder
teilweise aufzuheben und der Teilentlastungsbetrag einschließlich vom Erblastentil-
gungsfonds gezahlter Zinsen [der Zinshilfe, d. Verf.] insoweit aufzuheben, es sei
denn, dass das Wohnungsunternehmen dies nicht zu vertreten hat (§ 5 Abs. 3 AHG,
Hervorhebung durch d. Verf.).

Gläubiger der Wohnungsbaualtschulden war zunächst die Staatsbank der DDR, dann
deren Rechtsnachfolger, die Deutsche Kreditbank. Auch die Berliner Stadtbank AG
hielt einen kleinen Teil der Wohnungsbaualtschulden. Sowohl die Deutsche Kredit-
bank wie die Berliner Stadtbank AG befanden sich im Eigentum der Treuhandan-
stalt. Da diese ein Schattenhaushalt des Bundes war, waren Gläubiger und Schuldner
identisch. Bis zur Privatisierung der Banken durch die Treuhandanstalt wäre es also
möglich gewesen, das Problem durch eine Annullierung der Altschulden zu lösen.
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vollständig oder anteilig von ihnen zurückfordern. Inwieweit seine Quasi-Rente
durch die Gewährung von Teilentlastung gefährdet ist, hängt also von der Aus-
gestaltung der Sanktion ab. Ob sie im Fall einer Zielverfehlung tatsächlich aus-
geübt wird, wurde bei Vertragsschluss allerdings offen gelassen und hängt da-
von ab, wie die Nichtvertretens-Klausel ex post interpretiert wird.

Die Sanktionsmöglichkeit ist für den Staat ein Mittel der Vertragsgestaltung,
um die Unteilbarkeit seiner Leistung zu korrigieren und mit dieser zusätzlichen
Entscheidungsmöglichkeit die Anreizwirkungen eines Zug-um-Zug-Geschäftes
zu erreichen. Dabei verschafft ihm die Unvollständigkeit der Öffnungsklausel
(Klausel des Nichtvertretenmüssens) diskretionäre Handlungsspielräume, die es
ihm erlauben, die nichtbeobachtbaren Handlungsspielräume der Unternehmen
bei der Wohnungsprivatisierung zu kontrollieren. Die Klausel des Nichtvertre-
tenmüssens dient zur Durchsetzung des Versprechens der Wohnungsunterneh-
men, bei der Privatisierung intensive Bemühungen zu entfalten. Von Interpreta-
tion und Präzisierung dieser Klausel hängt es entscheidend ab, inwieweit die
Wohnungspolitik ihre in Frage stehenden Quasi-Renten schützen kann.

5. Zusammenfassende Bewertung

Die Absicherungsstrategie des Altschuldenkompromisses beruht zum einen auf
der gemeinsamen Ausübung der residualen Rechte im Lenkungsausschuss und
zum anderen auf der Anreizwirkung der strategisch unvollständigen Klausel des
Nichtvertretenmüssens. Die gemeinsame Ausübung der residualen Rechte trägt
in zweckmäßiger Weise der Tatsache Rechnung, dass die Umsetzung des Alt-
schuldenkompromisses für beide Parteien zu spezifischen Investitionen führt,
deren Quasi-Rente sie schützen wollen. Ebenso stellt die Klausel des Nichtver-
tretenmüssens den nichtbeobachtbaren Handlungsspielräumen der Wohnungsun-
ternehmen bei der Privatisierung in zweckmäßiger Weise korrespondierende dis-
kretionäre Handlungsspielräume auf Seiten der Wohnungspolitik gegenüber.

Dennoch hat der Altschuldenkompromiss bei der Durchsetzung der Privati-
sierungsverpflichtung für die Wohnungspolitik eine „offene Flanke". Wenn der
potentielle Zielkonflikt zwischen Privatisierung und Investitionen schon nicht ex
ante gelöst wird, wäre mindestens eine Zuweisung der Ex-post-Kompetenzen für
die Durchsetzung der Investitions- und der Privatisierungsverpflichtung an ver-
schiedene Instanzen ratsam gewesen. Dies hätte die Absicherungskosten ex ante
erhöht, aber bessere Voraussetzungen für die Ex-post-Durchsetzung geschaffen.

Die Wohnungsunternehmen ihrerseits sind gegen das Risiko einer nachträg-
lich ungleichen Behandlung durch eine Änderung des AHG nur unzureichend
abgesichert. Im Rahmen des Altschuldenkompromisses sind diesbezüglich keine
Vorkehrungen getroffen worden. Absicherung erhalten die Unternehmen allen-
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falls aus dem institutionellen Umfeld in der Weise, dass sie gegen eine Ver-
letzung des Gebotes der Gleichbehandlung zumindest in offenkundigen Fällen
auf dem Rechtswege vorgehen können.

III. Ex-post-Maßnahmen zur Absicherung und Durchsetzung

Die Vereinbarungen zum Altschuldenkompromiss wurden seit 1993 mehrfach
revidiert bzw. präzisiert. Dabei handelt es sich teils um Änderungen der gesetz-
lichen Regelungen des AHG, teils um Änderungen und Ergänzungen der unter-
gesetzlichen Regelungen. 1995 wurden so genannte mieternahe Privatisierungs-
formen zugelassen. Seitdem kann unter bestimmten Voraussetzungen auch die
Veräußerung von Wohnungen an private Investoren und Unternehmen auf die
Erfüllung der Privatisierungspflicht angerechnet werden. 1996 wurde mit dem
Gesetz zur Änderung des AHG die Progression der Erlösabführung abgeflacht.
1998 wurde festgelegt, unter welchen Voraussetzungen die Unternehmen eine
vorzeitige Anerkennung des Nichtvertretenmüssens erhalten können. 1999 wur-
den die Möglichkeiten einer Anerkennung des Nichtvertretenmüssens erweitert.
Im Jahr 2000 soll mit einem zweiten Gesetz zur Änderung des AHG ein früh-
zeitiger Schlussstrich unter die Privatisierungspflicht gezogen werden. Im Fol-
genden wird untersucht, inwieweit diese Ex-post-Maßnahmen zur Absicherung
und Durchsetzung der Privatisierungspflicht der Wohnungsunternehmen beitra-
gen.

1. Mieternahe Privatisierungsformen

a. Umsetzung der Privatisierungsverpflichtung vor Zulassung der mieter-
nahen Privatisierungsformen

Die Umsetzung der Privatisierungsverpflichtung verlief in den ersten Jahren
nach Erlass des AHG, insbesondere im Hinblick auf die Mieterprivatisierung,
nur schleppend. Sowohl die der Antragstellung im Jahre 1993 zugrunde liegen-
den Planungen für das Jahr 1994 als auch die Planungen des Jahres 1994 für das
Jahr 1995 erwiesen sich als zu optimistisch (Tabelle 10) und wurden nur etwa
zur Hälfte erfüllt. Von 1990/91 bis Ende 1994 wurden insgesamt rund 24 250
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Tabelle 10 — Geplante und realisierte Mieterprivatisierungen nach dem Alt-
schuldenhilfe-Gesetz 1995

Mieterprivatisierungen

geplanta realisiert

Anzahl

Abweichung

vH

Kommunen
Kommunale Wohnungs-
gesellschaften

Wohnungsgenossenschaften
Insgesamt

3 900

15 500
12 000
31400"

2 600

6 900
5 100

14 600

-A4

-53
-58
-54

aAuf Grundlage der Jährlichen Berichte des GdW von 1994. — ^Auf Grundlage der Jährlichen
Berichte des GdW von 1995.

Quelle: GdW (1996: 11), Barthling-Schattevoy (1998: 171) nach Angaben der
KfW.

Wohnungen an Mieter veräußert.174 Dies entsprach nur etwa 7 vH der Privati-
sierungsauflage (GdW 1995: 3). Der Umfang der Mieterprivatisierung wurde
von der Wohnungspolitik ebenso wie von Seiten der Wohnungswirtschaft als
unbefriedigend beurteilt (Deutscher Bundestag 1995: 5; GdW 1996: 11). Viele
Unternehmen, insbesondere die kommunalen Wohnungsgesellschaften, hatten
bereits mehr Wohnungen an Dritte veräußert als an Mieter (Tabelle 11). Es war
jedoch nicht klar, inwieweit ihnen diese Veräußerungen auf die Erfüllung der
Privatisierungspflicht angerechnet werden würden (GdW 1996: 3 f., 11). Die
unbefriedigenden Ergebnisse bei der Mieterprivatisierung sowie die Unsicher-
heit über die Anrechnung anderer Veräußerungen gaben Anlass, über eine Kon-
kretisierung der Privatisierungsverpflichtung nachzuverhandeln.

Die Wohnungsunternehmen haben für die unzureichenden Fortschritte bei der
Mieterprivatisierung eine Vielzahl exogener Schwierigkeiten verantwortlich ge-
macht (GdW 1996: 12 f.): die hohe Arbeitslosigkeit sowie die Einkommens- und
Vermögenssituation der ostdeutschen Haushalte, die dem Eigentumserwerb ent-
gegenstehen, die ungünstige Lage und Ausstattung des Wohnungsbestandes bei
vielen Unternehmen, zahlreiche Regionen in Ostdeutschland, in denen die Klä-
rung von Restitutionsansprüchen oder die Vermögenszuordnung von den Kom-
munen auf die Unternehmen nicht vorankommt, zunehmend attraktive Alternati-
ven der Wohneigentumsbildung durch ein wachsendes Angebot an neuerrichte-
ten Eigenheimen und Eigentumswohnungen und die Schwächung der Anreize

174 Veräußerungen vor 1993 konnten auf die Erfüllung der Privatisierungsverpflichtung
angerechnet werden.
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Tabelle 11 — Wohnungsverkäufe durch Mitgliedsunternehmen des Gesamtver-
bands der Wohnungswirtschaft an Mieter und Dritte 1991—1994a

1991
1992
1993
1994
Insgesamt
aWohnungsv
AHG angerei

Verkäufe

durch kommunale
Wohnungsgesellschaften

an Mieter an Dritte

durch Wohnungsgenossen-
schaften

an Mieter an Dritte

insgesamt

an Mieter an Dritte

232 6 264 382 257 614 6 521
4 909 6 737 1 013 272 5 922 7 009
5 681 21515 1332 358 7 013 21873
7 370 8 730 3 330 870 10 700 9 600

18 192 43 246 6 057 1757 24 249 45 003

erkaufe vor 1993 können auf die Erfüllung der Privatisierungsverpflichtung nach dem
:hnet werden.

Quelle: Befragungsergebnisse des GdW, zitiert nach Deutscher Bundestag
(1995: 14).

zur Wohneigentumsbildung aufgrund der Mietpreisbindung. Zudem haben sie
mit Blick auf die Kaufpreisgestaltung — dem wichtigsten der von ihnen kontrol-
lierten Parameter — auf den Konflikt zwischen Preisen, die aus Sicht der Mieter
attraktiv sind und der Erlösabführung einerseits sowie der Stärkung ihrer Wirt-
schaftlichkeit und Investitionskraft andererseits hingewiesen.175

Die Bundesregierung vertrat hinsichtlich der relativen Bedeutung objektiver
Hemmnisse (d.h. exogener Einflüsse) und subjektiver Hemmnisse, die aus der
Kaufpreisgestaltung und aus Defiziten bei der Beratung von Kaufinteressenten
herrühren können, die Ansicht, dass in der Tat eine Reihe exogener Faktoren die
Wohnungsprivatisierung erschwert, nämlich rechtlich-administrative Hemmnis-
se, eine schleppende Vermögenszuordnung176 ebenso wie Hemmnisse aus der
Struktur des Wohnungsbestandes. Zudem was der Beratungsbedarf der Kaufin-

1 7 5 „Die Preisgestaltung muß sowohl der Einkommens- und Vermögenssituation der
Mieter Rechnung tragen, d.h. ihnen eine reale Chance zum Kauf ihrer Wohnung er-
möglichen. Die Preisgestaltung muß aber auch für das Unternehmen möglichst ver-
lustfrei sein und ihm nach Erfüllung der Erlösabführungspflicht einen Finanzüber-
schuß für die dringend erforderlichen Sanierungsinvestitionen — entsprechend einer
der Zielsetzungen des Altschuldenhilfe-Gesetzes — übriglassen. Es besteht eine enge
Wechselwirkung zwischen Verkaufspreis und Stärkung der Investitionsfähigkeit als
Ziel des Altschuldenhilfe-Gesetzes. Das Wohnungsunternehmen muß bei der Preis-
gestaltung das Gebot der Wirtschaftlichkeit beachten; dies fordern die Grundsätze ei-
ner ordnungsgemäßen Geschäftsführung ..." (GdW 1996: 19).

1 7 6 Inwieweit sich eine zögerliche Zuordnung des Wohnungsvermögens von den Kom-
munen auf die kommunalen Wohnungsunternehmen als ein exogener oder ein endo-
gener Verzögerungsfaktor darstellt, soll hier nicht weiter diskutiert werden.
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teressenten ebenso wie der Informationsbedarf nicht kaufwilliger Mieter sehr
groß. Dies begründet einen hohen Zeitbedarf der Privatisierung,177 gleichwohl
war die Bundesregierung der Ansicht, dass die Wohnungsunternehmen ihren
Preisgestaltungsspielraum keineswegs schon ausgeschöpft hätten.178

Es wurde vereinbart, neue Privatisierungsmöglichkeiten durch so genannte
mieternahe Formen der Privatisierung zu eröffnen. Die Bundesregierung begrün-
dete ihre Bereitschaft zu dieser Maßnahme insbesondere mit dem hohen Zeitbe-
darf für die Mieterprivatisierung. Die mieternahen Formen der Privatisierung
sollen es den Wohnungsunternehmen ermöglichen, ihre Privatisierungspflicht
auch durch Veräußerungen an andere Erwerber erfüllen zu können, ohne dass
dadurch die Möglichkeiten der Mieter zum Wohnungserwerb verringert wer-
den.179

b. Regelung mieternaher Privatisierungsformen

Im Mai 1995 hat der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau die KfW angewiesen, Wohnungsprivatisierungen im Rahmen so genannter
mieternaher Privatisierungsformen auf die Erfüllung der 15-vH-Privatisierungs-
quote anzuerkennen. Als mieternahe Privatisierungsformen gelten:180

- die Veräußerung von unsanierten Wohnungen an Zwischenerwerber (private
Investoren und Unternehmen), die sich verpflichten, (i) Instandsetzungs- und
Modernisierungsinvestitionen durchzuführen und (ii) mindestens ein Drittel

1 7 7 „Sämtliche bisherige Privatisierungsprojekte bestätigen, daß das Privatisierungsver-
fahren ausreichend Zeit vorsehen muß, um den erheblichen Nachholbedarf an Infor-
mationen über das Wohneigentum abdecken zu können. Es gilt sowohl bei kaufinte-
ressierten Haushalten als auch bei Haushalten, die weiterhin Mieter bleiben wollen,
Unsicherheiten abzubauen ..." (Deutscher Bundestag 1995: 9).

1 7 8 „Nach Auffassung der Bundesregierung gibt es im Rahmen der Preisfindung erheb-
liche Möglichkeiten, sowohl die finanzielle Leistungsfähigkeit der Nachfrager und
die vergleichsweise günstige Ausgangsposition der Veräußerer, die den Wohnungs-
bestand zu sehr günstigen Bedingungen erhalten haben, zu berücksichtigen (...) Im
übrigen bietet das Bilanzrecht Möglichkeiten, Buchwerte, die durch die Marktent-
wicklung überholt sind, nach unten zu korrigieren..." (Deutscher Bundestag
1995: 9).

1 7 9 „Die intensive Beobachtung des Privatisierungsprozesses hat gezeigt, daß zwar
grundsätzlich ein hohes Kaufinteresse besteht, aber noch nicht alle kaufinteressierten
Mieter ihren Wunsch nach Wohneigentum bereits jetzt realisieren können. Ihnen
muß die Chance eingeräumt werden, den Erwerb zu tätigen, wenn sich ihre Einkom-
mens- und Vermögenssituation weiter verbessert hat. Mit den mieternahen Privatisie-
rungsformen können die Chancen der Mieter auf künftigen Eigentumserwerb ge-
wahrt werden ..." (Deutscher Bundestag 1995: 10).

1 8 0 Merkblatt der KfW vom 22.12.1995 (GdW 1997: 67 f.).
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der von ihnen erworbenen Wohnungen bis zum Jahre 2003 an Mieter zu ver-
äußern (Zwischenerwerbermodell);

- die Umwandlung von Genossenschaftswohnungen in Eigentumswohnungen
im Zuge der Abspaltung, der Ausgründung oder der Neugründung von Woh-
nungsbaugenossenschaften. Dabei muss die Satzung der Genossenschaft ei-
gentumsorientiert sein, d.h., sie muss vorsehen, dass die Mitglieder mit ein-
facher Mehrheit die Umwandlung der Wohnungen181 in Eigentumswohnun-
gen beschließen und die Übertragung des Wohneigentums fordern können
(Genossenschaftsmodell);

- die Veräußerung von Wohnungen an Mietergemeinschaften (Mietergemein-
schaftsmodell).

Die Anerkennung mieternaher Privatisierungsformen ist an Bedingungen ge-
knüpft, die gewährleisten sollen, dass, wenn schon eine Mieterprivatisierung von
15 vH des Wohnungsbestandes nicht zu realisieren ist, jedenfalls der Vorrang
für die Mieter bei der Veräußerung der Wohnungen gewahrt bleibt. Veräußerun-
gen an andere Erwerber können daher nur dann auf die Erfüllung der 15-vH-Pri-
vatisierungsquote angerechnet werden, wenn das Wohnungsunternehmen nach-
weist, dass es diese Quote trotz intensiver Bemühungen nicht — bzw. bis Ende
2003 voraussichtlich nicht — durch eine direkte Veräußerung an Mieter er-
reichen kann.182 Im Einzelnen sind folgende Bedingungen zu erfüllen:183

- Das Wohnungsunternehmen muss Objekte aus seinem Bestand auswählen,
die sich für eine Mieterprivatisierung eignen.

- Die Mieter sind eingehend zu beraten. Die Wohnungen sind ihnen zu so ge-
nannten mieterfreundlichen Preisen anzubieten,184 es sind ihnen Sanierungs-

181 Bei einer Dreiviertelmehrheit ist es möglich, die Genossenschaft aufzulösen und den
Wohnungsbestand vorrangig in Einzeleigentum zu überführen.

182 Schreiben des Bundesbauministers vom 18.5.1995, veröffentlicht in GdW (1997:
60 f.).

1 8 3 Schreiben des Bundesbauministers vom 18.5.1995, veröffentlicht in GdW (1997:
60 f.). Im KfW-Merkblatt vom 22.12.1995 (GdW 1997: 67 f.) wird außerdem klar-
gestellt, dass die Erläuterungen der KfW zur Anerkennung mieternaher Privatisie-
rungsformen — lediglich — als Leitlinien für die Entscheidungspraxis der KfW zu
verstehen sind, dass also Abweichungen von diesen Leitlinien nach pflichtgemäßem
Ermessen ebenso möglich sind wie Ergänzungen und dass die Merkblätter keine
Rechtsansprüche begründen. Zur Rechtsqualität dieser Vorschriften vgl. Bundschuh
(1996, zitiert nach Barthling-Schattevoy 1998: 171).

184 Mieterfreundliche Preise werden im Schreiben des Bundesbauministers vom
18.5.1995 (GdW 1997:60) umschrieben als „Preisforderungen, die der Privatisie-
rungsverpflichtung mit dem Vorrang der Mieterprivatisierung Rechnung tragen".
Eine weitere Präzisierung erfährt das Konzept der mieterfreundlichen Preise nicht. In
der Handhabung durch die KfW dient es vor allem dazu, grobe Ausreißer bei den
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und Finanzierungspläne vorzulegen, die die Belastung durch den Erwerb der
Wohnung mit der Belastung durch die Miete vergleichen, und es sind ihnen
ausreichende Überlegungsfristen einzuräumen.
Trotz der Auswahl geeigneter Objekte und eingehender Beratung sind in
einem Objekt weniger als ein Drittel der Mieter an einem Wohnungskauf inte-
ressiert.
Die Wohnungen dürfen Dritten nicht zu günstigeren Preisen als den Mietern
angeboten werden, es sei denn die Mieter erhalten zu den günstigeren Bedin-
gungen eine erneute Erwerbsmöglichkeit.18^
Das Wohnungsunternehmen hat den Veräußerungsprozess zu dokumentieren
und nachprüfbar zu machen.186

c. Mieternahe Privatisierungsformen aus Sicht der Wohnungsunter-
nehmen

Für die Wohnungsunternehmen, die die Möglichkeiten der Mieterprivatisierung
bei ihrer Entscheidung für die Inanspruchnahme von Altschuldenhilfen über-
schätzt hatten, erleichtert die Zulassung mieternaher Privatisierungsformen die
Erfüllung ihrer Privatisierungspflicht. Sie werden aus der Pflicht zur Mieterpri-
vatisierung allerdings erst dann entlassen, wenn sie Anstrengungen unternom-
men haben, die es gewährleisten, das Interesse der Mieter zu wecken und ihren
Informationsbedarf zu decken. Die Wohnungsunternehmen haben also, bevor
ihnen die neuen Privatisierungswege offenstehen, zunächst die mit den An-
strengungen einer Mieterprivatisierung verbundenen Transaktionskosten zu tra-
gen und dann zusätzlich die mit der Durchführung der mieternahen Privatisie-
rung verbundenen Transaktionskosten.187

Preisforderungen der Wohnungsunternehmen zu unterbinden. Es beschränkt die
nichtbeobachtbaren Handlungsspielräume der Wohnungsunternehmen bei der Preis-
gestaltung, ohne sie jedoch vollständig eliminieren zu können.

185 Diese Bestimmung bezieht sich auf den Preis für die unsanierte Bausubstanz. Private
Investoren, die bereit sind, Wohnungen en bloc zu erwerben, haben im Hinblick auf
die Preisgestaltung gegenüber den Wohnungsunternehmen in der Regel eine stärkere
Verhandlungsposition als die Mieter (Barthling-Schattevoy 1998: 179).

186 \ y e n n Wohnungen an andere Erwerber als die Mieter veräußert werden, müssen
diese rechtlich selbständig sein und dürfen, anders als das veräußernde Wohnungsun-
ternehmen, keine Leistungen nach dem AHG erhalten haben.

187 Nach Angaben des GdW belaufen sich die Kosten für Anbahnung und Privatisierung
auf etwa 5 vH des Veräußerungserlöses, wenn die Mieterprivatisierung erfolgreich
durchgeführt wird. Sie belaufen sich auf bis zu 10 vH des Veräußerungserlöses,
wenn nach (erfolglosen) Anstrengungen zur Mieterprivatisierung die Veräußerung
schließlich im Rahmen eines mieternahen Privatisierungsmodells durchgeführt wird.
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Mieternahe Privatisierungen sind für ein Wohnungsunternehmen dann vor-
teilhaft, wenn dieses erwartet, eine ausreichende Zahl von Mieterprivatisierun-
gen erst so spät erreichen zu können, dass seine Privatisierungserträge durch die
progressive Erlösabführung voraussichtlich stärker gemindert würden als da-
durch, dass ihm erhöhte Transaktionskosten durch die zunächst zu versuchende
Mieterprivatisierung und die dann durchzuführende Veräußerung im Rahmen ei-
nes mieternahen Privatisierungsmodells entstehen. Außerdem kann es vorteilhaft
sein, dem Zwischenerwerber im Rahmen eines so genannten integrierten Zwi-
schenerwerbs nicht nur die Veräußerung der Wohnungen, sondern auch die Auf-
gaben der Mieterbefragung und der Mieterinformation zu übertragen. Allerdings
kann es sein, dass die Wohnungsunternehmen einem Zwischenerwerber Preiszu-
geständnisse machen müssen.188 Vorteilhaft ist die Zulassung mieternaher Priva-
tisierungsformen für die Unternehmen vor allem, weil nun die Bedingungen der
verschiedenen Privatisierungswege festgelegt sind. Dies schafft eine größere Be-
rechenbarkeit und bessere Planbarkeit für die Erfüllung der Privatisierungs-
pflicht.

d. Mieternahe Privatisierungsformen aus Sicht der Wohnungspolitik

Aus Sicht der staatlichen Wohnungspolitik bedeutet die Anerkennung mieter-
naher Privatisierungsformen eine Modifizierung des Privatisierungszieles: Die
ursprüngliche Vorstellung, 15 vH des ostdeutschen Wohnungsbestandes bis zum
Jahre 2003 an die Mieter zu privatisieren, die ohnehin nicht explizit im AHG
festgeschrieben worden war, wird in mehrfacher Hinsicht modifiziert: Die Ziel-
vorstellung über den Gesamtumfang der Eigentumsbildung bei den Mietern in
diesem Zeitraum wird, ohne quantifiziert zu werden, heruntergeschraubt. Festge-
halten wird jedoch an den Zielen, die ausdrücklich im AHG festgeschrieben
wurden: Dies sind zum einen der Vorrang für die Mieterprivatisierung, zum
anderen der Gesamtumfang der Privatisierungspflicht für die Unternehmen und
die Frist bis zum Jahr 2003, in der Unternehmen bzw. Zwischenerwerber ihre
Pflichten zu erfüllen haben.

Die Mieter haben bei der Anwendung mieternaher Privatisierungsformen
weiterhin die Möglichkeit der individuellen Eigentumsbildung. Allerdings exis-
tieren — trotz des Mietervorranges — auch Schranken hierfür: Bei der direkten

188 Natürlich wird der Kostenaufwand für Mieterbefragung und Mieterinformation bei
der Veräußerung an einen Zwischenerwerber im Preis berücksichtigt. Beziehen sich
Preiszugeständnisse jedoch darauf, dass die Wohnungen dem Zwischenerwerber (im
Rahmen eines nichtintegrierten Modells) zu einem geringeren Preis veräußert wer-
den, als sie zuvor den Mietern angeboten wurden, müssen die Wohnungen den
Mietern zu diesen günstigeren Bedingungen erneut angeboten werden (Schreiben des
Bundesbauministers vom 18.5.1995, veröffentlicht im GdW 1997: 60 f.).
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Mieterprivatisierung kann es sein, dass ein einzelner am Erwerb seiner Wohnung
interessierter Mieter nicht zum Zuge kommt, wenn im betreffenden Objekt ins-
gesamt weniger als ein Drittel aller Mieter zum Eigentumserwerb bereit ist.
Beim Zwischenerwerbermodell kann dies ebenfalls dann eintreten, wenn weni-
ger als ein Drittel der Mieter zum Eigentumserwerb bereit ist, beim Wohnungs-
genossenschaftsmodell dann, wenn sich weniger als die Hälfte der Mitglieder für
die Umwandlung in individuelles Wohneigentum ausspricht. Bei den Mieterge-
meinschaftsmodellen ist die Bildung individuellen Wohneigentums ohnehin
nicht vorgesehen.

Unter den mieternahen Privatisierungsformen hat das Zwischenerwerbermo-
dell die größte Bedeutung erlangt. Die Anreize für Zwischenerwerber zum Er-
werb von ostdeutschen Bestandswohnungen liegen zum einen in der Möglich-
keit, Immobilien zu günstigen Preisen zu erwerben, zum anderen in der Mög-
lichkeit, Sonderabschreibungen auf die Sanierungsinvestitionen in Anspruch zu
nehmen. Zwischenerwerber befinden sich bei den Preis Verhandlungen mit den
Wohnungsunternehmen oft in einer stärkeren Position als die Mieter, da die Un-
ternehmen bei einem Verkauf von Wohnungen en bloc im Vergleich zur relativ
zeitaufwendigen Einzelprivatisierung von Wohnungen Ersparnisse aus einer ge-
ringeren Erlösabführung erzielen können (Barthling-Schattevoy 1998: 179).189

Vorteilhaft aus Sicht der Wohnungspolitik und der Mieter ist das Zwischener-
werbermodell vor allem deswegen, weil Zwischenerwerber im Vergleich zu den
Wohnungsunternehmen in der Regel Zeit- und Größenvorteile bei den Instand-
setzungs- und Modernisierungsinvestitionen realisieren können. Diese Vorteile
kommen letztlich den Mietern in Form einer rascheren Verbesserung der Wohn-
qualität und in Form von Preisvorteilen bezogen auf die sanierte Wohnung zu-
gute. Dem Mieterschutz wird Rechnung getragen, indem für den Zwischener-
werber die Kündigung unter Berufung auf Eigenbedarf ausgeschlossen wird.

e. Mieternahe Privatisierungsformen unter dem Aspekt der Vertrags-
durchsetzung

Aus transaktionskostenökonomischer Sicht stellt die Nachverhandlung über die
Zulassung mieternaher Privatisierungsformen eine Konkretisierung der zuvor
unbestimmten Privatisierungsverpflichtung und damit eine Vertragsergänzung
dar. Sie bedeutet die Anerkennung von Durchsetzungsgrenzen für die Mieterpri-
vatisierung (limits to enforcement) und lässt sich charakterisieren als eine Maß-

Der Preisvorteil für den Zwischenerwerber bezieht sich auf die unsanierte Bau-
substanz. Den Mietern wird die Wohnung, sei es vom Wohnungsunternehmen, sei es
vom Zwischenerwerber, in der Regel mindestens grundsaniert angeboten.
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nähme des Reputationserhalts, als eine Maßnahme zur Verringerung der Relatio-
nalität und als eine Maßnahme der Risikozuweisung ex post.

Beim AHG bestehen Durchsetzungsgrenzen für die Mieterprivatisierung in
mehrfacher Hinsicht. Sie resultieren aus

- Zielkonflikten in der Wohnungspolitik: Die Wohnungspolitik hat mit den
Verträgen zur Altschuldenhilfe einerseits den Wohnungsunternehmen die
Kosten und Risiken der Privatisierung zuzuweisen, sie will andererseits ihre
Wirtschaftlichkeit steigern, um wohnungswirtschaftliche Investitionen zu er-
leichtern und zu beschleunigen.

- asymmetrischer Information: Informationsvorteile der Wohnungsunterneh-
men in Form versteckter Information und versteckter Handlungsmöglich-
keiten schließen es aus, einen vollständigen Vertrag zu schreiben. Sie begrün-
den diskretionäre und damit potenziell opportunistische Verhaltensspielräu-
me. Diese können nicht gänzlich beseitigt werden.

- mangelnder Absicherung für spezifische Investitionen der Mieter: Die Bil-
dung von Wohneigentum geht für die bisherigen Mieter mit spezifischen In-
vestitionen einher. Der Wert dieser Investition ist für sie zum Zeitpunkt des
Wohnungserwerbs mit vielen Unwägbarkeiten behaftet. Aus dem Altschul-
denkompromiss erhalten sie keine Absicherung.190 Angesichts von Unsicher-
heiten über die wirtschaftliche Entwicklung in Ostdeutschland haben die Mie-
ter also gute Gründe, sich bei der Bildung von Wohneigentum zunächst zu-
rückzuhalten.

Die Anerkennung mieternaher Privatisierungsformen stellt eine Anpassung
des AHG dar, die für beide Parteien, Staat und Wohnungsunternehmen, reputa-
tionsschonend ist, da sie nicht an den beiden explizit im Gesetz festgelegten
Zieldimensionen rührt, nämlich weder am Vorrang für die Mieter noch an der
Pflicht zur Privatisierung von insgesamt 15 vH des Wohnungsbestandes bis zum
Jahr 2003.

Die Anerkennung mieternaher Privatisierungsformen verringert die Relatio-
nalität der Vertragsbeziehung (Sander 1997: 44). Zum einen wird die gegensei-
tige Abhängigkeit der Vertragsparteien verringert, denn die Wohnungsunterneh-
men sind nun nicht mehr die einzigen Privatisierungsagenten. Zum anderen wird
die Spezifität der zu erbringenden Privatisierungsleistung verringert: Die Woh-
nungsunternehmen haben nun die Wahl, selbst an die Mieter zu privatisieren
oder diese Aufgabe an andere Akteure zu übertragen. Es ist nun auch festgelegt,
unter welchen Bedingungen Wohnungen dauerhaft im Eigentum nicht selbstnut-
zender Erwerber verbleiben können (Zwischenerwerbermodell), und es gibt neue

Allenfalls „rnieterfreundliche Preise" oder die Förderung durch Erwerberzuschüsse
können als Äquivalent oder Ersatz für eine derartige Absicherung fungieren.
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Möglichkeiten zur Bildung privaten Gemeinschaftseigentums (Wohnungsgenos-
senschaftsmodell und Mietergemeinschaftsmodell).

Die Verringerung der Relationalität ist insbesondere bei der Zulassung von
Zwischenerwerbermodellen ein wichtiger Effekt. Die Pflicht zur Mieterprivati-
sierung ist nun nicht mehr, wie in der Beziehung zwischen Staat und Wohnungs-
unternehmen, im Rahmen eines weitgehend auf Selbstdurchsetzung angewie-
senen Vertrages geregelt, sondern wird überführt in einen gerichtlich durchsetz-
baren, so genannten neoklassischen Vertrag. Dieser Effekt kommt dadurch zu-
stande, dass die Privatisierungspflicht des Zwischenerwerbers nun nach Umfang,
Frist und Erwerbern abschließend festgelegt ist. Sie unterscheidet sich also ins-
besondere im Hinblick auf die zu wählenden Erwerber von der Privatisierungs-
pflicht der Wohnungsunternehmen: Der Zwischenerwerber muss den Mietern
nicht nur einen Vorrang einräumen, sondern er muss seine Pflicht zur Privati-
sierung von 30 vH der übernommenen Wohnungen in vollem Umfang durch
Verkäufe an Mieter erfüllen.

Mit der Zulassung von Zwischenerwerbermodellen zur Umsetzung der Priva-
tisierungspflicht geschieht genau das, was die Transaktionskostentheorie für jene
Transaktionen prognostiziert, deren Durchsetzung auf spezifischen, von den
Vertragspartnern selbst geschaffenen Mechanismen beruht, von denen sich je-
doch herausstellt, dass sie die Durchsetzung nicht gewährleisten: Diese Transak-
tionen werden entweder, wie im vorliegenden Fall, so umgestaltet und ange-
passt, dass dreiseitige Durchsetzungsmechanismen greifen und sich der Relatio-
nalitätsgrad verringert. Oder ihre Durchsetzung wird, was einer erneuten Ver-
staatlichung der Wohnungen gleichkäme und daher ausscheidet, durch eine Inte-
gration der an der Transaktion beteiligten Akteure sichergestellt, so dass sich der
Relationalitätsgrad erhöht (Williamson 1985: 80).

Die Anerkennung mieternaher Privatisierungsformen ändert ex post die ur-
sprünglich getroffene Risikozuweisung. Die Risiken aus ex ante nicht vollstän-
dig bekannten Marktbedingungen im Hinblick auf die Mieterprivatisierung wa-
ren durch das AHG zunächst den Wohnungsunternehmen zugewiesen worden.
Diese Zuweisung war aber nicht abschließend vorgenommen worden. Dies ge-
schieht nun mit der Anerkennung mieternaher Privatisierungsformen.191 Für die

191 Zwischenerwerber tragen bei der Erfüllung ihrer Privatisierungsverpflichtung ein
größeres Risiko als die Wohnungsunternehmen. An dieser Stelle erscheint es wich-
tig, darauf einzugehen, dass es sich bei den „Wohnungsunternehmen" — abgesehen
von den Wohnungsgenossenschaften, die Unternehmen privater Rechtsform sind —
um kommunale Wohnungsgesellschaften bzw. um Kommunen handelt. Möglicher-
weise sind Zulassung und Gestaltung der Zwischenerwerbermodelle zu einem guten
Teil dadurch motiviert, die Risiken, die mit der Pflicht zur Privatisierung nach dem
AHG verbunden sind, aus dem öffentlichen in den privaten Bereich zu verlagern. Es
sind vor allem die kommunalen Wohnungsgesellschaften, die die Zwischenerwerber-
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Unternehmen ergibt sich, dass sie, gemessen an ihrem ursprünglichen Kalkül,
auf dessen Grundlage sie sich für die Inanspruchnahme von Altschuldenhilfen
sowie die Übernahme der damit verbundenen Verpflichtungen entschieden hat-
ten, höhere Kosten zu tragen haben. Für den Staat ergibt sich, dass er seine Ziel-
vorstellung über den Gesamtumfang der Mieterprivatisierung zu revidieren hat.

Gerade beim Zwischenerwerbermodell, das die größte Bedeutung unter den
mieternahen Privatisierungsmodellen erlangt hat, gibt es allerdings eine Reihe
offener Fragen im Hinblick auf die Durchsetzbarkeit der Mieterprivatisierung.192

Das Zwischenerwerbermodell kommt für ein Wohnungsunternehmen erst dann
in Betracht, wenn es nachweist, dass trotz eingehender Beratung und so genann-
ter mieterfreundlicher Preise weniger als ein Drittel der Mieter in dem zur Pri-
vatisierung ausgewählten Objekt zum Erwerb einer Wohnung bereit sind. Wenn
sich also bereits bei der Privatisierungsinitiative des Wohnungsunternehmens
weniger als ein Drittel der Mieter interessiert gezeigt hat, dürfte es für den Zwi-
schenerwerber schwierig sein, in demselben Objekt — im Prinzip also bei den-
selben Mietern — die von ihm zu erfüllende Mieterprivatisierungsquote von
ebenfalls einem Drittel zu erreichen. Damit ist überaus zweifelhaft, ob die Priva-
tisierungspflicht des Zwischenerwerbers zweckmäßig gestaltet wurde oder ob
hier nicht — unnötigerweise — weitere vertragliche Risiken geschaffen wur-
den.193

Es obliegt nun den Wohnungsunternehmen, sicherzustellen und zu überprü-
fen, dass der Zwischenerwerber seine Privatisierungspflicht erfüllt und dies ge-
gebenenfalls gegenüber der KfW nachzuweisen.194 Die Investitions- und Priva-
tisierungspflichten der Zwischenerwerber sind in den Verträgen mit den Woh-
nungsunternehmen folgendermaßen abgesichert worden:195

- Zum einen sind Information- und Berichtspflichten des Zwischenerwerbers
gegenüber dem Wohnungsunternehmen zu vereinbaren.

modeile nutzen. Für Kommunen kommen sie in der Regel nicht in Frage, weil ihr
Wohnungsbestand dafür zu klein ist.

192 Der Zwischenerwerber kann unter bestimmten Voraussetzungen seine Privatisie-
rungspflicht auf 40 vH begrenzen (GdW 1997: 72). Diese Beschränkung der Ver-
äußerungspflicht ermöglicht die Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen auf die
übrigen, gewerblich genutzten Wohnungen.

193 Die Aussagen in diesem Abschnitt sind abgesichert durch Gespräche mit der KfW.
1 9 4 Bislang hat die KfW einen solchen Nachweis nicht gefordert und daher keinen Über-

blick über die Vertragserfüllung der Zwischenerwerber. Auch der GdW hat diese
Frage nicht weiterverfolgt und die bei den einzelnen Wohnungsunternehmen vorhan-
denen Informationen nicht zusammenfassend ausgewertet.

195 Schreiben des Bundesbauministers vom 18.5.1995 (GdW 1997:63) und Merkblatt
der KfW vom 22.12.1995 (GdW 1997: 67 f.).
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- Zum anderen sind Sanktionsmöglichkeiten zu Lasten des Zwischenerwerbers
vorzusehen (Rückübertragungsverpflichtung des Zwischenerwerbers, Ver-
tragsstrafen).

- Darüber hinaus besteht die Möglichkeit einer befristeten Minderheitsbeteili-
gung des Wohnungsunternehmens am Zwischenerwerber. Die Minderheitsbe-
teiligung ist im Jahr 2003 zu beenden und darf nicht mit einer Rückkaufop-
tion für das Wohnungsunternehmen verbunden sein.

Zusätzlich ist festgelegt worden, dass eine Nichterfüllung oder nicht vollstän-
dige Erfüllung der Pflichten des Zwischenerwerbers für das Wohnungsunterneh-
men dann unschädlich ist, d.h. keine Rückerstattungsforderung von Altschulden-
hilfen zur Folge hat, wenn der Zwischenerwerber die Nichterfüllung seiner Ver-
pflichtung nicht zu vertreten hat. Außerdem soll eine Nichterfüllung der Pflich-
ten des Zwischenerwerbers auch dann für das Wohnungsunternehmen unschäd-
lich sein, wenn es nachweisen kann, dass es den Zwischenerwerber sorgfältig
ausgewählt und überwacht hat, dass es seine Informationsrechte ordnungsgemäß
wahrgenommen hat und dass es die im Vertrag vorgesehenen Sanktionsmöglich-
keiten ausgeschöpft hat.196

Diese Form der Vertragssicherung wirft eine Reihe von Fragen auf: nämlich
ob sich ein Wohnungsunternehmen tatsächlich intensiv um die Mieterprivati-
sierung bemüht hat, ob die Prüfung dieser Bemühungen durch die KfW streng
genug ist, ob ein Zwischenerwerber auf ein Nichtvertretenmüssen übernomme-
ner Verpflichtungen spekulieren kann oder ob er sich unter Umständen gezwun-
gen sehen wird, einen Teil der Wohnungen auch unter Verkehrswert an Mieter
zu veräußern.

Kurz: Durch die Einschaltung von Zwischenerwerbern entsteht ein weiteres
Vertretungsverhältnis bei der Umsetzung von Investitions- und Privatisierungs-
pflichten nach dem AHG. Die Gestaltung des Verhältnisses zwischen Woh-
nungsunternehmen und Zwischenerwerber unterscheidet sich in zwei wichtigen
Punkten von dem ersten Vertragsverhältnis: Anders als für die Wohnungsunter-
nehmen ist für Zwischenerwerber die Pflicht zur Mieterprivatisierung ab-
schließend und vollständig festgelegt worden. Für die Zwischenerwerber ist es
nicht vorgesehen, die Möglichkeit bzw. die Bedingungen eines Nichtvertreten-
müssens zu konkretisieren.

Es bleibt bis auf weiteres offen, inwieweit die ursprünglich bestehenden
Durchsetzungsprobleme mit dem Zwischenerwerbermodell gelöst worden sind,
oder, anders ausgedrückt, inwieweit es mit diesem Modell gelungen ist, die zu-
vor bestehenden Durchsetzungsgrenzen zu überwinden. Dies hängt entscheidend
davon ab, ob, und falls ja, wie ein Nichtvertretenmüssen für die Zwischenerwer-

196 Merkblatt der KfW vom 22.12.1995 (GdW 1997: 73 f.).
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ber konkretisiert wird. Zweifellos ist jedoch die Durchführung der mieternahen
Privatisierungsmodelle mit einem außerordentlich hohen Dokumentations- und
Kontrollaufwand und entsprechend hohen Transaktionskosten verbunden.

/ . Mieternahe Privatisierungsformen aus ordnungspolitischer Sicht

Das AHG postuliert einen Mietervorrang bei der Privatisierung von ostdeutschen
Bestandswohnungen. Aus ordnungspolitischer Sicht gibt es jedoch keine mit Ef-
fizienzargumenten zu begründende, prinzipielle Vorziehenswürdigkeit einer be-
stimmten privaten Eigentumsform. Mit der Zulassung mieternaher Privatisie-
rungsformen ist die Zahl der Privatisierungswege und Eigentumsformen für die
Erfüllung der Privatisierungsverpflichtung nach dem AHG vergrößert worden.
Dies ist im Prinzip begrüßenswert.

Kritisch zu sehen ist allerdings die Beibehaltung des Mietervorrangs. Schon
seine Schaffung lässt sich allenfalls mit transformationsbedingten Besonderhei-
ten in Ostdeutschland rechtfertigen: In der DDR waren die Mieten so stark sub-
ventioniert und privates selbstgenutztes Wohneigentum war so weit zurückge-
drängt worden, dass es bei den Wohnungsnutzern möglicherweise zu einer Prä-
ferenzenverzerrung gekommen ist und sie den Wert selbstgenutzten Wohneigen-
tums sowohl im Hinblick auf Wohnungsnutzung als im Hinblick auf Vermö-
gensbildung und Alterssicherung generell unterschätzt haben. Soweit man dieses
Argument akzeptiert, lässt sich der im AHG festgeschriebene Mietervorrang als
eine Maßnahme zur Korrektur nachfragebedingten Marktversagens in Form ver-
zerrter Präferenzen rechtfertigen. Allerdings stellt sich dann die Frage, welches
Gewicht das Argument der Präferenzverzerrung hat im Vergleich zum Gegenar-
gument, nämlich dass die Zurückhaltung der Mieter beim Eigentumserwerb auf
einer nüchternen Einschätzung der Bindungswirkung spezifischer Investitionen
und den damit verbundenen Risiken beruht.

Die Beibehaltung des Mietervorrangs bei der Anerkennung mieternaher Pri-
vatisierungsformen ist darüber hinaus aus folgenden Gründen fragwürdig: Zwar
hat die Verpflichtung der Wohnungsunternehmen zur Information und zur in-
tensiven Beratung der Mieter zweifellos ein wichtiges Stück Aufklärungsarbeit
geleistet. Soweit dies bei den Mietern tatsächlich ein zuvor nicht vorhandenes
Interesse am Erwerb von Wohneigentum geweckt hat, wird dieser Wunsch aller-
dings nicht unbedingt mit dem Erwerb der bislang bewohnten Wohnung befrie-
digt. Viele Mieter bevorzugen, soweit es ihre finanzielle Lage gestattet, den Bau
oder den Erwerb eines Eigenheims bzw. den Erwerb einer Neubaueigentums-
wohnung. Insoweit ist der Mietervorrang nach dem AHG eine wohnungspoliti-
sche Maßnahme, die sich in erster Linie an so genannte Schwellenhaushalte rich-
tet. Zudem ist die Einzelveräußerung von Wohnungen an selbstnutzende Erwer-
ber in der Regel die zeit- und kostenaufwendigste Privatisierungsform. Das Ge-
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bot des Mietervorrangs im AHG verlangt jedoch, dass bei der Veräußerung von
Wohnungen ausgerechnet dieser Weg zuerst beschritten wird.

Normalerweise ist ein Verkäufer bestrebt, die Differenz zwischen Transak-
tionskosten und Verkaufserlösen möglichst groß zu halten. Er würde sein Gut
demjenigen Erwerber zuerst anbieten, bei dem er — für eine gegebene Erwar-
tung über den erzielbaren Preis — die Veräußerung am leichtesten und schnell-
sten durchführen kann. Insofern erscheint der Mietervorrang des AHG als ein
„leaning against the market". Die Wahlmöglichkeit, die ein Verkäufer in der Re-
gel hat, nämlich einen transaktionskostenträchtigeren Veräußerungsweg erst
dann zu beschreiten, wenn die höheren Transaktionskosten durch die Erwartung
eines höheren Erlöses gerechtfertigt werden, wird bei der Umsetzung des AHG
mit der Erfordernis so genannter mieterfreundlicher Preise gerade ausgeschlos-
sen.

Die Mieterprivatisierung nach dem AHG ist daher prinzipiell kein transak-
tionskostengünstiger Weg zur Reform der Eigentumsstruktur. Durch den Beibe-
halt des Mietervorrangs bei der Anerkennung mieternaher Privatisierungsformen
werden die Transaktionskosten sogar noch vergrößert, denn ein einfacherer und
transaktionskostengünstigerer Veräußerungsweg steht einem Wohnungsunter-
nehmen erst dann offen, wenn es den transaktionskostenträchtigen Weg der Mie-
terprivatisierung bereits erfolglos beschritten hat.

Die hohen Transaktionskosten durch den Mietervorrang bei der Privatisierung
und seiner Wahrung bei der Zulassung mieternaher Privatisierungsformen fallen
teils bei den Wohnungsunternehmen, teils bei den Zwischenerwerbern, teils bei
der KfW an. Den hohen Kosten steht jedoch nur ein bescheidener wohnungs-
politischer Ertrag gegenüber: Der Beitrag der Mieterprivatisierung nach dem
AHG zur Steigerung der Wohneigentumsquote in den neuen Ländern wurde für
Ende 1996 auf lediglich 1,5 Prozentpunkte veranschlagt (Barthling-Schattevoy
1998: 246 f.). Für 1998 wurde der Anstieg der Wohneigentumsquote durch die
Privatisierung an Mieter auf 1,3 Prozentpunkte beziffert (Dick und Parlasca
1998: 11).

Eine derart transaktionskostenträchtige Politik lässt sich aus ordnungspoliti-
scher Sicht nur schwer rechtfertigen. Zum einen ist es fraglich, ob tatsächlich
Elemente des Marktversagens bei der Wohneigentumsbildung vorliegen und ob
sie so gravierend sind, dass sie derart eingriffsintensive Maßnahmen erfordern.
Es ist außerdem fraglich, inwieweit der Transaktionskostenaufwand zur Wah-
rung des Mietervorrangs etwa mit dem Auftrag des Grundgesetzes zur Wahrung
bzw. Schaffung einheitlicher Lebensverhältnisse gerechtfertigt werden könnte
(Sander 1994: 61). Zum anderen gibt es zur Förderung der Wohneigentumsbil-
dung alternative Mittel und Wege: Die Neigung zur Wohneigentumsbildung
reflektiert letztlich die wohnungswirtschaftlichen und gesamtwirtschaftlichen
Rahmenbedingungen (Sander 1994: 23). Die Gestaltung von Rahmenbedingun-
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gen, die die Bildung von Wohneigentum begünstigen, wäre der Königsweg der
Wohneigentumspolitik. Vertragliche Bindungen des Staates gegenüber einzelnen
Marktakteuren wären dann nicht nötig und die durch diese Bindungen verur-
sachten Kosten und Risiken würden entfallen.

2. Verringerung der Erlösabführungspflicht

a. Abflachung der Progressionsstaffel

Bei der Privatisierung nach dem AHG sind die Wohnungsunternehmen dazu
verpflichtet, einen Teil der Privatisierungserlöse abzuführen. Dabei ist der abzu-
führende Anteil des Erlöses umso größer, je später die Privatisierung erfolgt
(progressive Erlösabführung). Um den Unternehmen einen starken Anreiz zur
raschen Privatisierung zu geben, war ursprünglich vorgesehen, dass die Erlösab-
führungsquote anfänglich 20 vH betragen und dann bis auf 90 vH ansteigen
sollte (Tabelle 12).

Tabelle 12—Abführung von Privatisierungserlösen nach dem Altschulden-
hilfe-Gesetz und dem Altschuldenhilfe-Änderungsgesetz 1994-
2003 (vH)

Privatisierung bis Ende

1994
1995
1996
1997
1998
1999
2000
2001
2002
2003

Erlösabführung nach AHG
1993

20
30
40
60
80
80
80
90
90
90

ErlösabfUhrung nach AHÄG
1996

20
30
40
45
45
50
50
55
55
55

Quelle: BGBl. (1993b, 1996).

Durch das AHÄG (BGBL 1996) wurde die Erlösabführungspflicht verringert.
Die Progression wurde für das Jahr 1997 ausgesetzt und die Progressionsstaffel
für die folgenden Jahre so weit abgeflacht, so dass die Unternehmen bei einer
Privatisierung im Jahre 2003 nun nicht mehr 90 vH, sondern lediglich 55 vH der
Privatisierungserlöse an den Erblastentilgungsfonds abführen müssen.
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b. Absenkung der Progression aus Sicht der Wohnungsunternehmen

Die Unternehmen sahen sich durch die nur schleppenden Fortschritte bei der
Wohnungsprivatisierung doppelt belastet und bei der Erfüllung ihrer Investi-
tionsverpflichtung behindert: Zum einen flössen ihnen Privatisierungserlöse, die
sie in der Regel für die Sanierung ihres verbleibenden Wohnungsbestandes ein-
geplant hatten, nicht wie erwartet zu und beschränkten sie damit in ihrer ak-
tuellen Investitionsfähigkeit. Zum anderen drohten die stark steigenden Erlösab-
führungssätze auch noch ihnen künftige Investitionsmittel zu entziehen (GdW
1996: 3 f.)- Damit wurde der zunächst nur latente Zielkonflikt zwischen Privati-
sierung und Investitionen akut. Zudem-wiesen die Unternehmen darauf hin, dass
sich aufgrund ungeklärter Eigentumsverhältnisse die Eigentumsumschreibung,
deren Zeitpunkt für die Berechnung der Erlösabführung maßgeblich ist, vielfach
verzögerte. Die Grundbuchämter wiesen Anträge auf Eigentumsumschreibung
zurück, solange die eigentumsrechtlichen Verhältnisse nicht geklärt waren, so
dass die Erlösabführung für den Verkauf des betreffenden Objektes nach der
nächst höheren Progressionsstufe berechnet wurde bzw. berechnet zu werden
drohte. Die Absenkung der Progression führte zu einer Verminderung der Erlös-
abführung und stellte für die Unternehmen eine Kostenentlastung dar. Dies
schaffte — oder erhielt — ihren finanziellen Spielraum für Investitionen und
entspannte so den Konflikt zwischen Privatisierung und Investitionen.

c. Absenkung der Progression aus Sicht der Wohnungspolitik

Bei der Verringerung der Erlösabführungspflicht ging es der Wohnungspolitik in
erster Linie darum, den Investitionsprozess vor Beeinträchtigungen zu schützen,
die aus dem Privatisierungsumfeld resultierten, insbesondere aus Verzögerungen
aufgrund ungeklärter Eigentumsverhältnisse. Dies hat sie zu Zugeständnissen
veranlasst, zum einen hinsichtlich ihrer ursprünglichen Vorstellungen über das
Tempo der Privatisierungen, zum anderen hinsichtlich des Umfangs der Beteili-
gung der Unternehmen an der Finanzierung der Altschuldenhilfe. Diese Zuge-
ständnisse betrafen allerdings zwei Ziele, die im Vergleich zum Investitionsziel
als untergeordnet zu betrachten sind. Der Verzicht auf eine Forcierung des Pri-
vatisierungstempos dürfte den Privatisierungsprozess sogar unterstützt haben,
denn er trug dem zunächst unterschätzten Zeitbedarf für Information, Beratung
und Entscheidungsfindung Rechnung und hat nicht nur den Zeitdruck für die
Unternehmen verringert, sondern auch den Entscheidungsdruck für die Mieter,
ohne jedoch ihre Möglichkeiten des Eigentumserwerbs einzuschränken. Die Zu-
geständnisse der Politik im Hinblick auf das fiskalische Ziel sind dagegen in
erster Linie Ausdruck der ex ante nicht gelösten Zielkonflikte.
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d. Absenkung der Progression unter dem Aspekt der Vertragsdurch-
setzung

Die Erlösabführung stellt im Verhältnis zur Privatisierungspflicht eine Neben-
pflicht dar. Ihre Verringerung berührt weder den Umfang der Privatisierungs-
pflicht noch den bei der Privatisierung zu beachtenden Mietervorrang. Insoweit
ist diese Änderung für die Durchsetzung der Privatisierungspflicht nur von un-
tergeordneter Bedeutung..Mit der Absenkung der Progression der Erlösabfüh-
rungspflicht wird jedoch eine ausdrücklich im AHG festgelegte Leistungspflicht
der Unternehmen ex post vermindert. Ein solches Vorgehen kann die Reputation
der Politik für die Durchsetzung einmal getroffener Vereinbarungen beeinträch-
tigen. In diesem Fall war die Entwicklung vertragsexogener Faktoren bzw. ihre
Fehleinschätzung ex ante ausschlaggebend für den Anpassungsbedarf ex post.
Insofern bewirkt die Vertragsanpassung weniger Reputationseinbußen für die
Durchsetzungsfähigkeit der Politik als für die Zuverlässigkeit ihrer Erwartungs-
bildung und die Brauchbarkeit ihrer Zielvorstellungen. Es ist nicht auszu-
schließen, das die Wohnungsunternehmen es verstanden haben, aus dieser Situ-
ation auch Vorteile zu ziehen, die ihnen bei einer ex ante zweckmäßigeren Ver-
tragsgestaltung nicht zugefallen wären. Dies dürfte sich allerdings in Grenzen
gehalten haben, denn sie konnten ihre ursprüngliche Forderung, die Lineari-
sierung der Erlösabführungsquote bei 40 vH (GdW 1996: 4), nicht durchsetzen.

Die Absenkung der Erlösabführungspflicht spiegelt jedoch nicht nur eine
Fehleinschätzung vertragsrelevanter, exogener Faktoren ex ante, sondern auch
eine unzweckmäßige Gestaltung der Privatisierungsanreize. Es ist nämlich
grundsätzlich zu bezweifeln, ob sich mittels einer drohenden Verminderung
künftiger Privatisierungserlöse wirksame Beschleunigungsanreize geben lassen.
Vielmehr hätte sich die Erlösabführungspflicht, wäre es bei der ursprünglich
vorgesehenen starken Progression geblieben, zunehmend als ein Fehlanreiz
(disincentive) oder Hemmnis bei der Privatisierung ausgewirkt. Denn angesichts
einer Abführungsquote von bis zu 90 vH hätten die Unternehmen ihre Privati-
sierungsanstrengungen wahrscheinlich eingeschränkt, wenn nicht gar einge-
stellt.197 Das Instrument der Erlösäbführung war mit seiner zweifachen Funk-
tion, sowohl Beschleunigungsanreize zu geben als auch zur Finanzierung der

197 Beschleunigungsanreize hatte man sehr viel wirksamer durch eine degressiv ge-
staffelte Prämie auf die Privatisierungserlöse schaffen können. Das war jedoch nicht
vereinbar mit der Absicht, die Unternehmen durch die Erlösabführungspflicht in
einem gewissen Maße an der Finanzierung der Altschuldenhilfen zu beteiligen. Um
stärkere Anreize zur Mieterprivatisierung zu geben, hatte die SPD in den Beratungen
zur Novelle des AHG unter anderen vorgeschlagen, die Erlösabführungsstaffel zu
differenzieren und Veräußerungen an Mieter gegenüber Veräußerungen an andere
Erwerber zu begünstigen (Deutscher Bundestag 1996: 2 f.). Sie konnte sich mit die-
sem Vorschlag jedoch nicht durchsetzen.
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Altschuldenhilfe beizutragen, überlastet. Insofern stellt die Verringerung der
Erlösabführungspflicht eine Korrektur dieses Fehlers dar.

e. Absenkung der Progression aus ordnungspolitischer Sicht

Die Absenkung der Erlösabführungspflicht spiegelt sowohl eine unzweckmäßige
Zuordnung von Instrumenten (Erlösabführung) zu Zielen wider als auch eine zu
optimistische Einschätzung vertragsexogener Faktoren, insbesondere zu hohe
Erwartungen an die Entwicklung des Wohnungsmarktes, und eine Unterschät-
zung der komplexen Eigentumsprobleme in der Transformation. Nicht zuletzt
hat aber die ex ante inkonsistente Zielsetzung der Politik die Durchsetzungs-
probleme bei der Erlösabführungspflicht verursacht. Nachverhandlungen zur
Klärung dieser Probleme haben notwendige Vertragsanpassungen auf dem Wege
des Gesetzgebungsverfahrens erreicht und damit hohe Transaktionskosten ex
post verursacht. Im Ergebnis ist eine Lösung gefunden worden, die die Unter-
nehmen weitgehend gleichmäßig begünstigt. Risiken der Ungleichbehandlung ex
post sind durch diese Vertragsanpassung nicht aufgetreten.

3. Anerkennung des Nichtvertretenmüssens

a. Regelung des Nichtvertretenmüssens

Bei der Erfüllung der Privatisierungsverpflichtung haben sich große Unterschie-
de zwischen den Unternehmen herausgestellt: Neben solchen, bei denen die Pri-
vatisierung zügig vorangeht — eine Reihe von Unternehmen konnte die Privati-
sierungsauflage bereits 1997 vollständig erfüllen — gibt es andere, bei denen die
Privatisierung so schleppend vorangeht, dass sie bereits 1997 befürchteten, ihre
Privatisierungspflicht bis zum Jahre 2003 nicht erfüllen zu können. Als Ursache
für den schleppenden Privatisierungsverlauf führen sie die schlechte wirtschaft-
liche Lage und die schlechten wirtschaftlichen Aussichten in ihrer Region an.

Dieses Problem hat zu Nachverhandlungen über die Möglichkeit des Nicht-
vertretenmüssens geführt, d.h. zu Nachverhandlungen über die Öffnungsklausel
in der Sanktionsbestimmung des AHG (§ 4 Abs. 5 Satz 7 AHG). Es wurden
Modalitäten gesucht, die es erlauben, diejenigen Wohnungsunternehmen, bei de-
nen geringe Privatisierungserfolge tatsächlich auf ungünstigen wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen beruhen, aus der Privatisierungspflicht zu entlassen, ohne
dabei allerdings die Privatisierungsanreize für solche Unternehmen zu schwä-
chen, bei denen bislang geringe Privatisierungserfolge lediglich die Folge gerin-
ger Privatisierungsanstrengungen sind.
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Die Möglichkeit des Nichtvertretenmüssens wurde zu diesem Zweck folgen-
dermaßen konkretisiert: Ein Unternehmen kann die vorzeitige Anerkennung des
Nichtvertretenmüssens beantragen, wenn es aufgrund des bisherigen Verlaufs
der Privatisierung eine Mindererfüllung seiner Privatisierungspflicht für das Jahr
2003 erwartet und folgende Kriterien erfüllt:198 (i) Die Region des Wohnungs-
unternehmens muss sowohl eine Arbeitslosenquote von mindestens 20 vH als
auch einen Bevölkerungsrückgang von mindestens 10 vH aufweisen, (ii) Das
Unternehmen selbst muss bei Antragstellung einen Wohnraumleerstand von
mindestens 10 vH haben, (iii) Das Unternehmen muss den Nachweis erbringen,
dass es sich „intensiv bemüht hat", seiner Privatisierungsverpflichtung nachzu-
kommen, und dass es sich insbesondere um die Mieterprivatisierung bemüht
hat.199 Die KfW prüft, ob diese Antragsvoraussetzungen gegeben sind und er-
teilt dem Unternehmen, wenn dies der Fall ist, einen Bescheid über die vorzeiti-
ge Anerkennung des Nichtvertretenmüssens.200 Insgesamt haben 70 Wohnungs-
unternehmen einen Antrag auf die vorzeitige Anerkennung des Nichtvertreten-
müssens gestellt. Davon hat die KfW 20 als berechtigt anerkannt.

b. Nichtvertretenmüssen aus Sicht der Vertragsparteien und unter dem
Aspekt der Vertragsdurchsetzung

Die Frage, welches Verhalten die Parteien ex post, d.h. nach Vertragsschluss, bei
der Vertragserfüllung wählen, lässt sich formulieren als die Frage, welche
Durchsetzungsprobleme bereits ex ante, also vor Vertragsschluss durch die
Vertragsgestaltung, zu lösen waren. Der optimal gestaltete Vertrag würde durch
Anreize und Beschränkungen so in das individuelle Optimierungskalkül der Ak-
teure eingreifen, dass ihre Entscheidungen im Hinblick auf die beiderseitige Er-
reichung der Vertragsziele koordiniert werden.

Die Notwendigkeit einer Öffnungsklausel in der Sanktionsbestimmung des
AHG ergibt sich aus vertragsexogenen Unsicherheiten sowie aus Inkonsistenzen
im Zielsystem der staatlichen Wohnungspolitik. Zusammen mit vertragsexoge-
nen Unsicherheiten führen inkonsistente wohnungspolitische Ziele zu Inkonsi-
stenzen in den mit dem AHG geschaffenen Verpflichtungen und zu Durchset-

198 Rundschreiben der KfW vom 12.1.1998. Die Möglichkeit des Nichtvertretenmüssens
wurde lediglich für die Privatisierungspflicht der Wohnungsunternehmen konkreti-
siert, nicht jedoch für ihre Investitionspflicht. Für Zwischenerwerber gibt es keine
Möglichkeit des Nichtvertretenmüssens.

199 Nach Aussagen der KfW gibt es auch Unternehmen, die die Kriterien für ein Nicht-
vertretenmüssen erfüllen, bei denen der Fortgang der Privatisierung aber trotzdem
eine fristgerechte Erfüllung der Privatisierungsquote erwarten lässt.

2 0 0 Eine abschließende Anerkennung des Nichtvertretenmüssens ist erst für das Ende der
Vertragslaufzeit im Jahre 2003 vorgesehen.
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zungsproblemen insbesondere bei der Privatisierungspflicht der Wohnungsunter-
nehmen. Zur Lösung dieser Probleme dienen die ex ante unbestimmte Öffnungs-
klausel des Nichtvertretenmüssens in der Sanktionsbestimmung und Nachver-
handlungen über die Präzisierung dieser Klausel. Im Folgenden soll mit Hilfe
spieltheoretischer Instrumente untersucht werden, ob mit den Ausnahmen von
der Sanktionsverhängung, so wie sie mit Modalitäten des Nichtvertretenmüssens
festgelegt wurden, eine effiziente Durchsetzung der Privatisierungspflicht der
Wohnungsunternehmen erreicht wird oder ob die Modalitäten des Nichtvertre-
tenmüssens so ausgestaltet sind, dass sie einem ex post opportunistischen Ver-
halten der Unternehmen Vorschub leisten.201

Der politische Prozess weist die Züge eines strategischen Spiels auf (Dixit
1996: 31). Demzufolge lassen sich politische Maßnahmen (policy acts) als
Transaktionen betrachten, bei denen es nicht oder nicht ausschließlich darum
geht, im Rahmen einer Wahlhandlung die soziale Wohlfahrt zu maximieren,
sondern als Episode oder Zug in einem Spiel, das zwar innerhalb bestehender
Regeln und Institutionen stattfindet, das aber gleichwohl Freiheitsgrade beinhal-
tet und damit den Akteuren Spielraum lässt, die künftigen Regeln des Spiels
oder übergeordneter Institutionen durch so genannte „strategische Züge" zum ei-
genen Vorteil zu verändern.202

Die Spieltheorie interpretiert Verträge und ihre Erfüllung als die Vereinba-
rung von Spielregeln und die verschiedenen Züge eines Spiels. Nachverhandlun-
gen werden als eine Änderung oder Ergänzung der Spielregeln interpretiert. Die
spieltheoretische Analyse, speziell die extensive Darstellung des Spiels in Form
eines Spielbaumes, erlaubt es, die einzelnen Schritte der Vertragserfüllung iso-
liert, in ihrer zeitlichen Folge zu betrachten. So kann explizit berücksichtigt wer-
den, welche Informationen die Akteure zu jedem Zeitpunkt haben bzw. erlangen.
Dadurch wird es möglich, die Anreizwirkung dieser Informationen auf das Ver-
halten der Akteure und damit auf die Ergebnisse des Spieles auch bei möglichen
Änderungen und Ergänzungen der Spielregeln zu berücksichtigen. Um die An-

Die Bestimmungen des AHG werden im Folgenden vereinfacht dargestellt. Insbeson-
dere wird von der progressiv ausgestalteten Pflicht zur Teilabführung von Privatisie-
rungserlösen abgesehen. Die Erlösabführungspflicht ließe sich in der Zielfunktion
der Wohnungsunternehmen als eine Minderung der Privatisierungserlöse berücksich-
tigen. Dies würde jedoch eine Dynamisierung der Funktion erforderlich machen.

2 0 2 „We should recognize that economic policy is a dynamic game ... (in which) each
participant will try to manipulate the Operation of the subsequent game to try to
achieve an outcome that favors his or her own interests. ... In this view of the policy
process the degrees of freedom mostly consist of opportunities to make various
Strategie moves." (Dixit 1996: 30 f.). Schelling (1960: 160) hat den Begriff des
strategischen Zuges folgendermaßen definiert: „A Strategie move is one that in-
fluences the other person's choiee, in a manner favorable to one's seif, by affecting
the other person's expeetations on how one's seif will behave. One constrains the
partner's choiee by constraining one's own behavior."
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reizwirkung, d.h. die Leistungsfähigkeit der Klausel des Nichtvertretenmüssens,
im Hinblick auf die Vertragserfüllung zu untersuchen, empfiehlt es sich außer-
dem, im Sinne einer Analyse diskreter Strukturalternativen (Simon 1978: 6), die
Anreizwirkung einer Sanktionsbestimmung ohne Öffnungsklausel mit der An-
reizwirkung einer Sanktionsbestimmung mit einer Öffnungsklausel (hier: in
Form der Klausel des Nichtvertretenmüssens) zu vergleichen.

Ziele der Parteien

Die Privatisierungsverpflichtung der Wohnungsunternehmen nach dem AHG
lässt sich charakterisieren als ein „government procurement game" (Rasmusen
1994: 373), bei dem die Unternehmen im Auftrag des Staates eine bestimmte
Leistung erbringen, d.h., eine bestimmte Eigentumsstruktur in einem bestimmten
Teil des ostdeutschen Wohnungsmarktes schaffen sollen. Staat und Wohnungs-
unternehmen verfolgen mit diesen Vereinbarungen jeweils eigene Ziele. Die
Wohnungsunternehmen streben danach, ihren Ertrag n aus der Erfüllung des
AHG zu maximieren. Er besteht aus dem Fixbetrag der Teilentlastung von Alt-
schulden TE, den Privatisierungserlösen je Wohnung e, den Privatisierungs-
kosten je Wohnung c und, bei einer Nichterfüllung der Privatisierungspflicht p*,
aus einer Sanktionszahlung s, d.h. aus einer anteiligen Rückzahlung erhaltener
Teilentlastungsbeträge sowie einem Reputationsertrag rwu/s, der den Unterneh-
men in Abhängigkeit von der Vertragserfüllung zufällt.

Erfüllen die Wohnungsunternehmen ihre Privatisierungsverpflichtung voll-
ständig und fristgerecht, ist ihr Reputationsertrag positiv: rwu/s>0, d.h., ihr Re-
putationskapital im Verhältnis zum Staat bleibt erhalten oder wächst. Dies
schlägt sich nieder in Transaktionskostenersparnissen bei der Gestaltung und
Durchsetzung künftiger Förderverträge.203 Erfüllen die Wohnungsunternehmen
ihre Privatisierungspflicht nicht fristgerecht, drohen ihnen, neben der Sanktions-

Die Reputation Vertragstreuen Verhaltens spielt auch oder sogar gerade bei einer ein-
maligen Transaktion wie der Regelung der Wohnungsbaualtschulden durch das AHG
eine wichtige Rolle. Zwar gehen einfache Reputationsmodelle davon aus, dass Repu-
tation (Vertrauenskapital) durch wiederholte identische Transaktionen zwischen den-
selben Parteien aufgebaut wird und das dies im Hinblick auf weitere Wiederholungen
der Transaktion geschieht. Komplexere Modelle berücksichtigen allerdings, dass
Reputationseffekte auch dann auftreten, wenn die Parteien verschiedene Transaktio-
nen miteinander durchführen. Einige Modelle berücksichtigen dagegen, dass Ver-
trauenskapital auch gegenüber Dritten aufgebaut werden kann, wenn diese die Ver-
tragserfüllung beobachten können. Das heißt zum einen: Nur insoweit, als die Partei-
en bei früheren Transaktionen miteinander gegenseitige Vertragstreue erfahren ha-
ben, werden sie zu einer komplexen und einmaligen Transaktion wie der Gewährung
von Altschuldenhilfen nach dem AHG bereit sein. Und es heißt zum anderen: Die
Parteien werden bei Entscheidungen über ihr Verhalten bei der Vertragserfüllung
auch in Rechnung stellen, inwieweit ihr Verhalten von anderen möglichen Transak-
tionspartnern beobachtet werden kann.



///. Ex-post-Maßnahmen zur Absicherung und Durchsetzung 131

Zahlung, Reputationseinbußen und erhöhte Transaktionskosten, etwa in Form
höherer Verhandlungskosten, bei künftigen Förderverträgen. Sowohl die Privati-
sierungserlöse e als auch die Privatisierungskosten c, die Sanktionskosten s und
der Reputationsertrag rwu/s sind abhängig von der Anzahl der durchgeführten
Privatisierungen p. Diese wiederum hängen ab von den Privatisierungsanstren-
gungen A.

Für die Wohnungsunternehmen gilt also:

[1] maxn = TE + ep(A)-cp(A)~s(p)+ rwu/s(p) mit

*
unds(p) und

p* rwu/s(p)<0fürp<p*
unter der Nebenbedingung n> 0.

Die Wohnungsunternehmen maximieren ihren Ertrag aus der Erfüllung des
AHG, indem sie über ihre Privatisierungsanstrengungen A entscheiden. Dabei
wägen sie Folgendes ab: Je mehr Wohnungen sie privatisieren, desto höher sind
ihre Erlöse e (dabei sei der Erlös je Wohnung konstant) und ihre Kosten c (dabei
steigen die Kosten mit der Zahl der Privatisierungen; es sollen also steigende
Grenzkosten vorliegen).204 Privatisieren sie weniger Wohnungen als p*, fallen
Sanktionskosten s(p) an, die linear mit der Zahl fehlender Privatisierungen
steigen, und die Wohnungsunternehmen erleiden eine Reputationseinbuße
rwu/s (P) <0 .

Der Staat maximiert den Ertrag a aus der Erfüllung des AHG. er stellt den Er-
trag auf seine politische Glaubwürdigkeit dar.205 Diese ist auf mehrfache Weise
abhängig von der Erfüllung des Altschuldenkompromisses: Sie ist zum einen ab-
hängig von der Erreichung der wohnungspolitischen Ziele, (hier: von der Er-
reichung des Privatisierungsziels p* und des Investitionsziels / (Wohnquali-
tät)).206 Der politische Ertrag des Staates aus der Erfüllung des AHG enthält ei-

2 0 4 Die Annahme steigender Grenzkosten lässt sich damit plausibel machen, dass es mit
zunehmender Ausschöpfung des Nachfragepotentials schwieriger und teurer wird,
weitere Wohnungen zu veräußern.

2 0 5 Um die Darstellung übersichtlich zu halten, ist in der Zielfunktion des Staates nur der
Reputationsertrag berücksichtigt. Von den monetären Erträgen, die in Form der von
den Unternehmen zu leistenden Teilabführung von Privatisierungserlösen anfallen,
wird hier abgesehen. Außerdem wird angenommen, der Staat verfolge kein fiskali-
sches Interesse in Form von Einnahmen aus der Sanktionszahlung.

2 0 6 Für die Investitionen gibt es keine Zielfestlegung in Form eines innerhalb der Ver-
tragslaufzeit insgesamt zu erreichenden Investitionsvolumens. Vielmehr legen die
Unternehmen ihr Investitionsziel jeweils im Rahmen ihrer jährlichen Planung fest.
Die Investitionen fließen in das Optimierungskalkül des Staates über die Gestaltung
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ne Ertragskomponente v, die anfällt, soweit die Wähler die Ergebnisse der Woh-
nungspolitik bei künftigen Wahlen mit Stimmen honorieren.207 Mit anderen
Worten: Der Staat erwartet, dass die Mieter die Möglichkeit des Eigentumser-
werbs und eine verbesserte Wohnqualität mit vP bzw. v/ honorieren. vP sei linear
und positiv von der Anzahl der Privatisierungen abhängig. v; sei ebenfalls linear
und positiv vom Umfang der Investitionen abhängig. Der Investitionsumfang sei
linear-negativ abhängig von einer möglichen Sanktionszahlung.

Die Glaubwürdigkeit des Staates ist zum anderen abhängig von einer Umset-
zung des AHG, die der vertraglichen Planung entspricht, der zufolge eine Min-
dererfüllung der Privatisierungspflicht die Sanktionszahlung nach sich zu ziehen
hat. Zunächst sei angenommen, dass der Vertrag eine Sanktionsbestimmung
ohne Öffnungsklausel enthalte, dass also jede Mindererfüllung zu sanktionieren
ist. Im Hinblick auf die Vertragserfüllung stellt rSAvu den Reputationsertrag des
Staates in Form eingesparter Transaktionskosten bei künftigen Förderverträgen
mit den Wohnungsunternehmen dar. Dieser ist positiv, wenn die Unternehmen
die Privatisierungspflicht erfüllen und die Sanktion nicht verhängt wird bzw.
wenn die Unternehmen die Privatisierungspflicht nicht erfüllen und die Sanktion
verhängt wird.

Für den Staat gilt also:

v * — p(A)
[2] maxa = v,(p)+vp(I(S)) + rs/wu(p)mits(p) = ^—£ und

rs/wu(p)>0 für

unter den Nebenbedingungen

- eines ausgeglichenen Budgets ß > 0 oder nichtüberschrittener Finan-
zierungsspielräume B > F,

- der Rücksichtnahme auf das Optimierungskalkül der Unternehmen, n' - 0
(Anreizverträglichkeitsbedingung),

- der Rücksichtnahme auf die Nebenbedingung der Unternehmen, n>0
(Teilnahmebedingung).

aist direkt abhängig von v/ in dem Sinne, dass <rmit v, sinkt, wenn p < p*. vP

ist positiv abhängig von den Investitionen /, diese jedoch sind negativ abhängig

der Privatisierungsverpflichtung ein, da die Verhängung der Sanktion bei Minderer-
füllung der Privatisierungsverpflichtung dem Staat so genannte Sanktionskosten in
Form einer Kürzung der Investitionsausgaben der Unternehmen verursacht.

2 0 7 v ließe sich auch verstehen als r w , als Reputation des Staates gegenüber den Wäh-
lern.
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von einer möglichen Sanktionszahlung s. Ein Konflikt tritt auf, wenn die Sank-
tion verhängt wird (s > 0), um die Reputation aus der Vertragserfüllung zu wah-
ren (r(p)>0). Die Sanktionsverhängung mindert dann die Investitionen und
damit vP.

Der Staat maximiert seine Erträge aus dem AHG, indem er eine Zielfestle-
gung anstrebt, die es ihm erlaubt, seine wohnungspolitische Reputation, die vom
Investitionsvolumen abhängt, zu vergrößern, ohne dabei seine Reputation für
eine strikte Vertragsdurchsetzung, die von der Anzahl der Privatisierungen ab-
hängt, zu gefährden. Die oben gewählte Formulierung der Zielfunktion zeigt,
dass der Staat das Privatisierungsziel des AHG aus einem Optimierungskalkül
ableitet: Er hat abzuwägen zwischen ehrgeizigeren Privatisierungszielen einer-
seits, die größere wohnungspolitische Erfolge darstellen und einen höheren woh-
nungspolitischen Ertrag versprechen, die jedoch mit größeren Risiken für die
Vertragserfüllung und damit für seine Reputation gegenüber den Wählern ver-
bunden sind, und bescheideneren Privatisierungszielen andererseits, die einen
geringeren wohnungspolitischen Ertrag versprechen, aber auch mit geringeren
Vertragsrisiken verbunden sind.208 Diese Zielformulierung macht auch deutlich,
dass der Staat, wenn er tatsächlich eine glaubwürdige Bindung schafft, jede Min-
dererfüllung der Gegenpartei mit einer Sanktion zu belegen, nach Vertrags-
schluss keine Handlungsmöglichkeiten und keine Freiheitsgrade mehr hat, sein
Optimierungskalkül gegebenenfalls zu korrigieren.209

Anreize zu Nachverhandlungen

Eine Mindererfüllung der Privatisierungsverpflichtung stellt für den Staat eine
Einbuße beim wohnungspolitischen Ziel der Privatisierung dar. Wenn er dieses
nicht mit der angekündigten Sanktion bestraft, gefährdet er seine Reputation.
Verhängt er die Sanktion, vermeidet er zwar den Verlust seiner Reputation zur
strikten Vertragsdurchsetzung bei den Unternehmen. Wenn diese jedoch auf die
Sanktionszahlung mit einer Kürzung ihrer Investitionen reagieren, drohen dem
Staat, als Reaktion auf eine langsamere Verbesserung der Wohnqualität, bei den
Mietern Einbußen seiner Reputation zur treuen Erfüllung der wohnungspoliti-
schen Ziele.

Treten bei der Durchsetzung der Privatisierungspflicht Probleme auf, so wird
der Konflikt zwischen dem Privatisierungsziel und seiner strikten Durchsetzung

20° Dieser Trade-off gilt für eine gegebene Intensität der monetären Privatisierungsanrei-
ze für die Unternehmen. Soweit die Finanzierungsspielräume des Staates es zulassen,
können für ein gegebenes Privatisierungsziel die vertraglichen Risiken mit Hilfe
stärkerer Anreize gemindert werden.

2 0 9 Diese Stillhalteposition einer Vertragspartei kennzeichnet den Prinzipal in den Mo-
dellen der Prinzipal-Agenten-Theorie.
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einerseits und dem Ziel der Stärkung der Investitionskraft der Unternehmen an-
dererseits virulent. Um diesen Zielkonflikt zu lösen ist es notwendig, für eines
der beiden Zielargumente ein Anspruchsniveau zu definieren (d.h., dies von
einem Argument der Zielfunktion zu einer Beschränkung umzudefinieren) und
dann das andere Ziel zu optimieren. Da der Staat darauf verzichtet hat, das In-
vestitionsvolumen der Unternehmen im AHG festzulegen — und da es aus
Gründen des Vertrauensschutzes kaum möglich sein dürfte, dies nachträglich zu
tun —muss er das Investitionsvolumen in der Zielfunktion belassen und das
Reputationsargument zu einer Beschränkung umdefinieren.

Angesichts des Zielkonfliktes zwischen Wohnungsprivatisierung und woh-
nungswirtschaftlichen Investitionen mag die Sanktionsbestimmung des AHG als
ein Konstruktionsfehler erscheinen. Die Sanktion ist aber, solange es die Bud-
getbeschränkung des Staates nicht erlaubt, stärkere monetäre Anreize zu ge-
ben,210 aus Gründen der Vertragsdurchsetzung erforderlich, und der Konflikt
mit dem Investitionsziel ließe sich nur vermeiden, wenn der Staat dieses aufge-
ben würde. Das kann er aber nicht ohne weiteres tun — aus Gründen, die er
selbst geschaffen hat: Er hat aus sozialpolitischen Gründen (niedrige Mieten)
eine Mietenregulierung geschaffen, die die Erträge wohnungswirtschaftlicher In-
vestitionen im Vergleich zu alternativen Investitionsmöglichkeiten schmälert
und damit dämpfend auf das Investitionsvolumen wirkt. Aus ebenfalls sozialpo-
litischen Gründen (Erhalt einer guten Wohnqualität) soll eine Rückwirkung der
Mietenregulierung auf das Investitionsvolumen jedoch vermieden werden. Unter
diesen Voraussetzungen kann sich der Staat nicht glaubwürdig binden, keine
Nachverhandlungen über den Umfang bzw. die Art der Privatisierungsverpflich-
tung zu führen.

Da Inkonsistenzen im Zielsystem der Wohnungspolitik nicht ex ante gelöst
wurden, sind die Vereinbarungen des Altschuldenkompromisses nicht nachver-
handlungssicher. Daher muss der Staat bei der Gestaltung der Vereinbarungen
eine Absicherungsstrategie entwickeln, die geeignet ist, sowohl die Folgen der
bestehenden Informationsasymmetrie über die Privatisierungsnachfrage der Mie-
ter und die Privatisierungsanstrengungen der Wohnungsunternehmen zu bewälti-

2 1 0 Der Staat setzt monetäre Privatisierungsanreize je Einheit insoweit, als die drohende
Sanktionszahlung mit jeder zusätzlichen Privatisierung abnimmt. Dies bietet den Un-
ternehmen — anders als die Altschuldenhilfen — einen Ertrag aus der Vertragserfül-
lung, der von ihren Privatisierungsanstrengungen abhängig ist. Damit allein lässt sich
jedoch kein Mindestvolumen bei der Wohnungsprivatisierung durchsetzen. Der hohe
Durchsetzungsaufwand der Privatisierungsverpflichtung ist der Preis für diese quan-
titative Zielsetzung, d.h. für das Ziel, eine Privatisierungsquote von 15 vH zu errei-
chen. Der Vergleich mit der Ausgestaltung der Investitionsverpflichtung ist hier auf-
schlussreich. Die Wohnungsunternehmen erhalten hier ebenfalls, wenn auch nicht
aus dem AHG selbst, Investitionsanreize, die positiv mit dem Investitionsvolumen
variieren (Steuervergünstigungen, Förderkredite). Und sie definieren den Umfang ih-
rer Investitionsverpflichtung selbst, d.h. sie haben kein Mindestvolumen zu erfüllen.
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gen als auch die aufgrund der Ex-post-Lösung des Zielkonfliktes anfallenden
Durchsetzungs- und Absicherungskosten gering zu halten. Soweit er dies nicht
durch eine geeignete Gestaltung der Anreize — seien es hinreichend starke An-
reize monetärer Art oder eine uneingeschränkt glaubwürdige Sanktions-
drohung — erreichen kann, kann er sich die Anreizwirkung strategischer Klau-
seln (hier: die Offenheit der Klausel des Nichtvertretenmüssens in der Sanktions-
bestimmung) zunutze machen und die Möglichkeit von Nachverhandlungen ge-
zielt als Durchsetzungsinstrument einsetzen.211

Bei der Umsetzung des AHG sind zwei Formen der Nachverhandlung zu un-
terscheiden. Zum einen wird nachverhandelt über den Umfang und die Art der
Privatisierungsverpflichtung, wie dies mit der Anerkennung der mieternahen Pri-
vatisierungsformen geschehen ist, zum anderen wird nachverhandelt über Aus-
nahmen von der strikten Sanktionsverhängung, sprich über die möglichen Fol-
gen einer Nichterfüllung der Verpflichtung.

Informationen der Parteien

Der Staat hat zu Beginn der Vertragserfüllung folgende Informationen: Er weiß,
dass die Nachfrage der Mieter nach Eigentumswohnungen aus dem Bestand
zwei Ausprägungen einnehmen kann, eine geringe Nachfrage Dl oder eine hohe
Nachfrage Dl. Der Staat kann aber die aktuelle Nachfrage nicht direkt beobach-
ten. Anhand von Informationen über die Entwicklung der regionalen Wirtschaft
kann er lediglich die Behauptungen der Unternehmen über die Nachfrage auf
ihre Plausibilität hin prüfen. Der Staat weiß außerdem, dass auch die Privati-
sierungsanstrengungen der Unternehmen zwei Ausprägungen annehmen können,
geringe Anstrengungen A1 oder große Anstrengungen A2. Er kann die tatsäch-
lichen Privatisierungsanstrengungen aber ebenfalls nicht direkt beobachten. Er
kann lediglich überprüfbare Kriterien definieren, die die Unternehmen zu gewis-
sen (Mindest-)Anstrengungen veranlassen, so dass AI > 0.

Die Unternehmen haben zu Beginn der Vertragserfüllung folgende Informa-
tionen: Sie kennen die tatsächliche Nachfrage der Mieter, und sie kennen den In-
formationsstand des Staates, d.h., sie wissen um ihren eigenen Informationsvor-

2 1 1 Für die Unvollständigkeit und die fehlende Nachverhandlungssicherheit von Verein-
barungen gilt dasselbe wie für den Einsperrungseffekt spezifischer Investitionen. Sie
stellen einerseits Probleme dar, für die geeignete institutionelle Arrangements gefun-
den werden müssen. Sie stellen andererseits Mechanismen dar, die instrumentalisiert
und gezielt zur Lösung von Koordinierungsproblemen eingesetzt werden, oder wie
Williamson (1998: 77) es formuliert: „ ... organization needs to be studied as both
problem and solution."
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sprung.212 Sie wissen außerdem, dass die Sanktionsverhängung auch für den
Staat mit Kosten verbunden ist. Sie wissen jedoch nicht, welches Anstrengungs-
niveau die anderen Unternehmen wählen. Vor diesem Hintergrund entscheiden
sie individuell über ihre Privatisierungsanstrengungen.

Am Ende einer ersten Phase der Vertragserfüllung beschränken sich die Infor-
mationen des Staates auf die Kenntnis der regionalen Wirtschaftsentwicklung
sowie der Zwischenergebnisse der Privatisierung p\, p[ bzw. p\~. Mit p\
wird ein Privatisierungsergebnis bezeichnet, das eine vollständige Erfüllung der
Privatisierungspflicht erwarten lässt, pf und p,~~ bezeichnen Privatisierungser-
gebnisse, die eine geringe bzw. eine erhebliche Mindererfüllung erwarten lassen.

Anreizprobleme bei der Vertragsgestaltung

Im Rahmen der Vertragserfüllung entscheiden die Wohnungsunternehmen über
ihre Privatisierungsanstrengungen, der Staat entscheidet über die Verhängung
der Sanktion. Die Wohnungsunternehmen können zwischen geringen und gro-
ßen Privatisierungsanstrengungen, AI und A2, wählen. Sie entscheiden sich für
AI, wenn sie damit ihre Privatisierungsverpflichtung erfüllen können bzw. wenn
AI keine Sanktionszahlung zur Folge hat. Sie entscheiden sich für A2, wenn AI
die Verhängung der Sanktion zur Folge hätte.213

Der Staat entscheidet über die Sanktionsverhängung in Abhängigkeit von den
Privatisierungsergebnissen. Wird die Privatisierungsverpflichtung nicht erfüllt,
kann er die Sanktion verhängen — d.h., er kann 51 wählen — oder er kann die
Klausel des Nichtvertretenmüssens anwenden und von der Verhängung der
Sanktion absehen — d.h., er kann SO wählen.

Die Übersichten 3 und 4 stellen mögliche Varianten der Vertragserfüllung bei
der Privatisierung nach dem AHG dar.214 Sie resultieren aus den verschiedenen
Optionen der Parteien bei der Entscheidung über ihr Verhalten und die mög-
lichen Kombinationen aus geringen bzw. großen Privatisierungsanstrengungen
(AI bzw. A2), aus Nichtverhängung bzw. Verhängung der Sanktion (50 und 51)
sowie aus Erfüllung bzw. Nichterfüllung der Privatisierungsverpflichtung
(p 'bzw. p~).

212 Es ist plausibel anzunehmen, dass die Unternehmen die Informationen des Staates
kennen, da sie ihn entsprechend ihrer im AHG festgelegten Pflichten über die Priva-
tisierungsergebnisse informieren.

2 ' 3 In der Terminologie der Spieltheorie wird die Entscheidung über das Verhalten bei
der Vertragserfüllung als Strategiewahl bezeichnet.

214 Die Darstellung der Anreizprobleme in diesem Abschnitt steht unter der Annahme,
es gäbe nur eine Phase der Vertragserfüllung. Von der Möglichkeit, über Nachver-
handlungen zu entscheiden, ist zunächst abgesehen.
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Übersicht 3 — Vertragserfüllung nach dem Altschuldenhilfe-Gesetz ohne die
Möglichkeit des Nichtvertretenmüssens

Staat

50

S\

Wohnungsunternehmen

AI

P* P

+ + nicht
möglich

nicht (+) (+)
möglich

A2

P*

+ +

nicht
möglich

P

nicht
möglich

- -

Quelle: Eigene Darstellung.

Übersicht 4 — Vertragserfüllung nach dem Altschuldenhilfe-Gesetz mit der
Möglichkeit des Nichtvertretenmüssens

Staat

aNichtvertre

SO

Sl

enmüssen.

Wohnungsunternehmen

A\

P*

+ +

nicht möglich

P

durch 1 f durch ^
Sanktion y | NVM^-^^

AI

P*

—' durch größere
Anstrengung

nicht möglich

P

durch
4, NVMa

Quelle: Eigene Darstellung.

Plus- und Minuszeichen zeigen die Bewertung der Vertragserfüllung aus der
Sicht der Parteien. Pluszeichen kennzeichnen eine akzeptable oder wünschens-
werte Variante, Minuszeichen eine inakzeptable. Dabei zeigt das erste Zeichen
jeweils die Bewertung aus Sicht des Staates, das zweite Zeichen die Bewertung
aus Sicht der Wohnungsunternehmen. Pluszeichen in Klammern kennzeichnen
Varianten, die akzeptabel sind, auch wenn sie nicht dem eigentlichen Vertrags-
ziel entsprechen.

Übersicht 3 stellt die Möglichkeiten der Vertragserfüllung so dar, wie sie
ohne eine Klausel des Nichtvertretenmüssens bestehen würden. Die Kombina-
tion aus p* und 50, der Erfüllung der Privatisierungspflicht und der Nichtver-
hängung der Sanktion, stellt das Vertragsziel des AHG und damit den Kern der
vertraglichen Planung dar. Diese Kombination tritt zweimal auf und ist für beide
Parteien uneingeschränkt akzeptabel, unabhängig davon, ob die Wohnungsunter-
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nehmen das Privatisierungsziel mit geringen oder großen Anstrengungen (AI
oder A2) erreichen.

Die vertragliche Planung reicht jedoch über das Vertragsziel hinaus und be-
rücksichtigt auch Situationen, in denen die Privatisierungspflicht nicht erfüllt
und damit das Vertragsziel verfehlt wird. Argumentiert man unter der oben ge-
troffenen Annahme — nämlich dass es die Möglichkeit des Nichtvertretenmüs-
sens nicht gibt — hat der Staat bei einer Mindererfüllung der Privatisierungs-
pflicht (p~) keine Wahlmöglichkeit und muss die Sanktion verhängen (51),
unabhängig davon, ob die Wohnungsunternehmen geringe oder große Privatisie-
rungsanstrengungen (AI oder A2) entwickelt haben.

Akzeptieren die Wohnungsunternehmen eine Sanktionsklausel im Vertrag, so
drückt dies die Glaubwürdigkeit ihrer Zusicherung aus, große Privatisierungsan-
strengungen zu unternehmen, wenn dies zur Erfüllung der Privatisierungspflicht
notwendig ist: Auf diese Weise geben sie dem Staat eine Absicherung gegen op-
portunistisches Verhalten.

Würde der Vertrag jedoch tatsächlich unter der hier getroffenen Annahme ge-
schlossen, müssten die Wohnungsunternehmen auch dann mit der Verhängung
der Sanktion rechnen, wenn ihnen trotz großer Privatisierungsanstrengungen die
Erfüllung der Privatisierungspflicht nicht gelingt, etwa weil die Nachfrage der
Mieter zu niedrig ist. Da dies ungeachtet ihrer Privatisierungsanstrengungen ein-
treten kann, wären sie nicht bereit, einen solchen Vertrag zu unterschreiben.

Auch für den Staat kann es kaum wünschenswert oder akzeptabel sein, die
Sanktion bei Nichterfüllung der Privatisierungsverpflichtung trotz großer Priva-
tisierungsanstrengungen zu verhängen. Würde er die Vertragsstrafe auch verhän-
gen, ohne dass sich die Wohnungsunternehmen opportunistisch verhalten haben,
würde er sich als Partner für künftige Verträge diskreditieren.215 So gesehen
zeigt Übersicht 3 keinen Vertrag, sondern lediglich einen nicht konsensfähigen
Vertragsentwurf. Die vertragliche Planung muss also weiter greifen und für den
Fall, dass die Privatisierungspflicht trotz großer Anstrengungen nicht erfüllt
wird, anderweitige Vorkehrungen treffen.

Übersicht 4 stellt die Vertragserfüllung bei der Privatisierung so dar, wie sie
beim AHG mit der Öffnung der Sanktionsbestimmung durch die Möglichkeit
des Nichtvertretenmüssens besteht. Anders als zuvor hat der Staat jetzt die Mög-

Unter diesem Aspekt ist ebenfalls zu überlegen, ob die Wohnungsunternehmen die
Möglichkeit der NichtSanktionierung einer Nichterfüllung der Privatisierungspflicht
bei geringen Anstrengungen tatsächlich für wünschenswert halten (Übersicht 4, erste
Zeile, zweites Feld von links). Die Antwort auf diese Frage ist abhängig vom Zeit-
horizont, den die Unternehmen im Hinblick auf vertragliche Vereinbarungen mit
dem Staat haben. Je längerfristiger ihre Orientierung und je größer die Wahrschein-
lichkeit künftiger Transaktionen mit dem Staat, umso weniger attraktiv dürfte ihnen
diese Möglichkeit erscheinen.
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lichkeit, über die Verhängung oder Nichtverhängung der Sanktion zu entschei-
den, falls die Privatisierungspflicht nicht erfüllt werden sollte. Die Klausel des
Nichtvertretenmüssens ermöglicht also auch die Kombination aus Nichterfüllung
der Privatisierungspflicht und Nichtverhängung der Sanktion (p~ und SO). Die-
se Kombination kann sowohl bei geringen als auch bei großen Privatisierungsan-
strengungen auftreten und wird nun, je nach den zugrunde liegenden Privati-
sierungsanstrengungen, unterschiedlich bewertet.

Liegen der Kombination p~ und 50 große Privatisierungsanstrengungen AI
zugrunde, kann das Problem, das zuvor der Umsetzung des Vertrages im Wege
stand, gelöst werden. Die Klausel des Nichtvertretenmüssens ermöglicht es, trotz
Nichterfüllung der Privatisierungspflicht von der Verhängung der Sanktion ab-
zusehen. Der Staat hat zwar sein wohnungspolitisches Privatisierungsziel nicht
erreicht. Es ist ihm aber immerhin gelungen, eine Reputationseinbuße als fairer,
verlässlicher Vertragspartner zu vermeiden.

Liegen der Kombination p~ und SO jedoch geringe Privatisierungsanstren-
gungen AI zugrunde, wäre eine Situation gegeben, in der opportunistisches Ver-
halten der Wohnungsunternehmen ungestraft bliebe. Diese Situation, die zuvor
ausgeschlossen war und durch die Klausel des Nichtvertretenmüssens jetzt mög-
lich wird, ist für den Staat jedoch inakzeptabel. Für den Fall geringer Privatisie-
rungsanstrengungen AI wird der Staat die Sanktion wie zuvor verhängen wollen,
also die Kombination p~/Sl anstreben— sei es, dass diese Kombination
schließlich das Ergebnis der Vertragserfüllung darstellt, sei es, dass die drohende
Sanktionsverhängung die Wohnungsunternehmen nun doch zu großen Privati-
sierungsanstrengungen A2 veranlasst.

Die Klausel des Nichtvertretenmüssens gibt dem Staat eine Handlungsmög-
lichkeit, die im Hinblick auf ein vertragstreues Verhalten der Wohnungsunter-
nehmen, also im Hinblick auf deren Versprechen zu großen Anstrengungen bei
der Erfüllung der Privatisierungsverpflichtung, eine einigungs- und umsetzungs-
fähige Vertragsgestaltung ermöglichen soll, die jedoch auch zu opportunisti-
schem Verhalten einladen kann. Soll die Klausel des Nichtvertretenmüssens ih-
ren Zweck erfüllen, müssen — und diese Bedingung ist nicht leicht zu erfül-
len — operationale Kriterien verfügbar sein, anhand derer über ihre Anwendung
oder Nichtanwendung entschieden wird. Damit stellt sich die Vertragsgestaltung
im Kern als ein Informationsproblem dar.

Die Informations- und Anreizprobleme, die bei der Regelung von Ausnahmen
von der Sanktionsverhängung im Hinblick auf die Privatisierungsverpflichtung
auftreten, lassen sich anhand eines Spielbaums illustrieren (Schaubild 3). Er
stellt die Interaktionen zwischen Staat und Wohnungsunternehmen bei der Ver-
tragserfüllung ein sequentielles Spiel dar. Der Erfüllungszeitraum des Vertrages
ist in zwei Phasen gegliedert. Die Privatisierungsergebnisse der jeweiligen Phase



140 Kapitel D. Der Altschuldenkompromiss als wirtschaftspolitisches Instrument

Schaubild 3 — Anreizprobleme bei der Mieterprivatisierung nach dem Alt-
schuldenhilfe-Gesetz

Inanspruch- Nachfrage der
nähme von Mieter nach
Altschulden- Eigentums-
hilfen und wohnungen
Verpflichtung
zur Privatisie-
rung

Privatisierungsanstrengungen
der Wohnungsuntemehmen in
Phase 1

Privatisierungsergebnisse
am Ende von Phase 1

Nach Verhandlungs-
bereitschaft des
Staates über die
Privatisierungs-
verpflichtung

Pnvatisierungs- Sanktionsentschei-
anstrengungen düng des Staates
der Wohnungs- am Ende von
unternehmen in Phase 2
Phase 2

Privatisierungsergebnisse
am Ende von Phase 2
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N\
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N\

NO AI PI so P;#

• = Festsetzung. — ... = Die von der Nachverhandlungsbereitschaft des Staates abhängigen Mög-
lichkeiten der Vertragserfüllung werden in den Schaubildern 4 und 6 dargestellt.

Quelle: Eigene Darstellung.

werden mit px bzw. p2 bezeichnet. Zwischen der ersten Phase und der zweiten
Phase können Nachverhandlungen stattfinden.

Die Abfolge der Ereignisse ist so, dass zunächst die Mieter ihre Nachfrage
festlegen. Dies ist dargestellt durch die erste Verzweigung des Spielbaumes. Die
Nachfrage der Mieter kann zwei mögliche Ausprägungen annehmen: Dl be-
zeichnet eine geringe, D2 eine hohe Nachfrage. Die Entscheidung der Mieter für
oder gegen den Kauf einer Wohnung wird bestimmt durch ihre Präferenz für
Wohneigentum, durch ihr Haushaltseinkommen und die Erwartungen über des-
sen Entwicklung — dabei fließen auch die Arbeitsmarktlage und deren erwartete
Entwicklung ein — sowie durch die beim Wohnungserwerb zu erwartende Än-
derung der Wohnkostenbelastung.216

Die zweite Verzweigung des Spielbaums zeigt die Entscheidungen der Woh-
nungsunternehmen über ihre Privatisierungsanstrengungen. Diese können zwei
Ausprägungen annehmen, geringe Anstrengungen AI oder große Anstrengun-

2 1 6 Der Staat kann die Kaufbereitschaft der Mieter im Rahmen der Wohnungspolitik
sowie im Rahmen der allgemeinen Wirtschaftspolitik beeinflussen.
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gen (A2). Große Anstrengungen, A2, sind für die Unternehmen mit höheren
Kosten verbunden als AI, führen jedoch zu besseren Privatisierungsergebnissen.
Die Anstrengungen der Unternehmen spiegeln sich in der Qualität von Informa-
tion und Beratung der Mieter, in der Preisgestaltung sowie im Umfang der dem
Verkauf vorangehenden Sanierungsmaßnahmen. Die Nachfrage der Mieter sei
umso größer, je besser Information und Beratung, je niedriger Preise pro Qua-
dratmeter bzw. je geringer die Erhöhung der Wohnkostenbelastung im Vergleich
zur Miete und je umfangreicher die Sanierungsmaßnahmen.

Die Privatisierungsergebnisse, die erreicht werden, hängen ab von der Kom-
bination aus Mieternachfrage und Privatisierungsanstrengungen der Unterneh-
men. Bei Dl sei die Nachfrage so niedrig, dass die Wohnungsunternehmen die
Privatisierungsauflage auch bei vollständiger Nutzung ihrer Marktkenntnisse
und ihrer Handlungsmöglichkeiten, also auch bei großen Privatisierungsan-
strengungen (A2) nicht vollständig und fristgerecht erfüllen können. Bei Dl und
A2 kommt es zu einer geringen Mindererfüllung p~, bei Dl und AI und zu einer
erheblichen Mindererfüllung p . Bei DT. können die Wohnungsunternehmen
die Privatisierungsquote p* bei großen Privatisierungsanstrengungen (A2) voll-
ständig und fristgerecht erfüllen. Sind ihre Privatisierungsanstrengungen bei D2
gering (AI), kommt es zu einer geringen Mindererfüllung p~.

In der ersten Phase der Vertragserfüllung beginnt die Privatisierung und es
kommt zu Zwischenergebnissen p\, pj" oder pj™ . Dabei bezeichnet p\ ein
Zwischenergebnis, das für das Ende der Vertragslaufzeit eine vollständige und
fristgerechte Erfüllung erwarten lässt. Dann besteht nach der ersten Phase kein
Anlass, den Vertrag nachzuverhandeln, und der Staat ist nicht bereit, die Unter-
nehmen von ihren Verpflichtungen zu entbinden, pf lässt eine geringe Minder-
erfüllung und p~ eine erhebliche Mindererfüllung erwarten, pf und p~ sig-
nalisieren Gefährdungen für die Vertragserfüllung und stellen den Staat vor die
Frage, ob er Nachverhandlungen führen soll, um die Vereinbarungen anzupas-
sen, d.h. ob er den Unternehmen eine teilweise Entpflichtung gewähren soll, so
dass sie die angepasste Verpflichtung bis zum Ende der Vertragslaufzeit erfüllen
können.217 Würde der Staat Nachverhandlungen ablehnen, drohten ihm Nach-
teile aus der Sanktionsverhängung in Form von Investitionskürzungen der Un-
ternehmen. InvestitionskUrzungen können bereits vor dem Ende der Vertrags-
laufzeit auftreten, wenn die Unternehmen eine Mindererfüllung ihrer Privatisie-
rungspflicht befürchten und im Hinblick auf die Sanktionszahlung Rückstel-
lungen bilden.

Über die Sanktionsverhängung wird erst am Ende der Vertragsdauer entschieden.
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In der zweiten Phase wird die Privatisierung fortgeführt (Schaubild 4), entwe-
der zu den ursprunglichen Bedingungen, wenn nicht nachverhandelt wurde
(dann gilt weiter p*), oder zu den in den Nachverhandlungen festgelegten Be-
dingungen (dann gilt p*). Am Ende der zweiten Phase kommt es zu Ergeb-
nissen p\ , pi , P2~ bzw. pl , pi, pi', die eine vollständige und fristgerechte
Erfüllung, eine geringe Mindererfüllung bzw. eine erhebliche Mindererfüllung
einer gegebenenfalls neu definierten Privatisierungsverpflichtung bezeichnen.
Im Falle einer Mindererfüllung der ursprünglichen bzw. der neu vereinbarten
Privatisierungsverpflichtung wird die Sanktion verhängt. Die Höhe der Rückzah-
lungsforderung hängt ab vom Ausmaß der Mindererfüllung: Aus einer geringen
Mindererfüllung p~ resultiert eine geringe Rückzahlungsforderung s~, aus ei-
ner erheblichen Mindererfüllung p resultiert eine hohe Rückzahlungsfor-
derung s .

Das Problem der Vertragsdurchsetzung besteht darin, dass der Staat, wenn er
das Ergebnis p[ beobachtet, daraus nicht auf die zugrunde liegende Konstella-

Schaubild 4 — Vertragserfüllung bei Sanktion ohne Öffnungsklausela
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tion von Eigentumsnachfrage und Privatisierungsanstrengungen schließen kann.
Kurz: Er kann den Fall DI/A2 nicht vom Fall D2/AI unterscheiden. In beiden
Fällen besteht Nachverhandlungsbedarf, ebenso im Fall Dl/AI. Die Vereinba-
rungen sollten so nachverhandelt werden, dass die Wohnungsuntemehmen in der
zweiten Phase Anstrengungen von A2 entwickeln, sowohl dann, wenn sie zuvor
bereits A2 gewählt haben, als auch dann, wenn sie zuvor AI gewählt haben.

Im Fall DI/A2 sollte die Privatisierungsverpflichtung gerade so weit abge-
senkt werden, dass die Wohnungsunternehmen die angepasste Privatisierungs-
verpflichtung bis zum Ende der Vertragslaufzeit mit Anstrengungen von A2 er-
füllen können und nicht mit der Verhängung der Rückzahlungssanktion rechnen
müssen. Falls die Unternehmen die Sanktionskosten des Staates kennen, können
sie möglicherweise auch eine stärkere Absenkung ihrer Verpflichtung erreichen,
d.h. den Staat dazu zwingen, seinen diskretionären Handlungsspielraum zu ihren
Gunsten zu nutzen. Gleichwohl ist im Fall Dl/42 die Bereitschaft des Staates zu
Nach Verhandlungen über die Privatisierungsverpflichtung erforderlich, um die
Zustimmung der Unternehmen zu den Vereinbarungen zu erhalten, die sie sonst
angesichts der Möglichkeit Dl/42/'s' ablehnen würden.

Im Fall Dl/AI würde der Staat das Zwischenergebnis p~ beobachten und
könnte hiervon auf geringe Anstrengungen AI schließen. Wenn dies für die Un-
ternehmen vorhersehbar ist, werden sie A2 wählen statt AI, denn der Staat wird
erkennbar geringe Anstrengungen nicht mit einer Absenkung der Privatisie-
rungspflicht „belohnen". Die Anreize zu Anstrengungen A2 resultieren dabei
nicht allein aus der Sanktionsdrohung, da diese aufgrund hoher Sanktionskosten
des Staates schwach ist. Sie resultieren vielmehr zu einem guten Teil aus dem
Interesse der Unternehmen an einem Reputationserhalt für künftige Förderver-
träge.

Dies soll erreicht werden mit der Klausel des Nichtvertretenmüssens (Exkul-
pationsklausel). Sie stellt eine Öffnungsklausel der Sanktionsbestimmung dar
und bewirkt eine Öffnung in doppeltem Sinne. Zum einen eröffnet sie dem Staat
die Möglichkeit, von der Sanktionsverhängung abzusehen; er ist also nicht mehr
auf die unbedingte Sanktionierung aller am Ende der Vertragslaufzeit feststell-
baren Mindererfüllungen festgelegt. Zum anderen lässt die Klausel offen, unter
welchen Voraussetzungen von einer Sanktionsverhängung bei Mindererfüllung
abgesehen wird.

Bildlich gesprochen: Stellt man sich vertragliche Bindungen als geschlos-
senen Raum vor, so hat die Klausel des Nichtvertretenmüssens eine Öffnung ge-
schaffen, die es unter bestimmten Voraussetzungen ermöglicht, die aus den Ver-
einbarungen Verpflichteten zu entlassen. Allerdings hat man bei Vertragsschluss
zunächst nur den Umriss dieser Öffnung an die Wand gezeichnet und offen ge-
lassen, ob, wann und wie weit diese Tür geöffnet wird.
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Die Öffnungsklausel der Sanktionsbestimmung lässt die Vereinbarungen in
einem wichtigen Punkt unbestimmt, so dass für die Unternehmen Unsicherheit
über die Folgen einer Nichterfüllung ihrer Privatisierungsverpflichtung besteht.
Anders als bei einem Vertrag mit Sanktion, aber ohne Öffnungsklausel können
sie nun die Folgen ihrer Entscheidung über die Privatisierungsanstrengungen
weniger präzise kalkulieren.

Ausnahmen vom Prinzip der Vertragserfüllung schwächen grundsätzlich die
Anreize, die im Vertrag vereinbarten Leistungen zu erbringen. Um die Anreiz-
wirkung einer Öffnungsklausel in einer Sanktionsbestimmung zu verdeutlichen,
ist es daher hilfreich, die alternativen Möglichkeiten der Vertragsgestaltung zu
vergleichen (Schaubild 5). Enthält der Vertrag keine Sanktionsbestimmung, so
verlassen sich die Parteien, um die Erfüllung des Vertrages sicherzustellen, ent-
weder auf Anreize, die hinreichend stark sind, um die Erfüllung der Leistungs-
pflicht vorteilhaft zu machen, oder auf die Möglichkeit einer gerichtlichen
Durchsetzung. Eine Ausnahme vom Grundsatz der Vertragserfüllung ist also
nicht vorgesehen.

Enthält der Vertrag eine Sanktionsbestimmung, aber keine Öffnungsklausel,
sind die Leistungsanreize am stärksten. Eine Ausnahme vom Grundsatz der Ver-
tragserfüllung ist nicht vorgesehen, weder für die Leistungspflicht, die durchge-
setzt werden soll, noch für die Sanktion: Sie ist, wenn die Leistung nicht er-
bracht wird, ohne Ausnahme zu verhängen. Die vertragliche Planung sieht einen
Ausnahmetatbestand also weder für die Leistungserfüllung noch für die Sank-
tionsverhängung vor.

Enthält der Vertrag eine Sanktionsbestimmung mit Öffnungsklausel (beim
AHG: Klausel des Nichtvertretenmüssens), sieht er sowohl Ausnahmen von der
Leistungspflicht als auch Ausnahmen von der Sanktionsverhängung vor. Über-
spitzt gesagt: Die Öffnungsklausel der Sanktionsbestimmung schafft einen Aus-
nahmetatbestand (Härtefallregelung) nicht nur für die zur Leistung Verpflichte-
ten, sondern ebenso für den Empfänger der Leistung, der sonst, ungeachtet der
für ihn damit verbundenen Kosten, zur Verhängung der Sanktion verpflichtet
wäre.

Eine Klausel, die für beide Parteien eine Ausnahme vom Grundsatz der Ver-
tragserfüllung zulässt, droht die Anreize beiderseits zu schwächen und damit die
Erfüllung des Vertrages in Frage zu stellen. Inwieweit sich dieses Risiko reali-
siert, hängt davon ab, ob, wann und wie die Anwendungskriterien für die Öff-
nungsklausel formuliert werden. Werden sie ex ante vollständig bestimmt, d.h.
werden ex ante sowohl die relevanten Parameter festgelegt als auch die Schwel-
lenwerte, bei deren Erreichung Ausnahmen zulässig sein sollen, würde dies die
Anreize, insbesondere der zur Leistung Verpflichteten, in der Tat erheblich
schwächen. Die Anreize würden nachlassen, sobald sich abzeichnet, dass die
Schwellenwerte erreicht werden könnten. Die Anreize wären insbesondere dann



Schaubild 5

///. Ex-post-Maßnahmen zur Absicherung und Durchsetzung 145
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Quelle: Eigene Darstellung.

schwach, wenn sich die zur Leistung Verpflichteten strategisch verhalten kön-
nen, d.h. wenn Parameter festgelegt würden, deren Entwicklung sie beeinflussen
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können und wenn ihnen diese Einflussnahme geringere Kosten verursacht als die
Erfüllung der Leistung.

Einer Schwächung der Leistungsanreize in der einen oder anderen Form kann
vorgebeugt werden, wenn die Kriterien, die Ausnahmen von der Vertragserfül-
lung rechtfertigen sollen, zunächst unbestimmt bleiben. Dabei variiert die Stärke
der Leistungsanreize mit dem Ausmaß an Unsicherheit, das zugelassen bzw. ge-
schaffen wird. Die Leistungsanreize werden am wenigsten beeinträchtigt, wenn
sowohl die relevanten Parameter als auch deren Schwellenwerte unbestimmt
bleiben. Werden die Parameter bereits bei Vertragsschluss festgelegt und ledig-
lich die Schwellenwerte zunächst unbestimmt gelassen, schwächt dies die Lei-
stungsanreize durch — ihnen entgegengesetzte — Anreize zu strategischem Ver-
halten.

Um die Wirkungsweise der Sanktion mit Öffnungsklausel beim AHG darzu-
stellen, ist es notwendig den Zeitraum der Vertragserfüllung nun in drei Phasen
zu gliedern.218 Der Beginn der dritten Phase ist durch eine weitere Nach-
verhandlungsmöglichkeit gekennzeichnet, dargestellt durch eine dritte Verzwei-
gung des Spielbaumes (Schaubild 6). Diese Verzweigung tritt nun jedoch nicht
mehr in allen Fällen auf wie zuvor bei der einheitlichen Nachverhandlung über
eine (generelle) Teilentpflichtung, sondern nur noch dann, wenn die Vertragser-
füllung gefährdet erscheint und die Kriterien des Nichtvertretenmüssens erfüllt
sind. Die dritte Verzweigung lässt sich interpretieren als die Entscheidung der
Unternehmen, einen Antrag auf Anerkennung des vorzeitigen Nichtvertreten-
müssens zu stellen.219

Entscheidend für die Wirkungsweise der Öffnungsklausel des Nichtvertreten-
müssens ist, dass die Unternehmen ihre Entscheidung über die Privatisierungs-
anstrengungen treffen müssen, bevor sie die Kriterien des Nichtvertretenmüssens
kennen. Zum Zeitpunkt ihrer Entscheidung wissen die Unternehmen zwar, dass
es prinzipiell die Möglichkeit des Nichtvertretenmüssens und damit Ausnahmen
von der Sanktionsverhängung bei Nichterfüllen gibt. Sie wissen aber nicht, wie
sich die äußeren Umstände entwickeln und welche Umstände als relevant für die
Anwendung der Klausel angesehen werden (Knightsche Ungewissheit) (Knight
1921). Gegenüber einem Vertrag mit Sanktionsbestimmung, aber ohne Öff-
nungsklausel in dieser Bestimmung sind die Anreize zu Privatisierungsanstren-
gungen nun schwächer. Gegenüber einem Vertrag mit Sanktionsklausel und von
Anfang an bekannten Kriterien des Nichtvertretenmüssens sind die Anreize je-

2 1 8 Mit dieser Annahme wird die fest vorgegebene Vertragslaufzeit lediglich anders ge-
gliedert.

2 1 9 Diese Anträge sind bei der KfW zu stellen. Sie prüft die Erfüllung der Kriterien und
erteilt gegebenenfalls einen Bescheid über die so genannte vorzeitige Anerkennung
des Nichtvertretenmüssens. Eine abschließende Anerkennung erfolgt erst zum Ende
der Vertragslaufzeit.
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doch stärker, denn solange ein Unternehmen nicht weiß, ob es Dispens erhalten
wird, hat es größere Anreize, Privatisierungsanstrengungen zu entwickeln, als
wenn es sich bereits im Kreis derer sieht, die die Kriterien für ein Nichtvertreten-
müssen erfüllen.

Aus den vorangegangenen Überlegungen folgt: Die Öffnungsklausel des
Nichtvertretenmüssens in der Sanktionsbestimmung ist eine strategische Klausel.
Ihre Unvollständigkeit gewährleistet eine Anreizwirkung, die nicht erreicht wer-
den könnte, wenn sie bereits bei Vertragsschluss vollständig bestimmt würde.
Die Anreizgestaltung mit Hilfe dieser strategischen Klausel ist hinreichend wirk-
sam, wenn auch nicht perfekt: Je weiter die Vertragserfüllung voran schreitet,
umso mehr wird erkennbar, ob die ursprüngliche Einschätzung der Privati-
sierungsmöglichkeiten zutreffend war oder nicht. War sie es nicht und sind die
Gründe dafür auch erkennbar, dann können die Unternehmen Erwartungen über
die zur Definition des Nichtvertretenmüssens heranzuziehenden Kriterien bilden.
Für diejenigen Unternehmen, die sich dabei zunehmend als Kandidaten eines
Nichtvertretenmüssens erkennen, sinken die Anreize zu Privatisierungsanstren-
gungen. Für die übrigen Unternehmen jedoch, die die Möglichkeit eines Nicht-
vertretenmüssens für sich allmählich ausschließen können, verstärken sich die
Anreize dagegen oder bleiben mindestens gleich.220

Bei einer Sanktionsbestimmung mit unbestimmter Öffnungsklausel wählen
die Unternehmen ihre Privatisierungsanstrengungen also so, dass sie die Privati-
sierungsverpflichtung mit größtmöglicher Wahrscheinlichkeit erfüllen. Sie wer-
den AI also nur dann wählen, wenn sie auch mit geringen Anstrengungen ihre
Verpflichtung sicher erfüllen können und nicht Gefahr laufen, später eine Min-
dererfüllung vertreten zu müssen. Sie werden A2 wählen, wenn sie diese Sicher-
heit nicht haben.

Wird die Klausel des Nichtvertretenmüssens im Laufe der Vertragserfüllung
präzisiert und soll die angestrebte Anreizwirkung erreicht werden, müssen die
Kriterien des Nichtvertretenmüssens bestimmten Anforderungen genügen, (i) Sie
müssen, anders als die Nachfrage der Mieter und die Anstrengungen der Woh-
nungsunternehmen, objektiv beobachtbar und messbar sein, (ii) Sie müssen zur

2 2 0 Wenn die Kriterien des Nichtvertretenmüssens nicht bekannt sind, besteht ein Anreiz
lediglich geringe Anstrengungen zu entwickeln, nur dann, wenn der Kostenunter-
schied zwischen AI und A2 größer ist als die Höhe der aus einer Mindererfüllung
resultierenden Sanktionszahlung. Die Höhe der Sanktionszahlung sinkt mit steigen-
dem Grad der Erfüllung. Der Kostenunterschied zwischen A\ und AI wächst dage-
gen bei fortschreitender Privatisierung und zunehmender Ausschöpfung des Nachfra-
gepotentials (steigende Grenzkosten). Dieser Fall kann umso eher eintreten, je größer
der Wohnungsbestand eines Unternehmens ist. Denn je größer der Wohnungsbe-
stand, desto größer der absolute Umfang der Privatisierungsverpflichtung, und desto
geringer der Beitrag einer einzelnen Privatisierung zu ihrer Erfüllung. Allerdings
könnte sich ein Unternehmen aus Reputationsgründen selbst bei einer solchen Kon-
stellation veranlasst sehen, seine Privatisierungsverpflichtung vollständig zu erfüllen.



///. Ex-post-Maßnahmen zur Absicherung und Durchsetzung 149

Eigentumsnachfrage der Mieter in einem engen funktionalen Zusammenhang
stehen, (iii) Sie dürfen nicht durch die Unternehmen beeinflussbar sein, (iv) Da-
bei muss sichergestellt sein, dass die Unternehmen nicht durch abgestimmtes
Verhalten (Kollusion) eine „weiche" Formulierung der Schwellenwerte errei-
chen können, so dass letztlich nur wenigen Unternehmen Dispens gewährt wer-
den muss.

Sind diese Anforderungen erfüllt, ist sowohl sichergestellt, dass nicht alle Un-
ternehmen von der Erfüllung der Privatisierungspflicht befreit werden, als auch,
dass nicht alle Unternehmen sanktioniert werden. Dabei ist der letzte Aspekt
ebenso wichtig wie der erste: Würden alle Unternehmen ihre Verpflichtung un-
vollständig erfüllen und müssten "deswegen die erhaltene Teilentlastung von Alt-
schulden in Abhängigkeit vom Ausmaß der Mindererfüllung zurückzahlen, so
wäre das zwar ein Ergebnis, das der vertraglichen Planung im Hinblick auf die
Sanktion entspräche. Dieses Ergebnis würde aber möglicherweise eine erheb-
liche Verfehlung des Zieles „Verbesserung der Kredit- und Investitionsfähigkeit
der Unternehmen", wie es in § 1 AHG als Zweck der Altschuldenhilfen festge-
legt ist, nach sich ziehen.

Die Kriterien, die bei der Umsetzung des AHG für die Anerkennung des
Nichtvertretenmüssens festgelegt wurden, genügen den für die angestrebte An-
reizwirkung zu stellenden Anforderungen überwiegend, aber nicht vollständig.
So ist etwa das Kriterium „Wohnraumleerständ" durchaus von den Unternehmen
beeinflussbar. Einer Manipulation, sprich einem „strategischen" Wohnraumleer-
stand, sind allerdings Grenzen gesetzt, da den Unternehmen durch jeden Leer-
stand Kosten in Form entgangener Mieteinnahmen entstehen, die die Höhe der
Sanktionszahlung, die vermieden werden soll, übersteigen können.

Zusammenfassend ist zur Durchsetzungseffizienz des Nichtvertretenmüssens
bei der Privatisierungspflicht der Wohnungsunternehmen nach dem AHG Fol-
gendes festzustellen: Die Wohnungsunternehmen verfügen aufgrund von Infor-,
mationsvorteilen im Hinblick auf die Privatisierungsnachfrage der Mieter und
insbesondere im Hinblick auf ihre eigenen Privatisierungsanstrengungen über
opportunistische Handlungsspielräume. Diese können durch die strategische Un-
vollständigkeit in der Öffnungsklausel der Sanktionsbestimmung des AHG und
diesbezügliche Nachverhandlungen gemindert, aber nicht vollständig ausge-
räumt werden. Zudem sind die erforderlichen Ex-post-Maßnahmen zur Präzi-
sierung und Anwendung der Klausel des Nichtvertretenmüssens mit hohen
Transaktionskosten verbunden. Neben den Nachverhandlungen über die Konkre-
tisierung dieser Klausel müssen auch Nachverhandlungen über Umfang und
Ausgestaltung der Privatisierungspflicht geführt werden. Die Nachweispflichten
der Unternehmen führen zu aufwendigen Dokumentationen.221 Trotz dieses

2 2 1 Die Unternehmen müssen zusammen mit dem Antrag auf vorzeitige Anerkennung
des Nichtvertretenmüssens der KfW Unterlagen einreichen, aus denen u.a. hervor-
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Aufwands kann es beim Privatisierungsziel immer noch zu einer Mindererfül-
lung aufgrund opportunistischen Verhaltens kommen.

c. Modifikation des Nichtvertretenmüssens

Im April 1999 hat der Lenkungsausschuss die Möglichkeiten einer vorzeitigen
Entlassung aus der Privatisierungspflicht erweitert. Während die drei Kriterien
für die Anerkennung eines Nichtvertretenmüssens (Arbeitslosenquote von min-
destens 20 vH, Bevölkerungsrückgang von mindestens 10 vH, dauerhafter
Wohnraumleerstand von mindestens 10 vH) bislang gleichzeitig erfüllt sein
mussten, reicht es künftig aus, wenn ein Unternehmen entweder bei einer Leer-
standsquote von mindestens 10 vH lediglich eines der beiden anderen Kriterien
erfüllt oder wenn die Summe der Prozentsätze der drei Kriterien für ein Unter-
nehmen mindestens 40 vH beträgt. ^ Voraussichtlich werden etwa 100 Woh-
nungsunternehmen davon profitieren (Handelsblatt 1999).

Die Neuregelung wird damit begründet, „daß es für einen Teil der Wohnungs-
unternehmen zunehmend schwieriger wird, die Verpflichtungen aus dem Alt-
schuldenhilfe-Gesetz mit vertretbarem Aufwand zu erfüllen" (BMVBW 1999,
Hervorhebung durch d. Verf.). Hiermit wird erstmals ein vertragsendogener Fak-
tor, nämlich der Sachverhalt steigender Grenzkosten der Privatisierung, zur Be-
gründung einer Ex-post-Anpassungsmaßnahme des AHG herangezogen. In die-
ser Hinsicht unterscheidet sich die Modifikation des Nichtvertretenmüssens
grundsätzlich von den zuvor durchgeführten Änderungen und Ergänzungen des
AHG, die jeweils auf vertragsexogene Faktoren abgestellt haben.

Steigende Grenzkosten der Privatisierung sind dagegen kein außerhalb der
Regelungen des AHG liegender Faktor. Vielmehr sind sie, da das Privatisie-
rungsziel in Form einer Quote formuliert wurde, den Regelungen inhärent. Dabei
ist der Anstieg der Grenzkosten umso stärker, je ehrgeiziger die Zielsetzung.
Dies war von Anfang an voraussehbar. Es ist allerdings einzuräumen, dass das
Ausmaß des Grenzkostenanstiegs aufgrund vertragsexogener Faktoren stärker
ausgefallen sein mag, als ursprünglich erwartet.

geht, dass sie für die (Mieter-)Privatisierung geeignete Objekte ausgewählt haben,
dass sie Mieterversammlungen einberufen und Einzelgespräche angeboten haben,
dass sie konkrete Kaufpreise genannt haben und dass sie ihre Privatisierungsbemii-
hungen über einen hinreichend langen Zeitraum entfaltet haben. Die Festlegung der
Kriterien für ein „intensives Bemühen" stellt eine wichtige Handlungsmöglichkeit
des Staates dar. Er kann die Maßstäbe möglicherweise so hoch ansetzen, dass er die
Wahl geringer Privatisierungsanstrengungen A1 ausschließt.

2 2 2 Für Zwischenerwerber ist eine Antragstellung auf vorzeitige Feststellung des „Nicht-
vertretenmüssens" bei Nichterfüllung ihrer Veräußerungsverpflichtung nach wie vor
nicht möglich (Rundschreiben der KfW vom 12.4.1999).
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Folgt man der Logik des Grenzkostenarguments, müsste es in den kommen-
den Jahren weitere Erleichterungen oder Ausnahmen bei der Erfüllung der Pri-
vatisierungspflicht geben. So erscheint es nur folgerichtig, dass weitergehende
Änderungen des AHG bereits im Gespräch sind und dass die Vertreter der Woh-
nungswirtschaft die gänzliche Abschaffung der Privatisierungs- und Erlösab-
führungspflicht fordern, „um die Kredit- und damit die Investitionsfähigkeit
auch in Zukunft zu gewährleisten" (Handelsblatt 1999).

Eine Änderung oder Abschaffung des AHG wäre allerdings nicht erforder-
lich, um dieses Ziel zu erreichen. Vielmehr könnten, wie jetzt geschehen, die Re-
gelungen des Nichtvertretenmüssens sukzessive angepasst werden. Insbesondere
aus Sicht der staatlichen Wohnungspolitik könnte es vorteilhaft sein, eine Geset-
zesänderung wegen der drohenden Reputationseffekte zu vermeiden und auch
für künftige Änderungen den Verwaltungsweg, sprich eine Änderung der unter-
gesetzlichen Regelungen zu wählen. Dies würde jedenfalls gelten, wenn die Re-
gierung, unter der der Altschuldenkompromiss seinerzeit geschlossen wurde,
noch im Amt wäre. Die neue Regierung hingegen könnte eine Gesetzesänderung
gerade aufgrund der Signal- und Reputationseffekte, die damit verbunden sind,
favorisieren und das Mittel der Gesetzesänderung gezielt dazu nutzen, um der
von der Vorgängerregierung eingeleiteten Wohnungspolitik ihren Stempel auf-
zusetzen.

Der Schwenk im Begründungsverhalten, den die staatliche Wohnungspolitik
mit der Neuregelung des Nichtvertretenmüssens vollzogen hat, ist wohl auf die
veränderte Ausrichtung der Wohnungspolitik nach dem Regierungswechsel zu-
rückzuführen. Das veränderte Begründungsverhalten zeigt, dass die Unterneh-
men bei den Verhandlungen und Vereinbarungen zum Altschuldenkompromiss
mit einem, wenn auch damals schwer kalkulierbaren, Regulierungsrisiko, d.h.
einem Risiko hinsichtlich des Ex-post-Verhaltens der Regierung als Vertrags-
partner konfrontiert waren. Es trifft heute in Form einer Ungleichbehandlung
diejenigen Unternehmen, die ihre Privatisierungspflicht bereits erfüllt und die
damit verbundenen Kosten getragen sowie die vereinbarten Erlösabführungen
geleistet haben. Je mehr dagegen denjenigen Unternehmen, die ihre Privatisie-
rungspflicht noch nicht vollständig erfüllt haben, die Möglichkeit des Nichtver-
tretenmüssens eingeräumt und die weitere Erfüllung der Privatisierungspflicht
erlassen wird, umso mehr sähen die anderen ihre Privatisierungsanstrengungen
entwertet.

Das Problem der Ungleichbehandlung der Unternehmen bei weiteren Befrei-
ungen von der Privatisierungspflicht kann außerdem Probleme der Interessen-
vertretung auf Seiten der Wohnungsunternehmen zu Tage treten lassen, denn im
Hinblick auf weitere Befreiungen sind die Interessen der ostdeutschen Woh-
nungsunternehmen nicht einheitlich, sondern geteilt. Je stärker der GdW als In-
teressenvertreter aller Wohnungsunternehmen künftig für weitere Befreiungen
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von der Privatisierungspflicht eintritt, umso eher können die Interessenunter-
schiede zwischen den Unternehmen zu verbandsinternen Spannungen führen.223

d. Nichtvertretenmüssen aus ordnungspolitischer Sicht

Die Anerkennung des Nichtvertretenmüssens bedeutet die Anerkennung von
Durchsetzungsgrenzen für die Privatisierungsverpflichtung der Unternehmen
und damit die Ex-post-Lösung des Zielkonfliktes zwischen Privatisierung und
Investitionen. Dabei-wird das Ziel, bei dem die Vertragserfüllung an Durchset-
zungsgrenzen stößt (hier: die Privatisierung) als Satisfizierungsziel weiterver-
folgt und das Anspruchsniveau für dieses Ziel nach Maßgabe der Durchsetzbar-
keit festgelegt.

Dieser Weg der Konfliktlösung erweist sich jedoch als risikoreich und kosten-
trächtig. Die Änderung der vertraglichen Verpflichtungen ex post beinhaltet das
Risiko der Ungleichbehandlung in dem Sinne, dass die Unternehmen, die ihre
Verpflichtungen erfüllen bzw. bereits erfüllt haben, benachteiligt werden gegen-
über denjenigen, die nun aus ihren Verpflichtungen entlassen werden. Bei der
Festlegung der Kriterien des Nichtvertretenmüssens stellt sich die Frage, inwie-
weit die Vertragserfüllung nach dem erreichten Ergebnis oder nach den bei der
Erfüllung entwickelten Anstrengungen beurteilt werden soll. Oder anders ausge-
drückt: ob die Unternehmen eine Gleichbehandlung im Hinblick auf ihre Priva-
tisierungsergebnisse oder, mit Rücksicht auf unterschiedliche Marktbedingun-
gen, im Hinblick auf ihre Privatisierungsanstrengungen erfahren sollen.

Um eine praktikable Lösung für die Vertragsanpassung zu finden, wird mit
der Konkretisierung der Klausel des Nichtvertretenmüssens ein aufwendiges Do-
kumentations- und Prüfungsverfahren eingerichtet. Die teilweise Entpflichtung
der Unternehmen ex post ist nicht nur mit den Kosten verbunden, die die Durch-
führung des Verfahrens selbst verursacht, sondern auch mit höheren Absiche-
rungs- und Durchsetzungskosten, die sich als Folge geschwächter Anreize zur
Vertragserfüllung in künftigen Verträgen ergeben.

Exkurs: Zur Systematik und Modellierung von Förderverträgen

Förderverträge werden regelmäßig unter Unsicherheit über die künftige Markt-
entwicklung und angesichts einer asymmetrischen Informationsverteilung zwi-
schen Staat und Unternehmen geschlossen. Sie sind daher notwendigerweise

Die Vorstellung, dass die Interessenvertreter der Wohnungsunternehmen es erreichen
könnten, dass, um ein Mindestmaß an Gleichbehandlung zu gewährleisten, den Un-
ternehmen, die ihre Privatisierungspflicht bereits erfüllt haben, ein Teil der abge-
führten Privatisierungserlöse vom Erblastentilgungsfonds zurückerstattet wird, er-
scheint gegenwärtig jedenfalls allzu kühn.
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unvollständig. Die sich daraus ergebenden Durchsetzungsprobleme können je-
doch, je nach Förderziel und Vertragsgestaltung, unterschiedlich komplex sein.

Die Privatisierung von Wohnungen nach dem AHG ist ein Beispiel für einen
sehr komplexen Fördervertrag. Die Fördermittel, hier: Zinshilfe und Teilentlas-
tung von Wohnungsbaualtschulden, werden zu Beginn der Vertragslaufzeit ge-
zahlt. Sie werden unter Auflagen vergeben, für deren Erfüllung ein quantitatives
Ziel vorgeben ist. Die Nichterfüllung der Auflagen ist mit einer Sanktionsdro-
hung belegt und sowohl für die Erfüllung der Auflage als auch für die
Verhängung der Sanktion sind Ausnahmetatbestände vorgesehen.

Eine systematische Analyse von Förderverträgen und ihrer Durchsetzung
muss daher mindestens folgende Dimensionen der Vertragsgestaltung unter-
scheiden:

- Die Fördermittel können mit oder ohne Auflagen vergeben werden. Die Auf-
lagen sollen die zweckgerichtete Verwendung der Mittel sicherstellen und
spiegeln in der Regel den Förderzweck wider, etwa die Schaffung von Ar-
beitsplätzen oder die Durchführung von Investitionen einer bestimmten Art.

- Die Fördermittel können als Gesamtbetrag zu Beginn der Vertragslaufzeit ge-
geben werden oder in Teilbeträgen im Laufe der Vertragserfüllung. Werden
sie in Teilbeträgen gegeben, besteht die Möglichkeit, sie an die Erfüllung der
Auflagen zu binden.

- Die Auflagen können qualitativ oder quantitativ festgelegt werden. Bei einer
quantitativen Festlegung wird in der Regel auch ein Zeitrahmen festgelegt, da
nur so die Erfüllung der Auflagen sinnvoll geprüft werden kann.

- Zur Erfüllung der Auflagen können monetäre Anreize gegeben werden; dies
sind in der Regel die Fördermittel. Die monetären Anreize können das einzige
Instrument sein, um die Auflagen durchzusetzen. Sie können aber auch er-
gänzt werden durch die Androhung von Sanktionen. Da Sanktionen als Strafe
gedacht sind und den wirtschaftlichen Erfolg der Unternehmen schmälern,
wird mit der Vereinbarung von Sanktionen unvermeidlich ein Konflikt mit
dem Förderziel geschaffen.

- Für die Erfüllung der Auflagen bzw. für die Verhängung der Sanktion können
Ausnahmetatbestände vorgesehen sein oder nicht.

Bei der modellmäßigen Abbildung von Förderverträgen ergeben sich weitere
Vertragsvarianten. So lassen sich

- gleiche oder unterschiedliche Gewichte für die einzelnen Argumente in der
Zielfunktion des Staates unterscheiden, etwa ein höheres Gewicht für Wähler-
stimmen vor einem Wahltermin oder unterschiedliche Gewichte für die Stim-
men verschiedener Wählergruppen, und es lassen sich verschiedene Ausprä-

J
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gungen und Kombinationen der Risikoneigung bei Staat und Unternehmen
unterscheiden,
verschiedene Zeithorizonte beim Staat (je nach Wahlzyklus) und bei den Un-
ternehmen (je nach der geplanten Nutzungsdauer von Investitionen) unter-
scheiden oder
verschiedene Formulierungen der Zielfunktion plausibel begründen. So ist es
denkbar, den Reputationsmechanismus nicht als Argument der Zielfunktion
zu betrachten, sondern als eine Nebenbedingung, die bei der Optimierung der
Zielgröße zu beachten ist; dann wären auch Verträge darstellbar, bei deren Er-
füllung ein vorhandenes Reputationskapital bewusst, bis zum Erhalt eines
Mindestniveaus oder bis zu seiner vollständigen Aufzehrung —• seitens des
Staates oder seitens der Unternehmen — eingesetzt wird.

4. Frühzeitige Beendigung

a. Regelung der frühzeitigen Beendigung

Mit einem zweiten Altschuldenhilfe-Änderungsgesetz (Deutscher Bundesrat
2000) wird die Möglichkeit geschaffen, die Privatisierungspflicht der Un-
ternehmen bereits mit dem Jahr 1999 enden zu lassen. Der Gesetzentwurf sieht
vor, dass die Wohnungsunternehmen, die ein Nichtvertretenmüssen ihrer Privati-
sierungspflicht für sich in Anspruch nehmen können, den Schlussbescheid über
die Privatisierung — und damit die Sicherheit, dass die ihnen seinerzeit gewähr-
te Schuldenentlastung weder aufgehoben noch reduziert wird — vier Jahre
früher erhalten als nach bislang geltendem Recht. Über die bei der Prüfung des
Nichtvertretenmüssens künftig anzuwendenden Kriterien wird der Lenkungsaus-
schuss entscheiden und sie in Form einer untergesetzlichen Regelung festlegen.
Dabei werden die bisherigen objektiven Kriterien (Arbeitslosenquote, Bevölke-
rungsentwicklung, Wohnungsleerstand) möglicherweise um solche ergänzt, die
direkt an den Privatisierungsbemühungen und an der wirtschaftliche Lage des
Wohnungsunternehmens anknüpfen.

Für die Unternehmen, die ihre Privatisierungspflicht bislang nicht erfüllt ha-
ben, und die ein Nichtvertretenmüssen auch künftig nicht in Anspruch nehmen
können, wird hinsichtlich der weiteren Erfüllung ihrer Privatisierungspflicht eine
Wahlmöglichkeit geschaffen: Sie können diese Verpflichtung ganz oder teilwei-
se durch weitere Privatisierungen erfüllen oder durch die Zahlung einer Ablöse-
summe nach Maßgabe der sonst zu leistenden Erlösabführung an den Erblasten-
tilgungsfonds (Freikaufsregelung). Dabei ist die Ablösesumme — in Anlehnung
an die Erlösabführungspflicht — umso höher, je später die Freikaufsregelung in
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Anspruch genommen wird.224 Für weitere Privatisierungen bzw. die Durchfüh-
rung des Freikaufs steht den Unternehmen, wie bislang, der Zeitraum bis Ende
2003 zur Verfügung. Sie erhalten den Schlussbescheid, sobald sie entweder die
erforderlichen Privatisierungen oder den Freikauf durchgeführt haben.

b. Frühzeitige Beendigung aus Sicht der Wohnungsunternehmen

Die Wohnungsunternehmen, die nach dem 2. AHÄG ihre Privatisierungspflicht
beenden können, erreichen eine vollständige Entlastung von den Kosten, die
einerseits mit der Entwicklung von Privatisierungsanstrengungen verbunden sind
und andererseits mit dem Nachweis dieser Anstrengungen gegenüber der KfW.
Zudem erhalten sie bereits vier Jahre früher als ursprünglich geplant die Gewiss-
heit über die endgültige Teilentlastung von Altschulden. Dies verbessert ihre
Planungsgrundlagen und ihre Kreditwürdigkeit. Die Unternehmen, die auch
künftig nicht in der Lage sein sollten, ein Nichtvertretenmüssen für sich in An-
spruch zu nehmen, erhalten mit der Freikaufsregelung eine zusätzliche Option
für die Erfüllung ihrer Privatisierungspflicht.

Die Wohnungsunternehmen sehen in der Freikaufsregelung allerdings keine
zusätzliche Option, sondern kritisieren sie als einen schmälernden Eingriff in die
Möglichkeit des Nichtvertretenmüssens. Sie befürchten, dass Unternehmen, de-
nen es trotz ihrer Bemühungen nicht gelingen sollte, die Privatisierungspflicht zu
erfüllen, in die Freikaufsregelung gedrängt werden könnten (GdW 2000). Insge-
samt halten die Wohnungsunternehmen die Erleichterungen des 2. AHÄG zwar
für begrüßenswert, jedoch für unzureichend. Sie fordern darüber hinaus

- die Streichung der Altschulden für dauerhaft leerstehenden oder abgerissenen
Wohnraum;

- eine Beweislastumkehr bei der Feststellung des Nichtvertretenmüssens; in den
Fällen, in denen begründete Zweifel an der Berechtigung des Nichtvertreten-
müssens bestehen, soll künftig die KfW belegen müssen, dass die Privatisie-
rungsanstrengungen des Unternehmens unzureichend waren; ansonsten sollen
zur Feststellung des Nichtvertretenmüssens die der KfW vorliegenden jährli-
chen Berichte ausreichen, in denen die Privatisierungsbemühungen bereits do-
kumentiert sind, um den Unternehmen den Aufwand einer nochmaligen Do-
kumentation und Begründung zu ersparen;

2 2 4 „Die Höhe dieser Zahlungen bestimmt sich nach der vom Wohnungsunternehmen
zur Erfüllung der Verpflichtung (...) [zur Privatisierung von 15 vH seines Wohnungs-
bestandes, d. Verf.] unter Berücksichtigung sämtlicher bisheriger Privatisierungen
noch zu veräußernden Quadratmeter Wohnfläche mit dem Betrag von 200 Deutsche
Mark. Für das Jahr 2002 ist die Wohnfläche mit einem Betrag von 220 Deutsche
Mark zu multiplizieren und für das Jahr 2003 mit 240 Deutsche Mark ..." (Deutscher
Bundesrat 2000: Art. 1 Abs. 2d 2. AHÄG).
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- im Rahmen des Solidarpakts II Hilfen aus dem Erblastentilgungsfonds für
Wohnungsunternehmen in strukturschwachen Gebieten mit einer hohen Bela-
stung durch dauerhaft leerstehende Wohnungen.

Inwieweit sich die Wohnungsunternehmen mit diesen Forderungen im Ge-
setzgebungsverfahren durchsetzen können, bleibt abzuwarten.

c. Frühzeitige Beendigung aus Sicht der Wohnungspolitik

Aus Sicht der Wohnungspolitik geht es bei der frühzeitigen Beendigung der Pri-
vatisierungspflicht nach dem AHG um die weitere Stärkung der Investitions-
fähigkeit der ostdeutschen Wohnungsunternehmen und darum, den Vollzug des
AHG zu erleichtern und zu beschleunigen (Deutscher Bundesrat 2000). In dieser
Zielsetzung liegt das Eingeständnis, dass eine weitergehende Zielerreichung bei
der Privatisierung nicht durchgesetzt werden kann und dass sich der Vollzug des
Gesetzes als aufwendig und kompliziert erwiesen hat. Die Auswirkungen des 2.
AHÄG auf die Möglichkeiten der Mieter zum Eigentumserwerb werden in der
Begründung des Gesetzes nicht angesprochen.

d. Frühzeitige Beendigung unter dem Aspekt der Vertragsdurchsetzung

Die Wirkung des 2. AHÄG auf die Durchsetzung der Privatisierungsverpflich-
tung hängt entscheidend von der Formulierung der Kriterien des Nichtvertre-
tenmüssens ab. Es ist nicht auszuschließen, dass angesichts der Interessenlage
und der Kräfteverhältnisse der an den Verhandlungen beteiligten Parteien die für
die frühzeitige Beendigung anzuwendenden Kriterien so festgelegt werden, dass
nun nahezu alle noch in der Privatisierungspflicht stehenden Unternehmen ein
Nichtvertretenmüssen erreichen können. Dabei muss letztlich offen bleiben, in
welchem Maße dies durch exogene, marktbedingte Faktoren gerechtfertigt ist
und in welchem Maße die Nichterreichung der Privatisierungsziele dem Ziel-
konflikt zwischen Privatisierung und Investitionen sowie dem politischen Druck
seitens der Wohnungswirtschaft geschuldet ist.

Die Auswirkungen des 2. AHÄG auf die Zwischenerwerber sind noch offen.
Das Gesetz selbst enthält hierzu keine Regelungen. Im Prinzip bleiben die ur-
sprünglich geschlossenen Verträge und die darin geschaffenen Verpflichtungen
vom 2. AHÄG unberührt. Es obliegt also den Wohnungsunternehmen, die Erfül-
lung dieser Verträge, einschließlich der Privatisierungsverpflichtung mit Mieter-
vorrang, zu überprüfen. Sobald ein Unternehmen jedoch den Schlussbescheid
über die endgültige Erledigung seiner eigenen Verpflichtungen erhalten hat,
dürfte es schwerlich ein Interesse daran haben, die Verträge mit den Zwischener-
werbern strikt durchzusetzen. Da zum einen der Aufwand an Zeit und Kosten
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eines Rechtsstreites hoch ist und da es zum anderen auf Seiten der Politik bzw.
der KfW an Transparenz über die Vertragserfüllung durch die Zwischenerwer-
ber fehlt und auch auf dieser Seite das Interesse möglicherweise an einer strikten
Durchsetzung nur gering ist, könnte mit dem 2. AHÄG nun tatsächlich die Be-
endigung der Privatisierung nach dem Altschuldenhilfe-Gesetz erreicht werden.

e. Frühzeitige Beendigung aus ordnungspolitischer Sicht

Mit dem 2. AHÄG geht es in erster Linie um einen geordneten Rückzug aus den
seinerzeit mit dem AHG geschaffenen Verpflichtungen der Unternehmen zu In-
vestitionen und Privatisierungen einerseits und der Verpflichtung der Politik zu
deren Durchsetzung andererseits. Da weitere Privatisierungsziele offensichtlich
nicht mehr erreichbar sind und die Privatisierungspflicht nicht weiter durch-
setzbar ist, liegt die Bedeutung des 2. AHÄG im Wesentlichen darin, die Kosten
des weiteren Vollzugs zu sparen. Inwieweit dies ohne Reputationseinbußen für
die Politik und ohne eine Ex-post-Ungleichbehandlung zwischen den nun zu be-
günstigenden Unternehmen und den übrigen erreicht werden kann, hängt zum
einen ab von der Gestaltung der Freikaufsregelung — diese orientiert sich an der
Belastung, die die Unternehmen zu tragen hatten, die ihre Privatisierungspflicht
erfüllt und Erlöse abgeführt haben225 — und hängt zum anderen ab von der
Festlegung der Kriterien des Nichtvertretenmüssens, über die erst im weiteren
Verlauf der Beratungen und des Gesetzgebungsverfahrens entschieden wird.

5. Zusammenfassende Bewertung

Die Ex-post-Anpassungsmaßnahmen zur Durchsetzung der Privatisierungs-
pflicht weisen den Altschuldenkompromiss als einen typischen relationalen,
langfristigen und unvollständigen Vertrag aus. Sie haben teils die Präzisierung
unbestimmter bzw. die Vervollständigung unvollständiger Regelungen zum Ge-
genstand, teils jedoch auch die Änderung von explizit im AHG getroffenen Be-

2 2 5 „Die Höhe [der Ablösesumme, d. Verf.] soll sich nach den Erlösen bemessen, die im
Schnitt aller Unternehmen bei der Erfüllung der Privatisierungspflicht realisiert wor-
den sind. Hierbei wird das gewogene Mittel der von allen Unternehmen in den Jah-
ren 1994 bis 1998 erzielten Nettoerlöse zu Grunde gelegt. Dadurch erhält die über-
durchschnittliche Zahl der Veräußerungen im Jahr 1996 mit dem in diesem Jahr
mittleren Preisniveau stärkeren Einfluß auf die Höhe des Durchschnittserlöses. Bei
Ansatz der aktuellen Erlösabführungsquote von 50 vH ergibt sich ein Ablösebetrag
von 200 DM je m2 Wohnfläche, die zur Erfüllung der Verpflichtung noch veräußert
werden müßte. Die Wohnungsunternehmen sollen die Ablöseregelung auch während
der Nachfrist (...) nutzen können. Als Anreiz, diese Option möglichst frühzeitig in
Anspruch zu nehmen, soll die fiktive Erlösabführung im Zeitraum der Nachfrist um
20 DM jährlich steigen ..." (Deutscher Bundesrat 2000: 9).
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Stimmungen. Bei der Regelung mieternaher Privatisierungsformen handelt es
sich um die Präzisierung zuvor unbestimmter Regelungen, bei der Festlegung
der Kriterien des Nichtvertretenmüssens um die Schließung einer so genannten
strategischen Lücke. Dagegen sind mit der Absenkung der Progression der Er-
lösabführungspflicht und der frühzeitigen Beendigung der Privatisierungspflicht
explizite Regelungen des AHG, bei denen eine Änderung nicht vorgesehen war,
Gegenstand von Ex-post-Anpassungsmaßnahmen gewesen.

Die Maßnahmen zur Ex-post-Anpassung sind sowohl mit hohen Transak-
tionskosten verbunden als auch mit dem Problem der Ex-post-Ungleichbehand-
lung. Insbesondere die Maßnahmen, die an den Privatisierungsanstrengungen
der Unternehmen anknüpfen, nämlich die Durchsetzung des Mietervorrangs bei
der Regelung mieternaher Privatisierungsformen und die Handhabung des
Nichtvertretenmüssens, erweisen sich ex post als ausgesprochen transaktions-
kostenaufwendig. Der hohe Aufwand, den diese Bestimmungen in Form von
Prüfungs- und Dokumentationspflichten nach sich ziehen, ist jedoch erforder-
lich, um bei der Modifikation der Leistungspflichten zum einen so weit wie
möglich zu verhindern, dass die Wohnungsunternehmen Marktrisiken, die ihnen
mit dem Vertrag zugewiesen worden waren, auf den Staat übertragen, zum an-
deren, um das Ausmaß der Ex-post-Ungleichbehandlung zu begrenzen zwischen
den Unternehmen, die ihre Privatisierungspflicht vollständig erfüllt haben oder
noch erfüllen müssen, und denen, die ein Nichtvertretenmüssen und damit eine
Erleichterung ex post für sich in Anspruch nehmen können. Eine Erleichterung,
die sich nicht mit besonders schwierigen Marktverhältnissen, also nicht mit ver-
tragsexogenen Faktoren rechtfertigen ließe, würde für die Unternehmen, die ihre
vertraglichen Pflichten uneingeschränkt erfüllen, eine Benachteiligung ex post
darstellen (Regulierungsrisiko) und für die Politik die Gefahr von Glaubwürdig-
keitsverlusten bergen.

Trotz des hohen Durchsetzungsaufwandes kann das Privatisierungsziel des
Altschuldenkompromisses nicht wie geplant realisiert werden. Die Vertragser-
füllung stößt an Durchsetzungsgrenzen, die überwiegend aus vertragsexogenen
Faktoren resultieren — sowohl Wohnungsunternehmen wie Wohnungspolitik
haben die Privatisierungsmöglichkeiten deutlich überschätzt. Die Marktverhält-
nisse zu überschätzen bedeutet in diesem Fall, die spezifischen Investitionen und
damit die Risiken der Eigentumserwerber zu unterschätzen, die angesichts der
Unsicherheiten über die wirtschaftliche Entwicklung in der Transformation
besonders groß sind und für die sie im Rahmen des Altschuldenkompromisses
keine adäquate Absicherung erhalten. Zu einem gewissen Teil resultieren die
Durchsetzungsgrenzen freilich auch aus den nicht kontrollierbaren Verhaltens-
spielräumen der Unternehmen. Die Festlegung von Kriterien des Nichtvertreten-
müssens bedeutet, diese Durchsetzungsgrenzen anzuerkennen und den ex ante
ungelösten Konflikt zwischen Investitionen und Privatisierung ex post zu lösen.
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Die Wohnungsbaualtschulden, die den ostdeutschen Wohnungsunternehmen
bzw. Kommunen durch den Einigungsvertrag übertragen worden waren, behin-
derten den Transformationsprozess in der Wohnungswirtschaft zum einen, weil
ihr Rechtscharakter ungeklärt war, zum anderen, weil sich die unternehmens-
und objektbezögene Zuordnung der Altschulden als nicht lösbar erwies und vor
allem, weil die Höhe der Schulden den Wert der zugehörigen Wohnungssub-
stanz vielfach erheblich überstieg. Überdies konnten die Unternehmen aufgrund
der fortbestehenden Mietpreisbindungen den Kapitaldienst für die Altschulden
nicht mit der Bewirtschaftung der Wohnungen verdienen.

1993 wurden im Rahmen des Föderalen Konsolidierungsprogramms mit dem
so genannten Altschuldenkompromiss zwischen der Bundesregierung und der
ostdeutschen Wohnungswirtschaft Regelungen zur Lösung des Altschulden-
problems getroffen. Der Bund gewährte den Unternehmen Altschuldenhilfen
und übernahm dabei in Form der Teilentlastung einen Teil der Altschulden. Die
verbleibenden Altschulden müssen die Unternehmen selbst tragen. Als Gegen-
leistung für die Altschuldenhilfen verpflichteten sie sich zu Modernisierungs-
investitionen in den Wohnungsbestand und sie übernahmen eine Privatisierungs-
verpflichtung, der zufolge sie im Laufe von zehn Jahren 15 vH ihres Wohnungs-
bestandes vorrangig an bisherige Mieter zu privatisieren haben.

Auf diese Weise führte der Altschuldenkompromiss zwar zu einer Lösung des
Altschuldenproblems, er wirft jedoch mit der Durchsetzung der Privatisierungs-
verpflichtung ein neues Problem auf, nämlich das der Gestaltung und Durchset-
zung der Privatisierungsverpflichtung. Leistung (Altschuldenhilfen), Gegenlei-
stung (Privatisierung) und Durchsetzungsmechanismen müssen so aufeinander
abgestimmt werden, dass beide Parteien, der Staat wie die Wohnungsunterneh-
men, ihre Ziele erreichen können. Um diese Abstimmungsleistung zu erbringen
und das Verhalten der Parteien auf die Erfüllung vereinbarter Leistungen zu len-
ken, müssen die Vereinbarungen in transaktionskostengünstiger Weise Koordi-
nierungsstrukturen schaffen, die den Parteien sowohl wirksame Anreize als auch
eine hinreichende Absicherung gegen Umweltrisiken wie gegen Verhaltensrisi-
ken (Risiko opportunistischen Verhaltens) bieten.

Die im AHG festgeschriebenen Regelungen des Altschuldenkompromisses
begründen langfristige, unvollständige Verträge zwischen dem Staat und Woh-
nungsunternehmen, deren Erfüllung für beide Parteien mit spezifischen In-
vestitionen verbunden ist und darum Erpressungspotentiale (hold-up) beinhaltet.
Aufgrund unvollständiger und asymmetrischer Informationen ist der Vertrag vor
allem im Hinblick auf die Privatisierungsverpflichtung der Unternehmen über-
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wiegend auf Selbstdurchsetzung angewiesen. Aus Sicht des Staates geht es bei
der Vertragsgestaltung darum, die Privatisierungsauflage glaubwürdig durchzu-
setzen, ohne sich jedoch im Hinblick auf das Investitions- und Förderziel er-
pressbar zu machen.

Zur Durchsetzung und Absicherung der Verpflichtungen aus dem Altschul-
denkompromiss, insbesondere der Privatisierungsverpflichtung der Wohnungs-
unternehmen, werden (i) die residualen Rechte gemeinsam ausgeübt. Es werden
(ii) wechselseitige spezifische Investitionen getätigt, und zwar in physische
Vermögenswerte ebenso wie in Glaubwürdigkeitskapital. Und (iii) kommt eine
Sanktionsvorschrift mit der strategisch unvollständigen Öffnungsklausel des
Nichtvertretenmüssens zum Einsatz, die der Vertragserfüllung nachträglich den
Charakter eines Zug-um-Zug-Geschäftes verleiht. Zudem werden bestehende
Vertragsverhältnisse fortgeführt und neue gebildet.

Da sich die zu entwerfende vertragliche Lösung des Altschuldenproblems in
die bereits getroffenen Entscheidungen und die bereits bestehenden Verpflich-
tungen der Politik einfügen musste, ist der Altschuldenkompromiss als Teil eines
komplexen Netzwerks von Verträgen und Vertretungsverhältnissen zu sehen.
Zum einen bestand bereits der Grundsatz, in der Transformation Aktiva und
Passiva gemeinsam zu übertragen. Daher kam aus Gründen der Gleichbehand-
lung eine umstandslose Streichung der Wohnungsbaualtschulden nicht in Frage.
Zum anderen bestand die sozialpolitische Verpflichtung, die ostdeutschen Mie-
ten nur nach Maßgabe der Einkommensentwicklung steigen zu lassen. Daher
mussten die Wohnungsunternehmen auf kostendeckende Mieten verzichten, mit
denen sie, neben den zur Finanzierung von Investitionen benötigten Mitteln,
auch den Kapitaldienst auf die Altschulden hätten erwirtschaften können. Diese
Rahmenbedingungen waren also nicht nur Teil des Altschuldenproblems, son-
dern auch die entscheidenden Restriktionen, die bei seiner Lösung zu beachten
waren.

Der Altschuldenkompromiss bildet seinerseits den Rahmen für eine Reihe
neuer Verträge und Vertretungsverhältnisse. Dies ist zum einen das Vertretungs-
verhältnis zwischen dem Bund und der KfW, die als seine Vertreterin (Manda-
tarin) eine neue Aufgabe übernimmt und sein Vertragsinteresse gegenüber den
Wohnungsunternehmen durchzusetzen hat. Und zum anderen sind es die Ver-
tragsverhältnisse zwischen der KfW und den einzelnen Wohnungsunternehmen,
die Vertragsverhältnisse zwischen den Wohnungsunternehmen und den Zwi-
schenerwerbern und schließlich die Vertragsverhältnisse zwischen den Woh-
nungsunternehmen bzw. den Zwischenerwerbern und den bisherigen Mietern,
die schließlich bei der Privatisierung der Wohnungen zustande kommen. Zur
Durchsetzung der Privatisierungsverpflichtung im Rahmen des Altschulden-
kompromisses müssen die Handlungen all dieser Akteure koordiniert werden.
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Ex ante erscheint die vertragliche Gestaltung des Altschuldenkompromisses
im Hinblick auf die angestrebte Koordinierungsleistung insgesamt transaktions-
kostengünstig. Ex post erwiesen sich jedoch insbesondere die Maßnahmen zur
Modifizierung der Privatisierungspflicht als transaktionskostenaufwendig. Damit
sind die Möglichkeiten zur Durchsetzung des Privatisierungszieles auf vertrag-
licher Ebene, d.h. bei der Gestaltung der Absicherungs- und Durchsetzungs-
mechanismen, weitgehend oder sogar vollständig ausgeschöpft worden. Ein bes-
seres Privatisierungsergebnis hätte auch durch eine andere Vertragsgestaltung
kaum erreicht werden können. Die Frage nach einer besseren Zielerreichung
führt damit auf die Ebene der übergeordneten Rahmenbedingungen und der poli-
tischen Zielsetzung.

Will sich die Politik angesichts des Dilemmas von Glaubwürdigkeit und Er-
pressbarkeit ihre Handlungsspielräume bewahren, muss sie Durchsetzungsgren-
zen als die Grenzen des Machbaren antizipieren und ihre Ziele und Nebenbe-
dingungen dementsprechend zurückhaltend formulieren. Dabei sollte sie Wert
darauf legen, Zielkonflikte ex ante zu lösen. Und sie sollte darauf verzichten,
Marktergebnisse — beim Altschuldenkompromiss: eine bestimmte Zahl von Pri-
vatisierungen und eine bestimmte Gruppe von Erwerbern — als Förderziel bzw.
als Förderauflage zu wählen oder bei der Vergabe von Fördermitteln von Aufla-
gen gänzlich absehen. Treffenderweise wird Politik als die Kunst des Machbaren
bezeichnet. Will sie die Grenzen des Machbaren erweitern, kommt es vor allem
auf weitsichtige Grundsatzentscheidungen und eine zweckmäßige (Um-)Gestal-
tung der Rahmenbedingungen an.

Als Fazit bleibt festzuhalten: Die Risiken opportunistischen Verhaltens und
die hohen Ex-post-Anpassungskosten zur Begrenzung eben dieser Risiken sind
bei langfristigen, unvollständigen Verträgen zwischen Staat und Marktakteuren
erheblich. Insbesondere der Staat ist in hohem Maße erpressbar, da er zumeist
eine Vielzahl von Zielen verfolgt und diese selten konsistent formuliert.
Aufgrund der langfristigen Bindungen, die mit relationalen Verträgen geschaffen
werden, sind die Möglichkeiten einer wirtschaftspolitischen Korrektur ex post
jedoch eingeschränkt. Dies ist ein Risiko, das ex ante oft unterschätzt oder gar
übersehen wird.
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